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Vorwort

Carsten Herrmann-Pillath

»Die irrationale und unfreie Realität der

modernen Welt ist zum großen Teil das

Resultat eines ebenso unfreien und wenig

rationalen politischen und ökonomischen

Denkens.«

Walter Oswalt

I.

WalterOswalt, nach langer Krankheit im Jahre 2018 unzeitig verstorben, hinterlässt

unsmit diesemBuch sein geistiges Erbe.Dieses Erbe erweckt ein anderes Erbe zum

Leben, die Ideen derjenigen, die in den großen Revolutionen, die unser heutiges

politisches Selbstverständnis als liberale Demokratien prägen, Verlierer waren, ob-

gleich sie zu diesenmaßgeblich beitrugen. In der englischen Revolution waren dies

die Leveller und verwandte Gruppen, in der französischen Revolution der ›Cercle

social‹ und in der amerikanischen Revolution die Gegner der Föderalisten,mitTho-

mas Paine als Brückenfigur zwischen der französischen und der amerikanischen

Revolution. Walter Oswalt erkennt in allen diesen Gruppen ein gemeinsames The-

ma: Der Ruf nach radikaler Entmachtung, nach einer wahrhaft freien Gesellschaft.

Diese Ideenwaren kein eschatologischerUtopismus, sondern begründet in konkre-

ten Forderungen nach einermachtfreien und gerechtenWirtschaftsweise und nach

einer egalitären Demokratie. Walter Oswalts Buch zeigt in großem Detail und mit

einemReichtumanQuellen auf,welche konkreten institutionellenEntwürfe bereits

damals vorgelegt wurden, die bis heute nur teilweise umgesetzt sind: Unter ande-

rem deshalb, weil sie von den Gewinnern der revolutionären Kämpfe nur selektiv

aufgenommenwurden, gefiltert durch Interessen der neuen Platzhalter derMacht.

Walter Oswalts Projekt ist aber keineswegs nur ein ideengeschichtliches im en-

genSinne.Vielmehrwendet er sich gegendieVorstellung, es habenur eineModerne

gegeben.Auf den erstenBlick gibt es zwei zwar gegensätzliche Interpretationen der

Zeitenwende der Aufklärung,die aber dennoch beide in derselben Sackgasse enden:
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Entweder der Fortschrittsoptimismus, der uns in die heutige Klima-Krise geführt

hat,oderdie pessimistische, ja defätistischeDiagnosederDialektik derAufklärung,

die dieseKrise als unausweichlich erscheinen lässt.WalterOswalt schreibtmit Blick

auf die letztere:

»[…] Wenn es nur das eine und einzige Projekt der Moderne gegeben hätte, dann

wäre es nur folgerichtig, von einer nie überwindbarenDialektik der Aufklärung zu

sprechen. Die reale Historie aber – beginnend mit den Levellern – dokumentiert,

dass es beimKollaps der altenOrdnungmindestens zwei durchaus differente Pro-

jekte der Moderne gab. Wer diese Tatsache berücksichtigt, wird sehen, dass das

Problem – wie bereits gezeigt – weniger in einer allgemeinen Dialektik der Auf-

klärung als vielmehr in jener besonderen Tradition der Aufklärung zu suchen ist,

die zwar politisch dominierte, doch weder die erste noch die einzige Strömung

der auf Menschenrechte sowie auf Wohlstand zielenden Moderne war.«1

In seiner akribischen Analyse zeigt sich, dass Dreh- und Angelpunkt die Frage nach

der Beziehung zwischenWirtschaft und Politik bzw.Gesellschaft ist. Eine wahrhaft

freie Wirtschaft schafft gleichzeitig den Boden, auf dem die freie Gesellschaft ge-

deiht.Damit tritt einDilemmazuTage: Seit diesenRevolutionen ist die freieMarkt-

wirtschaft doch einKernelement liberalerDemokratien,was störtWalterOswalt al-

so?Was ist denn verloren gegangen?

Die moderne Wirtschaft ist ungeachtet aller Betonung der Freiheit tatsächlich

eine vermachtete Wirtschaft, und zieht damit auch die Politik in ihren Bann. Wal-

ter Oswalt nennt die ideologische Rechtfertigung, ja Verschleierung dieses Tatbe-

standes den ›schwachen Liberalismus‹ und rekonstruiert die historischen Quellen

eines ›starken Liberalismus‹. Dieser ›starke Liberalismus‹ ist das tertium datur der

beiden alternativen Interpretationen der Aufklärung,und eröffnet unsHeutigen ei-

nen Ausweg aus deren Sackgasse.

II.

Walter Oswalt hat sich zeit seines Lebens mit dem Problem der wirtschaftlichen

Macht auseinandergesetzt. Dabei stellte er sich jedoch quer zu den seinerzeitigen

marktkritischen Strömungen in der politischen Bewegung, der er sich früh an-

schloss, der Umwelt- und Friedensbewegung. Später wurde erMitglied der Grünen

und und gehörte zur ersten Fraktion der Grünen im Frankfurter Stadtparlament.

Seine Idee war, dass der Markt selbst ein Bollwerk der Freiheit sein kann. Damit

1 Walter Oswalt, in diesem Buch S. 298
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bezog er sich auf ein weiteres geistiges Erbe, dasjenige des deutschen Ordolibe-

ralismus, zu dem als ein Begründer sein Großvater Walter Eucken zählte. Der

Enkel begann, Eucken gegen den Strich etablierter Interpretationen zu bürsten.

Mir selbst, dem gleichen Jahrgang wie er zugehörig, waren die Probleme dieser

Interpretationen ebenfalls aufgefallen, und so kamen wir Anfangs der neunziger

Jahre zusammen.

Wer EuckensGrundsätze derWirtschaftspolitikwirklich liest, kann nicht umhin zu

erkennen, dass das Problem der Macht im Zentrum steht. Die Idee der Marktwirt-

schaft als die beste Form des Wirtschaftens wird vertreten, aber gleichzeitig dia-

gnostiziert Eucken ihre Anfälligkeit für Vermachtung: Deswegen ist das primäre

Ziel der institutionellen Gestaltung der Marktwirtschaft, Vermachtung im Keim zu

ersticken. Vermachtung ist zwar auch ein ökonomisches Problem, da sie Verluste

an Effizienz, Produktivität und Innovationskraft mit sich bringt, zuvörderst aber

ein politisches und gesellschaftliches. In der Rezeption Euckens gab es dann eine

Wendung, dieWalter Oswalt in ganz ähnlicherWeise für die frühen Vertreter eines

starken Liberalismus beschreibt: Viele der Vorschläge,wie Vermachtung verhindert

werdenkann,wurdenals rückwärtsgewandtundals einermodernenWirtschaft un-

angemessen beurteilt, wie beispielsweise Euckens klare Absage an alle Formen der

Haftungsbeschränkung im Gesellschaftsrecht. Mit Blick auf die Frühzeit der deut-

schen Sozialen Marktwirtschaft schreibt Walter Oswalt:

»Doch für den Kern des Programms von Eucken – das heißt für Konzernentflech-

tung und Kartellauflösung, für Wettbewerbsordnung und Wirtschaftsverfas-

sung – zeigte Erhard kein Interesse. Im Gegenteil, Schlüsselposten des von ihm

seit 1949 geleiteten Ministeriums für Wirtschaft der Bundesrepublik Deutsch-

land besetzte er mit Repräsentanten großer Unternehmen. Eucken, Böhm und

ihr Umkreis mussten bald erkennen, dass sie von der Bonner Regierung keine Po-

litik erwarten konnten, die die alten Zusammenballungen ökonomischer Macht

entflechten und der neu entstehenden Machtkonzentration Einhalt gebieten

würde.«2

AlsUniversitätsassistentwurdemirmein Interesse anEuckenals unzeitgemäßaus-

geredet, die zeitgemäße Version der Freiburger Schule sei in Hayek verkörpert, sei-

nerzeit die intellektuelleGallionsfigurderneoliberalenWendenweltweit.Mit genau

derselben Rhetorik wurden die Starkliberalen in den drei großen Revolutionen ab-

geurteilt. Fortschritt durchVermachtung, lautete dieDevise – natürlich nichtwört-

lich, sondern in liberalenWorthülsen verkleidet.Dies definiert auch die enge Bezie-

hung zwischen schwachem Liberalismus und Wachstumsoptimismus, ein Thema,

das fürWalter Oswalt wichtig ist, da es ihm,demökologischenDenker, auch darum

2 Walter Oswalt, in diesem Buch S. 295
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geht,Wege aus der tiefen ökologischen Krise der Menschheit zu finden. Typischer-

weise wird die starkliberale Position als hinderlich, ja feindlich demWachstum kol-

portiert, und genau deshalb als dem Fortschritt feindlich und rückwärtsgewandt.

Tragisch ist, dass Walter Oswalt in seiner umfassenden Analyse der relevan-

ten Geschichtsschreibung zeigt, dass diese Bewertung des starken Liberalismus

zunächst durch seine politischen Gegnervertreten wurde und sich dann auch als

herrschende geschichtswissenschaftliche Meinung durchsetzte: Selbst wenn die

progressiven sozialen Vorstellungen gewürdigt werden, gelten die ökonomischen

Ideen zumeist als rückwärtsgewandt, als die Zeichen der Zeit verkennend. Er

zeigt im Detail an vielen Beispielen, wie die Dogmengeschichte der modernen

Wirtschaftslehren schwachliberale Denker in die offizielle Genealogie der freien

Marktwirtschaft einordnet, und systematisch die seinerzeitigen starkliberalen

Vertreter marginalisiert, ja schlicht der Vergessenheit anheimstellt, etwa wenn

Quesnay als Vorläufer des Wirtschaftsliberalismus etikettiert wird, nicht aber der

eigentlich liberale Denker d’Argenson.Damit gibt der Ausgang politischer Konflikte

in der Vergangenheit die Leitmotive, um die Ideengeschichte zu schreiben, mit

der fatalen Konsequenz, dass wir bis heute in Gesellschaften leben, die zwar die

Freiheit auf ihre Fahne schreiben, aber in Unfreiheit verstrickt bleiben. Mit Blick

auf die Französische Revolution schreibt Walter Oswalt:

»Der halbierte Liberalismus führte, wie zuvor bei Locke und Hamilton, zu unauf-

löslichen Widersprüchen. Zwar sollten die Menschenrechte für alle gelten; doch

sollte das Wahlrecht nur von denen in Anspruch genommen werden können, die

über ein gewisses Maß an Besitz verfügten. Meinungs- und Pressefreiheit soll-

ten gelten, aber möglichst ohne direkte politische Wirkung bleiben. Versamm-

lungs- und Organisationsfreiheit wurden von den Schwachliberalen der Verfas-

sunggebenden Nationalversammlung/Konstituante argwöhnisch betrachtet und

halbherzig geduldet, aber aufgehoben, sobald es der Herrschaft dienlich schien.

Dann und wann wurden dazu auch Mittel der Gewalt, das heißt Totschlag und

Mord eingesetzt.«3

III.

Wie im Zitat deutlich wird, war eine Erbsünde des schwachen Liberalismus, dass

er die Interessen der Besitzenden vertrat, wenn auch der Bürgerlichen, gegen die-

jenigen der Aristokratie. Das Thema des Eigentums ist ein Leitmotiv, das Eucken

mit den frühen Starkliberalen verbindet. Die meisten Zugänge zu Privateigentum

begreifen dies ausschließlich als Recht, das unabdingbar an die Freiheit der indi-

viduellen Person geknüpft ist, eine Auffassung, die Walter Oswalt auf den ersten

3 Walter Oswalt, in diesem Buch S. 273
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schwachliberalen Klassiker zurückführt, John Locke. Dieses originäre Recht findet

dann zwar Grenzen in den Rechten anderer, aber es wird nicht bereits ab ovo als eine

Form der Machtausübung angesehen. Als eine Form von Macht müsste es also im-

manent begrenzt werden. Diese Funktion übernimmt bei Eucken die Haftung: Die

Person als Eigentümer muss auch die Verantwortung für alle Folgen übernehmen,

die sich aus der Nutzung des Eigentums ergeben. Kein Recht ohne Verpflichtung

zur Übernahme von Verantwortung, d.h. Haftung. Genau diese Auffassung wurde

alsnicht zeitgemäßabgeurteilt,dennsiehättedie radikaleKonsequenzgehabt,dass

alle modernen Rechtsformen, die Großunternehmen erst ermöglichen, in sich zu-

sammenfielen. Und sind nicht gerade diese Träger und Motoren des wirtschaftli-

chen Fortschritts? John Locke, der Schwachliberale, unterstützte die Gründung der

ersten kolonialen Großunternehmen und war selbst Investor – seine Eigentums-

theorie legitimierte den Landraub auf dem amerikanischen Kontinent. Dies ist die

schwachliberale Erbsünde. Sie wirkte fort, etwa in der amerikanischen Debatte um

die ersten Kapitalgesellschaften, in der sich die Leitmotive finden, die auch die Sor-

gen Euckens um die Vermachtung durch Aktiengesellschaften begründeten. Wal-

ter Oswalt zeigt immer wieder auf, wie sich historische Konflikte um Vermachtung

mutatismutandis in der heutigenWirtschaft und Politik wieder finden, leider oft nur

latent, weil der hegemoniale schwachliberale Diskurs die Sicht versperrt, fast, weil

die Worte fehlen: Macht ist oft paradox als Freiheit etikettiert, und wie kann man

Freiheit durch Freiheit kritisieren?

Natürlich hat die deutsche Soziale Marktwirtschaft wichtige Elemente des

Ordoliberalismus aufgenommen, wie die politische Unabhängigkeit der Zentral-

bank oder das Wettbewerbsrecht. Aber in Walter Oswalts Sicht sind dies eher

schwachliberale Zugeständnisse, genauso wie John Locke mit seinen gepriesenen

sogenannten Gründungsideen des Liberalismus tatsächlich nur eine reduzierte

Version der starkliberalen Forderungen nach Freiheit ausformuliert hat. Eine un-

abhängige Zentralbank heutigen Zuschnitts unterbindet nicht die wirtschaftliche

Macht des Finanzsektors, und auch nicht konkret die Schöpfung privaten Geldes:

Eucken hatte hingegen, wie viele andere liberale Ökonomen, eine an Sachwerte

gebundene Geldschöpfung verlangt, eine moderne Form des Goldstandards. Aus

der schwachliberalen Perspektive ist auch dies eine weitere unzeitgemäße und

rückwärtsgewandte Idee.

IV.

Mit der Verdrängung der starkliberalen Position ins historische Abseits bildete sich

der tragische Konflikt zwischen Sozialismus undKapitalismus heraus, der seit dem

neunzehnten Jhd. die Weltgeschichte beherrscht. Die starkliberale Position steht

orthogonal zu diesem manichäischen Dualismus. Ein herausragendes Beispiel ist
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ThomasPaine,denWalterOswalt ausführlichdiskutiert.Painewarnachdrücklicher

Befürworter des freien Marktes, aber gleichzeitig der Auffassung, dass die Natur

gemeinsames Gut aller Menschen sei, das nicht privat angeeignet werden darf. Er

warderBegründer der Idee eines allgemeinenundbedingungslosenGrundeinkom-

mens für alle Menschen, das aus der Nutzung dieses Gutes finanziert wird. Ein sol-

ches Einkommenwäre tatsächlich eines der wichtigsten Bollwerke gegen Vermach-

tung, weil die Entscheidung frei würde, sich auf dem Arbeitsmarkt anderen unter-

zuordnen. Es ist oft notiert worden, dass ein Paradox des sich als ›frei‹ gerierenden

modernen Kapitalismus ist, dass sich die Mehrheit der Menschen in Unternehmen

einer sehr weitreichenden Kontrolle und Beherrschung unterwerfen muss, vermit-

telt durch den sogenannten ›freien‹ Arbeitsmarkt. Die starkliberale Position muss

diese systematische Vermachtung der Arbeit desMenschen ablehnen.Was den his-

torischen Starkliberalismus angeht, so sah dieser die Freiheit des arbeitendenMen-

schen in einerWirtschaft vonEigentümern in Landwirtschaft,Handwerk undHan-

del realisiert. In der modernen industriellen und postindustriellen Wirtschaft ist

dies weniger leicht zu definieren, wenngleich kein geringerer als John Rawls der

Meinung war, dass es nur zwei Wege gäbe, in der Gegenwart eine liberale Gesell-

schaft zu begründen:Die ›property-owning democracy‹ oder den ›liberal socialism‹.

Walter Oswalt zeigt das tertium datur auf. DemGrundeinkommen kommt eine zen-

trale Funktion bei der Befreiung der Arbeit aus der vermachteten Marktwirtschaft

zu.

V.

Ein zentrales Thema des starken Liberalismus ist die Beziehung zwischen Macht,

Status und Wirtschaft. Wie die Bezeichnung ›Leveller‹ schon anzeigt, liegt die Be-

deutung der wirtschaftlichen Ideen zur Entmachtung weit jenseits der Wirtschaft

und bezieht vor allem sozialen Status als Form vonMacht ein. Ob es historisch dar-

um ging, das Wahlrecht an Vermögen zu knüpfen, oder heute darum, dass Vermö-

gen oft politischen Einfluss verschafft, auch indirekt über die Position als leitende

Manager großerUnternehmen, stetswerdendie formalen politischen Institutionen

der Demokratie überlagert von statusbasierten Netzwerken der Mächtigen. Deren

wichtigstes Motiv ist der Schutz ihrer bestehenden Vermögensinteressen, zu deren

Zweck liberale Institutionen eingerichtet werden – schwachliberale, versteht sich.

Starkliberale Positionen fordern hingegen die Schaffung von Chancen für alleMen-

schen,Vermögenzuerwirtschaften.StarkliberalePositionenvertreten immereinen

sozialen Egalitarismus, in dem der Markt dazu dient, gesellschaftliche Dominanz

durch Status zu durchbrechen. Die enge Verbindung von Status und Vermögen hat

in den USA längst dazu geführt, dass der sogenannte ›amerikanische Traum‹ für

immer weniger Menschen Wirklichkeit wird: Ein klarer Beleg für die Defizite des
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schwachen Liberalismus, der sich nahtlos zu Walter Oswalts Analyse der amerika-

nischen Revolution fügt, insbesondere das Motiv einer neu sich damals formieren-

den neuen Aristokratie, begründet in Vermögen und dessen Weitergabe in Famili-

en.ThomasPikettys vielbeachtete Analyse derUngleichheit in heutigenGesellschaf-

tenhat gezeigt,dass inWesteuropadieseSchattenseite des schwachenLiberalismus

nur durch zwei Weltkriege und deren Auswirkungen auf die Vermögensverteilung

in Vergessenheit geriet.

Walter Oswalts Analyse lässt eine historische Beobachtung, heute am Beispiel

China exemplarisch erneuert, völlig plausibel erscheinen: Die vermachtete Markt-

wirtschaft lässt sich problemlos mit autoritären politischen Regimes vereinen.

Nicht zu vergessen: Quesnay war voll des Lobes für den chinesischen Despotis-

mus. Schwacher Liberalismus und Autoritarismus sind keineswegs unversöhnliche

Gegensätze. Deswegen erleben wir heute auch, wie autoritär-populistische Strö-

mungen die liberalen Demokratien aushöhlen. Für Eucken wäre dies ein déja vu

gewesen, für seinen Enkel aus starkliberaler Sicht nur allzu leicht zu erklären.

VI.

Was können wir tun? Walter Oswalt fasst dies als Aufruf zu einer neuen »liberalen

Revolution« zusammen:

»Die notwendige liberale Revolution muss eine Transformation auf allen Ebenen

sein: Ein erster Schritt wäre, wie bereits gezeigt, die Herstellung unserer demo-

kratischen Rechte durch Entscheidungen über die Verfassungen der Staaten. Mit

fundamentalen Verfassungsänderungen können die Weichen dafür gestellt wer-

den, ob Machtzusammenballung entstehen oder ob sie durch die konsequente

Universalisierung der Menschenrechte entflochten und verhindert werden kann.

Diesem Schritt müssen weitere auf allen Ebenen der Gesellschaft folgen und so

die liberale Revolution in Gang setzen.

[…]

Das oligopolistische Wirtschaftssystem unserer Tage kann leichter schachmatt

gesetzt werden als die absolutistischen Regime der Vergangenheit. Es braucht

keinen Sturm auf die Bastille. Die Legislativemüsste als erstes jene Gesetze außer

Kraft setzen, die es ermöglichen, Haftung zu umgehen, Steuern zu vermeiden,

Patent- und Markenmonopole zu sichern und Unternehmen zu mächtigen Kon-

zernen zu verschmelzen. Diese Gesetzesänderungen könnten die Basis für den

Umbau der Gesellschaft nach Kriterien der Nachhaltigkeit und Gerechtigkeit

sein.«4

4 Walter Oswalt, in diesem Buch S. 301





1. Einführung

1.1 Die Aushöhlung demokratischer Prinzipien zu Gunsten
von Wirtschaftsmacht

Seit langem und weltweit werden parlamentarische Demokratien durch die Macht

trans- und multinationaler Unternehmen gelähmt. Heute sind Industriekonzerne

und Großbanken aufgrund ihrer Verfügung über Kapital und Arbeitsplätze in der

Lage, eigenständig Bildungs-, Verkehrs-, Umwelt-, Wirtschafts-, ja selbst Außen-

politik zu betreiben. In der Folge finden dringend notwendige ökologische, ökono-

mische und soziale Reformen nicht mehr statt.1

So werden in Europa rechtliche Normen, die über Leben und Gesundheit ent-

scheiden, in der Regel nicht demokratisch beschlossen. Sie werden immer häufi-

ger von Gremien festgelegt, die von Konzernvertretern beherrscht werden. Obwohl

auf diese Weise die Grundprinzipien von Demokratie und Rechtsstaat ausgehebelt

werden, wirkt die öffentliche Auseinandersetzung darüber erstaunlich ratlos. Die

Frage nach der Existenzberechtigung ökonomischer Macht wird zwar zunehmend

gestellt, es liegen auch zahlreiche Lösungsvorschläge auf demTisch,dieUmsetzung

allerdings lässt auf sich warten. Es wird gedacht, aber nicht gehandelt. Eine grund-

legende Reform scheint kaum vorstellbar.2

1 Dass auf diese Weise die Prinzipien der Demokratie und des Rechtsstaats unter Druck ge-

raten, wenn nicht sogar außer Kraft gesetzt werden, haben uns die Bücher von Autoren wie

Naomi Klein oder Thomas Piketty schon früh gezeigt. Angaben zu den Büchern Kleins und

Pikettys in der Bibliographie.

2 Vgl. zur Analyse von Wirtschaftsmacht zum Beispiel Thilo Bode: Die Diktatur der Konzerne.

Wie globale Konzerne uns schaden und die Demokratie zerstören, Frankfurt a.M. 2018 – Walter

Oswalt: No Mono. Kapitalismus ohne Konzerne, Münster 2017 – Oliver Richters, Andreas Sie-

moneit: Marktwirtschaft reparieren, München 2019 – Stephan Bannas, Carsten Herrman-Pil-

lath: Marktwirtschaft: Zu einer neuen Wirklichkeit, 30 Thesen zur Transformation unserer Wirt-

schaftsordnung, Stuttgart 2020. Zu den Lösungsvorschlägen siehe beispielsweise die Arbeit

des Wuppertal Instituts für Klima, Umwelt, Energie, des Hamburger The New Institute, der

Initiative der Scientists for Future etc.. In der Bibliographie zum Beispiel unter Maja Göpel,

Uwe Schneidewind, Oliver Richters und Andreas Siemoneit oder Stephan Bannas, Carsten

Herrmann-Pillath und Philipp Lepenies zu finden.
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1.2 Die Leere des gegenwärtigen Liberalismus

In den reichen Industriestaaten gibt es seit langem einen Verfassungskonsens, des-

sen Formel lautet: Vermachtete Marktwirtschaft plus demokratischer Rechtsstaat

gleich maximale Freiheit und maximaler Wohlstand. Im Bewusstsein der Öffent-

lichkeit schrumpft zwar das für alle Bürger erreichbare Maß an Freiheit undWohl-

stand zunehmend; dennoch gilt diese Formel weltweit als die beste Lösung,manch-

mal gar als die letzte Antwort der Geschichte.

Das liegt nicht an ihrer ideellen Ausstrahlung und auch nicht an ihrer Fähigkeit,

Probleme zu lösen. Es ist einfach so, dass der Kapitalismus übriggeblieben ist. Es

scheint, als stünde seit demEnde derUdSSR keine Alternativemehr zur Verfügung.

Zwar hat der Liberalismus in vielen Teilen der Welt ideologisch gesiegt; doch

noch nie in seiner langen Geschichte war er so perspektivlos wie heute. Je schwä-

cher sein großer Rivale, die Tradition des demokratischen Sozialismus wird, umso

mehr verliert auch der Liberalismus seine Orientierungsfähigkeit. Diese Depressi-

on der liberalenModerne ist der Inkonsequenz des bestehenden ökonomischenund

rechtsstaatlichen Liberalismus selbst geschuldet. Ein großer Teil der Destruktivi-

tät des Wirtschaftsliberalismus wird dadurch verursacht, dass die entscheidenden

sozialen Errungenschaften der bürgerlichen Aufklärung vergessen und pervertiert

werden.

1.3 Die Entdeckung des revolutionären Liberalismus

Um die Leere des gegenwärtigen Liberalismus zu überwinden, macht sich dieses

Buchauf denWegzudenQuellendieser Strömung:Esuntersucht die sozial-theore-

tischen Vorstellungen und das politische Verhalten der liberalen Avantgarde in den

drei großen bürgerlichen Revolutionen Englands (1642–1649), Amerikas (1763–1783)

und Frankreichs (1789–1799).

Gemeinsam ist dem Denken und Handeln der jeweiligen Avantgarde die Aus-

richtung auf eine Politik der Minimierung von Macht. Das Interesse an diesem

Denken ist nicht nur von philosophiegeschichtlicher Bedeutung. Vielmehr ent-

halten die allgemeinen Grundlagen des Verfassungsdenkens der Revolutionäre in

England, den USA und in Frankreich ein bisher zu wenig erkanntes und erst recht

nicht genutztes Potential zur Lösung großer politischer Fragen der Gegenwart.

Der »revolutionäre« Liberalismus trat für die allgemeinen Menschenrechte

und für demokratische Freiheit ein. Zugleich – und das ist der Kern dieses Den-

kens – plädierte er konsequent für eine Minimierung wirtschaftlicher Macht.

Im Umfeld der drei großen Revolutionen, die den Weg in die Moderne bahnten,

spielten die Verfechter dieses radikalen Liberalismus eine Schlüsselrolle.
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Der Fadendieser Traditionder politischenÖkonomie unddesmit ihr verbunde-

nen politischen Engagements zieht sich durch die europäische und amerikanische

Geschichte. InPhasendesUmbruchs ist diesesDenken lebendigund fruchtbar, aber

auch stark gefährdet gewesen; in Phasen der Restauration wurde es verdrängt und

verschüttet. Ichmöchte imFolgendendiesesmenschenrechtlicheDenkenderMini-

mierung von politischer wie wirtschaftlicherMacht als starken Liberalismus bezeich-

nen, seineVertreter alsStarkliberaleund ihrePosition als starkliberal.DiesemDenken

steht der schwache Liberalismus gegenüber, dessen schwachliberaleVerfechter zwar in

den hier behandelten historischen Prozessen unterschiedlich weitgehend für poli-

tische Teilhabe eintraten, wirtschaftliche Macht aber kaum bekämpften, wenn sie

sie nicht sogar begünstigten.

1.4 Einige Vordenker des starken Liberalismus

BereitsMitte des siebzehnten Jahrhunderts entstand imVerlauf der Englischen Re-

volution die erste Menschenrechtsbewegung der Moderne. Die Bewegung der Le-

veller mit John Lilburne (1615–1657), Richard Overton (zirka 1600–1664) und Wil-

liamWalwyn (zirka 1600–1681) kämpfte im Englischen Bürgerkrieg gegen die Herr-

schaft des Königs, für Demokratie und Republik mit Glaubens- und Meinungsfrei-

heit.Grundrechte galtennachAnsicht der Leveller nicht allein zumSchutz vor staat-

licherWillkür, sondern auch zumSchutz vor privaterMacht, die vomStaat geschaf-

fen und geduldet wurde. Die Leveller forderten deshalb auch die Abschaffung der

Konzentration von Eigentum, die sich mit dem aufkommenden Kapitalismus dra-

matisch verstärkte.

Der meist »gemäßigt« genannte Flügel der Amerikanischen Revolution, die

Föderalisten, gelten bis heute als Wegbereiter des modernen Verfassungsstaates.

Aber unter ihren Gegnern – hier seien nur George Bryan (1731–1791), William Find-

ley (1741–1821) und vor allem Thomas Paine (1736–1809) erwähnt – fanden sich die

eigentlichen Vorkämpfer der Menschenrechte. Während die Föderalisten einen

Katalog von Grundrechten ablehnten und eine zentralistische Wirtschaftspolitik

im Interesse der reichen Bürger betrieben, warfen ihnen Paine und andere Star-

kliberale vor, eine neue Aristokratie errichten zu wollen. Sie forderten stattdessen

Verfassungsprinzipien, die jedem Bürger formal wie materiell die größtmögliche

Freiheit sichern sollten. In dieser Tradition bildeten sich in den USA im Verlauf

des neunzehnten Jahrhunderts Ansätze eines machtfeindlichen Aktienrechts und

später, nach dessen Scheitern, die Anti-Monopol- und Anti-Trust-Bewegung.

In der gängigen Geschichtsschreibung der Französischen Revolution werden,

fälschlicherweise, diejenigen für die radikalste Strömung gehalten, die für die

Schreckensherrschaft verantwortlich waren. Daraus ergibt sich ein allgemeines

Vorurteil gegen Radikalität. Aus der dominierenden Interpretation der Französi-
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schen Revolution wird abgeleitet, dass radikales politisches Denken und Handeln,

selbst wenn es einen entschlossenen Kampf für die Freiheit bedeutet, schließlich

zu Diktatur und Massenmord führen muss. Doch in der Französischen Revolution

war es gerade die revolutionäre Inkonsequenz der Anhänger Maximilien Robes-

pierres (1758–1794), die die Schreckensherrschaft begründete. Nicht die Anhänger

Robespierres brachen am entschiedensten mit den Prinzipien des Ancien régime,

sondern die Revolutionäre des Cercle social. Die Mitglieder dieser Gruppe von

Revolutionären, wie zum Beispiel Claude Fauchet (1744–1793) und Nicolas de Bon-

neville (1760–1828), waren konsequente Gegner sowohl staatlicher Willkür als auch

ökonomischer Macht. Sie wurden Opfer der Schreckensherrschaft.

In den 1930er und 1940er Jahren entwickelten sich in den USA und Deutschland

wirtschaftswissenschaftliche Schulen, die – unter dem Eindruck der Bedrohung

oder der Zerstörung der Demokratie durch die Konzentration von Wirtschafts-

macht – nach Strategien der Entmachtung suchten. In den USA waren die Ideen

und Konzepte des Ökonomen Henry C. Simons (1899–1946), der heute fast nur

noch als Theoretiker der Einkommensteuer zitiert wird, von großer Bedeutung. In

Deutschland war es die Ordnungspolitik der Freiburger Schule um Walter Eucken

(1891–1950), Franz Böhm (1895–1977), Hans Großmann-Doerth (1894–1944) und

andere, die nach 1945 die Zerschlagung der Konzerne verlangte.

Politische Bewegungen und wissenschaftliche Schulen ziehen sich als roter Fa-

den einer Tradition der Entmachtung durch die gesamteModerne.Manchmal setz-

te sich die Strömung imUntergrund fort; dann wieder trat sie ans Licht der Öffent-

lichkeitundwurdeunmittelbarwirksam.WasdieunterschiedlichenÖkonomen,Ju-

risten, Politiker, Publizisten, Philosophen und zahllose aktive Bürger über mehr als

drei Jahrhunderte hinweg verbindet, ist ihr Engagement für die Beschränkung, ja

für die Abschaffung der Konzentration vonWirtschaftsmacht. Sie forderten diesen

Schritt aber nicht, um eine Verstaatlichung sämtlicher Betriebe zu erreichen,wie es

etwa Sozialisten und Kommunisten wollten. Im Gegenteil: Die Verfechter der Ent-

machtung traten für Privateigentum, Marktfreiheit, bürgerliche Grundrechte und

Demokratie für alle ein. Die Protagonisten dieser starkliberalen Tradition der Ent-

machtung gehörten zu den Begründern der Menschenrechtsidee am Anfang der

Moderne sowie später zu den Vorkämpfern ihrerWeiterentwicklung.

1.5 Die Verdrängung des starken Liberalismus durch die Schriften
seiner Gegner

Der einseitige Blick auf die Entwicklung der Aufklärung verstellt uns heute die zu-

kunftsweisende Perspektive auf diese andere, im Sinne derMenschenrechte konse-

quentere Moderne. Die Leveller stehen im Schatten John Lockes (1632–1704), Paine

im Schatten Immanuel Kants (1724–1804), die modernen ökonomischen Konzep-
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te der Entmachtung wie dasjenige der Freiburger Schule im Schatten der Idee und

Praxis des Sozialstaats, der die Folgen von Macht zu kompensieren versucht, ihre

Ursachen aber nicht bekämpft.Wenn wir aber beginnen, die Existenz dieser Tradi-

tion der Entmachtung anzuerkennen und sie zu analysieren, dann zeigt sich nicht

allein ein anderes Bild der Geschichte, dann eröffnen sich auch neueMöglichkeiten

des politischen Handelns.

Locke, Adam Smith (1723–1790) und Kant werden als Vordenker des demokrati-

schen Rechtsstaats und der offenen Marktgesellschaft gefeiert. Doch es war nicht

Locke, der in England als Erster die Idee subjektiver Freiheitsrechte entwickelte;

vielmehr hatten dies schon drei Jahrzehnte zuvor Lilburne, Overton und Walwyn

getan. Während diese Protagonisten der Leveller für eine Minimierung der Macht

in Staat und Wirtschaft eingetreten waren, gehörte Locke zu den ersten, der mit

seinen Schriften die Idee der Menschenrechte in ihr Gegenteil verkehrten. Er nutz-

te sie, um die Unfreiheit zu legitimieren, die damals aufgrund der Konzentration

privaten Eigentums rasant zunahm, anstatt diese Entwicklung, wie es die Leveller

getan hatten, scharf zu kritisieren.

Smith war ein Feind von Monopolen; weshalb er, was heute leicht vergessen

wird, von der segensreichenWirkung der »unsichtbaren Hand« des freien Marktes

nicht bedingungslos überzeugt war. Aber es war nicht Smith, sondern Paine, der

aus dieser Erkenntnis die rechten Schlüsse zog, als er ein Steuersystem propa-

gierte, mit dem einerseits die Auflösung der Konzentration an Grund und Boden,

andererseits die Bildung von Vermögen für jeden Bürger erreicht werden sollte.

Die »offizielle« Geschichtsschreibung der Rechtswissenschaften, der Sozial-

philosophie und der Ökonomie war im neunzehnten Jahrhundert dominiert von

Denkern wie Georg Wilhelm Friedrich Hegel (1770–1831), Thomas Robert Malthus

(1766–1834) undVilfredoFedericoPareto (1848–1923),diemit ihrenGedankengebäu-

den die Hoffnungen der bürgerlichen Revolutionen des achtzehnten Jahrhunderts

systematisch zerstörten. Daher sind diejenigen, die während dieser Epoche frei-

heitliche Perspektiven für die entstehenden Industriegesellschaften formulierten,

oft aus dem Blick geraten und vergessen worden. Zum Beispiel waren es heute nur

noch wenig bekannte Juristen und Politiker der USA, die im neunzehnten Jahr-

hundert die Existenz von Großunternehmen unmittelbar bekämpften, indem sie

versuchten, liberales Denken konsequent auf Gesetzgebung und Rechtsprechung

anzuwenden.3

3 Drei Beispiele des Vorgehens einzelner Bundesstaaten der USA seien erwähnt. Im Jahr 1888

klagte New York erfolgreich gegen die North River Sugar Refining Company, die Teil eines

Trusts war, der neunzig Prozent der Zuckerproduktion der USA beherrschte. Das Gericht ver-

langte die Auflösung der Aktiengesellschaft. Im Jahr 1890 klagte Kalifornien gegen eine an-

dere Aktiengesellschaft desselben Trusts, weil sie dem Wettbewerb im Wege stünde. Auch

diese Klage hatte Erfolg. Im Jahr 1892 stand die von John D. Rockefeller geführte Standard

Oil Company aufgrund des Urteils eines Gerichts in Ohio kurz vor ihrer Auflösung. Siehe den
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Später kames zu einer zweiten deutlichenVerkürzung liberalenDenkens.Denn

vieles von dem, was an den sogenannten Klassikern des Liberalismus – an Smith

und Kant und John Stuart Mill (1806–1873) – aufklärerisch gewesen war, wurde zu-

gunsten ihrer bequemeren, das heißt mit der Macht konformeren Positionen weg

interpretiert und negiert. Übrig blieb ein halbierter, ein schwacher Liberalismus.

Mill gilt zurecht als einer der bedeutenden Liberalen undÖkonomendes neunzehn-

ten Jahrhunderts. Doch fast vergessen sind seine wirtschaftspolitischen Folgerun-

gen: dass Leistungswettbewerb und damit Freiheit in derWirtschaft auf Dauer nur

möglich sind, wenn die Akkumulation großen Eigentums verhindert wird. Deshalb

trat er dafür ein, strikt zu begrenzen, was eine Person erben darf, und verlangte,

Weichen dafür zu stellen, dass die Arbeiter ihre Unternehmen in Besitz nehmen

können. Ähnlich ist es bei Léon Walras (1834–1910). Als Begründer des Modellden-

kens für das ökonomische Gleichgewicht und Theoretiker des Grenznutzens prägt

er bis heute diemoderneÖkonomie.Doch kaum jemand nimmt noch zur Kenntnis,

dassWalras,ebenwegenseinesLiberalismus, für eineSozialisierungvonGrundund

Boden plädierte.

Die Ideen der Leveller in der Englischen Revolution, der Anti-Charter-Bewe-

gung in und nach der Amerikanischen Revolution, des Cercle social in der Franzö-

sischen Revolution, sie und alle späteren starkliberalen Ansätze wurden – sofern

sie nicht vollständig in Vergessenheit gerieten- von der Geschichtsschreibung

reduziert und eingelagert. So gelten die Leveller als frühe Verfechter der Glaubens-

freiheit, Paine als einer der Väter der Unabhängigkeitsbewegung, Condorcet als

Erzieher des Volkes, die Freiburger Schule als Begründer der Sozialen Marktwirt-

schaft.Dass aber alle diese politischenGruppenundDenkschulenüber Jahrhunder-

te hinweg eine spezifische Tradition bilden; dass sie keine Seitenwege der Moderne

beschritten, vielmehr aufgrund ihres menschenrechtlich motivierten Kampfes

gegen ökonomische Macht zur Mitte der Aufklärung gehören – dies wurde bisher

verschleiert und verdrängt.

Der Kern dieser sich durch Jahrhunderte ziehenden Tradition der Entmachtung

ist das Ziel,Macht in jedweder Form zuminimieren, umdie Freiheit der Individuen

so umfassend wie möglich zu gestalten.

Artikel Standard Oil Company, https://de.wikipedia.org/wiki/Standard_Oil_Company. Dass al-

le drei gerichtlichen Entscheidungen den Prozess der Vermachtung nur verzögern, nicht aber

aufhalten konnten, liegt daran, dass in der Folge der Urteile das Aktienrecht in immer mehr

Bundesstaaten der USA geändert wurde. Dieser Wandel hing mit dem Interesse der Einzel-

staaten zusammen, durch die Ansiedlung von Unternehmen höhere Einnahmen aus Steuern

zu erzielen. Die liberalen Prinzipien, die zuvor das Wachstum von Unternehmen begrenzt

und die Bildung von Konzernen untersagt hatten, wurden dabei abgeschafft. Zur kritischen

Einstellung gegenüber amerikanischenMonopolen am Ende des neunzehnten Jahrhunderts

siehe Joseph Dorfman: The Economic Mind in American Civilization, 1865–1918, Bd. 3, New York

1949, Abschnitt Trusts and Monopolies, S. 216–219.
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1.6 Der Sozialismus als Gegner des starken Liberalismus

Entmachtung als politisches Programm ist die Konsequenz eines umfassenden

Menschenrechtsgedankens; Entmachter sind radikale Menschenrechtler. Men-

schenrechte sind Rechte zum Schutz vor Macht und zugleich Rechte auf Ent-

machtung, ganz gleich, ob es sich um die Macht der Kirche, der Fürsten oder der

Konzerne handelt. Konsequente Entmachtung ist immer die Folge einer umfassen-

den Vorstellung von Menschenrechten. Und partielle Entmachtung ist immer die

Folge eines reduzierten Begriffes vonMenschenrechten.

Jede Vorstellung einer nur teilweisen Entmachtung löst sich in Wahrheit vom

umfassendenAnspruch solcherRechteundkannsich letztenEndes sogargegendie-

se Rechte wenden. Dafür gibt es Belege im Kapitalismus wie im Sozialismus bzw.

Kommunismus. Zum Beispiel ging es den Kommunistischen Parteien um die Ent-

machtung der bisher dominanten Klasse der Kapitalisten. Doch der lautstark pro-

pagierte Gedanke der Entmachtung wurde dadurch pervertiert, dass die Abschaf-

fung der einen Art vonMachtausübung zur Legitimierung einer anderen, übrigens

weit stärkeren Art der Machtausübung genutzt wurde. Die sozialistischen Staaten

des östlichen Europas hatten also keinen Anteil an der Tradition der Entmachtung;

denn zu dieser Tradition gehören nur solche Ideen, Konzepte, Theorien, und nur

solche sozialen und politischen Bewegungen, denen es darum geht,Macht in gleich

welcher Form zuminimieren oder zu verhindern.

Aus gewohnter Sicht erscheint der Sozialismus, aufgrund seiner Ablehnung des

Kapitalismus, als besonders radikal. Aus Sicht der Tradition der Entmachtung aber

erscheint er als unschlüssig, ja gefährlich, weil er ökonomischeMacht nicht an und

für sich, sondern nur in einer bestimmten Erscheinung verwirft. Aus gewohnter

Sicht erscheint der Anarchismus als die weitestgehende Form der Machtfeind-

schaft, weil er mit der ökonomischen auch die staatliche Macht zerstören will.

Aus Sicht der Tradition der Entmachtung aber ist der Anarchismus, gerade wegen

seiner Ablehnung entwickelter Marktbeziehungen und jedweder Staatlichkeit, zu

wenig machtfeindlich, weil er, indem er die Struktur der Macht verkennt, dazu

neigt, eine Gesellschaft zu schaffen, die ihren Mitgliedern alles andere als einen

Zustand der Freiheit von jeder Herrschaft bringt.

So betrachtet, erscheinen der Aufstieg wie der Verfall des Sozialismus, des einst

mächtigenWiderparts der herrschenden Form des Liberalismus, in einem anderen

Licht. Er entpuppt sich imWesentlichen als eine Regression der Tradition der Ent-

machtung. Die Chance für eine radikale Moderne wurde also nicht allein vom bür-

gerlichen, sondern auch vom sozialistischen Denken verstellt. Die Freiheit, die wir

heute in einem großen Teil der Welt genießen – es gäbe sie nicht ohne das wenn

auch gebremsteWirken des starken Liberalismus.
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1.7 Der starke Liberalismus – eine Tradition der Entmachtung

Mit diesem Buch sollen die sozialphilosophischen Positionen und die politischen

BewegungenderEntmachter imKontext ihrer Zeit beschriebenund verglichenwer-

den.Es geht darum, imhistorischenZusammenhangeineGrundlage zu einerTypo-

logie dieser geistigen und politischen Richtung zu entwickeln und sie auf Elemente

der Entmachtung hin zu untersuchen. Die verschüttete Tradition soll so belebt und

für die Lösung heutiger Probleme nutzbar gemacht werden.

Die Ideen und Konzepte der Entmachter, die mit der Englischen, der Amerika-

nischen und der Französischen Revolution entstanden, sollen im Folgenden als li-

bertäre Linke von der autoritären Linken unterschieden und als starker Liberalis-

mus vom schwachen Liberalismus getrenntwerden.Allerdings, es gibtWechselwir-

kungen und Grauzonen zwischen den hier benannten politischen Strömungen und

den hier für ihre Beschreibung gewählten Begriffen. An denGabelungen, den Kreu-

zungen, den Übergängen zeigen sich die damals verpassten und die heute noch be-

stehenden Chancen einer Strategie der Entmachtung.

Es genügt nicht, die Minimierung von Macht gesellschaftlich zu wollen und

die Verfassung auf eine Erklärung umfassender Menschenrechte zu gründen. Die

Durchsetzung von Menschenrechten setzt die Existenz bestimmter sozialer, kul-

tureller und politischer Institutionen voraus. Das Grundrecht auf Glaubens- und

Meinungsfreiheit etwa, deklariert in der Verfassung einer Gesellschaft, in deren

Staat es keine kritische Öffentlichkeit und keine unabhängigen Gerichte gibt, hat

keinen realen, keinen praktischenWert. Genauso genügt es nicht, Grundrechte als

den einklagbaren Anspruch auf persönlichen Schutz vor ökonomischer Macht zu

interpretieren, ohne gleichzeitig entsprechende Institutionen einer Wirtschafts-

verfassung durchzusetzen.

Die Tradition der Entmachtung weist daher weit über die rein menschenrecht-

lich begründete Feindschaft gegenüber ökonomischer Macht hinaus. Die Vertreter

undAnhänger dieser Tradition verbindet vielmehr: bestimmte Ideen undKonzepte

zurVerfassung eines Staates, bestimmteHaltungenundMenschenbilder, aber auch

gewisse Widersprüche. Diese zeigen sich – wie zu klären sein wird – vor allem in

der sozialen Situation und in der politischen Organisation der Akteure.



2. Voraussetzungen für eine neue Sicht

auf den europäischen Liberalismus

2.1 Das heutige Empfinden politischer Alternativlosigkeit

Das bestehende Gesellschaftsmodell der Staaten Europas gilt mit seinen vielen Va-

rianten von Schweden bis Italien, von Großbritannien bis Griechenland als der ein-

zig mögliche Weg in eine freie Gesellschaft. Nachdem es so schien, als ob auch die

osteuropäischenStaatendurchdie »nachholendeRevolution«1 denWegderwesteu-

ropäischenStaaten beschritten hätten,wurde sogar von einem»EndederGeschich-

te« gesprochen.2 Dochmit der Ausbreitung des von Karl R. Popper (1902–1994) for-

muliertenModells der »offenen Gesellschaft« hat sich auch ihre Perspektivlosigkeit

verallgemeinert.3 AufdemHöhepunktdesmachtpolitischenErfolgsder offenenGe-

sellschaft scheinen immerwenigerMenschen von der Zukunftsfähigkeit des libera-

1 Über die ehemals sozialistischen Staaten, mit Ausnahme der Sowjetunion, heißt es bei Jür-

gen Habermas: »Trotz der Vielfalt der Erscheinungsformen läßt sich die Revolution in diesen

Ländern an Ereignissen ablesen: die Revolution erzeugt ihre Daten. Sie gibt sich als eine ge-

wissermaßen rückspulende Revolution zu erkennen, die denWeg frei macht, um versäumte

Entwicklungen nachzuholen.« Jürgen Habermas: Nachholende Revolution und linker Revisions-

bedarf.Was heißt Sozialismus heute? in: Ders.:Die nachholende Revolution. Kleine politische Schrif-

ten VII, Frankfurt a.M. 1990, S. 180.

2 Francis Fukuyama: Das Ende der Geschichte, München 1992.

3 Karl R. Popper:Die offeneGesellschaft und Ihre Feinde, 1945, 2 Bde, Tübingen 2003. Für eineweit-

gehend kritische Einschätzung der heutigen Bedeutung Poppers siehe Jürgen Große: »Der

totalitäre Liberale«. Was bleibt von Karl Raimund Popper?, in: Merkur. Deutsche Zeitschrift für eu-

ropäisches Denken, Bd. 73, H. 7, 2019, S. 83–93. Große schreibt, Poppers Liberalismus habe sich

»totgesiegt«. (S. 90) Zwar habe der »Zusammenbruch des Ostblocks« Poppers »Freiheitspa-

thos« bestätigt; doch sei es aufgrund dessen »intellektuell kaum noch herausfordernd«. Das

Modell der offenen Gesellschaft habe sich durch seinen »schier unaufhaltsamen Siegeszug«

zum »Kontinent geistiger Saturiertheit« entwickelt (S. 83). Zu einer völlig anderen Einschät-

zung in Bezug auf die Entwicklung der ehemals sozialistischen Staaten kommen Ivan Krastev

und Stephen Holmes in ihrem Buch Das Licht, das erlosch. Eine Abrechnung, Berlin 2019. Sie ar-

gumentieren, fast drei Jahrzehnte lang habeman den ehemals sozialistischen Staaten gera-

ten, wo nicht befohlen, die politische Struktur des Westens, also den Liberalismus, nachzu-

ahmen. Inzwischen habe sich jedoch erwiesen, dass das Leben der »Imitatoren« zunehmend
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len Rechtsstaats überzeugt zu sein. Es gibt immermehr Zweifel an der Möglichkeit

einer auf demokratische Weise gewählten und einer individuell entworfenen Zu-

kunft.4

So enorm die Veränderungen für den Einzelnen unter demRegime der Globali-

sierung auch sein mögen, die politischen Rahmenbedingungen, die ebendiese Dy-

namik erst möglich machten, scheinen keiner demokratischen Reform zugänglich

zu sein. Die Unbeweglichkeit der demokratisch legitimierten Regierungen gegen-

über den gewaltigen ökonomischen und ökologischen Problemen erinnert an die

doch überwunden geglaubte Starrheit der Planwirtschaft. Eine unerwartete Aktua-

lität bekommt daher jene prinzipielle Einschätzung, die Walter Eucken nach dem

Ende der nationalsozialistischen Herrschaft über weite Teile Europas äußerte:

»Die Lenkungsmethoden der freien Wirtschaft und der Zentralverwaltungswirt-

schaft sind gescheitert. [...] Kapitalismus und Sozialismus bekämpfen sich in der

Doktrin, de facto gehen sie ineinander über.«5

Der Verlust an Zukunft ist mit einem Verschwinden des Bewusstseins für das

Geschehen der Vergangenheit verbunden. Obwohl sich heute die Vertreter sämt-

licher demokratischer Parteien und sämtlicher Interessengruppen fortgesetzt auf

Menschenrechte, parlamentarische Demokratie, Gewaltenteilung, Rechtsstaatlich-

keit und freie oder soziale Marktwirtschaft berufen, ist das konkrete Wissen der

von Gefühlen der Unzulänglichkeit, derMinderwertigkeit und des Verlusts der eigenen Iden-

tität beherrscht werde.

4 Der Soziologe Ulrich Beck (1944–2015) hingegenmeinteMitte der 1990er Jahre, zumindest in

den Ländern des westlichen Europas und besonders bei den abMitte der 1960er Jahre Gebo-

renen, eine zunehmende »Individualisierung« der Lebensweisen feststellen zu können.Mehr

und mehr hätten die »Kinder der Freiheit« die Chance, ihren Alltag – »wenn es gutgeht«, so

Beck – in der »Kultur eines rechtlich sanktionierten Individualismus für alle« zu führen«.Ist es

schon aufgrund der durch dieWeltfinanzkrise der Jahre von 2007 bis 2009 stark gestiegenen

Jugendarbeitslosigkeit in Ländern wie Spanien, Italien und Griechenland äußerst fraglich,

ob der Verteilungskampf um Materielles wirklich einem solchen um Immaterielles wie Mu-

ße und Selbstbestimmung gewichen ist, so gilt dieser Wandel sicher nicht für die Staaten

außerhalb der Europäischen Union. Dort hat sich kein Individualismus, sondern eine neue

Form des Kollektivismus ausgebreitet; dort ist die Mehrheit der Menschen weitestgehend

von der Möglichkeit ausgeschlossen, ihr Leben selbst in die Hand zu nehmen. Übrigens sind

selbst die Gewinner derModernisierung, auch im Zuge dessen, was »Selbstoptimierung« ge-

nannt wird, mehr oder minder freiwillig einem Diktat von Pflichten unterworfen, die von

niemandemmehr formuliert werdenmüssen, weil sie aus der Sozio- wie der Technostruktur

der Weltgesellschaft unentrinnbar hervorzugehen scheinen. Ulrich Beck: Kinder der Freiheit.

Wider das Lamento über denWerteverfall, in: Ders. (Hg.): Kinder der Freiheit, Frankfurt a.M. 1997,

S. 9–33, Zitat S. 11.

5 Walter Eucken: Konzernentflechtung und Kartellauflösung, Freiburg i.Br. 1947, unveröffentlich-

tes Gutachten des Comité d’Etudes Economiques imWalter-Eucken-Archiv, Frankfurt a.M.
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Allgemeinheit über die Ursprünge der gesellschaftlichen Errungenschaften der

demokratischen Moderne nur noch rudimentär. Die geschichtslose Fortschritts-

gläubigkeit entpuppt sich als Hoffnungslosigkeit. Von dieser Lähmung zeugt auch

das hilflose Festhalten an einer imaginären Mitte der Gesellschaft, so als würde ein

solches Zentrum noch Stabilität in einer immer unsicherer werdenden Weltgesell-

schaft garantieren.6 Soziologen beschwören eine solche Mitte als Wegweiser der

Demokratie im Zeitalter der »Zweiten Moderne«; Anthony Giddens’ Plädoyer für

einen »DrittenWeg« passt in diese Denkrichtung.7

Die von etwa zwanzig renommiertenWissenschaftlern verschiedener Diszipli-

nen sowie Praktikern der Politik undÖkonomie zu Beginn der 1990er Jahre gegrün-

dete Gruppe von Lissabon hatte sich schon 1995mit einer Studie unter demTitelDie

Grenzen desWettbewerbs an die Öffentlichkeit gewandt und dabei vor einemweltwei-

ten Niedergang der Demokratie durch die Globalisierung der Wirtschaft gewarnt.

Um diesem gefährlichen Prozess Einhalt zu gebieten, so die Gruppe von Lissabon,

müssten vier globale Kontrakte geschlossen werden: erstens ein »Grundbedürfnis-

vertrag« zur Bekämpfung vonHunger, Armut und Krankheit; zweitens ein »Kultur-

vertrag«zurFörderungvonToleranzundDialogzwischendenKulturen;drittens ein

»Demokratievertrag« zur Einhaltung von Menschen- und Bürgerrechten; viertens

ein »Erdvertrag« zur Bewahrung und Entwicklung natürlicher Ressourcen. Welt-

weit sollten demnach Vertreter von Regierungen und Nicht-Regierungs-Organisa-

tionen, von Unternehmen und Gewerkschaften in institutionalisierter Form Kom-

promisse finden.8

Zu fragen bleibt: Läuft dieser Vorschlag nicht letzten Endes darauf hinaus, sich

mit der Macht der global aktiven Konzerne zu arrangieren? Wenn selbst kritische

Wissenschaftler nicht mehr den Mut haben, die Macht der sogenannten »global

player« von Grund auf in Frage zu stellen, so ist dies ein Ausdruck der allgemeinen

Stimmung. Nichts wird ernsthaft auch nur erwogen, was nicht als Schnittmenge

gemeinsamer Interessen mit den Zentren ökonomischer und politischer Macht

gelten kann.

Paradoxerweise ist deshalb mit dem nach 1989 Wirklichkeit gewordenen freie-

ren Europa die Vorstellung verbunden, dass es nun im Grunde keiner weiteren po-

6 Zur mangelnden demokratischen und liberalen Basis der politischen Mitte sieheWalter Os-

walt: Einleitung, in: Martina Kirfel, Walter Oswalt (Hg.): Die Rückkehr der Führer.Modernisierter

Rechtsradikalismus inWesteuropa,mit einemVorwort vonRobert Jungk,Wien undZürich 1989,

S. 10–27.

7 Anthony Giddens: Jenseits von Links und Rechts. Die Zukunft radikaler Demokratie, 1994, Frank-

furt a.M. 1997, undDers.:Der dritteWeg.Die Erneuerung der sozialenDemokratie, 1998, Frankfurt

a.M. 1999.

8 Die Gruppe von Lissabon (= João Caraça u.a.A.):Grenzen desWettbewerbs.Die Globalisierung der

Wirtschaft und die Zukunft derMenschheit, mit einemVorwort von Ernst Ulrich vonWeizsäcker,

München 1997, S. 169–192.



30 Walter Oswalt: Starker Liberalismus

litischen Ideale bedürfe. Demokratie soll es geben, aber bitte nur alle vier Jahre.

Rechts- und Sozialstaat soll es geben, aber bitte nur so weit wie es die einzelnen

Staatennicht alsWirtschaftsstandorte gefährdet.Gleichheit soll es geben,aber bitte

nur in den formalen Rechten des harten Verfassungsrechts. Soziale und demokrati-

scheGrundrechte hingegen gelten bloß alsweicheRechte,die je nach ökonomischer

oder politischer Konjunktur erweitert oder gestrichen werden können. – Das Be-

harren auf diesem Status quo gleicht einer Lähmung: Die Folge ist, dass sich in Eu-

ropa eine von breiten Schichten unterstützte Tendenz zum Abbau von Demokratie

entwickelt. Die Überzeugungskraft der »offenen Gesellschaft« scheint zunehmend

nachzulassen; es droht der Rückfall in Staatsformen mit aufgeweichter Gewalten-

teilung oder Zügen einer Diktatur.

Die Gesellschaftswissenschaften, sofern sie überhaupt eine kritische Distanz

zum bestehenden Kapitalismus wahren, stecken ideologisch in der Defensive.

Sie haben derzeit wenig zu bieten. Unter den renommierten Ökonomen Europas

gibt es kaum einen, der noch behaupten würde, dass Konzepte der Sozialisierung

wirtschaftliche Probleme lösen und soziale Gerechtigkeit schaffen können.

Auch die stärker der Marktgesellschaft verpflichteten Sozialwissenschaftler

können wenig zukunftsweisende Erfolge verzeichnen. Das Scheitern der neolibe-

ralen Strukturanpassungsprogramme von IWF und Weltbank in der sogenannten

»Dritten Welt« zeigt, dass die Reduktion von aufgeblähten Staatsbürokratien und

die Privatisierung von öffentlichen Unternehmen die Armut der breiten Bevölke-

rung nicht verhindern.9

Auch in den reichen Industrieländern führt das stetig wachsende Auseinander-

klaffen der Schere zwischen Reich und Arm sowie die zunehmendeWahrnehmung

mangelndermaterieller Gerechtigkeit zu einem starkenMachtgefälle innerhalb der

Gesellschaften, sodass der liberale Kernbestand, die Geltung der Grundrechte als

Abwehrrechte, gefährdet wird.10 Es entsteht in der Öffentlichkeit der Eindruck, wir

9 Giovanni Andrea Cornia (u.a.Hg.): Adjustment with a Human Face, Bd. 2 Ten Country Case Stud-

ies, Oxford 1988. Zur Problematik makroökonomischer Transformationsstrategie liegen Stu-

dien des United Nations International Children’s Emergency Fund (UNICEF) vor. Das Kinder-

hilfswerk der Vereinten Nationen stellte fest, trotz Anleitung und Beratung durch IWF und

Weltbank habe sich in unterschiedlichsten Ländern der sogenannten »Dritten Welt« die La-

ge in Bezug auf Nahrung, Krankheit und Bildung erheblich verschlechtert. Zu diesen Staaten

zählen laut UNICEF einerseits Brasilien und Sri Lanka, deren Wirtschaft deutlich wuchs, an-

dererseits Jamaika und die Philippinen, deren Haushalts- und Handelsbilanzdefizit deutlich

schrumpfte. Andere Studien belegen die rasche Vernichtung des ökologischen Kapitals in

solchen Ländern, die ihre ökonomische Struktur demWeltmarkt anpassen wollen.

10 Monika Frommel, Volkmar Gessner (Hg.): Normenerosion (=Winfried Hassemer u.a.Hg.:

Schriften der Vereinigung für Rechtssoziologie, Bd. 22), Baden-Baden 1996, Aufsatz Martin Mor-

lock, S. 115–133, Aufsatz Wolfgang Ludwig-Mayerhofer, S. 163–177, Aufsatz Susanne Karstedt,

S. 179–206 – Martin Führ:Wie souverän ist der Souverän? TechnischeNormen in demokratischerGe-

sellschaft, Frankfurt a.M. 1994, S. 38–42 – Christof Lindwurm: Macht und Umwelt. Eine Recht-
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seien der geschichtlichen Entwicklung ohne Alternative ausgeliefert. – Dieses Buch

hingegen setzt voraus,dass es eineAlternative gibt.Sie kannsystematischbestimmt

und in der Geschichte der politischen Ideen und sozialen Bewegungen nachgewie-

sen und beschrieben werden.

2.2 Systematische Analyse und historische Rekonstruktion
als zwei Wege zu einer alternativen Gesellschaftsordnung

Die systematische Analyse kann an der Bestimmung der Ursachen ansetzen, die für

die Krise der herrschenden Strömungen der politischen Ökonomie verantwortlich

sind.DasModell Sozialstaat stößt anunüberwindbareGrenzen,nichtweil es zuviel,

sondernweil es zuwenigwill. Der Sozialstaat hat sich darauf beschränkt, die sozia-

lenHärten zu bekämpfen,die sich aus den ungleichenMachtverhältnissen ergeben.

Der liberale Weg aber ist nicht, wie es oft heißt, durch ein Übermaß an Individua-

lismus und Freiheit unsozial geworden, sondern durch einenMangel theoretischer

KonsequenzundpraktischenEngagements für die individuellen Freiheitsrechte.So

wird zumBeispiel durch die neoliberale Politik der reichen Länder Armut in der so-

genannten »DrittenWelt« produziert,weil dortHundertenvonMillionenMenschen

die Freiheit verwehrt wird, als Kleinunternehmer amHandel auf den nur vermeint-

lich offenenWeltmärkten teilzunehmen.11

Nimmt man die Defizite der politisch dominanten Traditionen innerhalb der

demokratischen Moderne ernsthaft und genau zur Kenntnis, dann stellt sich eine

Reihe einfacher Fragen:Welche Lösungen fürwelche Probleme bieten sich dem,der

die aufklärerischen Impulse dieser Strömungen konsequentweiterdenkt? –Welche

PerspektivenpolitischenHandelns erscheinen,wennausderMachtkritikdesdemo-

kratischen Sozialismus eine Politik umfassender Bekämpfung von Macht wird? –

Was lässt sich für die Beseitigung von Armut erreichen, wenn der Wirtschaftslibe-

ralismus beimWort genommenund tatsächlichMarktfreiheit für jedermann gefor-

dert wird? –Welche Chancen zur Demokratisierung der Gesellschaft eröffnen sich,

wenn das liberale Prinzip der Trennung von Staat und Wirtschaft und das des Pri-

mats der Politik konsequent zur Anwendung kommen? Dannmüsste wohl jede Ak-

kumulation vonKapital, die so groß ist, dass sie zur politischenMachtwird, perGe-

setz verbotenwerden.DiePrinzipiendesklassischenLiberalismus –nimmtmansie

statsachenforschung zu umweltschutzrechtlichen Entscheidungsprozessen (= Winfried Hassemer

u.a.Hg.: Schriften der Vereinigung für Rechtssoziologie, Bd. 18), Baden-Baden 1993, S. 159–189.

11 Astrid Engel (u.a.A.):Die Ergebnisse derGatt-Uruguay-Runde imAgrarbereich und ihre Auswirkun-

gen auf Entwicklungsländer, in: AgrarBündnis e.V. (Hg.): Landwirtschaft 95.Der kritische Agrarbe-

richt.Daten, Berichte,Hintergründe, Positionen zur Agrardebatte, Bonn und Rheda-Wiedenbrück

1995, S. 68–81 – Stephan Lessenich:Nebenuns die Sintflut.Wiewir aufKostenanderer leben,Mün-

chen 2018.
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beimWort – enthalten ein enormes und radikales Potential, das heutige Probleme

lösen könnte.

Theoretisch kann also allein durch die volle Entfaltung der Ideen und Konzepte

der demokratischenModerne ein dritterWeg der Fortführung der Aufklärung kon-

struiert werden, sofern bestimmte Gruppeninteressen einmal außer Acht gelassen

werden. Die Chance, ein solches aus kalter sozialer Logik entwickeltes Modell als

Option des politischenHandelns zu etablieren, ist derzeit jedoch gering.Noch fehlt

die historische Dimension, ohne die sich keine noch so sachlich fundierte Option

zur konkreten politischen Perspektive entfalten kann. Die Fähigkeit einer Gesell-

schaft, ihre Zukunft zu gestalten, ist untrennbarmit den Bildern undVorstellungen

verknüpft, die sie von ihrer Geschichte hat.

Es ist daher von Bedeutung, die gängige Erzählung von der Entstehung der In-

dustriegesellschaften kritisch zu prüfen und nach vergessenen und unterdrückten

Denkschulen in der Geschichte des politischen wie des ökonomischen Denkens zu

suchen. Es gilt, verdrängte Strömungen wie die des starken Liberalismus, die ei-

ne andere Moderne zum Ziel hatten, wieder in den Fokus zu nehmen, weil sie noch

heute zukunftsweisend sind.

2.3 Wie die Tradition des starken Liberalismus
in der Geschichtsschreibung zum Verschwinden gebracht wurde:
Das Beispiel der Rezeptionsgeschichte der Englischen Revolution

Die Frage nach den frühesten Vorstellungen eines liberalen Verfassungskonzepts

in Europa führt in die Epoche der Englischen Revolution des siebzehnten Jahrhun-

derts. Während dieser Zeit traten in England erstmals jene politischen und ökono-

mischenArgumente auf denPlan,die ein Jahrhundert später inAmerika undFrank-

reich die großen bürgerlichen Revolutionen inspirieren würden. Die übliche Dar-

stellungdespolitischenDenkensdes siebzehntenwiedesachtzehnten Jahrhunderts

rückt, trotz vielfältiger Interpretation des Ganzen, wenige Akteure in den Vorder-

grund. Einige »große Männer«, so heißt es, hätten die ideologische Basis geschaf-

fen, auf der bis heute die bestimmenden Möglichkeiten moderner Gesellschaften

ruhten.

So steht John Locke wie kaum ein anderer Denker für den sozialtheoretischen

Ursprungder heute herrschendenVorstellung vom liberalenRechtsstaat.Oftwurde

seinemWerk eine enorme Resonanz im Sinne der Freiheit attestiert. Rainer Specht

etwa schrieb, Locke habe »wie wenige andere Autoren« die Unabhängigkeitserklä-

rung und die Verfassung der Vereinigten Staaten von Amerika geprägt; man habe

Thomas Jefferson (1743–1826) sogardenVorwurf gemacht,Locke zuplagiieren.Auch

Jean-Jacques Rousseau (1712–1778) habe unter dem Einfluss Lockes gestanden; der
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Geist der Französischen Revolution habe die Gedanken aus dessen 1689 publizierte

Zwei Abhandlungen über die Regierung aufgesogen.12

Diese Deutung der Vorgänge hat eine lange Tradition. Schon 1890 hatte sich der

NationalökonomWilhelmHasbach (1849–1920) wie folgt geäußert:

»Locke ist der Vater des politischen und sozialen Individualismus, der Lehre von

den unantastbaren Grundrechten, den unveräußerlichen Menschenrechten, dem

schwachen Staate,welcher nur Eigentumund Freiheit zu schützenhat, dessen ein-

ziger Zweck der Rechtszweck ist. Denn wenn auch von den früheren Naturrechts-

lehrern die Sicherheit als Zweck des Staates bezeichnet worden war, so hatten sie

ihn doch hierauf nicht beschränkt. Wir sind mit einem Sprunge in das Reich des

subjektiven Naturrechtes gelangt. Locke beseitigte alles, was dem Individualis-

mus feindlich sein konnte: den epikureischenNaturzustand ohneNaturrecht, den

Hobbesschen Unterwerfungsvertrag.«13

DerbeiHasbach erwähnteThomasHobbes (1588–1679) gilt überall als Vordenker des

modernen Absolutismus und Autoritarismus. Rückblickend hält man ihn für den

Antipoden Lockes. Fast scheint es, als müsse derjenige, der nicht für Hobbes’ Levia-

than votiert, für Lockes Staat votieren. Diktatur oder Freiheit? Ist die Opposition

von Hobbes und Locke wirklich so eindeutig?

Nein, beim näheren Hinsehen handelt es sich um eine eher traurige Alternati-

ve. Was als der universale Weg zur Freiheit beschrieben wird, erweist sich als Weg

zu einer Freiheit derWenigen.14 Lockes Staat ist auch ein Leviathan, freilich ein ge-

zähmter.15 An zentralen Punkten ist Lockes Vorstellung von Gesellschaft nicht we-

niger autoritär als die von Hobbes. Es gibt eine bisher kaum bemerkte antiliberale

12 Rainer Specht: John Locke, München 1989, S. 185. Gegen diese Auffassung waren schon zu-

vor Einwände erhoben worden: »Die ›Two treatises of government‹ hatten bis in die Mit-

te des 18. Jahrhunderts nur ein geringes Echo [...]. [...] In Amerika bleiben die ›Two treati-

ses‹ bis Mitte des 18. Jahrhunderts praktisch bedeutungslos; in der Unabhängigkeitsbewe-

gungwird – meist nur von ungewöhnlich gebildeten Politikern – auf die von Locke entwickel-

te Theorie desWiderstands und auf seine Verfassungstheorie zurückgegriffen [...]. Peter von

Schaak sah, daß sich die amerikanische Rebellion nicht auf die Prinzipien von Locke stützen

konnte.« Reinhard Brandt: § 29 John Locke, in: Jean-Pierre Schobinger (Hg.):Die Philosophie des

17. Jahrhunderts, Bd. 3 England, H.Bd. 2, Basel 1988, S. 704.

13 Wilhelm Hasbach: Die allgemeinen philosophischen Grundlagen der von François Quesnay und

Adam Smith begründeten politischen Ökonomie, Leipzig 1890, S. 53.

14 Crawford B. Macpherson: Die politische Theorie des Besitzindividualismus. Von Hobbes bis Locke,

1962, Frankfurt a.M. 1967, Abschnitt bMehrheitsprinzip und Eigentumsrecht, S. 283f.

15 »Nicht das Maß der im Staatsapparat latenten Macht unterscheidet die Konzeption Lockes

von der Hobbes’. Die entscheidende Differenz besteht vielmehr darin, daß sich bei Locke die

staatliche ›potestas‹ nichtmehr von der Kontrolle der Besitzbürger löst, sondern in einem di-

rekten Sinne, sei es durch seine Repräsentanten, sei es durch die Aktivbürger selbst, instru-

mentalisiert wird.« Richard Saage: Vertragsdenken und Utopie. Studien zur politischen Theorie
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Wirkungsgeschichte der Lockeschen Philosophie. So wurde etwa der Raub am Bo-

den der Indianer unter Berufung auf Lockes Eigentumstheorie gerechtfertigt.16 Auf

der anderen Seite ist Hobbes nicht einfach jenem Denken verbunden, das viel spä-

ter totalitär genannt werden wird. Er vertrat vielmehr marktliberale Ideen, trat für

die Gleichheit aller vor dem Gesetz ein und wollte die Privatsphäre der Bürger vor

dem religiös motivierten Bürgerkrieg schützen. Gleichzeitig aber verlangte er für

die schützenden Leistungen des Staates die fast völlige Unterwerfung des Einzel-

nen.

Locke oder Hobbes, seit Beginn der Moderne scheint es immer wieder nur die

Wahl zwischen zweiÜbeln,dieWahl zwischen zwei ArtenderUnfreiheit gegeben zu

haben.Hier spiegelt sich inder InterpretationderUrsprüngedesmodernenRechts-

staates jene Perspektivlosigkeit, die unser heutiges Selbstverständnis unddasjenige

heutiger politischer Prozesse charakterisiert.

In Wahrheit jedoch gab es schon zu Beginn der ersten großen politischen Re-

volution der Moderne eine andere Alternative zum schwachen Liberalismus eines

Locke, eine andere Alternative als nur den Weg in die Diktatur nach der Idee eines

Hobbes. Es gab einen dritten Weg. Es gab den starken Liberalismus der Leveller,

mit dem die Tradition der Entmachtung begann. Auf die Leveller geht ein wichti-

ger Teil dessen zurück, was wir heute als unverzichtbare soziale Errungenschaften

der demokratischenModerne betrachten. Forderungen nachMenschenrechten, et-

wa nach Glaubens- und Meinungsfreiheit sowie nach allgemeinemWahlrecht, wa-

ren in der ersten Hälfte des siebzehnten Jahrhunderts zum ersten Mal das Ziel der

Bewegung der Lerveller geworden.

Doch wurden von Historikern die Ursprünge dieser fundamentalen Errungen-

schaften, zumindest was die Entwicklung in England betrifft, immer wieder auf

Locke anstatt auf die Leveller zurückgeführt. In der Folge wurde alles, was an an-

tiliberalen Konsequenzen von der Lockeschen Staats- und Rechtslehre ausging,mit

den wertvollsten sozialen Errungenschaften der Moderne verknüpft, als ob beides

zwangsläufig und untrennbar zusammengehöre. Aus dieser fälschlichen Verknüp-

fung rührt zum Beispiel die folgenreiche Annahme, es könne individuelle Freiheit

für alle nicht ohne freiheitsfeindliche Begleiterscheinungen geben, vor allem nicht

ohne das PrivilegWeniger auf schrankenlose Akkumulation von Kapital.

und zur Sozialphilosophie der frühen Neuzeit, Frankfurt a.M. 1989, S. 56. Siehe auch Leo Strauss:

Naturrecht und Geschichte, 1953, Frankfurt a.M. 1977, Abschnitt B Locke, S. 210–262.

16 »Zuweilen berief man sich auf Locke, um den Landraub an den Indianern zu rechtfertigen:

als Nomaden seien sie keine Eigentümer des Bodens [...].« Reinhard Brandt, wie Anm. 15,

S. 705 – »Die Lockesche These vom Eigentum durch Arbeit war hervorragend geeignet, die

Zurückdrängung der indianischen Ureinwohner durch die Siedler und deren Eigentumser-

werb zu rechtfertigen.« Helmut Rittstieg: Eigentum als Verfassungsproblem. Zu Geschichte und

Gegenwart des bürgerlichen Verfassungsstaates, Darmstadt 1975, S. 84.
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Die Vereinnahmung eines Teils der Innovationen des starken Liberalismus

durch den schwachen Liberalismus hatte noch eine weitere Konsequenz. Ein wei-

terer Teil der von den Levellern entwickelten sozialen Ideen und Konzepte zur

Entfaltung der Gesellschaft, der genauso wichtig war, aber nicht von der Locke-

Tradition assimiliert wurde, fiel dem Vergessen anheim und verschwand. Die »Ar-

chitektur« der politischenTheorie der Leveller blieb unverstanden; es gab, jedenfalls

in deutscher Sprache, lange nur verstümmelnde Darstellungen. Als typisch kann

folgendes Resümee des HistorikersWilfried Nippel gelten:

»Ihre Ziele bestanden nicht – wie der Vorwurf der Gegner lautete – darin, das Pri-

vateigentum aufzuheben oder allgemeine Besitzgleichheit einzuführen, ihnen

ging es vielmehr um eine Sicherung der unteren Mittelschichten durch Rechts-

sicherheit, Aufhebung der vom Parlament auferlegten finanziellen Belastungen

und religiöse Toleranz. Ihre verfassungspolitischen Vorstellungen waren dadurch

bestimmt, daß sie an ein ursprüngliches Herrschaftsrecht des Volkes glaubten

und dieses Recht nicht [...] durch eine unwiderrufliche Übertragung auf das Par-

lament aufgegeben sahen. Sie wollten vielmehr damit ernst machen, daß nach

dem – durch den Bürgerkrieg evident gewordenen – Zusammenbruch der alten

Ordnung eine Neukonstituierung des Gemeinwesens nur durch das Volk selbst

erfolgen könne.«17

Nippel unterscheidet sich von vielen seiner deutschsprachigen Kollegen des späten

zwanzigsten Jahrhunderts dadurch, dass er die Existenz der Leveller überhaupt zur

Kenntnis nahm. Alle von ihm benannten Ziele der Leveller wurden von diesen in

der Tat verfolgt.Nippel vergaß aber zu beschreiben,welche Ideen undKonzepte die

Basis aller Forderungen der Leveller bildeten: allgemeine Menschenrechte und Ge-

sellschaftsvertrag. Auch unterließ es Nippel zu erwähnen, dass die Leveller etwas

so Grundsätzliches wie die Bekämpfung der Konzentration vonMacht in der Wirt-

schaft verlangten. Durch diese Auslassung wird dem Leser das Bild vermittelt, die

Leveller seien politisch wenig originär, hätten sich zu sehr auf die Interessen ihrer

eigenen Gruppe konzentriert. So trägt diese Darstellung zu demEindruck bei, dass

ein Denker wie Locke die zwar aufrechte, doch beschränkte und schließlich auch

erfolglose Bewegung weit überrage.

Acht JahrenachNippelshier referierterPublikationerschienen – inder vondem

Philosophen Friedrich Ueberweg (1826–1871) begründeten Schriftenreihe Grundriß

derGeschichte der Philosophie – die von demSchweizer Philosophen Jean-Pierre Scho-

binger (1927–2001) betreuten beiden Bände über die Entwicklung der Philosophie

imEnglanddes siebzehnten Jahrhunderts.DarinwerdenLockeundseinenSchülern

17 Wilfried Nippel: Mischverfassungstheorie und Verfassungsrealität in Antike und früher Neuzeit,

Stuttgart 1980, Abschnitt Volkssouveränität versus Mischverfassung – Die Levellers und die Armee,

S. 283–291, Zitat S. 284f.
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fast zweihundert Seiten,denLevellern lediglich einehalbeSeite gewidmet.Bezeich-

nend ist, dass diese Bewegung unter dem Paragraphen 25 mit dem Titel Der protes-

tantischeRadikalismuswährenddes Interregnums18 behandeltwird, als ginge es umeine

Sekte, die vor allem umGlaubensfreiheit für ihre Mitglieder kämpfte.

Aber auch Philosophen, die nicht allein auf Locke starrten, sondern auch die Le-

veller sahen und deren sozialpolitische wie sozialphilosophische Schriften zu wür-

digen versuchten, verkanntenderen tiefere Bedeutung, indemsie dieseDokumente

zu bloßen Vorläufern der Lockeschen Traktate degradierten. So legte Manfred Bro-

cker Mitte der 1990er Jahre eine sehr lesenswerte Arbeit über die Ursprünge des li-

beralen Verfassungsstaates vor, die sich ausschließlichmit der englischen Entwick-

lung des siebzehnten Jahrhunderts befasst und dabei die politischeTheorie der Le-

veller eingehend untersucht. Brocker erkannte in den Levellern die wirklichen Be-

gründer der Idee einer liberalen Verfassung und eines liberalen Staates. Doch auch

er betrachtet diese Bewegung mit den Augen Lockes, das heißt mit den Augen des

schwachen Liberalismus, wenn er schreibt:

»Ihr Anliegen war nicht, wie oft gesagt und auch von ihren Gegnern immer wie-

der behauptetworden ist, sozialrevolutionär und egalitär, und zielte nicht auf eine

wohlfahrtspolitischmotivierte Umverteilung der Vermögen (wie ihr Name sugge-

riert), sondern ausschließlich die Durchsetzung einer konstitutionellen Garantie

der individuellen Grundrechte der Bürger auf Leben, Freiheit und Eigentum.«19

Diese Charakterisierung der Leveller sollte nach Meinung ihres Autors helfen, die

politische Theorie dieser Bewegung nicht weiter zu vernachlässigen, sie vielmehr

und endlich unter die Ahnen des klassisch freiheitlichenDenkens zu reihen.Die Le-

veller avancieren bei Brocker zu frühen Vorkämpfern der heutigen Form des Libe-

ralismus, der Grundrechte primär als Abwehrrechte des Bürgers gegen willkürliche

Herrschaft durch den Staat bestimmt.Damit wird aber wieder einmal der Blick auf

die eigentliche Bedeutung der Leveller verstellt. Denn für sie dienten Grundrech-

te nicht der Eingrenzung einer an sich gegebenen Staatsmacht. Anders als Brocker

schreibt,warendie Leveller in der Tat »sozialrevolutionär«,weil ihrerMeinungnach

die Existenz des Staates nur insoweit berechtigt ist, wie dieser den Individuen im

Rahmen der Gesellschaft Freiheit ermöglicht. Sie waren liberal, weil sie »egalitär«

dachten. Ihnen ging es nicht, wie Brocker zu Recht meint, um »wohlfahrtspolitisch

motivierte Umverteilung der Vermögen«. Sie waren keine frühen Sozialdemokra-

ten, sondern dachten grundsätzlicher: Die Umverteilung der Vermögen sollte nicht

18 Louis A. Knafla: § 25 Der protestantische Radikalismus während des Interregnums, in: Jean-Pierre

Schobinger (Hg.), wie Anm.12 Kap. 2, S. 532f.

19 Manfred Brocker: Die Grundlegung des liberalen Verfassungsstaates. Von den Levellern zu John Lo-

cke, Freiburg i.Br. und München 1995, S. 22.
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das Resultat sozialstaatlicher Mildtätigkeit, sondern Folge des Rechtsanspruchs ei-

nes jeden Individuums auf soziale und ökonomische Freiheit sein.

Während die Philosophie die Leveller bis heute nicht für bedeutend genug

hält, um sie in den Kanon der Klassiker des politischen Denkens aufzunehmen,

konnte die Geschichtsschreibung die Existenz dieser politischen Bewegung zu kei-

ner Zeit einfach komplett leugnen. Sie wurden allerdings zur »Randerscheinung«

degradiert, obwohl sie im Verlauf der Jahre von 1642 bis 1649 eine unmittelbare

machtpolitische Bedeutung gehabt hatten. Doch kaumwaren sie von Oliver Crom-

well (1599–1658) und seiner Armee vernichtend geschlagen worden, gerieten sie in

Vergessenheit. Sie gehörten eben zu den »Verlierern der Geschichte«; die kurze

Phase ihres starken Einflusses auf das Geschehen in England geriet zur Episode.

Ihre über England hinausgehende Bedeutung wurde verkannt, über zweihundert

Jahre nicht zur Kenntnis genommen, verschwiegen oder vergessen, um erst zu

Beginn des 20. Jahrhunderts von Historikern als politisch relevant entdeckt zu

werden.

UmdieWende vomneunzehnten zumzwanzigsten Jahrhundert imKontext der

Strömung sowohl des Sozialismus als auch des Liberalismus, wurden die Leveller

dem weiteren Vergessen entrissen. Zwar werden Lilburne, Overton, Walwyn und

ihresgleichen noch in den Arbeiten von George Macaulay Trevelyan (1876–1962) aus

dem Jahr 1904 und von Godfrey Davies (1892–1957) aus dem Jahr 1937 für letzten En-

des belangloseErscheinungendes historischenProzesses gehalten.Auch inder gro-

ßen Untersuchung der Ursprünge ökonomischer und sozialer Transformation von

Karl Polanyi (1886–1964) aus dem Jahr 1944 tauchen sie nicht auf.20 Dochmit Eduard

Bernstein (1850–1932) und seinem Aufsatz Kommunistische und demokratisch-sozialis-

tische Strömungen während der Englischen Revolution des 17. Jahrhunderts aus dem Jahr

1895 undmitTheodore Calvin Pease (1887–1948) und seinem voluminösen EssayThe

Leveller Movement aus dem Jahr 1916 lagen erstmals Publikationen vor, die das Wir-

ken von Lilburne, Overton und Walwyn für die politischen Kontroversen und Per-

spektiven der damaligen Gegenwart in Anspruch nahmen.21 Es erstaunt nicht, dass

20 George Macaulay Trevelyan: England under the Stuarts (= C. W. C. Oman, Hg.: A History of Eng-

land, Bd. 5), London 1904, vor allem S. 282 oben – 284 oben, S. 292–294 – Godfrey Davies: The

Early Stuarts. 1603–1660 (= George N. Clark, Hg.: The Oxford History of England, Bd. 9), Oxford

1937. Davies nennt die Leveller »Extremisten« (S. 147 unten); sie hätten für »sozialistische

Maßnahmen« (S. 169 unten) plädiert. – Karl Polanyi: The Great Transformation. The Political and

Economic Origins of Our Time, New York 1944. Zur Forschungsgeschichte bis in die 1960er Jahre,

unter besonderer Berücksichtigung Crawford B. Macphersons, siehe Peter Wende: »Liberty«

und »Property« in der politischen Theorie der Levellers. Ein Beitrag zur Entstehungsgeschichte des po-

litischen Individualismus im England des 17. Jahrhunderts, in: Zeitschrift für historische Forschung,

Bd. 1, H. 2, 1974, S. 147f, S. 150–154.

21 Eduard Bernstein: Kommunistische und demokratisch-sozialistische Strömungenwährend der Eng-

lischen Revolution des 17. Jahrhunderts, in: Ders. (u.a.Hg.): Die Geschichte des Sozialismus in Ein-
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es gerade ein genuin liberaler amerikanischer Wissenschaftler wie Pease war, der

sich schon im Vorwort seines Buches als Parteigänger der Leveller zu erkennen gab

und ihnen attestierte, sie hätten sich – vierzig Jahre vor Locke – für eine »gesetzlich

beschränkte, demokratische Regierung« engagiert undmit ihren Schriften Einfluss

auf die Verfassung der USA gehabt.22

Hingegen trübte die jüngere Entwicklung der englischen Geschichtswissen-

schaften erneut den Blick auf die Leveller. Ende der 1970er Jahre etablierte sich

in der englischen Geschichtsschreibung eine neue Interpretation des siebzehnten

Jahrhunderts, die den Versuch unternahm, die traditionelle Auffassung, dass es

eine Englische Revolution gegeben habe, von Grund auf in Frage zu stellen. Jona-

than C. D. Clark etwa konstatierte: »Es gab keine Revolution.«23 Zu einer solchen

Einschätzung kamen diese sogenannten Revisionisten, weil sie ihre Forschung

von den ökonomischen und sozialen Verhältnissen abwandten, dem »politischen

Stellenwert von Religion« zuwandten und sich für die »Tragweite individueller Ent-

scheidung in konkreten Situationen« interessierten. Aus diesem Blickwinkel fällt

es allerdings schwer, die Konflikte der Epoche angemessen zu erklären. So sprach

Clark in Bezug auf die Englische Revolution schlicht von »bizarren politischen

Phänomenen«.24 Die historisch-politische, wenn auch nicht sozial-philosophische

Relevanz der Leveller, die von einem marxistischen Wissenschaftler wie Chris-

topher Hill (1912–2003) während der 1950er und 1960er Jahre noch betont worden

war,25 bliebnunaußerAcht.DassdieserVorgangnicht ohneBedeutungwar, schrieb

Peter Wende schon 1988. Die Ansichten der Revisionisten, so Wende, würden nun

zeldarstellungen. Die Vorläufer des Neueren Sozialismus, Bd. 1 Teil 2 Von ThomasMore bis zum Vor-

abend der Französischen Revolution, Stuttgart 1895, S. 507–718 – Theodore Calvin Pease: The Le-

veller Movement. A Study in the History and Political Theory of the English Great Civil War, Wash-

ington D.C. (u.a.O.) 1916.

22 Theodore Calvin Pease, wie Anm. 21 Kap. 2, S. 1, S. 4. Seine Bewertung der Leveller fasst Pease

im Abschnitt II. Conclusion, S. 356–364, zusammen.

23 Jonathan C. D. Clark: Revolution and Rebellion. State and Society in England in the Seventeenth and

Eighteenth Centuries, Cambridge 1986, S. 71.

24 Jonathan C. D. Clark, wie Anm. 23 Kap. 2, S. 156. Zur Frage der Tauglichkeit des Begriffs Eng-

lische Revolution siehe die Notizen bei Jürgen Diethe:Wir das freie Volk von England. Aufstieg

und Fall der Levellers in der Englischen Revolution (= Richard Saage u.a.Hg.: Politica et ars. Inter-

disziplinäre Studien zur politischen Ideen- und Kulturgeschichte, Bd. 22), Münster (u.a.O.) 2009,

S. 1f.

25 Der Historiker nannte die Leveller »the most advanced democratic group which had yet ap-

peared on the political stage in Europe«. Christopher Hill: Puritanism and Revolution. Studies in

Interpretation of the English Revolution of the 17th Century, London 1958, S. 75. Siehe auch Ders.:

Reformation to Industrial Revolution. A Social and Economic History of Britain 1530–1780, London

1967.
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Eingang in die für die Lehre an den Universitäten Großbritanniens wichtigen text

books finden.26

Bemerkenswert ist, dass die bisher ausführlichsteDarstellung der Leveller nicht

voneinemenglischen,sonderneinemdeutschenHistoriker stammt. JürgenDiethes

Dissertation aus dem Jahr 2006 widmet sich sämtlichen Aspekten der politischen

und ökonomischenTheorie, der staats- und wirtschaftsrechtlichen Ideen und Kon-

zepte der Leveller. Deren Aktivität ist auch das Thema von Diethes zweitem Buch,

das 2009 erschien. Darin geht es um die Rolle der Leveller im historischen Prozess

der Englischen Revolution.27

Während die Werke Lockes mehrfach ins Deutsche übersetzt wurden und eine

unübersehbare Fülle vonSekundärliteratur hervorbrachten, liegendie Schriftender

Leveller bis heute nicht in deutscher Übersetzung vor. Auch in englischer Sprache

gibt es keine Edition aller Texte Lilburnes,Overtons,Walwyns und ihrerMitstreiter;

lediglich eine kleinere Auswahl ihrer Manifeste und Traktate ist erhältlich.28 In Be-

zug auf die Leveller ist man beim Studium der Quellen nach wie vor auf die freilich

gigantische Thomason Collection of Civil War Tracts der British Library angewie-

sen.29

Die Rezeption der Leveller bei Philosophen undHistorikern steht hier exempla-

risch für das Schicksal des starken Liberalismus als einer eigenständigen Strömung

des politischen Denkens. Zum Teil wurde die Tradition der Entmachtung einfach

26 Zur Entwicklung der Darstellung der Leveller bei Historikern siehe folgende drei Beiträge:

Elliot Vernon, Philip Baker: Introduction. The History and Historiography of the Agreements of the

People, in: Philip Baker, Elliot Vernon (Hg.): The Agreements of the People, the Levellers and the

Constitutional Crisis of the English Revolution, Basingstoke undNewYork 2012, S. 1–27, vor allem

S. 10–21 – PeterWende: Revisionismus als neue Orthodoxie? Parlament und Revolution in der mod-

ernen englischen Historiographie, in: Historische Zeitschrift, Bd. 246, H. 1, 1988, S. 89–106 – Blair

Worden: The Levellers in History and Memory, c. 1660–1960, in: Michael Mendle (Hg.): The Put-

ney Debates of 1647. The Army, the Levellers and the English State, Cambridge (u.a.O.) 2001,

S. 256–282. Zur Aktualität der Leveller inGroßbritannienheute sieheRosemary Bechler (Hg.):

The Convention onModern Liberty. The British Debate on Fundamental Rights and Freedoms, Exeter

und Charlottesville/Virginia 2010, Abschnitt Session 5. Liberty, Sovereignty and Republicanism.

Can the Leveller Tradition be Revived in the 21st Century?, S. 225–237.

27 Jürgen Diethe: Levellers. Politische Theorie und Praxis in der Englischen Revolution, Phil. Diss.,

Hamburg 2006, und Ders., wie Anm. 24 Kap.2.

28 Andrew Sharp (Hg.): The English Levellers (= Raymond Geuss, Quentin Skinner, Hg.: Cambridge

Texts in the History of Political Thought), Cambridge (u.a.O.) 1998.

29 Zur hier benannten Sammlung siehe den Artikel Thomason Collection of Civil War Tracts, htt-

ps://en.wikipedia.org/wiki/Thomason_Collection_of_Civil_War_Tracts. Zu der Sammlung ex-

istiert ein Catalogue of the Pamphlets, Books, Newspapers, and Manuscripts Relating to the Civil

War, the Commonwealth, and Restoration, Collected by George Thomason, 1640–1661, 2 Bde., Lon-

don 1908. Der Katalog und Teile derDokumente der Sammlungwerden vonmehreren Biblio-

theken, unter ihnen die Staatsbibliothek zu Berlin Preußischer Kulturbesitz (SBPK), digital

zur Verfügung gestellt.
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unterschlagen, zum Teil unter den schwachen Liberalismus subsumiert und ihrer

eigenständigenBedeutungberaubt.Beide FormendesVergessensundVerdrängens

der Tradition der Entmachtung lassen sich nicht allein im Fall der Englischen, son-

dern auch – wie in den folgenden Kapiteln zu zeigen sein wird – im Fall der Ameri-

kanischen und der Französischen Revolution feststellen. Dies gilt genauso für den

starken Liberalismus des zwanzigsten Jahrhunderts.

2.4 Acht Thesen über starken und schwachen Liberalismus

Dieses Buch beleuchtet den starken Liberalismus mit seinen typischen theoreti-

schen Prämissen, mit seiner eigenen politischen Logik, mit seinen charakteris-

tischen sozialen Interessen und mit seinen wiederkehrenden oder variierenden

Perspektiven und Konflikten. Es ist daher geboten, die im Vorigen eingeführten

Begriffe des starkenunddes schwachenLiberalismus etwas genauer zu bestimmen.

ErsteThese:Der starkeLiberalismus ist dieAvantgardederbürgerlichenRevolu-

tionen. Der schwache Liberalismus läuft ihm nach. Er vertritt Elemente der genuin

Radikalen in gemilderter, verwässerter Form.

Die Levellerwaren, unter anderem,Vorreiter imKampf umGlaubens- undMei-

nungsfreiheit. In ihren Kreisen existierte eine Vielfalt religiöser und religiös moti-

vierter geistiger Positionen, die sie nicht allein gegenüber dem Staat und der Angli-

kanischen Kirche verteidigten, sondern auch untereinander sicherten und ermög-

lichten, indem sie eine eigene politische Öffentlichkeit hervorbrachten. Glaubens-

und Meinungsfreiheit galt den Levellern nicht nur als Recht auf eine vom Staat frei

zu haltende Privatsphäre, sondern als soziale Freiheit. Vertreter des schwachen Li-

beralismus – unter ihnen erst der Publizist und Verteidiger des Parlamentarismus

Henry Parker (1604–1652), dann Locke – folgten den Levellern insofern, als sie sich

ebenfalls für eine Trennung von Staat undKirche aussprachen.Zwarwar es ein gro-

ßer Fortschritt, dass Glaubens- und Meinungsfreiheit als Freiheiten der privaten

Sphäre vor staatlicher Intervention definiert wurden; doch setzte die Parkersche

und Lockesche Position der individuellen Freiheit klare Grenzen. Glaubens- und

Meinungsfreiheit sollten die Herrschaft auf keinen Fall in Gefahr bringen dürfen.

Der politisch indifferente Gottesdienst, welcher Konfession auch immer sollte folg-

lich erlaubt sein, nicht aber soziale Differenz und politische Aktivität. Sie sollte mit

allenMittel derObrigkeit verhindert und gebrochenwerden. So heißt es im zweiten

Anhang des von Locke 1667 verfassten Essay Concerning Toleration:

»When, therefor, men heard themselves into companys with destinctions from

the publique, and a stricter confederacy with those of their own denomination

and party then other their fellow-subjects – whether the destinction be religious

or ridicolous it matters not, otherwise then as the ties of religion are stronger and
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the pretenses fairer and apter to draw partisans, and therefor the more to be sus-

pected and themore needfully to bewatched – when, I say, any suchdestinct party

is growneor growing soenumerous as to appeare dangerous to themagistrate and

seeme visibly to threaten the peace of the state, the magistrate may and ought to

use all ways, either of politie or power that shall be convenient, to lessen, break,

and suppress the party, and soe prevent the mischiefe.«30

Ausdieser für den schwachenLiberalismus typischenBeschränkungder Freiheit er-

gibt sich die nächste grundlegende Unterscheidung.

Zweite These: Der Individualismus des starken Liberalismus impliziert einen

umfassenden Begriff von Freiheit. Die Idee von Freiheit des schwachen Liberalis-

mus hingegen ist eingeschränkt.

Im starken Liberalismus gelten einzelne Freiheitsrechte zugleich als Recht auf

Privatheit wie als Recht auf Sozialität, mithin als Recht auf Passivität und Aktivi-

tät. Im schwachen Liberalismus hingegen wird das einzelne Freiheitsrecht passiv

und nicht sozial gedacht und daher auch nur in diesem engeren, passiven Sinn ge-

schützt.

Aus dieser unterschiedlichen Interpretation einzelner Grundrechte ergibt sich

ein prinzipiell anderes Verständnis vom Zusammenhang der Grundrechte unter-

einander.

DritteThese:Während im starken LiberalismusGrundrechtemiteinander zu ei-

ner »Architektur der Freiheit« verknüpft sind, ist das Verständnis von Freiheit im

schwachen Liberalismus punktuell und/oder linear.

Die Anhänger des starken Liberalismus wollten, indem sie Glaubens- und Mei-

nungsfreiheit verlangten, das Monopol der Kirche auf religiöse Wahrheit und das

desStaates aufpolitischeWahrheit brechen.Dochdabei bliebensienicht stehen.Ihr

Anti-Monopolismus bezog sich auf alle gesellschaftlichen Gebiete gleichzeitig. Die

Leveller kämpften, wie es in Overtons zugleich allegorischer und satirischer Schrift

The Araignement of Mr. Persecution heißt, gegen das »Monopol im Geistigen«,31 also

gegen die vereinte kirchliche und staatlicheMacht genausowie gegen ökonomische

30 John Locke: Essay Concerning Toleration, 1667, in: Carlo Augusto Viano (Hg.): John Locke. Scrit-

ti editi e inediti sulla tolleranza, Turin 1961, S. 104. Zur Bedeutung des Essays siehe Julius Eb-

binghaus: Einleitung, in: John Locke: Ein Brief über Toleranz, 1689, übersetzt, eingeleitet und in

Anmerkungen erläutert von Julius Ebbinghaus, Hamburg 1975, Abschnitt b Der Staat hat ein

Recht, religiöse Sekten zu verbieten, S. XXXVII-XLVII.

31 Martin Mar-Priest (= Richard Overton): The Araignement of Mr. Persecution Presented to the con-

sideration of the People of England, London 8. April 1645, British Library, Thomason Collection of

Civil War Tracts, E. 276. (23.) Zu diesem Text siehe Joseph Frank: The Levellers. A History of the

Writings of Three Seventeenth-Century Social Democrats. John Lilburne, Richard Overton, William

Walwyn, Cambridge/Massachusetts 1955, S. 48–52, Zitat S. 51.
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Monopole, sei es der Großgrundbesitz oder die Handelskompanien. Diese Positi-

on kehrte in der Amerikanischen wie der Französischen Revolution wieder. Dem-

gegenüber verteidigten die Anhänger des schwachen Liberalismus zwar auch die

Glaubensfreiheit; doch sahen sie keinenWiderspruch zu ihrer Förderungmonopo-

listischer Strukturen im Bereich derWirtschaft.

Diese stark differierenden Freiheitsideen hängen mit unterschiedlichen Be-

gründungen für Freiheitsrechte zusammen.

Vierte These: Der starke Liberalismus repräsentiert die individualistische Mo-

derne.Das heißt, Freiheit wird vom einzelnenMenschen her gedacht. Für den star-

ken Liberalismus ist die Freiheit des IndividuumsSelbstzweck. StaatlichesHandeln

kann Legitimität nur insofern in Anspruch nehmen, als es diesem einzigen Ziel, das

den Gesellschaftsvertrag begründet, dient.

So hatte bei den Levellern die Glaubensfreiheit eine solche Bedeutung für das

Individuum,dass sie derMeinungwaren, kein Bürger dürfe auf die Nutzung dieser

Freiheit verzichten, nicht einmal freiwillig. Niemand könne seine persönliche Frei-

heit, morgen anders als heute zu denken, an die Gesellschaft abtreten. Zwar nutzt

auch der schwache Liberalismus die Idee des persönlichen Freiheitsrechtes, doch

wird diese durch mehr oder weniger kollektivistische und etatistische Begründun-

gen überlagert. Der schwache Liberalismus verkörpert eine Art funktionalistischer

Moderne, bei der die individuelle Freiheit nur insoweit gilt, wie sie »übergeordne-

ten« Interessen dient. In der politischen Praxis bedeutet dies, dassGrundrechte nur

gewährt werden, sofern sie für mächtige partikulare Interessen instrumentalisiert

werden können.

Zum Beispiel spielten für Parker und Locke, trotz naturrechtlicher Argumen-

te, die ökonomischen und staatspolitischen Vorteile der Glaubensfreiheit eine

Schlüsselrolle. Auch der führende französische Merkantilist Jean-Baptiste Colbert

(1619–1683) sprach sich für Glaubensfreiheit vor allem im Hinblick auf das Wachs-

tum der Wirtschaft aus. Zugleich hielt er, wie Locke, Arbeitszwang für legitim, um

die Produktivität zu steigern. Es gibt also einen engen Zusammenhang zwischen

der Art der Begründung von Rechten und der Tragweite der Konsequenzen, die sich

aus den Rechten in der Praxis ergeben.

Fünfte These: Die unterschiedliche Auslegung des Begriffs von Freiheit in den

beiden Richtungen des Liberalismus bedeutet nicht nur einen graduellen Unter-

schied im politischen Denken undHandeln. Es geht um zwei verschiedeneModelle

von Gesellschaft.

Die schwachliberale Abschwächung von Menschenrechten hat nicht allein eine

Mäßigung dieser Rechte, nicht allein eine kompromisslerische Versöhnungmit we-

niger freiheitlichen Positionen zur Folge. Nein, sie führt regelmäßig zum Kippen

des Liberalismus in antiliberale Politik. Das führende Leveller-Miglied Overton for-

derteGlaubensfreiheit universell, das heißt auch für Juden und für Atheisten. Locke

übernahmmanchesArgumentder Leveller, schwächte aberderen starkliberalenAn-
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satz. In seiner Schrift Ein Brief über Toleranz aus dem Jahr 1689 schloss er Glaubens-

freiheit für Atheisten und solche, die er für Atheisten hielt, ausdrücklich aus. Der

Philosoph stand noch zu sehr auf dem Boden der alten Ordnung und opferte die

Privatsphäre von Andersdenkenden, zum Beispiel auch von Katholiken und Mus-

limen, den Interessen der Herrschaft. Sie alle bildeten nach Meinung Lockes eine

Gefahr für das Herrschaftssystem.32

Sechste These: Vom starken Liberalismus vertretene Menschenrechte werden

vom schwachen Liberalismus nicht nur abgeschwächt (Erste undZweiteThese), iso-

liert (DritteThese), überlagert (VierteThese). Siewerden sogar pervertiert und in ihr

Gegenteil verkehrt.

So bewirkt ein begrenzter Schutz der Glaubensfreiheit nicht etwa nur ein Mit-

telmaß an Sicherheit in Bezug auf dieses Recht. Vielmehr führt diese bloß mittlere

Sicherheit zu einerBekämpfung vonMinderheiten alsmöglichenMehrheitendurch

den Staat. Locke hielt Atheisten für Unmenschen; sie seien rechtlos wie wilde Tiere.

Eine solche Umkehrung von Rechten aufgrund ihrer Einengung ist eine allgemeine

Tendenz im schwachen Liberalismus.

Besonders relevant ist diese Verkehrung der Bedeutung von Menschenrechten

im zentralen Bereich der ökonomischen Macht. Die Leveller begründeten das all-

gemeine und gleiche Recht aller Bürger auf Eigentum als ein Recht sowohl gegen-

über dem Staat als auch gegenüber privaten Instanzen. Der schwachliberale Locke

hingegen deutete dieses Recht in solcher Weise um, dass er die schrankenlose Be-

reicherung seitens einerMinderheit zuUngunsten des Rechts auf Eigentum seitens

derMehrheit rechtfertigenkonnte.Ähnlich argumentierten JohnAdams (1735–1826)

und Alexander Hamilton (1757–1804), beide Gründerväter der Vereinigten Staaten

von Amerika, im Verlauf der Amerikanischen Revolution gegenüber den Starklibe-

ralen ihrer Epoche. Dieselbe Verkehrung der Bedeutung von Menschenrechten be-

gegnet uns auch in den dramatischen Kontroversen der Französischen Revolution

wieder.

Die Schwachliberalen standen in den konkreten Konflikten zumeist zwischen

den Starkliberalen auf der einen, den Repräsentanten der alten Ordnung auf der

anderen Seite. Der schwache Liberalismus konnte, wie Cromwell in England und

Robespierre in Frankreich deutlich zeigten, allzu leicht in eine autoritäre Moderne,

zum Beispiel eine Militärdiktatur, kippen oder »hinübergleiten«.

32 Gegen Katholiken undMuslime: »Diejenige Kirche kann kein Recht haben, von der Obrigkeit

geduldet zu werden, die auf einem solchen Boden errichtet ist, daß alle, die ihr zugehören,

sich dadurch ipso facto unter den Schutz und in den Dienst eines anderen Fürsten begeben.«

Gegen Atheisten: »Letztlich sind diejenigen ganz und gar nicht zu dulden, die die Existenz

Gottes leugnen. Versprechen, Verträge und Eide, die das BanddermenschlichenGesellschaft

sind, können keine Geltung für einen Atheisten haben. Gott auch nur in Gedanken wegneh-

men, heißt alles dieses auflösen.« John Locke: Ein Brief über Toleranz, 1689, übersetzt, einge-

leitet und in Anmerkungen erläutert von Julius Ebbinghaus, Hamburg 1975, S. 93 bzw. S. 95.
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Siebte These: Erst die soziale Dimension der Menschenrechte im starken Libe-

ralismus ermöglicht den Schutz von Privatheit. Die Ignoranz gegenüber sozialen

Menschenrechten im schwachen Liberalismus gefährdet den Schutz der privaten

Existenz. Der bloß partikulare Grundrechtsschutz birgt die Gefahr, sich selbst zu

zerstören.

Der privatistische Grundrechtsschutz für alle Bürger ermöglicht einem Teil der

Bürger das Privileg der sozialen wie der ökonomischen Intervention in die Privat-

sphäre anderer Personen. Mit guten Argumenten verteidigte Locke die Glaubens-

freiheit als private Freiheit. Sein Denken über die Verfassung eines Staates enthält

Elemente der Gewaltenteilung und Ansätze für eine partielle Demokratisierung. Es

handelt sich aber eben nur um einen domestizierten, halbierten Liberalismus: Da

Locke zwar »etwas« Gewaltenteilung wollte, der Exekutive allerdings ein Recht auf

Handeln außerhalb der Gesetze einräumte, hätte die Exekutive in Lockes Staat die

im Ansatz existierende Gewaltenteilung aufheben können. Da Locke ein gerechtes

Wahlgesetz lediglich für Vermögensbesitzer forderte und gleichzeitig den Staat als

Beschützer des privaten Vermögens ansah, konnten die Vermögensbesitzer in Lo-

ckes Staat die Armen Schritt für Schritt enteignen. Bei Locke, wie überhaupt im

schwachenLiberalismus,kannausMangel an gesellschaftlicher Freiheit, politischer

wie ökonomischer, auch der harte Kern der Grundrechte als Abwehrrechte nicht

dauerhaft geschützt werden.

Nach Auffassung der Starkliberalen der Englischen, der Amerikanischen und

der Französischen Revolution dagegen sollte erst die Ausübung der gesellschaftli-

chen Rechte den Schutz der Privatsphäre ermöglichen. Ob Overton und Lilburne

in England, ob Paine und Findley in Amerika, ob Fauchet und Bonneville in Frank-

reich: Sie alle kämpften für die Demokratisierung sowohl des Staates als auch der

Wirtschaft, das heißt für Gewaltenteilung im Staat und für Machtminimierung in

derWirtschaft. Es ging ihnen darum,machtarme Interaktionen zwischen den Bür-

gernmöglich zumachen und auf dieseWeise die Freiheit des Einzelnen gegenüber

Staat und Gesellschaft zu sichern.

Achte These: Die ideologischen Übereinstimmungen, Differenzen und Gegen-

sätze zwischen starkemund schwachemLiberalismusprägen ihrVerhältnis als zwei

gesellschaftliche Gruppen im Kampf um politische Macht.

Einerseits kam es in allen großen bürgerlichen Revolutionen zu einem zeitwei-

ligen Zusammenwirken beider liberaler Gruppen bei der Überwindung der vormo-

dernen Staatsordnung; andererseits kam es in England,Amerika und Frankreich zu

einer Polarisierung beider Formen des Liberalismus, die – wie das Beispiel der Le-

veller und das des Cercle social zeigen – im Extrem bis zur physischen Vernichtung

der Starkliberalen reichen konnte.Wann immer es um die Frage ging, wie weit mit

den liberalen Prinzipien auch in der neuen Ordnung Ernst gemacht werden sollte,

begriffen die Schwachliberalen die Stark-liberalen als Feind, den es auchmit antili-

beralenMethodenauszuschaltengalt.DenndieSchwachliberalenhattenkein Inter-
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esse, die revolutionären Prinzipien auch auf ihre eigene Macht anzuwenden. Um-

gekehrt bekämpften die Starkliberalen die Schwachliberalen als Vertreter einer un-

vollendeten Revolution oder als Konterrevolutionäre.

Neben dieser Polarisierung zwischen dem starken und dem schwachen Libera-

lismus gab es in den großen bürgerlichen Revolutionen auch eine Position des Da-

zwischen. Diese bildet bis heute eine wichtige Strömung des politischen und öko-

nomischen Diskurses. Es ist der »ambivalente Liberalismus«. Im Werk von Smith

zum Beispiel, der im letzten Drittel des achtzehnten Jahrhunderts das Fundament

dermodernenWirtschaftswissenschaften legte, bündeln sich stark- und schwachli-

berale Elemente zu einer eigenständigen Position mit charakteristischen Entwick-

lungsmöglichkeiten undWidersprüchen.

2.5 Starker, ambivalenter und schwacher Liberalismus als Idealtypen

Diese Klassifizierungen sind idealtypische Vereinfachungen.

Die drei Idealtypen33 beruhen auf dem Studium der Schriften und der Hand-

lungen ihrer Exponenten. Das Menschenrechtskonzept der jeweiligen Person oder

Gruppe, das im Ganzen als stark-, ambivalent- oder schwachliberal bezeichnet

werden kann, soll herausgefiltert werden, wobei Aspekte, die für andere Frage-

stellungen wichtig sind, vernachlässigt werden. Nur so kann die Handlungs- und

Ideenlogik der Politik derEntmachtung freigelegtwerden.Es könnenbei Vertretern

des schwachenLiberalismus starkliberale Ideen auftretenundumgekehrt.So lassen

sich zum Beispiel bei führenden, an sich starkliberalen Anhängern der englischen

Leveller, den amerikanischen Antiföderalisten oder der London Corresponding

Society (LCS) Elemente des schwachen Liberalismus finden. Es gibt zahlreiche

individuelle und sozial definierte Abweichungen und Übergänge zwischen den drei

Idealtypen.

Die hier vorgeschlagene Typisierung im Sinne einer Pointierung »reiner«

Grundkonzepte ist nicht das Ergebnis einer Betrachtungsweise, die historische

Veränderungen, individuelle Schicksale und die sozialen Interessen der Ideenträ-

ger ausblendet. ImGegenteil:Der jeweils vorherrschende Idealtypusdes politischen

Denkens kann nur im Zusammenhang mit der geschichtlichen Dynamik verstan-

denwerden. Er lässt sich aus einer rein textimmanenten Analyse kaumbestimmen.

Entscheidend sind sowohl die Entwicklungslogik der jeweiligen Konzepte als auch

die Machtverhältnisse, unter denen sie artikuliert wurden.

33 Der Begriff Idealtypus wird hier wie bei Walter Eucken: Die Grundlagen der Nationalökonomie,

Jena 1940, S. 297 benutzt. Eucken kritisierte dort Max Webers Verwendung des Begriffs: »Er

erkannte weder den fundamentalen Unterschied von Realtypen und Idealtypen, noch den

logischen Charakter von beiden.«
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Die Leveller zumBeispiel waren die erste politische Bewegung, die für einmen-

schenrechtlich begründetes und allgemeines Wahlrecht stritt. Die führenden Köp-

fe der Leveller hatten dieses Ziel im Verlauf eines konkreten Konfliktes entwickelt;

sie würden es später, unter dem Druck der Staatsmacht, teilweise zurücknehmen.

Aus diesem Prozess ergibt sich bei einer allein auf die Texte fixierten, also eher im-

manenten Betrachtung ein kaum lösbarerWiderspruch. Lilburne äußerte sich 1646

in seinem Pamphlet Londons Liberty in Chains discovered34 so emphatisch zumWahl-

recht als Menschenrecht, dass sich seine Schrift noch dreihundert Jahre später wie

ein beeindruckend radikaldemokratischer Aufruf zumKampf gegen denMangel an

Demokratie liest.Aberwas Lilburne Jahre zuvor vonderObrigkeit imEinzelnen ver-

langte, als die Bewegung der Leveller noch in den Anfängen steckte, blieb weit hin-

ter dem Anspruch des allgemeinenWahlrechts zurück. Er schlug vor, dieWahlkrei-

se sollten im Parlament gemäß der Höhe ihres Steueraufkommens vertreten sein.

War deshalb Lilburnes Denken widersprüchlich?War er, obwohl rhetorisch radikal,

in der Sache etwa nicht weit entfernt von Locke, der gut vierzig Jahre nach Lilbur-

ne, in seinen Zwei Abhandlungen über die Regierung, eine auf die Minderheit der Ver-

mögensbesitzer beschränkte Demokratie wünschen würde, da die »Erhaltung des

Eigentums« das »große und hauptsächliche Ziel« sei, »weshalb Menschen sich zu

einem Staatswesen zusammenschließen und sich unter eine Regierung stellen«?35

Der starke Liberalismus ist nicht daran zu erkennen, dass seine Verfechter von

Anbeginn ihres Agierens an durchgängig an einem distinkten Katalog politischer

Postulate festhalten. Entscheidend ist, ob ein ursprünglich meist nur vages Men-

schenrechtsdenkenbesteht, aus demsichdannkonkrete IdeenundProgramme for-

men. In heftige revolutionäre Konflikte involviert, kamen die Leveller gerade auf-

grund dieser Erfahrung zu der Forderung, im ganzen Lande müsse der Ärmste das

gleicheWahlrecht wie der Reichste haben.Die Bewegung der Leveller wird hier ver-

einfachend definiert als diejenige Gruppierung, deren wichtigstes Ziel die Durch-

setzung des allgemeinen Wahlrechts war, obwohl es viele Pamphlete dieser Bewe-

gung gibt, deren Autoren dieses Ziel nicht ausdrücklich benannten oder, aufgrund

aktueller politischer Konstellationen, darauf verzichteten, es mit ganzer Kraft zu

verteidigen.

So rangen sich die Leveller in den für den Liberalismus geradezu konstituti-

ven Putney-Debatten des Jahres 1647 – bei denen es im Kern um eine neue Verfas-

sung für England ging – dazu durch, den Schwachliberalen diese oder jene Konzes-

sion zu offerieren.Mussman sie deshalb,wie Brocker amSchluss seines BuchesDie

34 John Lilburne: Londons Liberty in Chains discovered, and published by Lieutenant Colonell John Lil-

burne, prisoner in the Tower of London, London October 1646, British Library, Thomason Collec-

tion of Civil War Tracts, E. 359. (17.)

35 John Locke: Zwei Abhandlungen über die Regierung, 1689, herausgegeben und eingeleitet von

Walter Euchner, Frankfurt a.M. und Wien 1967, Buch 2, § 124, S. 283f und § 222, S. 349–351.
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Grundlegungdes liberalenVerfassungsstaates argumentiert,36mitSchwachliberalen von

der Art eines Locke in eine Linie stellen? Sicher, die Leveller machten zeitweilig das

Zugeständnis, Bedienstete und Bettler vom Wahlrecht auszuschließen. Aber lässt

sich diese Schwächung desWahlrechts mit Lockes Vorschlag der Beschränkung des

Wahlrechts auf Vermögensbesitzer vergleichen? Selbst wenn die Texte beider Sei-

ten den gleichenWortlaut hätten, es würde sich im Ganzen der Sache um sehr ver-

schiedene Inhalte handeln. Ob man wie die Leveller, mit dem Gewehr im Rücken,

Kompromisse zu schließen bereit ist oder ob man wie Locke mit einer führenden

Funktion imstaatlichenMachtapparat betraut ist undausdieserPositionherausdie

Mehrheit des Volkes vomWahlrecht fernhält,macht einen gewaltigen Unterschied.

Fest steht, dass diese beidenKonzepte aus sehr gegensätzlichen Formenpolitischen

Denkens resultieren.

Der Vergleich zwischen den Levellern und Locke in Bezug auf dasThemaWahl-

recht zeigt, wie notwendig es ist, die Interdependenz von konkretenMachtverhält-

nissen und allgemeinen Ideen überMacht zu untersuchen. In denWeichen stellen-

den Kontroversen am Beginn der Moderne standen zwei Formen des Liberalismus

einander gegenüber; beide haben als Konzepte gesellschaftlicher Verfassung bis in

die Gegenwart und Zukunft richtungsweisende Bedeutung.

Die Positionen des schwachen und die des ambivalenten Liberalismus, die heu-

te als Liberalismus schlechthin gelten, werden erst verständlich, wenn sie in Bezie-

hung zu den an denRand gedrängten und vergessenen Positionen des starken Libe-

ralismus gesetzt werden. Nur so kann die gängige Vorstellung vom liberalen »Fort-

schrittsbegriff« in Frage gestellt werden. Politologen, Ökonomen und Philosophen

sehen,wenn sie von denWerken Lockes und Smiths sprechen, immer wieder groß-

zügigüberderenantiliberaleAuffassungenhinweg.Diese gelten, falls sie überhaupt

registriert werden, als bloße Kinderkrankheiten des frühen Liberalismus; der heu-

tige Liberalismus hat laut dieser Einschätzung solcheMängelweit hinter sich gelas-

sen. Das Gegenteil ist korrekt: Schon Jahrzehnte vor Locke existierte ein sehr fort-

schrittlicher starker Liberalismus, an demgemessen sich die spätere politische Phi-

losophie des großen englischen Liberalen als wenig liberal und fast rückschrittlich

erweist.

In allen sich zur Moderne öffnenden, bürgerlichen Revolutionen gab es libera-

le Ideen und Programme, die weit über das hinausgingen, was wir heute an Frei-

heitsrechten erreicht haben.Die Leveller verstandendie Ideedes freienMarktes tat-

sächlich als eine universell gültige; in ihren Verfassungsentwürfen, den Agreements,

wird die Konzentration von Wirtschaftsmacht untersagt. Die heutige Wirklichkeit

selbst der ammeisten entwickelten Industrienationen erscheint im Vergleich gera-

dezu merkantilistisch und die rasante Globalisierung als gigantischer Partikularis-

mus mit neofeudalen Konsequenzen, misst man sie an der universalistischen Idee

36 Manfred Brocker, wie Anm. 19 Kap. 2, S. 279–282.
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vom freienWeltmarkt der Leveller. Das gesamte Verständnis vonModerne und De-

mokratie etwa bei den Antiföderalisten oder beim Cercle social, zum Beispiel ihre

Forderung nach jährlicher Wahl, nach Rotation der Abgeordneten, nach Wahl von

Richtern und höheren Beamten und somit nach konsequenterer Gewaltenteilung,

dieses Verständnis also spricht für einewesentlichweitreichendere Konzeption von

Demokratie als unsere heutigen Rechte auf politische Partizipation.



3. Die Leveller in England als erste starkliberale

Bewegung in Europa

3.1 An Arrow against all Tyrants and Tyrany!

Das zukunftsweisendePotential des starken Liberalismus könnenwir nur freilegen,

indemwir es unabhängig von seiner schwachliberalen »Zurichtung« wahrnehmen.

Es sind uns die Ideen der Leveller meist nur in der gefilterten, abgeschwächten und

pervertierten Formvertraut, die sich in der Locke-Tradition entwickelt hat.Deshalb

ist es notwendig, die Leveller einmal ausführlicher zuWort kommen zu lassen.

In Overtons Flugschrift An Arrow Against all Tyrants and Tyrany aus dem Jahr 1646

liegt die vermutlich erste Darstellung einer Theorie der Menschenrechte als echte

subjektiveRechte vor.1 Sie darf zudenSchlüsseltextenderModerne gezähltwerden.

Hier entwickelt er sein aus den Freiheitsrechten aller Individuen abgeleitetes politi-

sches Denken, aus dem sich radikale politische Konsequenzen für die Konstitution

von Staat und Gesellschaft ergeben.

AusdenThesendieserFlugschriftOvertons,geschrieben imGefängnis vonNew-

gate, ergeben sich fundamentale Folgen für die Konstitution eines Staates, die sich

in fünf Postulate zusammenfassen lassen:

Erstens:UnabhängigvonallengeschichtlichgewordenenundgewachsenenVer-

hältnissen hat jeder Mensch ein unverletzliches Recht auf gleiche Freiheit und glei-

ches Eigentum.

Zweitens: Die Menschen können sich durch einen Gesellschaftsvertrag zusam-

menschließen, um diese Rechte besser zu verwirklichen, als sie es ohne einen sol-

chen Vertrag tun könnten. Der daraus entstehende Staat hat keinerlei Eigenrecht.

1 Richard Overton: An Arrow against all Tyrants and Tyrany, shot from the Prison of New-gate into

the Prerogative Bowels of the Arbitrary House of Lords, and all other Usurpers and Tyrants whatso-

ever, London 12. Oktober 1646, British Library, Thomason Collection of Civil War Tracts, E. 356.

(14.). Auch in Gerald E. Aylmer (Hg.): The Levellers in the English Revolution, Ithaca/New York

1975, S. 68–70. Auch unter http://oll.libertyfund.org/pages/overton-an-arrow-against-all-ty-

rants-1646
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Die Individuen dürfen und können ihre ursprünglichen Freiheitsrechte weder auf-

geben noch abtreten.

Drittens: Diese Rechte, die im Zustand der Gesellschaft zu verwirklichen sind,

gelten umfassend. Die Rechte auf Glaubensfreiheit, auf Meinungsfreiheit, auf all-

gemeine, freie und gleiche Wahl sowie auf wirtschaftliche Betätigung sind gleich

ursprünglich.

Viertens: Die unverlierbaren Menschenrechte sind Schutzrechte gegen den

Staat wie gegen Private. Sie verpflichten den Staat, bestimmte Handlungen wie

Folter und Zensur zu unterlassen; sie verpflichten ihn auch, dafür zu sorgen, dass

keine Person und keine Gruppe die Menschenrechte verletzt. Menschenrechte sind

Schutzrechte vor der Konzentration vonMacht, und zwar vor demMissbrauch legal

delegierter Macht der Legislative, der Judikative, der Exekutive und genauso vor

demMachtmissbrauch durch private Interessengruppen.Die Schutzrechte können

sich auch gegen eine demokratisch legitimierte Mehrheit wenden, falls diese die

Grundrechte einer noch so kleinenMinderheit verletzt.

Fünftens: Das Eigentumsrecht ist ein ursprüngliches Freiheitsrecht, das jedem

Menschen gleichermaßen zukommt.Es hat seine notwendige Grenze in demgleich

großen Freiheitsrecht aller anderen Bürger. Das unverletzbare Eigentumsrecht al-

ler Bürger verlangt deshalb die Enteignung zuUnrecht entstandenerKonzentration

von Eigentum.

Die Akkumulation von Eigentum sollte nach den Vorstellungen der Leveller

von den Fesseln der alten Ordnung befreit werden. Es gibt, ihrer Auffassung nach,

keinen religiösen, moralischen oder sozialen Grund, private Erwerbs- und Han-

delstätigkeit zu unterdrücken.Wie Overton konstatierte, dienen solche Argumente

allein der Legitimation der Macht von Menschen über Menschen. An die Stelle der

früheren Begrenzung des Erwerbs von Eigentum sollte nun aber nicht – so wie

es in der Folge des Lockeschen Denkens stets angenommen wird – die Freiheit

zu schrankenloser Bereicherung treten. Vielmehr erkannten die Leveller, dass

das mit dem Merkantilismus geförderte neue Privileg zu grenzenloser Anhäu-

fung von Eigentum den alten, teils noch mittelalterlichen Privilegien weltlicher

und kirchlicher Macht in vieler Hinsicht ähnlich war. Ihnen war klar, dass beide,

die althergebrachten Marktbarrieren des marktfeindlichen Traditionalismus wie

die neuen Schranken, die durch staatlich begünstigte Akkumulation entstehen,

gleichermaßen eine Zerstörung der Freiheitsrechte der Individuen bewirken. Der

menschenrechtliche Anspruch aller Bürger auf Eigentum konnte also nur erfüllt

werden, wenn dieses Recht auf Eigentum seine Grenze in dem gleichen Recht auf

Eigentum des anderen fand. In Overtons Flugschrift heißt es:

»No man hath power over my rights and liberties, and I over no mans; I may be

but an Individuall, enjoy my selfe and my selfe propriety, and may write my selfe
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no more then my selfe, or presume any further; if I doe, I am an encroacher & an

invader upon an other mans Right, to which I have no Right.«2

DerGedanke, dass die Freiheit des einen ihreGrenze durch die Freiheit des anderen

erfährt, wurde später nicht zuletzt durch Kant zumGrundprinzip von Rechtsstaat-

lichkeit erklärt; allerdingsmit der entscheidendenEinschränkung,dass es kaumauf

die ökonomischen Verhältnisse angewendet wurde.3

3.2 Die Schaffung freier Märkte als Instrument
einer klassenlosen Gesellschaft

Die Leveller blieben nicht bei grundsätzlichen Urteilen stehen. Sie forderten den

Umbau der nach geltendem Recht zu Stande gekommenen Eigentumsverhält-

nisse unter Berücksichtigung der individuellen Menschenrechte. Zum Beispiel

verlangten sie, dass die in zahllosen englischen Gemeinden erfolgte Einhegung

der Allmenden, das heißt die Privatisierung des Gemeindelandes zum Nutzen

der Großgrundbesitzer, rückgängig gemacht werde, unabhängig davon, ob die

Einhegung nach dem positiven Recht legal oder illegal war. In Overtons Flugschrift

An Appeale from the degenerate Representative Body, the Commons of England assembled at

Westminster aus dem Jahr 1647 heißt es:

»That all grounds which anciently lay in Common for the poore, and are now im-

propriate, inclosed, and fenced in,may forthwith (inwhose hands soever they are)

be cast out, and laid upon againe to the free and common use and benefit of the

poore.«4

2 Richard Overton, wie Anm. 1 Kap. 3, S. 3 bzw. 68f. »Niemand hat Macht über meine Rechte

und Freiheiten, und ich über die von niemandem. Ich kann mich darauf beschränken, ein In-

dividuum zu sein, mich an mir selbst und an meinem Eigentum zu erfreuen und nicht über

meine Grenzen hinauszugehen; oder ich kannmehr wollen: Falls ich dies täte, würde ich das

Recht eines anderen verletzen, wozu ich kein Recht habe.«

3 Richard Saage: Eigentum, Staat und Gesellschaft bei Immanuel Kant, Baden-Baden 1994. Zum

selben Thema siehe den Artikel Richard Saage, Abschnitt Eigentum, Staat und Gesellschaft bei

Immanuel Kant, https://de.wikipedia.org/wiki/Richard_Saage

4 Richard Overton: An Appeale from the degenerate Representative Body, the Commons of England

assembled at Westminster, London 17. Juli 1647, British Library, Thomason Collection of Civil

War Tracts, E. 398. (28.). Auch in DonM.Wolfe (Hg.): Leveller Manifestoes of the Puritan Revolu-

tion, New York (u.a.O.) 1944, S. 156–195, Zitat S. 194. Für erste Information über die Einhegun-

gen siehe den Artikel Enclosure, https://en.wikipedia.org/wiki/Enclosure, für eine deutliche

Beschreibung und klareMeinung in dieser Sache siehe Karl Polanyi: The Great Transformation.

Politische und ökonomischeUrsprünge vonGesellschaften undWirtschaftssystemen, 1944, Frankfurt

a.M. 1978, S. 60–66.
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Ebenso forderten die Leveller die Auflösung der nach geltendemRecht legalenHan-

delskompanien; für den Schaden, der den Bürgern an ihrem Recht auf Eigentum

entstandenwar, sollte sogar Ersatz geleistet werden, um die ursprünglichen Eigen-

tumsrechtewieder herzustellen. In der 1648 verbreitetenPetitionTo theSupreamAut-

hority of England, the Commons Assembled in Parliament wird diese Forderung wie folgt

erläutert:

»WhereasMonopolies of all kinds have been declared by this honorable House, to

be against the Fundamentall Laws of the Land, and all such restrictions of Trade,

do in the consequence destroy not only Liberty but property: That therefore all

Monopolies whatsoever, and in particular that oppressive Company of Merchant

Adventurers be forthwith abolished, and a free trade restored, and that all Mo-

nopolizers may give good reparation to the Common-wealth, the particular par-

ties who have been damnified by them, and to be made incapable of bearing any

Office of power, or trust, in the Nation, and that the Votes of this House Novemb.

19. 1640. against their siting therein, may be forthwith put in due execution.«5

Etwas später, im Jahr 1649, unterzeichneten fast hunderttausendBürger den Aufruf

TheRemonstrance of (thoseReproachfullyCalled) the Levellers. In behalf ofThemselves and all

the Free People of England. Darin heißt es in Artikel XI:

»That no Monopoly whatsoever, or Restriction of Trade shall be tollerated or al-

lowed, but a Free Trade restored all the Land over: and that all Monopolizers shall

give Reparations to the Common-wealth, and the persons that have been damni-

fied by them, or suffer imprisonment accordingly.«6

Die Radikalität der Menschenrechtspolitik der Leveller wird besonders klar, wenn

man sich, nur für einen Moment, vor Augen führt, was heute ihre Umsetzung be-

deutenwürde: ZumBeispielmüssten dannMineralöl-,Automobil-,Chemiekonzer-

ne u.a. – unabhängig von ihrer Legalität – aufgrundder geltendenGesetze nicht al-

lein aufgelöst werden; sie müssten auch noch Schadenersatz für die Verletzung der

Rechte auf Eigentum aller Bürger leisten.

Diese starkliberale Grundposition der Levellermit ihren weitreichenden Folgen

wurde von den Wissenschaftlern, die sich der Mühe unterzogen, ihre Sozialtheo-

rie zu interpretieren, nicht erkannt. Vielmehr haben sie, je nach eigenem Blickwin-

5 Anonym: To the SupreamAuthority of England, the Commons Assembled in Parliament. The earnest

Petition of many Free-born People of this Nation, London 18. Januar 1648. Auch in Don M. Wolfe

(Hg.), wie Anm. 4 Kap. 3, S. 263–272, Zitat S. 268. Der Text ist in der Thomason Collection of

Civil War Tracts nicht enthalten.

6 Anonym: The Remonstrance of many thousands of the Free-People of England, London 21. Septem-

ber 1649, British Library, Thomason Collection of Civil War Tracts, E. 574. (15.)
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kel, das politische Denken dieser Bewegung entweder dem Liberalismus oder So-

zialismus zugeordnet und damit gründlich missverstanden. So meinte der kana-

dische Politologe Crawford B. Macpherson (1911–1987) in seinem 1962 publizierten,

rasch vehement diskutierten und später zum Klassiker avancierten Buch Die politi-

sche Theorie des Besitzindividualismus. Von Hobbes bis Locke bei der politischen Theorie

der Leveller auf einen zeitbedingten Grundwiderspruch gestoßen zu sein:

»Der Gemeinschaftssinn der Leveller scheint schlecht zu ihremBesitzindividualis-

mus zu passen, doch sahen sie keinen Widerspruch. [...] Wenn wir heute wissen,

daß eine Gemeinschaft in vollem Wettbewerb stehender wirtschaftlicher Unter-

nehmer eine contradictio in se ist, so dürfen wir von ihnen diese Einsicht noch

nicht erwarten.«7

Macpherson wollte wohl zeigen, dass die Widersprüche des Kapitalismus von so

allgemeiner Art sind, dass sie selbst in den liberalen Bewegungen des siebzehnten

Jahrhunderts schon präsent waren. Die »contradictio« zwischen sozialem Handeln

und individueller, umnicht zu sagen individualistischer Ökonomiewar für ihn der-

maßen offensichtlich, dass er darauf verzichtete zu erklären,warumes sich hier um

einenWiderspruch handelt. In Wirklichkeit handelt es sich nicht um eine »contra-

dictio« imLiberalismusder Leveller, sondernumeine imWeltbildMacphersonsund

der heute herrschenden Form des Liberalismus.

Individuelle Freiheit als Grundlage der gesamten Rechtsordnung umfasste für

die Leveller das Recht auf verschiedene Möglichkeiten sozialer Existenz, z.B. auf

freien Tausch von Meinungen wie von Waren und auf demokratische Beteiligung

ampolitischenLeben.WerdendieseRechte tatsächlich inderKonstitutioneinerGe-

sellschaft geschützt, so müssen sie mit einem Verbot der Konzentration vonMacht

einhergehen. ImUnterschied zu den Grundrechtskatalogen heutiger Verfassungen

formulierten die Leveller in ihrem Entwurf einer Verfassung von 1649 nicht allein

das Recht auf freie Wahl des Glaubens oder das auf Schutz vor willkürlichen Ver-

haftungen, es wird dort gleichrangig das Recht auf Freiheit von monopolistischer

Macht verankert.

Im politischen Denken der Leveller gehörten die grundrechtliche Abwehr staat-

licher Willkür und der Grundrechtsschutz vor privaten Machtkonzentrationen ge-

nauso zusammen wie »liberale« Wettbewerbsordnung und »sozialistische« Solida-

rität. Für die ersteMenschenrechtsbewegung der Geschichte gab es hier keinenWi-

derspruch.Beide Aspekte individueller Freiheit wurden erst später voneinander ge-

trennt, nachdem sich Liberalismus und Sozialismus als getrennte politische Strö-

7 Crawford B. Macpherson, wie Anm. 14 Kap. 2, S. 179.
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mungen entfalteten.8 Späteren Interpreten ist diese Trennung bereits so selbstver-

ständlich, dass sie die Leveller immer wieder nur in Einbahnstraßen – hier Sozia-

lismus und dort Liberalismus – eingeordnet haben.Den Levellern hingegenwar die

Verbindung der einen mit der anderen Denkweise noch sehr lebendig. Deshalb zo-

gen sich diese konsequenten Individualisten auch nicht in die Privatsphäre zurück,

sondern schufen vielmehr eine öffentliche politische Kultur der Solidarität: Die von

Kleinunternehmern geprägte Bewegung setzte sich für ihre politischen Gefange-

nen ein; man traf sich zu Kundgebungen, sammelte Unterschriften zur Unterstüt-

zung von Petitionen, druckte und vertrieb Bücher und Flugschriften. Die Leveller

erfanden und etablierten mit ihrem Kampf für unantastbare individuelle Freihei-

ten genau jene Formen gesellschaftlicher Interaktion, genau jene sozialen Räume,

die später »bürgerliche Öffentlichkeit« genannt werden würden.9

Die Leveller waren eine starkliberale Bewegung, weil sie gegen das große Kapi-

tal kämpften; sie waren eine soziale Bewegung,weil sie für den unbeschränkt freien

Markt eintraten.Aus liberalerwie aus sozialistischer Perspektive irritierte vor allem

ihre prononciert marktwirtschaftliche Ausrichtung.Wegen ihrer wirtschaftspoliti-

schen Ideen undKonzeptewurden sie oft sogar als Gegner derModernisierung ver-

standen.

So behauptete der englischeHistorikerGeraldE.Aylmer (1926–2000), die Level-

ler könnten in ihrer Finanz-,Handels- undAgrarpolitik, trotz ihresEinsatzes für die

Abschaffung der Monopole, nicht als »fortschrittlich«, sondern müssten vielmehr

als »reaktionär« gelten.10

Ähnlich deutlich fiel das Urteil Richard Saages in seiner Untersuchung der poli-

tischenTheorien der Niederländischen und der Englischen Revolution aus.Mit Be-

zug auf die ökonomischen Vorstellungen der Leveller – gegen den Monopolismus

von Unternehmen, aber für das private Eigentum – schrieb er:

8 Zur Geschichte der Trennung von Liberalismus und Sozialismus respektive Kommunismus

siehe Eduard Bernstein: Sozialismus und Demokratie in der großen Englischen Revolution, Stutt-

gart 1908, S. 77–223.

9 Freilich fällt auf, dass noch Jürgen Habermas bei seinem Versuch, die Entstehung der bür-

gerlichenÖffentlichkeit zu rekonstruieren, die Leveller völlig überging; seine stark rezipierte

Studie Strukturwandel der Öffentlichkeit setzt erst ein mit dem England derWende vom sieb-

zehnten zum achtzehnten Jahrhundert. »Eine politisch fungierende Öffentlichkeit entsteht

zuerst in Englandmit derWende zum 18. Jahrhundert. Kräfte, die auf die Entscheidungen der

Staatsgewalt Einfluß nehmen wollen, appellieren an das räsonierende Publikum, um For-

derungen vor diesem neuen Forum zu legitimieren.« Jürgen Habermas: Strukturwandel der

Öffentlichkeit. Untersuchungen zu einer Kategorie der bürgerlichen Gesellschaft, 1962 (= Wilhelm

Hennis, Roman Schnur, Hg.: Politica. Abhandlungen und Texte zur politischen Wissenschaft, Bd.

4), Neuwied amRhein und Berlin 1968, Abschnitt § 8DerModellfall der englischen Entwicklung,

S. 69–78, Zitat S. 69.

10 Gerald E. Aylmer: Introduction, in: Ders. (Hg.), wie Anm. 1 Kap. 3, S. 50.
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»Die Rückständigkeit dieser Konzeption liegt auf der Hand: Sie ging an den In-

teressen der großen Masse der englischen Bevölkerung im 17. Jahrhundert, näm-

lich der landlosen Bauern und der städtischen Lohnabhängigen in wesentlichen

Aspekten vorbei. Sie trug aber auch nicht den Erfordernissen der kapitalistischen

Entwicklung in England Rechnung.«11

Dies ist eine Fehleinschätzung. Weder haben die Leveller, etwa aus kleinbür-

gerlichem Klasseninteresse, die Masse der Armen und ökonomisch Abhängigen

vernachlässigt, noch haben sie die Notwendigkeit einer arbeitsteiligen und kapital-

intensiveren Ökonomie ignoriert. Sie wollten vielmehr, auf Basis ihrer menschen-

rechtlichen Ideen, eine Wirtschaftsordnung konstituieren, in der jeder Bürger ein

freier Unternehmer hätte werden können.Diese Positionwar nicht der Standpunkt

einer Klasse; es war die Idee einer Gesellschaft ohne Klassen. Nur so lässt sich

verstehen, dass Lilburne wie Overton forderten, die von den Reichen in Besitz

genommenen ehemaligen Allmenden dürften nicht der Mittelschicht, sondern

müssten gezielt den Armen gegeben werden; diese könnten dann den Armen-

häusern entkommen und, ohne in die Abhängigkeit von staatlicher oder privater

Mildtätigkeit zu geraten, eine eigene ökonomische Existenz aufbauen. Diese For-

derung war in der oben erwähnten Unterschriftenkampagne der Leveller, die von

fast 100.000 englischen Bürgern unterschrieben worden war, enthalten.

Nun ließe sichmit Aylmer und Saage einwenden, hierwerde bloßer Subsistenz-

wirtschaft das Wort geredet, die zwangsläufig zum Untergang verurteilt gewesen

wäre, da sie nicht den Erfordernissen der kapitalistischen Entwicklung in England

Rechnung trage.DieseKritik trifft auchhiernicht,gingesdochdenLevellernmit ih-

remmarktwirtschaftlichen »Antikapitalismus« nicht darum,denKapitalismus auf-

zuhalten, sondern ihn zu verallgemeinern. Die Möglichkeit für alle, sich als »Klein-

kapitalisten« an freienMärkten zubeteiligen, ist abernurdanngegeben,wenn jeder

ein Grundkapital zu Verfügung gestellt bekommt. So erhält er Marktzutritt, sei es

als Produzent oder Konsument. Voraussetzung für einen freien Markt ist, dass es

keine große Armut gibt. Jeder muss über ein Minimum an »Stimmkarten« verfü-

gen, um überhaupt an der Konsumentendemokratie teilnehmen zu können.

Die Öffnung der Märkte für alle hielten die Leveller für das wichtigste Instru-

ment zur Bekämpfung der Armut.Mehr als hundert Jahre vor SmithsDerWohlstand

derNationen.EineUntersuchung seinerNaturund seinerUrsachenhatte Lilburneweit en-

ergischer als Smith in einem 1649 an das Parlament adressierten Traktat die wirt-

schaftlichen Forderungen einer zuvor von Tausenden unterstützten Petition wie-

derholt und sich gegen die Ausbeutung der Armen und des Mittelstandes sowie die

Hemmnisse des freien Handels gewandt. Denn derMehrheit der Bürger wurde der

11 Richard Saage: Herrschaft, Toleranz, Widerstand. Studien zur politischen Theorie der Niederländi-

schen und der Englischen Revolution, Frankfurt a.M. 1981, S. 236.
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freieMarktzutritt durch dieMarktmacht einerMinderheit verwehrt. Unter Punkt 7

heißt es bei Lilburne:

»They seem to be resolved to take away all known and burdensome grievances, as

tithes (that great oppression of the country’s industry and hindrance of tillage),

excise and customs (those secret thieves and robbers, drainers of the poor and

middle sort of people, and the greatest obstructers of trade, surmounting all the

prejudices of ship money, patents and projects before this Parliament); also to

take away all monopolising companies of merchants (the hinderers and decayers

of clothing and cloth-working, dyeing, and the like useful professions) by which

thousands of poor people might be set at work that are now ready to starve, were

merchandising restored to its due and proper freedom.«12

Damit vertraten die Leveller, die den antiliberalen Frühkapitalismus mit allen Mit-

teln verhindern wollten, in Bezug auf die Entfaltung freier Märkte die konsequen-

teste Position ihrer Zeit.

3.3 Die Modernität der politischen Ökonomie der Leveller:
Die Universalität des freien Marktes

In der politischen Ökonomie der Leveller kommen die Instrumente einer Wettbe-

werbsgesellschaft, im Vergleich zu den Ideen und Konzepten aller anderen zeitge-

nössischen Gruppen, besonders konsequent zum Tragen. Es ging Lilburne, Over-

ton und Walwyn nicht darum, eine überschaubare Welt von Handwerksbetrieben

und Bauernhöfen vor den Gesetzen desWeltmarktes zu schützen. ImGegenteil: sie

setzten sich für einen freienWeltmarkt ein.Die auf Beherrschung desWeltmarktes

gerichteten Handelskompanien wollten sie auflösen, eben weil diese Monopolisten

einem freienWeltmarkt imWege standen.

Unter dem Aspekt des Leistungswettbewerbs ist auch die levellistische Attacke

auf den Großgrundbesitz als die zweite Säule des frühen Kapitalismus zu verste-

hen. Das große Eigentum beruhte nicht auf persönlichen Leistungen und freiem

Tausch. Eswar vielmehr durch die vomStaat ermöglichten Enteignungen des quasi

natürlichen Landbesitzes von breiten Schichten des Volkes entstanden. Damit ein

freier Agrarmarkt entstehen konnte,musste für die Leveller als Startvoraussetzung

die auf legalemRaub begründete Ungleichheit der Besitzverhältnisse vom Staat be-

seitigt werden. Die Leveller bewiesen mit ihrer Forderung nach einer Aufhebung

12 John Lilburne: Englands NewChains discovered.Or the serious apprehensions of a part of the People,

in behalf of the Commonwealth, London 26. Februar 1649, British Library, Thomason Collection

of Civil War Tracts, E. 545. (27.). Auch in Philip Baker (Hg.): The Putney Debates. The Levellers,

London und New York 2007, S. 105–118, Zitat S. 107f.
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der Einhegung der Allmenden einen Spürsinn für die Dynamik der Entwicklung

des Kapitalismus; denn die Politik der Privatisierung des Bodens der Gemeinden

zu Gunsten ohnehin mächtiger Landlords hatte zur Zeit der Leveller eben erst be-

gonnen und würde erst im achtzehnten Jahrhundert ihren Höhepunkt erreichen.

Wie von Karl Marx (1818–1883) gezeigt, war die Enteignung der kleinen Bauern mit

Unterstützungdes vomGroßgrundbesitz dominierten Parlaments eine derwesent-

lichen Voraussetzungen für die Entstehung des englischen Kapitalismus.13

Es ist keine Frage, dass die Forderungen der Leveller in Bezug auf eine freie

Wettbewerbsgesellschaft auch den Interessen ihrer Anhänger geschuldet sind. Si-

cher war es eher die Erfahrung der Handwerker als die der Obdachlosen, eher die

Erfahrung der kleinen Händler und kleinen Bauern als die der Staatsbediensteten,

welche den Antimonopolismus der Bewegung prägten. Aber der Ursprung und die

Sprengkraft dieser Positionen lassen sich nicht als Summe partikularer Interessen

verstehen, wie es die Interpretation bei Aylmer,Macpherson und Saage nahelegt.

Die Menschenrechts- und Vertragstheoreme der Leveller waren nichts weniger

als ein geistiges und politisches System, mit dem Standesbewusstsein und Besitz-

standsdenken überwunden werden sollte. Indem die Leveller jedem das Recht auf

freien Handel zusprachen, verteidigten sie nicht allein ihre eigenen Interessen als

kleine Bauern, Handwerker und Händler gegen monopolistische Unternehmen;

nein, sie stürzten sich selbst in das Wagnis eines freien Marktes, der auch ihre

Besitzstände in Frage stellen könnte.

Als Engländer hätten die Leveller an einer weiteren Ausbeutung Irlands In-

teresse haben können; doch erlaubte ihnen ihre ganze Haltung keinen solchen

Chauvinismus. Der Historiker Hans-Christoph Schröder (1933–2019) stellte zu

Recht fest, die Leveller seien die »einzige politische Gruppierung in England« ge-

wesen, die »Verständnis für den Unabhängigkeitskampf der katholischen Iren«

gehabt habe.14

Indem die Leveller die Verallgemeinerung des Wahlrechts verlangten, wollten

sie nicht bloß dafür sorgen, dass ihre eigenen Ideen und Konzepte größeres Ge-

wicht bekämen. Die Universalität ihrer Position hätte, wenn sie Wirklichkeit ge-

worden wäre, vielleicht auch die Möglichkeit gefährdet, den Interessen der eige-

nen Gruppierung zumDurchbruch zu verhelfen. ZumBeispiel: Als Konsequenz aus

der Idee und demKonzept individueller Rechte forderte der Leveller JohnWildman

13 Karl Marx: Das Kapital. Kritik der politischen Ökonomie, Bd. 1 Der Produktionsprozeß des Kapitals,

1867 (= Institut für Marxismus-Leninismus beim ZK der SED, Hg.: Karl Marx Friedrich Engels

Werke, Bd. 23), Berlin 1972, Abschnitt 3 Blutgesetzgebung gegen die Expropriierten seit Ende des

15. Jahrhunderts. Gesetze zur Herabdrückung des Arbeitslohns, S. 761–770, Abschnitt 4 Genesis der

kapitalistischen Pächter, S. 770–772.

14 Hans-Christoph Schröder: Die Revolutionen Englands im 17. Jahrhundert, Frankfurt a.M. 1986,

S. 100.
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(1621–1693) sogar das Wahlrecht für Ausländer, die sich im Inland niedergelassen

hatten.15 Ein solcher Kosmopolitismusmag nicht in dasWeltbild eines jeden Level-

lers gepasst haben; aber er entspringt der neuen geistigen und sozialen Logik ihrer

Ideenwelt. Die implizite Kraft ihrer Konzepte macht bis heute ihre Modernität in

Bezug auf individuelle Freiheit aus.Dies gilt gerade auch für den Bereich der politi-

schen Ökonomie, wo sie – ganz zu Unrecht – immer wieder für rückständig gehal-

ten wurden.

3.4 Die Modernität der politischen Ökonomie der Leveller:
Die Objektivität der Interessen

Die politische Ökonomie hat sich in der Entwicklung der klassischen Nationalöko-

nomie vollständig von der Tradition der Menschenrechte sowie vom Verfassungs-

recht gelöst. Längst begreifen sich dieWirtschaftswissenschaften als politisch neu-

trale, objektive Wissenschaften. In der Realität bedeutet diese heutige, »unabhän-

gig« genannte Haltung nichts weiter, als dass die meisten Ökonomen den Vorga-

ben ihrer Auftraggeber folgen,unabhängig davon,was sie politisch odermenschen-

rechtlich bedeuten. Dies wird als »weltanschauliche Neutralität« verstanden und

gilt denmeistenÖkonomen als Bedingung derUnabhängigkeit undObjektivität ih-

rer Disziplin.

Die Leveller dagegen hatten, ohne je eine Theorie der Ökonomie formuliert zu

haben, einen weit stärkeren Begriff von Unabhängigkeit und Objektivität. Ihr wirt-

schaftspolitischesDenkenwar erfahrungs- undwirklichkeitsgesättigt,weil sie eben

nicht behaupteten, neutral zu sein, sich vielmehr kritisch zu den herrschenden Ver-

hältnissen äußerten undMenschenrechte nicht aus dem Blick verloren.

DieWirtschaftswissenschaftenderGegenwartgehorcheneiner instrumentellen

Vernunft; sie lassen sich für die InteressenderMacht leicht benutzen.Die politische

Ökonomie der Leveller dagegen war stets darauf bedacht, Fragen der Wirtschaft

im Kontext sozialer und politischer Probleme zu betrachten. Ihre wirtschaftspoli-

tische Position entsprang – genauso wie etwa die Forderung nach Religions- oder

Meinungsfreiheit – dem Konzept individueller Rechte. Die monopolistische Kon-

zentration von Eigentum war für sie unvereinbar mit dem Grundrecht auf Eigen-

tum.DennMonopolismus »zerstört letzten Endes nicht allein die Freiheit, sondern

auch den Besitz«.16

15 John Wildman, zitiert bei Philip Baker (Hg.), wie Anm. 12 Kap. 3, S. 81.

16 Anonym, wie Anm. 5 Kap. 3.
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3.5 Die Modernität der politischen Ökonomie der Leveller:
Die Universalität der Rationalität

Das Desinteresse der politischen Philosophie gegenüber dem Problem wirtschaft-

licher Macht ist allgemein. Es lässt sich sogar bei solchen Philosophen nachweisen,

die den Anspruch haben, Rücksicht auf ökonomische Fragen zu nehmen, etwa bei

führenden Vertretern der Kritischen Theorie und des Kritischen Rationalismus. In

Bezug auf die Leveller hatte diese Haltung die Folge, dass der für das Denken und

Handeln dieser Bewegung konstitutive Kausalnexus von ökonomischer und politi-

scherMacht in der Rückschau einfach ausgeblendet wurde. So ließ etwa der Polito-

logeMartinGralher (1939–2013) die Leser seiner StudieDemokratieundRepräsentation

in der englischen Revolution wissen, er habe die »besonderen Forderungen nach Ab-

schaffung der Monopole, des Zehnten, Veröffentlichung der Gesetze in englischer

Sprache etc.« beiseitegelassen.17

Ähnliches wie für die politische Philosophie gilt für die ökonomische Theorie.

Auch hier tauchen die Leveller mit so gut wie keiner Zeile auf. Dabei gehörten sie

zu den ersten, die so etwas wie politische Ökonomie überhaupt zu denken wagten.

Wenn politische Ökonomiemehr als bloßmerkantilistische Finanzwirtschaft18 sein

soll, dann sollte sie die rationale und demokratische Entwicklung von Rahmenbe-

dingungen eines freiheitlichen Wirtschaftssystems vorantreiben. Diese Verknüp-

fung von individueller Freiheit und gesellschaftlicher Rationalität als Grundlage des

planvollen Aufbaus von Institutionen, die dasWirtschaftssystem konstituieren, be-

gegnet uns zum erstenMal in der Geschichte mit den drei Agreements der Leveller.19

17 MartinGralher:Demokratie undRepräsentation in der EnglischenRevolution.Studien zur demokra-

tischen Repräsentation in der Pamphletistik der Leveller im England des siebzehnten Jahrhunderts,

Meisenheim am Glan 1973, S. 147.

18 Zu den Übereinstimmungen und Gegensätzen zwischen Liberalismus und Merkantilismus

siehe Eli F. Heckscher: Der Merkantilismus, Jena 1932, Bd. 2 Fünfter Teil Der Merkantilismus als

Gesellschaftsauffassung, S. 243–297.

19 Anonym: An Agreement of the People for a firme and present Peace, Upon grounds of common-right

and freedome, London 3. November 1647, British Library, Thomason Collection of Civil War

Tracts, E. 412. (21.). Auch in Gerald E. Aylmer (Hg.), wie Anm. 1 Kap. 3, S. 89–96. Auch in Phil-

ip Baker (Hg.), wie Anm. 12 Kap. 3, S. 52–60. Auch in Don M. Wolfe (Hg.), wie Anm. 4 Kap. 3,

S. 225–234 – John Lilburne (u.a.A.): Foundations of Freedom. Or an Agreement of the People Pro-

posed as a Rule for future Government in the Establishment of a firm and lasting Peace, London 10.

oder 15. Dezember 1648, British Library, Thomason Collection of CivilWar Tracts, E. 476. (26.).

Auch in Don M. Wolfe (Hg.), wie Anm. 4 Kap. 3, S. 293–303 – John Lilburne (u.a.A.): An Agree-

ment of the Free People of England. Tendered as a Peace-Offering to this Distressed Nation, London 1.

Mai 1649, British Library, Thomason Collection of Civil War Tracts, E. 571. (10.). Auch in Gerald

E. Aylmer (Hg.), wie Anm. 1 Kap. 3, S. 160–168. Auch in Don M. Wolfe (Hg.), wie Anm. 4 Kap.

3, S. 400–410. Für erste Information über die drei Agreements von November 1647, Dezember

1648 undMai 1649 siehe den Artikel AnAgreement of the People, https://en.wikipedia.org/wiki/
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Aber auch dieser Gesichtspunkt wurde von manchen Geschichtswissenschaftlern

verstellt. In der von Heiner Haan (1936–2015) und Gottfried Niethard verfassten,

dreibändigenGeschichteEnglandsheißt es vondenLevellern,dass sie »politischunter

Bezug auf naturrechtliche Ansätzeweit über ihre Zeit hinausdachten«.Doch gleich-

zeitig notierten die beiden Autoren, Lilburne und seine Freunde hätten sich in sozi-

al-ökonomischer Hinsicht dem »allgemeinen Trend der Moderne« verweigert.20

Diese Einschätzung, dieMenschenrechtsdenken undWirtschaftspolitik trennt,

verkennt den entscheidenden Punkt: Die Leveller waren gerade dadurch modern,

dass durch die Anwendung des Menschenrechtskonzepts auf die Wirtschaftsord-

nungzumerstenMalpolitischeÖkonomie imumfassendenSinnedesBegriffsüber-

haupt entstehen konnte.

Die Agreements der Leveller, drei Texte, die aufeinander aufbauen, waren der Ver-

such, einen Gesellschaftsvertrag zu entwickeln, der eine Verfassung desWirtschaf-

tens enthalten sollte.Die LevellerwolltenökonomischenGrundrechtennicht anders

als den politischenGrundrechtenVerfassungsrang einräumen;weshalb sie verlang-

ten, die Bürgermüssten öffentlich nicht allein über eine neue Staats-, sondern auch

über eine neueWirtschaftsordnung verhandeln und entscheiden.

Diese Forderung wurde nie eingelöst. Bis heute reden Verfassungsjuristen von

der »wirtschaftspolitischen Neutralität« des Grundgesetzes der Bundesrepublik

Deutschland. Offenbar halten sie die Wirtschaftsordnung für ein unplanbares

Naturprodukt, das nur durch punktuelle Interventionen von Fachleuten und Inter-

essenvertretern beeinflusst werden kann. In keinem der heutigen Industriestaaten

wurde jemals eine Wirtschaftsverfassung zur Abstimmung gestellt. Die Vorge-

schichte dieser zugleich undemokratischen wie antirationalen Vorstellung von

politischer Ökonomie reicht bis ins siebzehnte Jahrhundert zurück.

Rationalität wirtschaftspolitischen Handelns erschien zur Zeit der Englischen

Revolution in zwei Formen, einer enger und einer weiter gefassten. Beide Formen

sind bis heute paradigmatisch für verschiedene Auffassungen dessen, was Moder-

nität überhaupt bedeutet.

Auf dem eher engen Begriff von Rationalität fußte die frühkapitalistische Öko-

nomie des Agrar- undHandelsmonopolismus.DerenArt zu denken und zu handeln

hatte sich von den religiösen und sozialen Bindungen desMittelalters befreit.Diese

partielle Rationalität bestand darin, dass von Interessengruppen planvoll ökonomi-

sche Machtgebilde geschaffen wurden. Das rationale Wissen in Sachen Ökonomie

An_Agreement_of_the_People. Ausführlich zur Bedeutung der Agreements Ian Gentles: The

Agreements of the People and Their Political Contexts 1647–1649, in: Michael Mendle (Hg.): The

Putney Debates of 1647. The Army, the Levellers and the English State, Cambridge (u.a.O.) 2001,

S. 148–174.

20 HeinerHaan, GottfriedNiedhart:Geschichte Englands vom 16. bis zum 18. Jahrhundert, München

1993, S. 178.
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konzentrierte sichbei einerMinderheit sogenannterEntscheidungsträger.Nochdie

Nationalökonomie des zwanzigsten und einundzwanzigsten Jahrhunderts steht zu

großen Teilen in ebendieser Tradition.21

DiemerkantilistischenMonopolistenund ihr Staat nutztenRationalität selektiv

zurDurchsetzung ihrer InteressenundzurEinrichtung einer autoritärenOrdnung.

Dieses Vorgehen war nur möglich, weil die Mehrheit des Volkes in seiner mittel-

alterlichen Mentalität gehalten wurde. Diese partielle Rationalität vertrat übrigens

auch Locke, der seit 1695 wichtige wissenschaftliche Arbeiten in seiner Funktion im

Board of Trade and Plantations, dem Rat für Handel und Kolonien der englischen Re-

gierung, leistete. Obwohl der Philosoph allgemein als Wegbereiter rationalen Den-

kens gilt, war er doch überzeugt, die meisten Menschen hätten weder genug Ver-

nunft noch Verstand. Er forderte daher den Einsatz religiöser Propagandamit dem

Ziel derMassenmanipulation. Fast scheint es, als habe Locke gar nicht gewollt, dass

sich dieHandwerker, Tagelöhner, Landwirte undMilchmädchen ihrer eigenen geis-

tigen Fähigkeit bedienen. In seiner Schrift Die Vernünftigkeit des biblischen Christen-

tums aus dem Jahr 1695 heißt es:

»Wenn sie schlichte Gebote hören, so ist das für solche Leute ein sicheres und zu-

gleich das einzige Mittel, um sie zum Gehorsam und zum praktischen Handeln

zu veranlassen. Die meisten Menschen können nicht erkennen, sie müssen glau-

ben.«22

Auf einem eher weiten Begriff von Rationalität fußten die Auffassungen der Level-

ler. Overton sprach der Rationalität eine höhere Autorität zu; sie gelte mehr als das,

was aus der TraditionderGesellschaft hervorgehe.23 Ermachtemit seinenSchriften

den Bürgern Mut, sich ihres Verstandes zu bedienen, um politisch wirksam han-

deln zu können. Overton nahmmit dieser Haltung vorweg, was Kant viel später für

ein viel kleineres Publikum undmit relativ defensiver politischer Haltung ausspre-

chenwürde.Overton hingegen klärte die Bürger darüber auf, dass sie vondenHerr-

schenden mit Hilfe der Religion in Unwissenheit und Unfreiheit gehalten würden.

21 Eine Ausnahme bildet der Schweizer Wirtschaftswissenschaftler Hans Christoph Binswan-

ger (1929–2018), der in seiner Kritik des heutigen Begriffs von Geld den merkantilistischen

Ursprung des herrschenden Wirtschaftsliberalismus aufdeckte. Siehe Hans Christoph Bins-

wanger, Paschen von Flotow (Hg.): Geld und Wachstum. Zur Philosophie und Praxis des Geldes,

Stuttgart und Wien 1994.

22 John Locke’s Reasonableness of Christianity (Vernünftigkeit des biblischen Christentums) 1695, mit

einer Einleitung herausgegeben von Leopold Zscharnack (= Heinrich Hoffmann, Leopold

Zscharnack, Hg.: Studien zur Geschichte des neueren Protestantismus, H. 4), Gießen 1914, S. 122,

ähnlich S. 133. Zur Bedeutung dieser Schrift siehe Walter Euchner: Naturrecht und Politik bei

John Locke, Frankfurt a.M. 1969, S. 170f, S. 286.

23 Richard Overton, wie Anm. 4 Kap. 3, S. 158f.
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Den Glauben an die Unsterblichkeit der Seele lehnte er ab.24 Diese Attacke auf Teile

des Fundaments damaliger Religiosität ist sicher nicht repräsentativ für die gesam-

te Bewegung der Leveller; immerhin verdeutlicht sie die rationalistische Tendenz,

die aus dem radikalen Individualismus der Starkliberalen der Englischen Revoluti-

on hervorging.

Overton und seineMitstreiter wollten die Vernunft demokratisieren, weil in ih-

ren Augen Rationalität nur als universelle Rationalität zur vollen Geltung kommen

kann. Mit dieser Absicht versuchten sie zu ermöglichen, dass alle Bürger des Lan-

des und nicht nur eine kleine einflussreiche Gruppe, über die Wirtschaftsordnung

diskutieren und entscheiden. Die Rationalität des schwachen Liberalismus ist ein

Instrument der Machtbildung, die Rationalität des starken Liberalismus eines der

Machtminimierung.

3.6 Der Gesellschaftsvertrag der Leveller

Hinter den Agreements der Leveller steht die Idee der Herstellbarkeit einer politi-

schen Ordnung für das ökonomische Handeln der Individuen auf der Basis ihrer

Vernunft (right reason).Dasmacht die Leveller zudenErfindernder politischenÖko-

nomie. In Overtons Schrift An Appeale from the degenerate Representative Body, the Com-

mons of England assembled atWestminster vonMitte 1647 heißt es:

»All Formes of Lawes and Governments may fall and passe away; but right Rea-

son (the fountain of all justice and mercy to the creature) shall and will endure

for ever; it is that by which in all our Actions wee must stand or fall, be justified

or condemned; for neither Morality nor Divinity amongst Men can or may trans-

gresse the limits of right reason, for whatsoever is unreasonable cannot be justly

tearmed Morall or Divine, [...].«25

Aus unserer heutigen Perspektive ließe sich der Gedanke dieses Zitats wie folgt fas-

sen: IndividuelleFreiheit istnurdurch rationalePlanungdergesellschaftlichenRah-

menbedingungen zu erreichen. Umgekehrt kann Vernunft nur auf der Basis von

Freiheit entstehen. Der Gesellschaftsvertrag ist daher nicht nur die Voraussetzung

für die Existenz des Staates und die Möglichkeit einer politischen Ökonomie, er ist

24 Richard Overton: Mans Mortalitie. Or a Treatise Wherein ’tis proved, both Theologically and Philo-

sophically, that whole Man (as a rationall Creature) is a Compound wholly mortall, contrary to that

common distinction of Soule and Body, London 19. Januar 1644, British Library, Thomason Collec-

tion of CivilWar Tracts, E. 29. (16.). Auch inHarold Fisch (Hg.):RichardOverton.MansMortalitie,

Liverpool 1968.

25 Richard Overton, wie Anm. 4 Kap. 3, S. 158.
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die Basis der Rationalität überhaupt. Kurz, die Leveller unterstellten, dass die Be-

dingungen der Rationalität selbst geplant werden können.

Doch ist diesePositionnichtnaivundgefährlich?Setzt sienicht einenMenschen

voraus,den es garnicht gebenkann? – Overtonwusste nichtweniger, sondernmehr

als Hobbes über die Anfälligkeit desMenschen in Bezug aufMachtgewinn und Kor-

ruption. In Kenntnis der bestehenden Verhältnisse, einer Realität der Irrationalität

undUnfreiheit, blieb demRealistenOverton kein andererWeg als dieGründungder

Gesellschaft auf umfassender Rationalität: Da jeder ein Tyrann werden kann,muss

jeder ein König sein. Da die Gefahr des Missbrauchs vonMacht universell ist, muss

auch das Gegenprinzip universell sein. Jedes Individuum stehtmit jedem Individu-

um in einem Vertragsverhältnis, das der Minimierung von Macht auf der Grund-

lage weitestgehender Gewaltenteilung dient. Diese Gewaltenteilung beginnt nicht

erst im Staat, sondern schon in der Gesellschaft. Kein Individuum hat das Recht,

ein anderes Individuum zu unterdrücken.

DiesesGegenprinzipder Leveller ist nur zu erfüllen,wenn jedes Individuumsei-

ne Vernunft nutzen kann und nutzen will, um der Konzentration vonMacht entge-

genzutreten. Hobbes hingegen scheint im Vergleich dazu »naiv« zu sein. Er such-

te das Problem der Macht dadurch zu lösen, dass er dem Staat die absolute Macht

verleihen wollte. Anders als die Leveller, deren Zeitgenosse er war, ging er in seiner

Analyse über die Gefahr der Bildung wirtschaftlicher Macht hinweg, weil ihm das

Ideal einer auf Vernunft und Freiheit beruhenden Gesellschaft fehlte.

Das Insistieren auf Rationalität der Leveller erklärt sich besonders aus ihrer his-

torischen Situation.Die Anhänger der Bewegungwaren in hohemMaße religiös ge-

prägt. Sie argumentiertenmit der Bibel undmit der englischenTradition. IhreGeg-

ner aber taten ein Gleiches. Jede politische Rechtfertigung, die sich auf die Quellen

derReligionundderTraditionstützte, lief daherGefahr, tiefer indenBürgerkriegzu

führen.DieVielzahl der rivalisierenden religiösenPositionen schloss aus,dass allein

auf theologische Argumente gestützt ein Konsens für den Schutz politischer, öko-

nomischer und erst recht religiöser Freiheit hätte erreicht werden können. Jede Bi-

belstelle wurde von dieser Gruppe anders als von jener gedeutet. Auch die pragma-

tische Forderung nach wechselseitiger Toleranz genügte nicht, um Freiheitsrechte

zu etablieren.Nötig war vielmehr ein Sprung in eine neue Qualität der Argumenta-

tion; nötig war ein Gesellschaftsvertrag als Fundament gegenseitigen Respekts und

allgemeiner Vernunft.

Jedes der drei Agreements der Leveller ging davon aus, dass sich die Gesellschaft

ihrer Zeit trotz aller kulturellen und politischen Tradition in einem Naturzustand

befinde,dass alsoden staatlichen InstanzendienotwendigeLegitimation fehle.26 Es

26 John Lilburne: The Legall Fundamentall Liberties of the People of England revived, asserted and

vindicated. An Epistle, London 8. Juni 1649, British Library, Thomason Collection of Civil War
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ging also nicht – wie bei Locke – um einen fiktiven Vertrag, der angeblich irgend-

wann in der Vergangenheit abgeschlossen wurde und deshalb die bereits vorhan-

dene Ordnung legitimierte. Es ging den Levellern ganz im Gegenteil um ein in der

Zukunft zu verwirklichendes Projekt der Konstitution einer freienGesellschaft: Nur

werdiesenneuenGesellschaftsvertragunterschreibt, ist auchan ihngebunden.Und

umgekehrt kann nur derjenige die Rechte, die erst aufgrund der gegenseitigen Bin-

dung der Individuen realisierbar werden, in Anspruch nehmen, der auch bereit ist,

selbst den Verfassungsvertrag zu unterzeichnen.

3.7 Der Umgang der Leveller mit dem Narrativ
vom »Normannischen Joch«

Die Leveller haben keine wissenschaftlicheTheorie vomGesellschaftsvertrag vorge-

legt. Doch haben sie ihre Vorstellungen mehrfach durch ihre Verfassungsentwür-

fe, die drei Agreements, öffentlich gemacht. Allerdings wurde die Bedeutung ihrer

menschenrechtlichen und zugleich rationalistischen Konzeption dadurch überla-

gert, dass sie sich in den aktuellen politischenKontroversen auch auf die Ebene her-

kömmlicher Argumentation begaben.

Dazu gehört das Narrativ vom »Normannischen Joch«.

Obwohl kein auf der Vergangenheit gründendes Privileg mehr gelten sollte,

wollten die Leveller das Bewusstsein ihrer Landsleute für die eigene Geschichte

nicht löschen. Seit jeher waren von Generation zu Generation Geschichten von

früheren Rechten, die verloren gegangen seien, tradiert worden; seit jeher hatte die

Vorstellung von der Rückkehr zu einer besseren Gesellschaft die Gemüter beflügelt.

Nun tauchte im England des siebzehnten Jahrhunderts mit der Erzählung vom

»Normannischen Joch« ein Narrativ auf, das wegen der ihm inhärenten politischen

Tendenz rasch Verbreitung fand.

Diese Erzählung hat zum Inhalt, dass die Angelsachsen sich selbst als freie und

gleiche Bürger friedlich regierten, bis sie durch Herzog Wilhelm II. der Norman-

die (1027/1028-1087) im Jahr 1066 in der Schlacht bei Hastings vernichtend geschla-

gen wurden. Als Folge dieser Niederlage beraubte die neue Herrschaft sie aller ih-

rer Rechte und unterwarf sie einer nun schon Jahrhundertewährenden Fremd- und

Tracts, E. 560. (14.) Gekürzt auch in William Haller, Godfrey Davies (Hg.): The Leveller Tracts.

1647–1653, Gloucester/Massachusetts 1964, S. 399–449.
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Willkürherrschaft.27Durchdie »NormannischeEroberung«wurde so eineTradition

des Unrechts aufgebaut, die die »ursprünglichen« Rechte zerstörte.

Dieses von der historischen Realität in vieler Hinsicht nicht gedeckte Narrativ

als Aufhebung von eigenemundEinführung von fremdemRecht erlaubte denLevel-

lern,Tradition gegenTradition zu setzenundauszuspielen.Mit ihremRückgriff auf

das Recht vor der normannischen Eroberung konnten sie einerseits behaupten, sie

stünden weit tiefer in der englischen Tradition als ihre Gegner. Andererseits konn-

ten sie die auf die normannische Eroberung folgende Entwicklung des Rechts als

Ganzes in Frage stellen. Es sei nur daran erinnert, dass Lilburne, Overton undWal-

wyn für die Magna Charta, von anderen als Meilenstein auf demWeg zu einer eng-

lischen Verfassung betrachtet, wenig übrighatten.28

DerRückgriff auf eineEpoche vor der normannischenEroberung,durchdendie

rationaleMenschenrechtskonzeption der Leveller diskutierbar, vielleicht sogar rea-

lisierbar wurde, hatte einen Doppeleffekt. Zum einen entschärfte er die Tragweite

des neuen Denkens; zum anderen gelang es, die revolutionären Ideen in der Tra-

dition zu verankern. Allerdings forderten die Leveller, die Menschenrechte dürften

künftig nicht bloß im Vorspann zur Verfassung des Königreichs proklamiert wer-

den. Vielmehr sollten alle Menschen, durch den öffentlichen Gebrauch ihrer Ver-

nunft, einenGesellschaftsvertrag schließen und unterzeichnen. Erst aus einem sol-

chen Vertrag könne der Staat hervorgehen. Freiheitsrechte als subjektive Rechte ei-

nes jeden Individuums waren für sie die einzige Grundlage von Staat und Gesell-

schaft.Das Parlamentmüsse dann verpflichtetwerden,dieGrundrechte der Bürger

nichtnurnicht zu verletzen – wie esübrigensunsererheutigen,defensiven Idee von

Grundrechten als bloßen Abwehrrechten entspricht – sondern die Grundrechte als

Schutzrechte vor staatlicher wie vor privater Macht in Kraft zu setzen.29

27 Für erste Information über das Narrativ vom »Normannischen Joch« siehe den Artikel Nor-

man Yoke, https://en.wikipedia.org/wiki/Norman_yoke. Ausführlich dagegen Joshua Folkerts:

Der Diskurs des Englischen Bürgerkriegs als Konflikt um Deutungsmacht. Die Rolle des politischen

Mythos in den Schriften der Levellers und Robert Filmers, in: Leviathan. Berliner Zeitschrift für Sozi-

alwissenschaft, Bd. 47, H. 3, 2019, Abschnitt 3 Der Mythos des normannischen Jochs bei den Level-

lers, S. 359–363, und Christopher Hill: Puritanism and Revolution. Studies in Interpretation of the

Revolution of the 17th Century, London 1958, S. 57–59, Abschnitt IV The Levellers, S. 75–82.

28 Christopher Hill, wie Anm. 27 Kap. 3, S. 76.

29 John Lilburne (u.a.A.): Foundations of Freedom. Or an Agreement of the People Proposed as a Rule

for future Government in the Establishment of a firmand lasting Peace, London 10. oder 15. Dezem-

ber 1648, British Library, Thomason Collection of Civil War Tracts, E. 476. (26.). Auch in Don

M. Wolfe (Hg.), wie Anm. 4 Kap. 3, S. 293–303 – John Lilburne (u.a.A.): An Agreement of the

Free People of England. Tendered as a Peace-Offering to this Distressed Nation, London 1. Mai 1649,

British Library, Thomason Collection of Civil War Tracts, E. 571. (10.). Auch in Gerald E. Ayl-

mer (Hg.), wie Anm. 1 Kap. 3, S. 160–168. Auch in Don M. Wolfe (Hg.), wie Anm. 4 Kap. 3,

S. 400–410.
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3.8 Vom Gesellschaftsvertrag zur parlamentarischen Demokratie

Die Agreements der Leveller erlauben den Schluss, dass aus ihrem Konzept die Kon-

stitution einer parlamentarischen Demokratie folgt, die alle Bürger selbst unter-

zeichnen, sofern sie damit einverstanden sind. Zu fragen bleibt jedoch, ob es nicht

ein Widerspruch ist, dass aus einem Akt unmittelbarer Demokratie ein Rechtszu-

stand der Delegierung und damit der Einschränkung demokratischer Rechte her-

vorgeht. Für uns Heutige, die wir in der Tradition des schwachen Liberalismus ste-

hen, impliziert repräsentative Demokratie eine Art gebremster Demokratie. Zwar

sollen die Bürger die Regierenden periodisch abwählen können; doch sollen sie auf

keinen Fall selbst regieren. Dadurch wird eine Verselbstständigung der Repräsen-

tanten von denen, die sie repräsentieren sollen, billigend in Kauf genommen.

Die Idee der Repräsentation ist bei den Levellern eine andere: Sicher, sie

wünschten keine plebiszitäre Demokratie; denn als starkliberale Individualisten

waren sie geprägt von dem Bewusstsein, dass auch die Mehrheit zum Tyrannen

werden kann, der die Rechte missliebiger Minderheiten bedroht.30 Die Leveller

wussten, dass ein Parlament wie das englische Unterhaus, vor allem nach der Ab-

schaffung des Oberhauses gegen Ende der Revolution, die Freiheit der Bürger nicht

weniger gefährden konnte als die überwundeneMonarchie.

Daher forderten sie eine repräsentative Demokratie, die durch starke Elemen-

te direkter Demokratie daran gehindert werden sollte, sich in einen parlamenta-

rischen Despotismus zu verwandeln. Zum Beispiel verlangten sie die Rotation der

Parlamentarier sowie Wahlen im Abstand von nur einem Jahr. Die Verwaltungs-

beamten und die Friedensrichter sollten weder von der Legislative, noch von der

Exekutive ernannt, sondern in jeder Kommune von den Bürgern gewählt werden.31

Nach der politischen Logik der Leveller wird der demokratische Parlamentarismus

durch direkte Demokratie nicht gefährdet, sondern erst ermöglicht.

30 Wolfgang W. Wittwer: Grundrechte bei den Levellern und der New Model Army. Ein Beitrag zur

Vorgeschichte des Menschenrechtsgedankens, Ratingen (u.a.O.) 1972.

31 John Lilburne (u.a.A.): An Agreement of the Free People of England. Tendered as a Peace-Offering

to this Distressed Nation, London 1. Mai 1649, British Library, Thomason Collection of Civil War

Tracts, E. 571. (10.), Art. IV, Art. XXV. Auch in Gerald E. Aylmer (Hg.), wie Anm. 1 Kap. 3, S. 162f,

S. 166. Auch in Don M. Wolfe (Hg.), wie Anm. 4 Kap. 3, S. 403, S. 408.
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3.9 Subjektive Menschenrechte als Rechte auf soziale Interaktion:
Das Wahlrecht als Bestandteil des individuellen Eigentums-
und Freiheitsrechts

In dem schon erwähnten Pamphlet Londons Liberty in Chains discovered erklärte Li-

lburne 1646, erst der Besitz desWahlrechtsmache einenMenschen zumMenschen.

Die Verweigerung dieses Rechtes komme einer Versklavung gleich. Der Autor ging

schließlich so weit zu behaupten, er wolle lieber sein gesamtes Eigentum, ja sein

Leben verlieren, als in einem Lande leben, wo es kein allgemeines Wahlrecht ge-

be.32 Sein Mitstreiter Wildman wiederum äußerte während der Putney-Debatten,

in England müsse jedermann, ungeachtet seines Standes, ungeachtet auch seiner

Bedeutung im öffentlichen Leben, dasselbe Recht haben, seine Repräsentanten zu

wählen.33 Ebenfalls im Verlauf der Putney-Debatten führte Thomas Rainsborough

(1610–1648) diesen Gedanken aus:

»For really I think that the poorest he that is in England has a life to live, as the

greatest he; and therefore truly, Sir, I think it’s clear, that every man that is to live

under a government ought first by his own consent to put himself under that gov-

ernment; and I do think that the poorest man in England is not at all bound in a

strict sense to that government that he has not had a voice to put himself under.«34

Lilburne, Wildman und Rainsborough machen uns Heutigen eines klar: Die Level-

ler gründeten dasWahlrecht nicht auf utilitaristische Erwägungen oder auf kollek-

tivistische Vorstellungen von der Souveränität des Volkes, wie es später Locke und

Rousseau tun würden, sondern auf ein sehr umfassend verstandenes Recht auf in-

dividuelle Freiheit und individuelles Eigentum.35 DieseHaltung hatte auf zwei Ebe-

nen soziale Konsequenzen. Zum einen reklamierte Lilburne das Wahlrecht für den

Einzelnen als Menschen, nicht etwa als Mitglied einer Klasse oder einer Schicht.

Zum anderen konstatierte er ein politisch existentielles Interesse des Einzelnen, in

einem Land mit Wahlrecht zu leben. Demnach wäre ein reicher Bürger auch dann

in seinen Grundrechten behindert, wenn zwar er selbst, aber nicht jeder Bürger ein

Wahlrecht besäße.Es kann also – fasstman Lilburnes Sichtweise verfassungsrecht-

32 John Lilburne, wie Anm. 34 Kap. 2. Siehe Martin Gralher, wie Anm. 56, Abschnitt Lilburne und

das Zensuswahlrecht, S. 126–133.

33 John Wildman, wie Anm. 15 Kap. 3.

34 Thomas Rainsborough, zitiert bei Gerald E. Aylmer (Hg.), wie Anm. 1 Kap. 3, S. 100 oben. Auch

zitiert bei Philip Baker (Hg.), wie Anm. 12 Kap. 3, S. 69 unten.

35 Zu den Kontroversen über den Begriff des Eigentums im England des siebzehnten Jahrhun-

derts siehe Hans-Christoph Schröder, wie Anm. 14 Kap. 3, S. 105, letzte Zeile – S. 108, sechste

Zeile.
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lich – ein Grundrecht des Individuums auf die politische Freiheit der anderen Indi-

viduen abgeleitet werden.

Fürwieweitreichenddiese Auffassung gehaltenwerdenmuss, lässt sich leichter

erkennen,wennmandasVerfassungsdenkender Leveller, ohneAchtungdes großen

Zeitsprungs,mit demVerfassungsrecht der heutigen westlichen Industrienationen

vergleicht. Wenn die Bundesrepublik Deutschland mich als Einzelwesen zensiert,

dann kann ich,mit Aussicht auf Erfolg, das Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe

anrufen.Wenn aber dieselbe Bundesrepublik Deutschland durch ihre Wirtschafts-

und Medienpolitik die Entstehung von Konzernen ermöglicht, welche die Presse-

freiheit für die Gesamtheit der Bürgerschaft zerstören, dann habe ich kaum eine

Chance,dassmeineVerfassungsbeschwerdeüberhaupt zurVerhandlung angenom-

menwird.AuchwenndieLeveller solcheVerfassungsproblemenichtmit einerTheo-

rie eines individualistischen Verfassungsrechts beantworteten, sie auch kein Pro-

jekt eines Verfassungsgerichts mit Rechtswegen für den einzelnen Bürger erdach-

ten, so bleibt ihr Ansatz doch ein Impuls für die Lösung dieser noch heute bestehen-

den verfassungsrechtlichen Fragen.

Sowohl der eher traditionalistische Lilburne als auch der eher rationalistische

Overton hatten eine Vorstellung von individuellen Rechten, aus denen ein Grund-

rechtsanspruch auf Institutionen resultiert, die sich der Konzentration von Macht

in den Weg stellen. In der von Lilburne und anderen verfassten Schrift Foundations

of Freedom. Or an Agreement of the People von 1648 wird gefordert dass:

»[…] the Representatives intermeddle not with the executions of Laws, nor give

judgement upon any mans person or estate, where no Law hath been before pro-

vided; save onely in calling to an account, and punishing publick Officers for abus-

ing or failing their trust.«36

Mit diesem Text wurde wahrscheinlich zum ersten Mal in der Geschichte, die Ge-

waltenteilung als menschenrechtlich begründetes Verfassungsprinzip postuliert.

Es sollte so verhindert werden, dass sich die befristet geliehene Macht eines ge-

wählten Parlaments gegen die Freiheitsrechte der Bürger wenden kann. Werden

nämlich individuelle Freiheitsrechte konsequent verwirklicht, dann sind sie nie

bloß »private« Rechte, sondern auch Rechte auf Teilnahme an gesellschaftlicher

Interaktion. Zugleich resultieren aus den so definierten, quasi grenzenlos ange-

wandten Menschenrechten neue konstitutionelle Grenzen. Dabei handelt es sich

36 John Lilburne (u.a.A.): Foundations of Freedom.Or anAgreement of the People Proposed as aRule for

future Government in the Establishment of a firm and lasting Peace, London 10. oder 15. Dezember

1648, British Library, Thomason Collection of Civil War Tracts, E. 476. (26.). Auch in Don M.

Wolfe (Hg.), wie Anm. 4 Kap. 3, S. 293–303, Zitat S. 300.
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um solche Grenzen, die den Einzelnen vor der mit der gesellschaftlichen Inter-

aktion verbundenen Gefahr der Machtkonzentration schützen. Die individuellen

Grundrechte begründen also nicht allein die Demokratie, sondern auch diejenigen

Institutionen, die der Demokratie Grenzen setzen müssen, damit nicht die De-

mokratie demokratisch abgeschafft werden kann. Institutionen werden auf diese

Weise nicht nur einmalig durch den Akt des Gesellschaftsvertrages geschaffen;

vielmehr können sie anhand der Maßstäbe des Gesellschaftsvertrages immer wie-

der in Frage gestellt werden. Die Agreements hätten nicht allein die mit dem Recht

konforme Teilnahme am gesellschaftlichen Leben, sondern auch den legitimen

Dissens erlaubt.

Die Leveller waren im Laufe ihrer politischen Aktivität zu dem Schluss gekom-

men, dass die zu ihrer Zeit in England existierenden Institutionen der naturrecht-

lichen Legitimität entbehrten. Für sie war der Naturzustand des Kampfes aller ge-

gen alle kein abstraktes Denkmodell; sie sahen darin vielmehr die Realität der poli-

tischen und sozialenOrdnung ihrer Zeit.37 Diese unerträglichenVerhältnisse konn-

ten nach Auffassung der Leveller allein durch die Vereinbarung eines Gesellschafts-

vertrages überwunden werden, der durch die Unterschrift eines jeden Bürgers in

Kraft treten sollte. Es war dies für sie der einzige Weg, um Bürgerkrieg, Entrech-

tung und Armut zu verhindern.

3.10 Subjektive Menschenrechte als Rechte auf soziale Interaktion:
Das Eigentumsrecht als Grundrecht auf freie Märkte

Soziale Menschenrechte leiten sich aus den »vorstaatlichen« und »privaten« Frei-

heitsrechten ab, wenn sie unter den Bedingungen einer komplexeren Gesellschaft

folgerichtig weiterentwickelt werden.Was für die Demokratie des Staates zutrifft,

gilt dann ebenso für die Demokratie des Marktes. Genauso sahen es die Leveller:

Für sie sollte die staatliche Ordnung ein Teilhaberecht am freienMarkt genauso ga-

rantieren wie ein Teilhaberecht an demokratischen Entscheidungsverfahren. Das

Grundrecht auf Eigentum als subjekives Recht jedes Bürgers ist also ursprünglich

kein asoziales Schutzrecht vermögender Bürger gegen den demokratischen Staat.

Das Eigentumsrecht, wie es den Levellern vorschwebte, hätte in einer Selbst-

versorgerwirtschaft mit begrenzten Ressourcen eine genau gleiche Aufteilung aller

Ressourcen erfordert. In einer arbeitsteiligen Marktgesellschaft aber, wie sie die

Leveller bejahten, würde eine statische Gleichheit an Eigentum die soziale Frei-

heit behindern. Gleiche Chancen, Eigentum im Tausch mit anderen zu bilden,

kann es nur geben, wenn der dezentrale Wettbewerbsprozess funktioniert. Dieser

kommt jedoch ohne das entscheidende Instrument der Steuerung – Eigentums-

37 John Lilburne, wie Anm. 26 Kap. 3.
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Zuwachs bei Marktleistung und Eigentums-Verlust bei Marktversagen – nicht aus.

Dieses Steuerungselement der gerechten Ungleichheit im Sinne der Konsumen-

tendemokratie versagt, wenn die Unterschiede der Vermögen zu groß werden.

Es versagt vor allem dann, wenn es möglich wird, Vermögen ohne Marktleistung

durch die Schädigung der Vermögensrechte anderer Bürger zu bilden. Solche

Vermögenskonzentrationenmüssen daher vom Staat aufgelöst werden.

Genau das haben die Leveller immer wieder gefordert: Die Auflösung sämtli-

cher Monopole und das Ende der Ausdehnung des Großgrundbesitzes auf Kosten

des Eigentums der Kleinbauern gehörte stets in ihr Programm. Sie wollten diese

Forderung sogar in einemGesellschaftsvertrag gleichwertig neben den »klassischen

Abwehrrechten« gegen staatliche Willkür verankert sehen. Diese Maßnahmen der

EnteignungdurchdenStaat solltenden freienZugangzumMarkt für alle zusichern.

Walwyn verwahrte sich allerdings gegen den von seinen Widersachern ständig er-

hobenen Vorwurf, die Leveller wollten alle bestehenden Unterschiede bei der Höhe

des Eigentums aufheben. Es war für ihn keinWiderspruch, sondern eine zwingen-

de innere Logik, »alle Zäune und Hecken der Nation« da niederzureißen,38 wo sie

die individuellen Rechte der anderen bedrohten und dort Eigentumzu respektieren

und zu schützen, woMarktfreiheit herrschte.

3.11 Die Putney-Debatten: Eine Kontroverse über die Interdependenz
sozialer Grundrechte

Die verschiedenen Formen individueller Freiheit desMenschen zu schützen, dieses

Anliegen kam mit dem starken Liberalismus auf. Erst im Nachhinein wurden sie

voneinander getrennt und so verkürzt. Dieses Faktumwird dadurch verdeckt, dass

in Bezug auf einzelne Freiheitsrechte im Lauf der politischen Kämpfe der Moderne

enorme Fortschritte erzielt wurden. Neben diesen Fortschritten, etwa beim Wahl-

recht, gab es aber auch Rückschritte.Wesentliche Implikationen der Idee vonMen-

schenrechten, die bei ihrer ersten Proklamation noch mehr oder minder deutlich

artikuliert wordenwaren, gingen verloren.Hätten sich diemodernenDemokratien

in Richtung der Ziele des starken Liberalismus bewegt, hätten diese Implikationen

konkreter Gestalt annehmen können. So aber wurden sie, trotz ihres Einflusses in

den bürgerlichen Revolutionen, erst bedrängt, dann bekämpft, schließlich verges-

sen.

38 WilliamWalwyn:Walwyns justDefence.Against theAspertions cast upon him in a late un-Christian

Pamphlet entituledWalwyns wiles, London 1649. Auch inWilliamHaller, Godfrey Davies (Hg.),

wie Anm. 26 Kap. 3, S. 350–398, Zitat S. 384. Der Text ist in der Thomason Collection of Civil

War Tracts nicht enthalten.
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Als Folge dieses Verdrängungsprozesses löste sich die Idee gleicher politischer

Freiheit von der Idee gleicher ökonomischer Freiheit. Diese Disposition heutiger

Demokratie korreliert mit der oben erwähnten Trennung von Wirtschaftswissen-

schaften und Grundrechtstheorie (Verfassungsrecht). Einerseits ist es für heutige

Ökonomen normal,Wirtschaftspolitik unabhängig von ihrer Bedeutung für die de-

mokratische Konstitution des Staates zu betreiben; andererseits ist es für uns auch

normal, dass alle Bürger gleiche politische Freiheit genießen, aber der Grad ihrer

ökonomischen Freiheit stark differiert.

Diese Trennung von materiellen Ressourcen und politischen Beteiligungsrech-

ten gilt als große Errungenschaft. Ein Fortschritt ist freilich, dass jetzt nicht mehr

nur derjenige wählen darf, der Land oder Vermögen besitzt. Auch wurde aufgrund

dieser Trennung inweitenTeilenderWelt die ZustimmungderReichen zudemega-

litären Instrument des allgemeinen Wahlrechts erreicht. Andererseits ermöglicht

diese Trennung eineGesellschaft, in der auf demokratischemund friedlichemWege

selbst extreme Vermögensunterschiede demokratisch legitimiert werden können.

Auch wenn die Gewährung politischer Freiheit unabhängig vom Vermögen der

Bürger einen Fortschritt darstellt, so besteht das Gegenmodell dazu nicht automa-

tisch aus einemWahlrecht, das ökonomischeUngleichheit ignoriert,weil politische

Freiheit angeblich nur auf dieseWeise garantiert werden kann.Das eigentliche Ge-

genmodell zur vordemokratischen Ordnung ist vielmehr eine Verfassung, die auf

politische Freiheitsrechte gründet und zugleich aktiv Wirtschaftsmacht bekämpft,

weil nur so die Menschenrechte gesichert werden können.

In diesem Zusammenhang sind die sogenannten Putney-Debatten vomHerbst

1647 über eine neue Verfassung für England ein interessantes ideengeschichtli-

ches Beispiel. Sie sind der erste offen ausgetragene Konflikt zwischen starkem

und schwachem Liberalismus. Bei dieser tagelangen, intensiven Kontroverse, die

zum Glück hervorragend dokumentiert ist, wurden starkliberale Positionen von

den Levellern und den Agitators, Vertretern von einfachen Soldaten der New Mo-

del Army, bezogen. Für die schwachliberale Position standen Cromwell und mit

ihm die Grandees, die Offiziere der New Model Army. Von der New Model Army, dem

Parlamentsheer, ging ein starker politischer Einfluss aus. Der Konflikt zwischen

Offizieren und einfachen Soldaten war paradigmatisch für einen großen Teil der

englischen Gesellschaft.39

39 Für erste Information über die Gruppierungen der Putney-Debatten siehe Hans-Christoph

Schröder, wie Anm. 14 Kap. 3, Abschnitt Glossar, S. 287–290. Für erste Information über ein-

zelne Teilnehmer der Putney-Debatten siehePhilip Baker (Hg.), wieAnm. 12Kap. 3, Abschnitt

Key Figures Cited in the Texts, S. XXXVIII-XL. Für eine ausführliche Darstellung der Putney-De-

batten siehe Jürgen Diethe, wie Anm. 24 Kap. 2, Kapitel Englands Freiheit, Rechte der Soldaten.

Putney und Armeemeuterei, S. 92–114, und Martin Gralher, wie Anm. 17 Kap. 3, Abschnitt Die

Diskussion in den Gremien der Armee 1647, S. 157–190.
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Bevor 1649Cromwell und seineAnhängerdie Leveller vernichtend schlagenwür-

den – nicht allein, weil diese gegen die Monarchie, sondern auch gegen jene Ord-

nung kämpften, die Cromwell zu errichten gedachte – unternahmen die Grandees

während der Putney-Debatten denVersuch, ihreGegner für die eigenen politischen

Wege und Ziele zu gewinnen und sie auf diese Art taktisch einzubinden.Der Grund

war die große Bedeutung und der nicht unerhebliche Einfluss der Leveller. Umge-

kehrt machten auch die Leveller, die zuvor mit ihrer Forderung nach allgemeinem

Wahlrecht breite Zustimmung in Stadt und Land sowie unter den einfachen Sol-

daten der New Model Army gefunden hatten, den Grandees dieses oder jenes Ange-

bot – etwa den Ausschluss der Royalisten, der Bediensteten und der Almosenemp-

fänger vom Wahlrecht – das zu einem Kompromiss zwischen den divergierenden

Positionen hätte führen können.40

Vielleicht hatte der Vorschlag, Royalisten, Bedienstete und Almosenempfänger

vom Wahlrecht auszuschließen, wie er sich in einer Reihe von Texten der Leveller

findet, einen ganz anderen Grund als den der Befriedung der im Parlament so star-

ken Gruppe der Independenten um Cromwell. Bestand nicht während des revolu-

tionären Umbruchs die Gefahr, dass die vereinten reaktionären Stimmen der Roya-

listen aufgrund ihrer politischen Interessen und die der Bediensteten aufgrund ih-

rer Abhängigkeit die Gründung einer englischen Republik verhindern würden? Es

könnte folglich für die Leveller taktisch geschickt, wenn nicht sogar notwendig er-

schienen sein, denen das Wahlrecht zu verweigern, die aufgrund ihrer starken Ab-

hängigkeit vermutlich nicht republikanisch gewählt hätten. Denn wie, so vielleicht

die Frage der Leveller, kann eine Demokratie entstehen, wenn eines ihrer wichtigs-

tenWerkzeuge gleich zu Beginn dazu genutzt wird, sie zu erwürgen?41

40 In seinem Buch Die politische Theorie des Besitzindividualismus. Von Hobbes zu Locke widmet

Crawford B. Macpherson den Levellern und ihrem Verhältnis zu Wahlrecht und Freiheit ein

umfangreiches Kapitel. In dem als Zusammenfassung bezeichneten Abschnitt heißt es, es sei

»nachgewiesen« worden, »daß die Leveller von ihrer ersten spezifischen Äußerung über den

Umfang desWahlrechts in der Putney-Debatte bis hin zu dem abschließenden Manifest Be-

dienstete und Almosenempfänger ausdrücklich vom Wahlrecht ausschlossen«. (S. 157) Ja,

es steht außer Frage, dass die Leveller in den Putney-Debatten aufgrund taktischer Erwä-

gung bereit waren, dasWahlrecht zu beschränken. Ebenso jedoch steht außer Frage, dass sie

grundsätzlich für das allgemeine Wahlrecht eintraten. Siehe Manfred Brocker, wie Anm. 19

Kap. 2, Abschnitt 2.222DasWahlrecht, S. 137–161, und PeterWende: »Liberty« und »Property« in

der politischen Theorie der Levellers. Ein Beitrag zur Entstehungsgeschichte des politischen Individua-

lismus im England des 17. Jahrhunderts, in: Zeitschrift für Historische Forschung, Bd. 1, H. 2, 1974,

S. 155.

41 Über das zweite Agreement, verfasst 1648, heißt es bei Ian Gentles: »Collaboration with the

army high command produced the version of the Agreement that contained a higher quotient

of practicality and political realism than any other. Forced to grapple with the brute fact that

a broader franchise would produce a royalist parliament, the Levellers acquiesced in a set of



3. Die Leveller in England als erste starkliberale Bewegung in Europa 73

Die Schwachliberalen wiederum hatten die Furcht, dass das allgemeine, sogar

Ausländer einschließende Wahlrecht ein Levellieren, das heißt Nivellieren, der Ei-

gentumsverhältnisse auslösen und damit die von den Independentenmit Cromwell

an der Spitze erstrebte politische Ordnung unmöglich machen würde. In den Put-

ney-Debatten erklärte General Henry Ireton (1611–1651):

»If amanbe an inhabitant upon a rack rent for a year, for two years, or twenty years,

you cannot think that man has any fixed permanent interest. That man, if he pay

the rent that his land is worth, and has no advantage but what he has by his land,

is as good a man, my have as much interest, in another kingdom as here. I do not

speak of not enlarging this representation at all, but of keeping this to the most

fundamental constitution in this kingdom: that is, that no person that has not a

local and permanent interest in the kingdom should have an equal dependence

in election with those that have; but if you go beyond this law, if you admit any

man that has a breath and being, I did show you how this will destroy property. It

may come to destroy property thus; youmay have suchmen chosen, or at least the

major part of them, as have no local and permanent interest. Why may not those

men vote against all property?«42

Auch wenn diese Sätze Iretons einer gewissen Polemik nicht entbehren, da die

Leveller keineswegs eine quasi kommunistische Gütergemeinschaft anstrebten,

so stand hinter der Attacke des Generals doch eine richtige Wahrnehmung. Denn

in der Tat hegten die Leveller die Hoffnung, dass ein allgemeines Wahlrecht zu

einer politischen Konstellation führen würde, die endlich allen Bürgern ein und

dasselbe Recht auf Eigentum und Marktzugang verschaffen würde. Ireton und

Cromwell und mit ihnen die Independenten verstanden die enorme Dynamik von

Emanzipation durch Partizipation nur allzu gut. Würde man jedem Bürger einen

naturrechtlichen Anspruch auf politische Freiheit durch ein allgemeinesWahlrecht

gewähren, gäbe es für die alte Ordnung kein Halten mehr. Auf die oben zitierte

Passage folgt bei Ireton der an die Leveller gerichtete Appell:

»By the same rule, show me why you will not, by the same right of nature, make

use of anything that anyman has, though it be not for the necessary sustenance of

men. Showmewhat you will stop at, wherein you will fence anyman in a property

by this rule.«43

electoral qualifications that excluded well over half the adult male population.« Ian Gentles,

wie Anm. 19 Kap. 3, S. 174.

42 Henry Ireton, zitiert bei Gerald E. Aylmer (Hg.), wie Anm. 1 Kap. 3, S. 107 mittig. Auch zitiert

bei Philip Baker (Hg.), wie Anm. 12 Kap. 3, S. 78f.

43 Henry Ireton, zitiert bei Gerald E. Aylmer (Hg.), wie Anm. 1 Kap. 3, S. 107 unten. Auch zitiert

bei Philip Baker (Hg.), wie Anm. 12 Kap. 3, S. 79 mittig.
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Schwachliberale wie Ireton argumentierten gegen eine Ausweitung desWahlrechts

auf Besitzlose – die damals dieMehrheit desVolkes bildeten – und auf nur vorüber-

gehend in EnglandWohnende,weil sie befürchteten, dieswürde bald zu politischen

Entscheidungen führen, die denBesitzinteressen der reichenMinderheit diametral

entgegenstünden.Doch die Kontrahenten der Putney-Debatten stritten nicht allein

über die Ausweitung desWahlrechts.Weiter und tiefer reichendwar für sie das Pro-

blem, ob und wie dasWahlrecht grundrechtlich begründet werden könnte.

Das Ziel der Leveller als Vertreter derjenigenmitwenig Eigentumwar selbstver-

ständlich einmenschenrechtlich begründetes Grundrecht auf Eigentumverbunden

mit demGrundrecht auf freieWahlen. Ihre Gegner, die eher die Interessen des gro-

ßen Eigentums vertraten, lehnten dies ab. Ireton wollte den vorstaatlich bestehen-

den Anspruch auf das Recht am eigenen Körper als pures Selbsterhaltungsrecht

begrenzen. Das Recht auf Eigentum war für ihn, nicht anders als das Wahlrecht,

eine »relative« positiv-rechtliche Einrichtung. Die Ablehnung eines Grundrechts

auf Eigentum gerade durch die Vertreter des Eigentums mag verwundern.44Wenn

man jedochweiß,dassdiese zugleichBefürworterderKonzentrationökonomischer

Macht waren, wird klar, dass sie fürchteten, ein kraft Verfassung gewährtes Recht

auf Eigentum, wie es die Leveller forderten, könne der damals bereits bestehen-

den Konzentration von Vermögen über kurz oder lang die Existenzberechtigung

entziehen.

Um die Tragweite der Idee des Eigentumsgrundrechts der Leveller zu verste-

hen, muss man in Betracht ziehen, dass ihre schwachiberalen Gegner in den Put-

ney-Debatten keineswegs Rechtspositivisten waren, die eine naturrechtliche Argu-

mentation per se abgelehnt hätten. So hatten sich die Independenten naturrechtli-

cher Argumente bedient, als es ein paar Jahre zuvor darum gegangen war, den qua-

si absolutistisch regierenden König Karl I. (1600–1649) vomThron zu stürzen. Aber

die Schwachliberalen wollten keinerlei individuelle Grundrechte einführen, die den

Bürgernmehr als die Abwehr absolutistischer Macht erlaubt hätten. Sie, die als Po-

litiker oder alsHerren großerHandelskompanien über erheblichenEinfluss verfüg-

ten, wollten beim Aufbau des merkantilistischen Kapitalismus freie Hand haben.

44 In seinem Buch Die politische Theorie des Besitzindividualismus. Von Hobbes zu Locke, Frankfurt

am Main 1967, spricht Crawford B. Macpherson diese Verwunderung aus: »Die Hartnäckig-

keit, mit der die Levellers betonten, Eigentum gehe der Regierungsgewalt voraus [...], dräng-

te Ireton und Cromwell zu der Feststellung, Eigentum sei überhaupt kein natürliches Recht.

Wir haben also den kuriosen Fall, daß Ireton, der seine eigene Position in der Debatte mit

den Worten präzisiert hatte: ›Das Wichtigste, wofür ich hier spreche, ist, daß ich das Eigen-

tum imAugebehaltenmöchte‹, dennoch abstreitet, daß Eigentumein natürliches Recht sei.«

(S. 160) Um einen kuriosen Fall handelt es sich aber nur, weil Macpherson die Bestimmung

des Eigentumsrechts als eines natürlichen Rechts für ein Instrument der Legitimation einzig

und allein des Kapitalismus hält.
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In den Jahren des Englischen Bürgerkrieges traten die Anhänger des schwachen

Liberalismus für einen »gemäßigten«Grundrechtsschutz ein.Was hingegen die Le-

veller im Verlauf der Putney-Debatten über das Recht auf Freiheit, das Recht auf

Eigentum, das Recht auf freie Wahl und vor allem über den Zusammenhang dieser

Rechte untereinander vortrugen,dasmusste IretonundCromwell entsetzen. Ireton

warf Rainsborough vor, er wolle das Eigentum abschaffen;45worauf Rainsborough

erwiderte, Iretonmöge bitte davon absehen zu behaupten, die Leveller würden sich

für »Anarchie« einsetzen.46 Cromwell sprang Ireton in dessen Kritik an Rainsbo-

rough sofort zur Seite:

»No man says that you have a mind to anarchy, but that the consequence of this

rule tends to anarchy, must end in anarchy; for where is there any bound or limit

set if you take away this limit, that men that have no interest but the interest of

breathing shall have no voice in elections?«47

Wenig später stellte Ireton eindeutig klar, dass das Eigentum nur auf die von Men-

schen verfasste Konstitution zurückgeht:

»The law of God does not give me property, nor the law of nature, but property is

of human constitution. I have a property and this I shall enjoy. Constitution founds

property.«48

Dieser Liberalismus der damaligen politischen Mitte erwies sich in der weiteren

englischen Entwicklung nicht als gemäßigt liberal, sondern als ausgesprochen an-

tiliberal; ja, dieser Mittelweg führte gradlinig in die erste moderne Diktatur.

Unter Cromwells Regime wurde den Großgrundbesitzern großzügig erlaubt,

die Kleinbauern zu enteignen. Der Ost-Indien-Kompanie wurde das Recht einge-

räumt, einen wichtigen Teil des Welthandels zu monopolisieren. Im Interesse der

Expansion staatlicher wie privater Macht wurde 1651 die Navigationsakte erlassen,

die den niederländischenHandelsinteressen schadete,was wenig später zumKrieg

zwischenEnglandunddenNiederlanden führen sollte.DasRecht aufGlaubensfrei-

heit wurde zwarweitgehend garantiert, die Äußerungmissliebiger politischerMei-

nungen, erst recht politisches Engagement, jedoch schonungslos verfolgt.

45 Henry Ireton, zitiert bei Gerald E. Aylmer (Hg.), wie Anm. 1 Kap. 3, S. 104 mittig. Auch zitiert

bei Philip Baker (Hg.), wie Anm. 12 Kap. 3, S. 75 oben.

46 Thomas Rainsborough, zitiert bei Gerald E. Aylmer (Hg.), wie Anm. 1 Kap. 3, S. 104f. Auch zi-

tiert bei Philip Baker (Hg.), wie Anm.12 Kap. 3, S. 75 unten.

47 Oliver Cromwell, zitiert bei Gerald E. Aylmer (Hg.), wie Anm. 1 Kap. 3, S. 105 oben. Auch zitiert

bei Philip Baker (Hg.), wie Anm. 12 Kap. 3, S. 75 unten.

48 Henry Ireton, zitiert bei Gerald E. Aylmer (Hg.), wie Anm. 1 Kap. 3, S. 111 unten. Auch zitiert

bei Philip Baker (Hg.), wie Anm. 12 Kap. 3, S. 84 unten.



76 Walter Oswalt: Starker Liberalismus

Diese Entwicklung von der Revolution zur Diktatur war keine unvorhersehbare

Tragödie,dieseEntwicklungwar vorgezeichnet.Schon indenPutney-Debatten 1647

hatten die Leveller betont, die Rechte zum Schutz des Privatbereichs könnten nur

durch soziale Rechte, das heißt solche auf politische und ökonomischeDemokratie,

errungen und erhalten werden. Beide Arten von Rechten standen in den Agreements

der Leveller gleichwertig nebeneinander.DieModernisierung derGesellschaftsord-

nung, welche 1649 mit der Absetzung und Hinrichtung des Königs Karl.I eingelei-

tet worden war und die stark von Schwachliberalen geprägt wurde, nahm indes ei-

ne andere Richtung. Sie blieb für die Starkliberalen eine unvollständige Revoluti-

on – längst bevor Cromwell 1653 in einem Staatsstreich die Macht vollends an sich

reißen würde.

Die Kritik von Lilburne, Overton, Rainsborough, Walwyn, Wildman und ande-

ren Levellern galt der sich neu konstituierenden Staatsmacht genauso wie der sich

weiter konzentrierenden Wirtschaftsmacht. Obwohl es auch unter Cromwell Rei-

bungen zwischen den Interessen des Staates und denen des Kapitals gab, stützten

sich beide Mächte aufeinander. In der von Overton herausgegebenen Wochenzei-

tungTheModerate hieß es am 31. Juli 1649, also ein halbes Jahr nach Ende derMonar-

chie:

»Das Eigentum ist die Grundlage jeglicher Sünde zwischen den Parteien in ihren

staatsbürgerlichen Beziehungen zueinander. Und da der Tyrann beseitigt ist und

die Regierung dem Namen nach geändert, so sollte es auch wirklich in der Sache

zum Besten des Volkes zurückfließen. Wenn letzteres nun auch dies nicht in ein

paar Jahren erwarten kann, angesichts der großen Zahl von Besitzenden, die in

Macht und Ansehen stehen und alle Kunstmittel anwenden, die alte Regierungs-

weise und damit ihre Interessen und des Volkes Sklaverei weiter aufrecht zu er-

halten, so ist doch kein Zweifel daran, daß mit der Zeit das Volk auch in diesem

Punkte seine Blindheit und Torheit erkennen wird.«49

Die Lebensgeschichten der einflussreichsten Leveller sind geprägt von Inhaftie-

rung, Verbannung, Verfolgung und Bestrafung, zumBeispiel in Form von existenz-

vernichtenden Geldbußen. Richard Overton, derjenige Leveller, der 1646 aus dem

Gefängnis von Newgate eine erste Menschenrechtserklärung in die Welt gebracht

hatte, wurde mehrmals ins Gefängnis geworfen und mit ihm seine Frau und sein

Bruder, da beide seine politischen Ideen unterstützten.Walwyn und Lilburne wur-

den ebenfalls mehrfach eingekerkert. Dennoch hatten die Leveller einen nicht zu

unterschätzenden Einfluss in der englischen Öffentlichkeit. Lilburnes Anhänger

zum Beispiel demonstrierten 1649 in den Straßen Londons und erwirkten so seine

49 Anonym, in: The Moderate, 31. Juli – 7. August 1649, zitiert bei Eduard Bernstein, wie Anm. 8

Kap. 3, S. 219.
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Freilassung. 1653 allerdings wurde er erneut verhaftet, blieb diesmal für Jahre im

Gefängnis, aus demer erst 1657wegen schlechter Gesundheit freikam.Als Cromwell

ihn erneut verhaften lassen wollte, war er gerade gestorben.

Trotz permanenter Verfolgung hatten die Leveller über viele Jahre konsequent

ihre politischen Ziele verfolgt und eine beachtliche Anhängerschaft um sich scharen

können.Die brutale Gewalt ihrer Gegner vernichtete diese Bewegung innerhalbwe-

niger Jahre – die Chance für die erste starkliberale Entwicklung einer Gesellschaft

in Europa war verpasst.





4. John Locke als Theoretiker

des schwachen Liberalismus

4.1 Der indirekte Einfluss des starken
auf den schwachen Liberalismus

Eswar nicht die Gewalt vonMonarchie und Feudalismus,welche die Leveller als po-

litische Bewegung liquidierte. Es war vielmehr der schwache Liberalismus, der den

starken Liberalismusmit antiliberalenMitteln zu Fall brachte. Es waren die Anhän-

ger Cromwells, schwachliberale Independenten, die – nachdem sie zuvor im Bünd-

nis mit den starkliberalen Levellern die Monarchie und das Oberhaus abgeschafft

undGlaubensfreiheit erstritten hatten – unter Führung Cromwells eineMilitärdik-

tatur etablierten und die Leveller Schritt für Schritt durch gewaltsame Verfolgung

ausschalteten.

Indes, die Leveller blieben nicht ganz ohne Erfolg. Sie waren es ja gewesen, die

den anfangs zögernden Cromwell dazu getrieben hatten, die Macht der sich zum

Absolutismus transformierenden englischenMonarchie zu brechen. Sie waren es ja

gewesen, die auf die öffentlicheMeinung solchen Einfluss hatten, dass sogar Karl I.

sich mit »demokratischen« Argumenten zu verteidigen suchte. Er bestritt die Legi-

timität des gegen ihn einberufenen Gerichtshofes; die Richter seien »ohne die Zu-

stimmung zumindest der Mehrheit aller Engländer, gleich welcher Herkunft oder

welcher Stellung« bestellt worden.1

ImLauf der späterenGeschichte der Staaten Europas gerieten imÜbrigen nicht

nur die Leveller in Vergessenheit.Nach derWiederherstellung der englischenMon-

archie 1660 bedurfte der schwache Liberalismus fraglos eines besseren Vorbildes als

dasjenige des zuletzt zumDiktator avanciertenCromwell und seines Schwiegersoh-

nes Ireton. Beide traten im öffentlichen Bewusstsein bald in den Hintergrund. Die

Rolle des Vorbilds sollte niemand anderer übernehmen als Locke. Der große Philo-

soph wurde zum zukunftsträchtigen Leitbild des schwachen Liberalismus, dessen

Wirkkraft bis heute anhält.

1 König Karl I. von England, zitiert bei Hans-Christoph Schröder, wie Anm. 14 Kap. 3, S. 120.
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Gewiss, der Ursprung des Liberalismus in der Englischen Revolution liegt bei

den Levellern; im Vergleich zu ihnen haftet Locke, was den liberalen Aufbruch be-

trifft, etwas Halbherziges, Epigonales an. Aber es gelang dem Philosophen etwas

in einem anderen Sinne durchaus Originäres: Er schuf das Gedankengebäude ei-

nes gebremsten, gezähmten Liberalismus, der im achtzehnten, neunzehnten und

zwanzigsten Jahrhundert den Konsens zwischen den unterschiedlichsten Interes-

sen ermöglichte und eine große argumentative Kraft entwickelte.

Lockes Erfolgsgeschichte hat uns den Blick auf die Leveller verstellt. Er griff ih-

re Ideen auf und deutete sie zu seinen Zwecken um.Was bisher widerständig war,

wurde geglättet oder zu Kompromissen abgeschwächt. Dahinter stand nicht selten

eine antiliberale Haltung.

Doch hat Locke nicht allein starkliberale Ideen umgenutzt und dadurch verbo-

gen, er machte sie sich teilweise auch zu eigen. Nachdem er in der ersten Phase

seines sozialpolitischenWerks Anhänger einer gnadenlosen Diktatur gewesen war,

milderte starkliberales Gedankengut direkt oder auf Umwegen diese Position.2

Dieser hier nur angedeutete Zusammenhang war für die Wirkungsgeschichte

Lockes von enormer Relevanz. SeinWerk konnte nicht nur in Anspruch genommen

werden,umdieVernichtungder Indianer in denUSAzu rechtfertigen;3 es konnte in

der Frühzeit der Arbeiterbewegung zumBeispiel auch benutztwerden,ummit dem

naturrechtlichen Arbeits- und Eigentumsbegriff gegen die industrielle Ausbeutung

zu argumentieren. Dies war freilich nur möglich, indemman die allgemeinen Aus-

sagen der 1689 veröffentlichten Zwei Abhandlungen über die Regierung von ihren arbei-

terfeindlichen Konsequenzen – welche sich übrigens in anderen, weniger bekann-

ten Texten Lockes voll entfalten – trennte und in einemenschenrechtliche Richtung

weiterentwickelte. So konnte, lange nach der Vernichtung der Leveller durch Crom-

well, ein Teil der in den Schriften Lockes imdoppelten Sinne desWortes konservier-

ten, starkliberalen Ideen wieder belebt werden. Dass aber dieser Versuch auf einer

»Illusion« von Seiten der Verfechter des Naturrechts beruhte, wurde von einem so-

zialistischen Publizisten wie FranzMehring (1846–1919) zu Beginn des zwanzigsten

2 Ebendieses Potential der Lockeschen Traktatewar noch jüngst für den österreichischen Juris-

ten Alfred J. Noll der Grund zu einem scharfen Angriff auf den Philosophen, diesen »Liebling

bürgerlicher Selbstbeschreibung«, der »in jeder Sonntagsrede zu geringstem Preis« zitiert

werden könne. Locke, so Noll, habe das Eigentum in solcher Weise »geheiligt«, dass sich so-

wohl der Kleinbürger mit seinem Eigenheim als auch der Hedgefondsmanager mit seinem

Apartment an der Fifth Avenue philosophisch bestätigt. Alfred J. Noll: John Locke und das Ei-

gentum. Eine Einführung in den Second Treatise of Government und seine »great foundation of pro-

perty«,Wien 2016, S. 9f.

3 Reinhard Brandt und Helmut Rittstieg, wie Anm. 16 Kap. 2.
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Jahrhunderts klar erkannt.4 Dennoch – an Locke lässt sich exemplarisch untersu-

chen,wie sich der schwache Liberalismusmit Hilfe glatt gebügelter und pervertier-

ter Ideen, die ursprünglich von Starkliberalen entwickelt worden waren, über drei

Jahrhunderte hinweg und mit vielen Modifikationen schließlich zur maßgeblichen

Ideologie der Moderne im zwanzigsten und einundzwanzigsten Jahrhundert avan-

cieren konnte.

4.2 Die Lockesche Bestimmung von Eigentum und Arbeit

Als prominenter Wegbereiter des schwachen Liberalismus musste sich Locke an

zwei älteren, einander deutlich entgegengesetzten Positionen reiben.

Auf der einenSeite hattendie Ideologender alten, auf dasGottesgnadentumge-

bautenOrdnunggestanden.Einer ihrerExponenten,der politischePublizist Robert

Filmer (zirka 1588–1653), hatte in Schriften wie Freeholders Grand Inquest Touching our

Sovereign Lord theKing and his Parliament, publiziert 1648, und in Patriarcha.Or theNa-

turalPower ofKings, publiziert posthum1680 – dieAnsicht vertreten,keinMensch sei

frei geboren, da jeder als Sohn eines Vaters auf die Welt komme. Der Monarch sei

der einzig legitimeErbe Adams.Daher habe der Staat das Recht, demEinzelnen aus

Gnade und väterlicher Fürsorge Eigentum zu gewähren oder zu entziehen. Auf der

anderen Seite hatten mit Lilburne, Overton, Rainsborough, Walwyn, Wildman die

Zerstörer der alten Ordnung gestanden und an ihrer Seite die gesamte Bewegung

der Leveller. Deren Engagement gegen Monarchie und für Republik, gegen Gottes-

gnadentum und für Menschenrechte war mit jedem ihrer Agreements neu zum Aus-

druck gekommen.

Locke war bewusst, dass sich die alte Ordnung in Auflösung befand und nicht

mehr in der Lage war, das Funktionieren des Staates zu garantieren. Ihm war aber

auch bewusst, dass er die IdeenundKonzepte des starken Liberalismusnichtwürde

übernehmen können, weil dieser nicht allein der alten Ordnung, sondern auch den

damals für äußerst zukunftsträchtig gehaltenen Unternehmungen des noch jun-

genKapitalismus denKampf angesagt hatte.DieHoffnung Lockes und vieler seiner

damals ökonomisch und politisch aufstrebenden Zeitgenossen lag jedoch auf gera-

de solchen Unternehmungen, welche die Konzentration des Kapitals vorantrieben:

auf der Schaffung vonGroßgrundbesitz, umdie Agrarwirtschaft zumodernisieren,

auf der Bildung von privilegiertenHandelsgesellschaften, umdenWeltmarkt zu er-

obern, auf der Gründung von Kolonien, um ein Weltreich zu errichten. Hier wäre

4 »Von nichts war Lockes harter und trockener Geist weiter entfernt als von kommunistischen

und sozialistischen Schwärmereien.« Franz Mehring: John Locke, 1904, in: Thomas Höhle

(u.a.Hg.): FranzMehring. Gesammelte Schriften, Bd. 13 Philosophische Aufsätze, Berlin 1977, S. 37.
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einmenschenrechtlichundvertragsrechtlichbegründetesEigentumsrecht,dasnie-

manden ausschließt, eine gefährliche Bremse gewesen.

Andererseits aber waren die religiösen Begründungen für ökonomischeMacht,

wie sie im Mittelalter bestanden hatten, obsolet geworden. Locke musste folglich

eine Antwort auf die Frage finden, wie sich eine neue Legitimierung von Eigentum

schaffen ließe.Andersgesagt,diebereits avanciertenFormenderKonzentrationvon

Eigentum und der damit verbundenen Konzentration von Macht bedurften einer

besseren, höheren Begründung, als sie das bloß positive Recht je hätte geben kön-

nen.

Jahrzehnte bevor Locke 1689 mit seinen Zwei Abhandlungen über die Regierung auf

Filmer reagierte, hatte sich schon Ireton, der Schwiegersohn Cromwells, in einer

ähnlichen Lage befunden. Auch Ireton und Cromwell hatten auf der einen Seite ge-

gen den Absolutismus Karls I. gekämpft, gleichzeitig aber auch die Forderung der

Leveller nach einem aus der Natur des Menschen folgenden Grundrecht auf Eigen-

tumvehement von sich gewiesenundbehauptet,Eigentumsei eine bloßeKonstruk-

tion, die vom Staat geschützt werde. Diese Haltung, die sich allein auf das existie-

rende positive Recht berief,war zu schwach, uman die Stelle der altenOrdnungmit

tausendjährigenMythenundRechtfertigungen eineneueOrdnung vondauerhafter

Stabilität zu setzen.WennsichdasRecht aufEigentumrelativieren ließ,dannkonn-

te zwar der hohe Anspruch der Leveller in die Schranken gewiesen werden, dann

gab es aber für die arme Volksmasse außer der Achtung vor der puren Staatsgewalt

keinenGrund,die bestehendenVerhältnisse hinzunehmen.Daher galt es, eine neue

Verfassungsbegründung zufinden,die nicht bloß technisch brauchbar, sondern zu-

gleich weltanschaulich befriedigend war.

Für dieses Problem war Locke der rechte Mann. Seine Argumentation begann

ganz in der Sprache, in der sich die Leveller über Menschenrechte geäußert hatten.

Als sich Locke, der zunächst als Naturforscher brilliert hatte, an das Schreiben von

Texten politischen Inhalts machte, war die Bewegung der Leveller längst vernichtet

worden. Locke erwähnte sie mit keinemWort. Aber er begriff – darin besteht wohl

seine eigentliche politische Leistung – dass die von den Levellern erweckte Kraft

individualistischer Modernität genutzt werden konnte, um die Trümmer der alten

Ordnung abzuräumen und das Gerüst der neuen Ordnung aufzubauen.

Der menschenrechtliche Argumentationsansatz der Leveller war unumgäng-

lich, um einen Rückfall in die alte Ordnung zu verhindern. Locke sah sich vor die

Frage gestellt, wie man diesen modernen Ansatz nutzen konnte, um seine macht-

feindlichen Intentionen gerade nur so weit umzusetzen, wie es notwendig war, um

die alte Ordnung zu bekämpfen und gleichzeitig den Aufbau der neuen Ordnung

nicht zu gefährden.

LockesZweiAbhandlungenüber dieRegierung setzenmit einemGedanken,der den

Levellern folgte, ein: Jeder Bürger hat das Recht auf das Eigentum an sich selbst.

Wenn aber der Bürger sich selbst gehört, dann hat der Staat kein Recht, ihn zu fol-
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tern oder zu einem Sklaven zu machen. Mehr noch, der Mensch kann noch lange

nicht von sich selbst als seinem Eigentum sprechen, wenn er lediglich vor direkter

physischer Ausbeutung durch den Staat bewahrt ist. Vielmehr braucht er Nahrung,

Luft,Wasser. Leitet sich nicht schon daraus ein unmittelbarer Anspruch eines jeden

auf die natürlichen Ressourcen der Erde ab? Verlangt dies nicht folgerichtig entwe-

der kollektive oder gleiche private Nutzungsrechte für alle?

In einer Argumentation mit mehreren Schritten und Stufen fand Locke einen

Weg, das natürliche Recht auf Eigentum von seinen sozialen und ökologischen

Implikationen abzuschneiden und dieses Recht im Sinne der von ihm gestützten

Staats- und Wirtschaftsordnung des frühen Kapitalismus umzudeuten. Der Ein-

stieg in eine menschenrechtlich entschärfte Umdeutung gelang Locke, indem er

das Recht auf Eigentum an sich selbst mit dem Recht verknüpfte, das der Einzelne

an seiner eigenen Arbeit hat. Wie in der Tradition des Naturrechtsdenkens ging

Locke davon aus, »daß die Welt, so wie sie war, den Menschenkindern gemeinsam

gegeben wurde«.5 Wir müssten jedoch erkennen, »wie die Arbeit den Menschen

unterschiedliche Ansprüche auf einzelne Teile der Welt zu ihrem persönlichen

Gebrauch schaffen konnte, worin weder ein Zweifel an der Berechtigung, noch ein

Anlaß zu Streitigkeiten zu finden war.«6

Bestimmtman die Menschen als arbeitendeWesen, so lässt sich leicht behaup-

ten, sie könnten aufgrund ihrer unterschiedlichen Leistungsfähigkeit ungleiche

Rechte auf Eigentum erwerben. Aber Vorsicht: Wenn die Legitimität des Eigen-

tumserwerbs von individueller Leistungsfähigkeit abhängig gemacht wird, dann

ist Eigentumserwerb auf anderen Wegen illegitim. Und da die menschliche Leis-

tungsfähigkeit in der Regel begrenzt ist und große Eigentumskonzentration in der

5 John Locke, wie Anm. 35 Kap. 2, Buch 2, § 39, S. 226.

6 John Locke, wie Anm. 35 Kap. 2 – Der Mensch wird also nicht, wie der Ausgangspunkt der

ursprünglich gleichen Rechte nahelegen könnte, von Locke als bedürftiges Wesen definiert.

Das könnte bei der Begründung ungleicher Eigentumsverhältnisse Probleme aufwerfen. In

ihren Bedürfnissen sind sich die Menschen erfahrungsgemäß recht ähnlich. Der Mensch als

Arbeiter dagegen kann auf Grund der unterschiedlichen Leistungsfähigkeit ungleiche Eigen-

tumsverhältnisse erwirken. – Andererseits ist die Arbeitsdefinition von sich aus keineswegs

der Legitimation ökonomischerMacht dienlicher als die Bedürftigkeit. Denn die Frage ist im-

mer, wer die Definitionsmacht besitzt: Da Bedürftigkeit weniger leicht zu bestimmen ist als

die imPrinzip dezentral über denMarkt zubewertendeArbeitsleistung, bedeutet die Bedürf-

nisdefinition, dass diejenige Instanz, die darüber zu entscheiden hat, wer welche Bedürfnis-

se hat, eine unkontrollierbare Macht bekommt. Allerdings ist die Bedürftigkeit ein wichti-

ges Element der Bewertung von Eigentumsrechten. Es muss einen Unterschied machen, ob

jemand nur einen Dollar hat, von dem, weil er keinen weiteren besitzt, sein Überleben ab-

hängt oder ob ein Milliardär noch einen Dollar mehr oder weniger hat. Locke berücksichtigt

diesen Gesichtspunkt am Anfang seiner Argumentation auch. Er stellt fest, dass in der Urge-

sellschaft – vor der Erfindung der Geldwirtschaft – niemand sich mehr von den natürlichen

Ressourcen aneignen durfte als er verbrauchen konnte.
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Regel nicht auf individueller Leistung der Besitzer beruhen können, liefert die Ar-

beitsbegründung eine durchschlagende und zudem machtkonforme Begründung

für die Begrenzung von Kapitalakkumulation.

Dieses SchlüsselargumentdermenschlichenLeistungsfähigkeit alsBegrenzung

für Eigentumskonzentrationwar innerhalb der auf die Leveller zurückgehende Tra-

dition der Entmachtung im siebzehnten Jahrhundert aufgekommen. Zur Entfal-

tung kam diese Idee im achtzehnten Jahrhundert im Werk Paines, der im zweiten

Teil seines BuchesDie Rechte desMenschen schrieb:

»Es wäre unklug, dem durch Fleiß erworbenen Eigentum Schranken zu setzen;

demnach ist es recht, das Verbot jenseits des durch Fleiß möglichen Erwerbs zu

legen; aber dem Eigentum oder der Häufung desselben durch Erbschaft sollten

Grenzen gesetzt sein.«7

Diesem Kriterium folgend, hätte es zu Zeiten Lockes weder Großgrundbesitz noch

monopolistische Handelsgesellschaften geben dürfen.

Wollte der Philosoph das unter demEinfluss der Agreements der Leveller stehen-

de Verständnis des Rechts auf Eigentum aufheben, so musste er größere gedank-

liche Anstrengungen erbringen als nur den Verweis auf das Prinzip Leistung. Die

Anhäufung von Eigentum,die Akkumulation vonKapital und damit jene Art der In-

dustrialisierung, die Locke und anderen vor Augen schwebte, ist nurmöglich,wenn

es dem Eigentum gleichsam erlaubt wird, nicht allein aufgrund der persönlichen

Leistung kleiner Unternehmer, sondern auch aufgrund von Nicht-Arbeit zu wach-

sen; wobei Nicht-Arbeit zum Beispiel den Tausch von Arbeitsleistung, Lohnarbeit

oder die Nutzung bisher nicht genutzter ökologischer Ressourcenmeint.Ohne die-

se Form der Aneignung hätte sich der englische Kapitalismus nicht entfalten kön-

nen.

Locke löste dieses Problem, indemer denBegriff vonArbeit, diesen Schlüsselbe-

griff der protestantischen Moral und der beginnenden Frühindustrialisierung, auf

die Formen arbeitsloser Aneignung ausdehnte.So kamer zudemResultat, dass sich

dasursprünglich allein aufdie Früchte eigenenArbeitens – Handarbeit,Kopfarbeit,

Tausch von Gütern – beziehende Recht auf Eigentum auch auf Besitznahme ohne

Arbeitsleistung, ja sogar auf Besitznahme durch Negativleistung beziehen kann:

»Das Gras, das mein Pferd gefressen, der Torf, den mein Knecht gestochen, und

das Erz, das ich an irgendeiner Stelle gegraben, wo ich mit anderen gemeinsam

ein Recht dazu habe, werden ohne die Anweisung und Zustimmung von irgend

7 Thomas Paine: Die Rechte des Menschen, herausgegeben, übersetzt und eingeleitet von Wolf-

gang Mönke, Berlin 1962, S. 367.
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jemandem mein Eigentum. Es war meine Arbeit, die sie dem gemeinsamen Zu-

stand, in dem sie sich befanden, enthoben hat und die mein Eigentum an ihnen

bestimmt hat.«8

Die Industrialisierung in Gang zu setzen war nur möglich, indem Kapitalisten oh-

ne Arbeit und ohne Leistung am Markt vom Staat privilegiert wurden, natürliche

Ressourcen auszubeuten. In diesem Sinne erwiesen sich Lockes Argumente als un-

gemein zukunftsweisend, da die Ausdehnung des Arbeitsbegriffs sowohl die priva-

te Aneignung ökologischer Ressourcen als auch die ebenso private Aneignung der

Leistung der Lohnabhängigen durch den Unternehmer rechtfertigt.

4.3 Die Lockesche Bestimmung des Gesellschaftsvertrages

Kommenwir noch einmal auf die Passage über das Pferd und das Gras, den Knecht

und den Torf zurück. Sie enthält einenWiderspruch, sofernman die von Locke ver-

treteneTheorie über den Gesellschaftsvertrag ernst nimmt. Soll dieser gelten, dann

kann nur legitim sein, was auf der Zustimmung der Vertragspartner beruht. In der

eben zitierten Passage wird aber ein Vorgang für legitim erklärt, der sich ausdrück-

lich außerhalb des Gesellschaftsvertrages vollzieht.

Damit wird ein fundamentales Problem aufgeworfen. Locke hatte sich in der

ersten seiner Zwei Abhandlungen über die Regierung vehement gegen jene Verteidiger

der Monarchie gewandt, die die Herrschaft des Königs über seine Untertanen mit

seiner von Gott verliehenen Macht begründet hatten. Der Philosoph hatte sich in

diesemKampf eines Arguments bedient, das über dreißig Jahre zuvor schon die Le-

veller benutzt hatten.DieGrundlage jeder legitimen Staatlichkeit, so hatte es in den

Agreements gelautet und so argumentierte dann Locke, müsste ein Vertragsverhält-

nis aller Bürger sein, das dazu dient, die Rechte eines jeden Menschen besser zu

schützen, als es im vorvertraglichen Zustandmöglich sei.

Aber, nichts war weniger durch vertragliche Regelungen entstanden als die äu-

ßerst ungleichen Eigentumsverhältnisse, wie sie im England des siebzehnten Jahr-

hunderts bestanden undwie sie sich gerade in dieser Phaseweiter verschärften. Lo-

ckemusste also eine Lösung finden,wie er die Notwendigkeit eines Vertragsschlus-

ses gegenüber den Verteidigern der Monarchie behaupten, zugleich aber die egali-

sierenden Implikationen dieser Notwendigkeit vermeiden konnte. Dies gelang ihm

durch einen stillen Ausstieg aus dem Gesellschaftsvertrag. Locke fand einen Weg,

um das Illegitime zu legalisieren: Er stellte die Behauptung auf, die Tauschbezie-

hungen der Marktteilnehmer in der Geldwirtschaft seien so etwas wie Surrogate

echter Einverständniserklärungen der Bürger:

8 John Locke, wie Anm. 35 Kap. 2, Buch 2, § 28, S. 219.
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»Diese Verteilung der Dinge zu einem ungleichen Privatbesitz haben die Men-

schen, außerhalb der Grenzen der Gemeinschaft und ohne Vertrag, nur dadurch

ermöglicht, daß sie dem Gold und Silber einen Wert beilegten und stillschwei-

gend in den Gebrauch des Geldes einwilligten.«9

Auf den erstenBlick scheint es, als ob Locke politische BeziehungendurchMarktbe-

ziehungen ersetzte. Dochmit seiner Argumentation rechtfertigte der Philosoph, in

der zweiten seiner Zwei Abhandlungen über die Regierung, Formen der Konzentration

von Eigentum, die ohne freie Tauschhandlungen zustande gekommen sind. Locke

spricht nämlich nicht von einem Ideal freierMarktbeziehungen,das es zu erstreben

gelte, sondern vonderRealität der zu seiner Zeit, also zuEndedes siebzehnten Jahr-

hunderts, bestehenden Verhältnisse. Die exorbitante Konzentration ökonomischer

Macht, die zu legitimieren sein Anliegenwar,war gerade nicht durch freien Tausch,

sondern durch dessen Verhinderung entstanden. Mehr noch, ein erheblicher Teil

des wirklich großen Reichtums beruhte auf Raub und Mord, auf der Aktivität von

Piraten, Plünderern und Sklavenhändlern wie Francis Drake (1540–1596). Bei John

Maynard Keynes (1883–1946) heißt es dazu:

»In der Tat kann die Beute, die Drake in der ›Golden Hind‹ mitbrachte, als Quel-

le und Ursprung der britischen Auslandsinvestition angesehen werden. Elisabeth

zahlte aus den Erlösen ihre ganze Auslandsschuld zurück und legte einen Teil des

Restbetrags (rund 42000 Pfund) in der Levant Company an; größtenteils aus den

Gewinnen der Levant Company wurde die East India Company gegründet, mittels

deren Gewinnen während des 17. und 18. Jahrhunderts die Fundamente der eng-

lischen Auslandsverbindungen gelegt wurden, und so fort.«10

Locke stand den auf Gewalt gründenden ökonomischen und politischen Verhältnis-

sen seiner Zeit nicht als ein der Welt abgewandter Philosoph gegenüber. Als eines

der führenden Mitglieder des Board of Trade and Plantations der englischen Regie-

rung war er vielmehr jahrelang in die Handels- und Kolonialpolitik seines Landes

involviert. Sklavenhandel war profitträchtig und wurde offiziell gefördert. Auch als

Privatperson nahm Locke an diesem Geschäft teil, war er doch Aktionär einer Ge-

sellschaft, die Sklavenhandel betrieb. In ebendiesem Zusammenhangmüssen auch

seine Ausführungen zur Rechtmäßigkeit der Versklavung bei kolonialer Expansion

gedeutet werden.11

9 John Locke, wie Anm. 35 Kap.2, Buch 2, § 50, S. 232.

10 JohnMaynard Keynes: VomGelde, Berlin 1931, S. 423. »Golden Hind« ist der Name des Schiffs,

auf dem Drake zwischen 1577 und 1580 um die Welt segelte.

11 John Locke, wie Anm. 35 Kap. 2, Buch 2, 16. Kapitel Eroberung, S. 320–333. Zu diesem Thema

siehe Iris Därmann: Landnahme, Menschennahme. John Locke und der transatlantische Sklaven-

handel, in: Volker Gottowik (u.a.Hg.): Zwischen Aneignung und Verfremdung. Ethnologische Grat-
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Die Leveller hatten die Wirtschaftsordnung ihrer Zeit in Frage gestellt. Sie hat-

ten gefordert, die Politik des Staates müsse die Menschenrechte und einen freien

Marktzugang sichern,gestützt auf einenGesellschaftsvertrag freierBürger.AlsVor-

aussetzungdes freienMarktesdürfedieser selbst keineTauschhandlungvonMarkt-

subjekten sein,dennergründetüberhaupt erstdenöffentlichenRaumundsetztden

Rahmen für freie Markthandlungen.

Locke dagegen legitimierte die bestehende merkantilistische Wirtschaftsord-

nung seiner Zeit, indem er sie mit einer freien Marktgesellschaft identifizierte. Er

rechtfertigte die merkantilistische Politik staatlicher Förderung der Konzentration

vonMarktmacht, indemerdieVerbindlichkeit desGesellschaftsvertrages annullier-

te, sobald es um die Begründung von Marktverhältnissen ging. Aus dem Recht auf

Eigentum, welches bei den Levellern dafür gedacht war, das ursprüngliche Eigen-

tum aller Bürger zu schützen,wurde das Recht auf Eigentumderer, die über großes

Eigentum verfügen.

DieseWendewurdemöglich,weil Locke in seinen Zwei Abhandlungen über die Re-

gierungdie IdeedesGesellschaftsvertrages entwickelte undzugleich stillschweigend

zerstörte. Er tat dies auf zwei Arten. Erstens schuf er mit der erwähnten Rede vom

»stillschweigenden Einverständnis« für die durch ungleiche Tauschakte entstehen-

denökonomischenRealitäten einSondergebiet außerhalb desGeltungsbereichsdes

Gesellschaftsvertrages.Zweitens schloss er vonBeginn an jeden aus demSozialkon-

trakt aus,dernicht über einMinimumanökonomischerPotenz verfügt.AlsZustim-

mung zumGesellschaftsvertrag gilt nicht,wie bei den Levellern,dieUnterschrift ei-

nes Bürgers, sondern die Existenz von privatem Eigentum im Geltungsbereich des

Gesellschaftsvertrages.Wernicht überEigentumverfügt,kannnicht einmal »als ein

Teil der bürgerlichen Gesellschaft betrachtet werden«.12

Was auch immer die Besitzenden zu Ungunsten der Besitzlosen beschließen,

es kann im Grunde nicht zu einem Bruch des Gesellschaftsvertrags kommen,

bleibt man doch immer unter sich. Dieses Verständnis vom Gesellschaftsvertrag

beschränkt indes auch die Vertragsfreiheit der Besitzenden. Genau genommen

beteiligt sich am Gesellschaftsvertrag nicht der Bürger, sondern sein Besitz. Dass

jemand ein Landgut oder eine Fabrik auf dem Boden Englands besitzt, bedeutet

nach Locke quasi automatisch eine Zustimmung zum Gesellschaftsvertrag. Nur

durch seine Emigration kann der Bürger zum Ausdruck bringen, dass er mit der

Verfassung derGesellschaft hadert. ImLande zu bleiben und sich als Einzelner oder

in der Gruppe für eine neue Verfassung einzusetzen – im Kosmos der Lockeschen

Theorie ist so etwas nicht vorgesehen.

wanderungen. Festschrift für Karl-Heinz Kohl, Frankfurt a.M. und New York 2009, S. 69–82, und

Alfred J. Noll, wie Anm. 2 Kap. 4, Abschnitt Locke und die Sklaverei, S. 173–182.

12 John Locke, wie Anm. 35 Kap. 2, Buch 2, § 85, S. 255.
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Mit guten Gründen lässt sich Locke als Geburtshelfer des schwachen Liberalis-

mus bezeichnen. Dabei gab und gibt es drei Perspektiven auf die politischenTheo-

rien des Philosophen. Entweder man schließt sich Locke an; dann erscheinen seine

Positionen zu EigentumundArbeit, zu Freiheit undVertrag als die reinste Formdes

liberalen Individualismus. Oder man erkennt den Antiindividualismus, der daraus

resultiert, dass dieMehrheit der BesitzendenweitestreichendeEntscheidungsrech-

te hat. Oder man versucht –dies die wohl anspruchsvollste Haltung – den indivi-

dualistischen wie den kollektivistischen Aspekt des Lockeschen Werkes zu begrei-

fen. Es warMacpherson, dermit Bezug auf Locke zu folgendemprinzipiellen Urteil

über den Liberalismus gelangte:

»Die Vorstellung, Individualismus und ›Kollektivismus‹ seien die beiden End-

punkte einer Skala, zwischen denen Staaten und Staatstheorien, unabhängig

von ihrer jeweiligen sozialen Entwicklungsstufe, aufgereiht werden könnten, ist

oberflächlich und irreführend. Lockes Individualismus, als der einer aufsteigen-

den kapitalistischen Gesellschaft, schließt die staatliche Oberherrschaft über

das Individuum nicht aus, sondern postuliert sie geradezu. Es geht hier nicht

um die Gleichstellung: je mehr Individualismus, desto weniger Kollektivismus;

vielmehr um diese: je entschiedener der Individualismus, desto vollständiger der

Kollektivismus.«13

Konsequenz dieser Interpretation ist lautMacpherson, dass es keinen Ausweg gibt.

Der Individualismus kann nur scheitern:

»Die Größe des Liberalismus des siebzehnten Jahrhunderts lag in seinem Eintre-

ten für das freie vernünftige Individuum als Kriterium einer guten Gesellschaft;

seine Tragik war es, daß gerade diese Haltung notwendig darauf hinauslief, der

halben Nation die Individualität zu versagen.«14

Eine fatalistische Einstellung: Die Schwäche des Lockeschen Liberalismus bestand

darin, dass seine Theorie, weil sie keinem Bürger volle Individualität zusprach,

schließlich notwendig einen Kollektivismus der Besitzenden hervorbrachte, der

sich vor allem gegen die Freiheit der Besitzlosen wandte. Dieser Weg war jedoch

nicht der einzig mögliche: Die Leveller hatten lange vor Locke andere Optionen

eröffnet. Sie hatten nicht etwa die Verfügung über Eigentum, sondern die Indivi-

dualität des Einzelnen zur Grundlage ihrer Modelle für einen Gesellschaftsvertrag

gemacht. Damit entwarfen sie Grundzüge einer Verfassung, die es allen wirklich

allenBürgern ermöglicht hätte,Eigentümer imvollen Sinne desBegriffs zuwerden.

13 Crawford B. Macpherson, wie Anm. 14 Kap. 2, Abschnitt d Individualismus gegen Kollektivismus,

S. 287–289, Zitat S. 288.

14 Crawford B. Macpherson, wie Anm. 14 Kap. 2, S. 294.



5. Republikanismus und Liberalismus,

Föderalismus und Antiföderalismus

in der Amerikanischen Revolution

5.1 Der amerikanische Gründungsmythos:
Ein Konstrukt ohne Alternativen

Trotz allerWidersprüche und trotz ihrer jüngsten Entwicklung gelten die USA nach

wie vor als das Land des Liberalismus schlechthin. Wer sich antiamerikanisch äu-

ßert, gilt zu Recht als Gegner des Liberalismus. Tatsächlich hat der amerikanische

Traum von der Unabhängigkeit der Individuen für die Stabilität der Demokratie in

denVereinigtenStaaten stets eine großeRolle gespielt; dennzuZeitenheftigerKon-

flikte konntemit demBezug auf dieNation auch die Idee vomgemeinsamenKampf

für die Freiheit mobilisiert werden. Allerdings diente dieses Narrativ von der Frei-

heit, das die Gegensätze der politischen Interessen überwand, nicht selten ganz an-

deren Zielen. So wurde der Verfassungskonsens reklamiert, um demokratische Le-

gitimation für die Interessen imperialistisch handelnder Machtgruppen zu erhal-

ten, etwa imFall der Vernichtung der Indianer, oder imFall des Vietnamkriegs, oder

im Fall der Unterstützung solcher Diktaturen, die sich den Interessen amerikani-

scher Konzerne fügten.

Aber, die »große Erzählung« vom gemeinsamen Traum von Freiheit schließt ei-

ne Freiheit aus: die Freiheit, sich für eine wirklich liberale Alternative zum Status

quo zu entscheiden. Es wird vorausgesetzt, dass es per se keine prinzipiellen poli-

tischenDifferenzen unter denjenigen geben kann, die gegen Faschismus und Kom-

munismus und für Demokratie und Freiheit eintreten. Die Beschwörung der Frei-

heitsgeschichte der USA bringt Geschichte jedoch zum Verschwinden. In ein und

demselbenAtemzugwerdenunterschiedliche, ja geradezugegensätzlicheGründer-

väter der USA wie Benjamin Franklin (1706–1790), George Washington (1732–1799),

John Adams undThomas Jefferson gelobt. Ihre Schriften und Reden werden von al-

len politischen Richtungen beliebig in Anspruch genommen – bis die Konflikte im

Prozess der Entstehung der Vereinigten Staaten im Nachhinein zu einem ebenso

triumphalen wie uniformen, nationalenMythos verschmelzen.
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In der Folge dieses Vorgangs verschwindet nicht allein die Vergangenheit; auch

der offeneBlick auf dieZukunft des Landeswird verstellt.Dennwer inBezug auf die

Vergangenheit der USA keine konkurrierenden Alternativen politischen Handelns,

sondern nur den einen großenWeg zur Freiheit Amerikas erkennenwill, dermacht

sichunfähig, inderGegenwart unterschiedlicheMöglichkeitenpolitischerEntwick-

lung zu erkennen und dieWeichen entsprechend zu stellen.

Alle Bürger werden immer wieder dazu aufgerufen, ihr Schicksal selbst in

die Hand zu nehmen und gemeinsam ein neues, stärkeres, besseres Amerika zu

schaffen. Doch im Grundsätzlichen geschieht nichts; alles geht irgendwie wei-

ter; niemand glaubt ernsthaft daran, die Probleme der heutigen amerikanischen

Gesellschaft – sie reichen von der Ausbreitung der Armut bis zur Zerstörung der

Natur – könnten je gelöst werden. Die Gesellschaft zerfällt in vereinzelte Indivi-

duen oder in jüngster Vergangenheit in zwei unversöhnliche Lager, obwohl in der

Öffentlichkeit stets neu von gemeinsamen politischen Visionen die Rede ist.

Was Soziologen nüchtern als die Risiken von Individualisierungsschüben be-

schreiben und was der Journalist George Packer in seinem schockierenden Buch

Die Abwicklung. Eine innere Geschichte des neuen Amerika1 anhand zahlreicher Biogra-

phien von Bürgern der USA schildert, ist die Tatsache, dass dort die Mehrheit der

Menschen vonderMöglichkeit ausgeschlossenwird, ein selbstbestimmtes Leben zu

führen. Eine wesentliche Ursache dieses Niedergangs besteht darin, dass diejeni-

gen, die über genügend ökonomische Macht und materiellen Reichtum verfügen,

eine neue, vor allem an der Ost- und der Westküste lebende Klasse von quasi kol-

lektivistischer Uniformität bilden. In völligem Widerspruch zum für typisch ame-

rikanisch gehaltenen Ideal von Freiheit kapseln sie sich gegen den ärmeren Teil der

Gesellschaft ab und bilden so eine Art sekundärer Aristokratie. Der amerikanische

Mythos dient nur noch dazu, eine Realität zu legitimieren, die mit dem Ideal der

Vereinigten Staaten als dem Land der unbegrenzten Möglichkeiten und dem Land

der Freiheit wenig zu tun hat.

Das durch Politik, Fernsehen und andere Medien noch immer weit verbreitete,

positive Geschichtsbild wird bisher, aller Warnsignale zum Trotz, von einem Groß-

teil der Historiker gestützt. Auch unter ihnen gibt es starke Tendenzen, den ame-

rikanischen Liberalismus als eine Einbahnstraße darzustellen, mit der Folge, dass

fundamentale politische Alternativen, die in der Vergangenheit entwickelt und dis-

kutiert worden waren und die für die Zukunft Bedeutung haben könnten, unter-

schlagen werden. Dieses Verkürzen und Vergessen ist Teil unterschiedlichster aka-

1 George Packer: Die Abwicklung. Eine innere Geschichte des neuen Amerika, 2013, Frankfurt a.M.

2014. Die geschilderten Biografien betreffen den Zeitraum von 1978 – 2012. Für eine genaue

Beschreibung des Buches siehe den Artikel Die Abwicklung. Eine innere Geschichte des neuen

Amerika, https://de.wikipedia.org/wiki/Die_Abwicklung:_Eine_innere_Geschichte_des_neu

en_Amerika
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demischer Schulen und unterschiedlichster politischer Einstellungen. Linke Histo-

riker wie Herbert Aptheker (1915–2003) zeigten,2 wie sich die kapitalistische Logik

durchsetzte, liberaleHistoriker wie George Bancroft (1800–1891) hingegen,wie sich

die Bürger der USA denWeg in die Freiheit bahnten.3

Bancroft hatte seine einflussreiche, monumentale Darstellung der Ursprünge

und Anfänge der Vereinigten Staaten nicht zuletzt unter dem Eindruck deutscher

hegelianischer Geschichtsteleologie verfasst; weshalb in seinemWerk die Entwick-

lung der USA als unumgänglicher, schicksalhafter Weg in die Freiheit interpretiert

wird. Dieses die Komplexität der Vorgänge erheblich reduzierende Geschichtsbild

war aber schon im frühen zwanzigsten Jahrhundert durch »progressive histori-

ans« wie Carl L. Becker (1873–1955)4 und Charles A. Beard (1874–1948)5 erschüttert

worden. Beard hatte den Übergang von der eher losen Konföderation zur eher

festen Union als Konterrevolution interpretiert, hatte er doch zeigen können, dass

der Konflikt um die amerikanische Verfassung in den 1780er Jahren von gegen-

sätzlichen ökonomischen Interessen bestimmt worden war. Er wies nach, dass

diejenigen Personen und Gruppen, die sich besonders vehement für die amerika-

nische Verfassung eingesetzt hatten, als Mitglieder der reichen Oberschicht ein

genuines wirtschaftliches Interesse am Aufbau einer starken Bundesgewalt gehabt

hatten.

Trotz des Impulses der ArbeitenBeckers undBeards blieb die Sicht auf die Früh-

zeit der USA beschränkt. Als Repräsentant jener Historiker, die, nicht zuletzt unter

dem Zeichen des Kalten Krieges, selbst die schärfsten geschichtlichen Gegensät-

ze zugunsten einer »consensus history« nivellierten,6 schrieb der Politologe Lou-

2 Herbert Aptheker: The American Revolution, 1763–1783. A History of the American People. An In-

terpretation, New York 1960.

3 George Bancroft: History of the United States, from the Discovery of the American Continent. Er-

schienen in Boston/Massachusetts ab dem Jahr 1834, gibt es von dieser in acht oder zehn Bän-

den veröffentlichten Darstellung im Laufe des neunzehnten Jahrhunderts zahlreiche Ausga-

ben. Einzelbände wurden auch ins Deutsche übersetzt. Von den jüngeren, liberal inspirier-

ten Publikationen siehe besonders Gordon S.Wood: The Radicalism of the American Revolution,

New York 1992.

4 Carl L. Becker: The History of Political Parties in the Province of New York, 1760–1776, Madison/

Wisconsin 1909.

5 Charles A. Beard: Eine ökonomische Interpretation der amerikanischen Verfassung, 1913, Frank-

furt a.M. 1974. Für erste Information über das Buch siehe den Artikel An Economic Interpre-

tation of the Constitution of the United States, https://de.wikipedia.org/wiki/An_Economic_Int

erpretation_of_the_Constitution_of_the_United_States. Für eine Darstellung der Kritik an

Beard siehe Dick Howard: Die Grundlegung der amerikanischen Demokratie, 1986, Frankfurt

a.M. 2001, Kapitel 8 Die Geschichte neu durchdacht. Revolution und Konterrevolution, S. 202–217,

S. 372f. Beards Ansatz findet sich weiterentwickelt bei Merrill Jensen: The American People and

the American Revolution, in: The Journal of American History, Bd. LVII, H. 1, 1970, S. 5–35.

6 Siehe den Artikel Consensus History, https://en.wikipedia.org/wiki/Consensus_history
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is Hartz (1919–1986) im Jahr 1955, die Entwicklung der Vereinigten Staaten sei der

Erfolgsweg des Liberalismus, den der Autor ohne nähere Erklärung als »classical«

und »Lockean« bezeichnet.7 Es war wohl Hannah Arendt (1906–1975), die dann 1963

in ihrem Buch Über die Revolution erstmals die Bedeutung nicht des Liberalismus,

sondern des Republikanismus für die Amerikanische Revolution hervorhob. In den

späten 1960er Jahren geriet Hartz’ Darstellung der Geschichte – durch Forschun-

gen erst von Bernard Bailyn, dann von Gordon S. Wood, dann von John G. A. Po-

cock8 – mehr und mehr in eine Krise. Pocock stellte dieThese auf, das ideologische

Paradigmader jungenUSA sei nicht der Liberalismus Lockescher Prägung, sondern

jener Republikanismus gewesen, der in Niccolò Machiavellis (1469–1527) Discorsi so-

pra la primadecadi Tito Liviound in JamesHarringtons (1611–1677)TheCommon-Wealth

ofOceana zumAusdruck komme.Pocock trieb seineThese sehrweit; seinerMeinung

nach waren die politischen Akteure in den Anfängen der Vereinigten Staaten stark

an jene Begriffs- und Sprachfelder gebunden, welche diese Tradition des Republi-

kanismus ihnen vorgegeben hatte.9

Nachdem also in den 1960er und 1970er Jahren Forscher wie Bailyn, Wood und

Pocock den Republikanismus unter den Protagonisten der Amerikanischen Revolu-

tion in den Vordergrund ihrer Betrachtung gerückt hatten, wurden in den 1990er

Jahren Stimmen laut, die erneut den Liberalismus der Aktivisten betonten. Zu die-

sen »Neo-Lockean«Historikern gehören Joyce Appleby, Isaac Kramnick undGarrett

7 Louis Hartz: The Liberal Tradition in America. An Interpretation of American Political Thought since

the Revolution, New York 1955.

8 Bernard Bailyn: The Ideological Origins of the American Revolution, Cambridge/Massachusetts

1967 – GordonS.Wood: TheCreation of theAmericanRepublic, 1776–1787, ChapelHill/North Car-

olina 1969 – John G. A. Pocock: The Machiavellian Moment. Florentine Political Thought and the

Atlantic Republican Tradition, Princeton/New Jersey und London 1975. Pocock rekurriert einer-

seits auf Ferdinand de Saussures begriffliche Differenzierung zwischen »langue« und »paro-

le«, andererseits auf Thomas S. Kuhns Begriffe »Paradigma« und »Paradigmenwechsel«. Im

Vorwort zu John G. A. Pocock: Die Andere Bürgergesellschaft. Zur Dialektik von Tugend und Kor-

ruption, Frankfurt a.M. und New York 1993, kritisiert Werner Sewing: »Pocock entgeht dabei

nicht immer der Gefahr, diese Diskurse im Sinne des Strukturalismus als Tiefenstrukturen

zu interpretieren, die gleichsam hinter dem Rücken der Akteure deren Handlungen steuern.

Die conceptual universes, traditions of discourse, vocabularies and idioms etc. scheinen ein

Eigenleben zu führen, und dies entgegen der Absicht, die politische Sprache im historischen

Kontext zu verorten.« (S. 13) Für eine Darstellung der Linie Hartz/Bailyn/Wood/Pocock siehe

Peter Bergmair: Thomas Jeffersons republikanische Theorie, Phil. Diss., Augsburg 1986, Abschnitt

I.Die Amerikanische Revolution und die Gründung der Republik.Die historiographische Auseinander-

setzung, S. 37–53.

9 Diemit dem Thema Republikanismus befassten Historiker wiederum hatten Einfluss auf die

Sozialtheorie der Kommunitaristen. Siehe Alasdair C. MacIntyre: Der Verlust der Tugend. Zur

moralischen Krise der Gegenwart, 1981, Frankfurt a.M. und New York 1987, und Charles Tay-

lor: Die Beschwörung der Civil Society, in: Krzysztof Michalski (Hg.): Europa und die Civil Society.

Castelgandolfo-Gespräche 1989, Stuttgart 1991, S. 52–81.
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Ward Sheldon, die alle die Einheitlichkeit imDenken undHandeln der Politiker der

jungen USA in Frage stellten und zu zeigen versuchten, dass und wie sich liberale

und republikanische Elemente mischten.10

Für die eineRichtungder Interpretation stehendie Subjekte geschichtsnotwen-

dig imDienst des von Locke inspirierten Liberalismus; für die andereRichtungwer-

den dieselben Personen zu Spielfiguren in Sprachspielen des republikanischenDis-

kurses. Bei allem Hin und Her der Meinung, bei aller Sorgfalt der Hinwendung zu

den Unterschieden, ja Gegensätzen zwischen den Gründervätern der Vereinigten

Staaten – die Sehweise der Historiker nicht allein des neunzehnten, sondern auch

des zwanzigsten Jahrhunderts bleibt, auchwennderMythos vomTraumAmerika in

Frage gestellt wird, erstaunlich monolithisch und deterministisch. Der Weg in die

Freiheit scheint etwas fundamental »Unfreies« zu sein.

Immer wieder äußert sich ein hegelianisches Denken, das die Entwicklung als

unausweichlich begreift. Es geht darum, die Widersprüche, die die Entfaltung der

modernen Industriegesellschaft wie in einem Automatismus erzeugt, in der Syn-

these aufzuheben. In der Folge bleiben Studien über solche Positionen, die von den

Hauptströmen der Entwicklung abweichen, eigentümlich bedeutungslos. Im äu-

ßersten Fall dienen kritische Positionen nur der Durchsetzung der vermeintlich al-

leinigen Moderne; durch die »List der Vernunft«, so werden wir belehrt, würden

noch die vehementesten Opponenten des »Unausweichlichen« schließlich zu Hel-

fershelfern. In einem Standardwerk Hans-Christoph Schröders etwa liest man:

»Auch in der Amerikanischen Revolution läßt sich mithin die Paradoxie aller gro-

ßen Revolutionen der Neuzeit beobachten, daß sie von modernitätsfeindlichen

Impulsen angetrieben wurde und letztlich doch den Modernisierungsprozeß ge-

fördert hat. Eine Revolution, in deren Anfängen der Argwohn gegen Luxus und

Reichtumso emphatisch artikuliertwordenwar, unddie vonder Furcht vor den an-

steckenden Wirkungen englischer Opulenz und Dekadenz geleitet wurde, setzte

eine in Amerika bis dahin nicht gekannte wirtschaftliche Dynamik frei und führte

zu einem intensiven ökonomischen Austausch zwischen den verschiedenen ame-

rikanischen Regionen. Sie brachte [...] ein System hervor, das dieWirtschaft unge-

mein stimulierte, so daß die Amerikaner sich schon bald als ein ›people of plenty‹

verstanden und prinzipiell unbegrenzte Mehrung des Reichtums zu einem spe-

zifischen Merkmal der Vereinigten Staaten wurde. [...] Dieses Resultat – auch in

Amerika durchaus nicht gewollt und eher einNebenprodukt ursprünglich anders-

10 Joyce Appleby: Liberalism and Republicanism in the Historical Imagination, Cambridge/

Massachusetts und London 1992 – Isaac Kramnick: Republicanism and Bourgeois Radicalism.

Political Ideology in Late Eighteenth-Century England and America, Ithaca/New York und London

1990 – Garrett Ward Sheldon: The Political Philosophy of Thomas Jefferson, Baltimore/Maryland

und London 1991.
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artiger, zum Teil sogar konträrer Zielsetzungen – erscheint den großen Revolutio-

nen wie durch die ›List der Vernunft‹ verordnet und aufgesetzt.«11

Ein Forschungsansatz, der auf einemhistorischenDeterminismuswie bei Schröder

basiert, kann per se nicht wahrnehmen, dass es der behaupteten Dynamik wider-

sprechende Tendenzen wie den starken Liberalismus geben könnte. Er kann per se

nicht wahrnehmen, dass es in wohl jeder konkreten Situation die Möglichkeit der

Entscheidung für eine andere Moderne gab. Für die Idee und das Konzept dieser

linearen Historie gibt es nämlich nur zwei Positionen: Entweder man stand zu ei-

ner bestimmten Zeit der Geschichte bewusst und damit erfolgreich auf Seiten des

Fortschritts; oder man stand woanders, hat aber mit der eigenen Niederlage dem

Fortschritt widerWillen gedient.

Bei dieser Betrachtung der Geschichte gehören zur ersten Gruppe, also den

»Modernen«, vor allem die sogenannten Föderalisten, zur zweiten Gruppe, also den

»Antimodernen«, vor allem die sogenannten Antiföderalisten. In der Tat geht die

heutige Verfassung der USA wesentlich auf Vorschläge von Föderalisten zurück.

Die Federalist Papers – jene von Alexander Hamilton, James Madison (1751–1836)

und John Jay (1745–1829) verfassten, in verschiedenen Zeitungen der Vereinigten

Staaten 1787 und 1788 veröffentlichten fünfundachtzig Artikel zur Verteidigung

des Entwurfs der Verfassung, – gelten nicht nur in Amerika als Meilenstein der

Begründung einer zugleich marktwirtschaftlichen und demokratischen Moder-

ne. Als Herausgeberin der deutschen Übersetzung der Federalist Papers schrieb

Barbara Zehnpfennig, es gebe »wohl kaum ein Dokument freiheitlich-republika-

nischen Verfassungsdenkens, in dem politische Theorie so unmittelbar Reflexion

politischer Praxis« sei; die Artikel, so Zehnpfennig, ließen »in ihrer Interpretation

dieser Verfassung erstmals das Modell einer modernen, pluralistisch organisierten

republikanischen Ordnung erstehen.«12

Unausgesprochen setzt die Beschreibung Zehnpfennigs voraus, dass es für

die Errichtung einer »modernen, pluralistisch organisierten republikanischen

Ordnung« nur ein einziges Modell gab und gibt. Dieses Modell besteht in den

Augen der meisten Interpreten aus einer Kombination von gemäßigter Demokra-

tie, Gewaltenteilung und wachstumsorientierter Marktwirtschaft. Vor allem eine

revolutionäre Orientierung am Prinzip Markt, so wurde behauptet, kennzeichne

die Modernität der Föderalisten. Selbst Pocock sah – trotz seiner Kritik an der

Vorstellung, die jungen USA seien vom Paradigma des klassischen Liberalismus

11 Hans-Christoph Schröder: Die Amerikanische Revolution. Eine Einführung, München 1982,

S. 159f.

12 Barbara Zehnpfennig: Einleitung, in: Alexander Hamilton (u.a.A.): Die Federalist Papers, über-

setzt, eingeleitet undmitAnmerkungen versehen vonBarbaraZehnpfennig,Darmstadt 1993,

S. 1–44, Zitat S. 1.
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geprägt worden, – in den Föderalisten diejenige Gruppe, die den Ausstieg aus dem

ökonomischenund kulturellen Traditionalismus unddenEinstieg in denmodernen

Kapitalismus angeregt und betrieben habe. Als führender Wirtschaftspolitiker der

Föderalistenhabe sichHamilton für einen »modernenWhig« gehalten, für einen Li-

beralen und Progressiven imKontext neomachiavellistischer Konzepte, angesiedelt

zwischen »antiquiertem Tugendethos« und »kommerzieller Modernität«.13

Nach herrschender Meinung haben die Föderalisten den demokratischen Ka-

pitalismus als einzige zukunftsweisende Wirtschaftsweise gegenüber den Antifö-

deralisten durchgesetzt. Diese gelten bei einem Großteil der Geschichtsschreiber

als zwar demokratische, doch antimoderne Bewegung, die aufgrund ihrer traditio-

nellen Auffassung von Wirtschaft durch die Geschichte überholt worden sei.14 Al-

lerdings gibt es auch andere Stimmen. Das simple Schema der Opposition von Fö-

deralisten und Antiföderalisten übernehmend, haben Autoren wie Richard K.Mat-

thews die Antiföderalisten als antiautoritäre, antikapitalistische Bewegung hinge-

stellt, in deren Ideen ein frühbürgerlicher Vorschein späterer sozialistischer Sys-

temkritik zum Ausdruck gekommen sei.15

Als maßgebliche Sicht, verbreitet auch in etlichen Nachschlagewerken und

Schulbüchern, gilt jedoch die Auffassung, die Antiföderalisten hätten eine »stärker

die Interessen der Einzelstaaten und Kommunen berücksichtigende, traditionell-

agrarisch geprägte Wirtschaftsordnung«16 befürwortet. Diese Interpretation kann

sich auf die Mehrzahl der amerikanischen Historiker stützen. Sogar auf Richard

Hofstadter (1916–1970), der sich sonst gegen die Mythologisierung der Geschichte

der Vereinigten Staaten gewandt hatte. In seinem bei Erscheinen im Jahr 1955

hoch gelobten BuchThe Age of Reform schrieb Hofstadter, der »nicht kommerzielle,

13 »Gerald Stourzh’s exploration of Hamilton’s thought against the background of republican

humanism has left no doubt that he considered himself a ›modern Whig‹ in the context

of the neo-Machiavellian contrast between virtuous antiquity and commercial modernity.«

John G. A. Pocock: TheMachiavellianMoment. Florentine Political Thought and the Atlantic Repub-

lican Tradition, with a New Afterword by the Author, Princeton/New Jersey und Oxford 2003,

S. 529. Pocock bezieht sich auf Gerald Stourzh: Alexander Hamilton and the Idea of Republican

Government, Stanford/Kalifornien 1970, Abschnitt Virtue as the Principle of Republican Govern-

ment, S. 63–70, und Abschnitt Hamilton, Hume, and the Replacement of Virtue by Self-Interest.

The Victory of the Moderns, S. 70–75.

14 John G. A. Pocock, wie Anm. 13 Kap. 5, S. 525ff, S. 533, S. 541.

15 Richard K. Matthews: The Political Philosophy of Thomas Jefferson. An Alternative Interpretation,

Phil. Diss., Toronto 1981, und Ders.: The Radical Politics of Thomas Jefferson. A Revisionist View,

Lawrence/Kansas 1984.

16 HugoOtt, Hermann Schäfer (Hg.):Wirtschafts-Ploetz.DieWirtschaftsgeschichte zumNachschla-

gen, Freiburg i.Br. und Würzburg 1984, S. 429.
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nicht pekuniäre, auf Selbstversorgung bedachte Aspekt des Lebens amerikanischer

Farmer« habe Jefferson und seine Anhänger »unwiderstehlich angezogen«.17

Da eine »traditionell agrarisch orientierte Wirtschaftsordnung« heute tatsäch-

lich der Vergangenheit angehört und auch eine präsozialistische Haltung heute ob-

solet erscheint, liegt es nahe, die Position der Föderalisten für die einzige seinerzeit

in die Zukunft weisende Position zu halten.18

Doch solche Deutungen der Geschichte sagen mehr über den Standort der In-

terpreten als über die historische Situation in der Entstehungsphase der USA aus.

5.2 Die Antiföderalisten als eigentliche Föderalisten

Schon die heute üblichen Bezeichnungen für die sich damals bekämpfenden politi-

schen Strömungen sind Resultat eines interessegeleiteten Klischees.Den Zentralis-

ten gelang es, in der Auseinandersetzung umdie amerikanische Verfassung für sich

selbst den positiv konnotierten Begriff »Föderalisten« zu reservieren, der geschickt

ihre eigentlichen Absichten verschleiert; gleichzeitig hefteten sie den Antizentralis-

tendennegativ konnotiertenBegriff »Antiföderalisten« an.Dankdieses diskursiven

Manövers blieben die eigentlichen Absichten der Föderalisten im Dunkeln; denn in

Wahrheit waren sie keine Anhänger einer föderalistischen Ordnung, sondernWeg-

bereiter der Konzentration staatlicher und ökonomischer Macht. Die Anhänger ei-

nerwirklich föderalistischenOrdnung fanden sich bei den Antiföderalisten. Siewa-

ren anti-zentralistisch und sie setzten sich für eine dezentrale Struktur der Macht

in Staat undWirtschaft ein.

Die Zentralisten (Föderalisten) hielten die Antizentralisten (Anti-Föderalisten)

für Bremser im notwendigen Prozess der Modernisierung, während die Antizen-

tralisten den Zentralisten vorwarfen, das Rad der Geschichte zurückdrehen zu wol-

len. Der Hauptvorwurf gegen die Föderalisten lautete, sie wollten an die Stelle der

17 Richard Hofstadter: The Age of Reform. From Bryan to F.D.R., New York 1955, S. 23f, S. 30, Zitat

S. 23.

18 Zu diesem Thema siehe Heide Gerstenberger: Zur politischen Ökonomie der bürgerlichen Gesell-

schaft. Die historischen Bedingungen ihrer Konstitution in den USA, Frankfurt a.M. 1973, Abschnitt

9.4 Jeffersonische Demokratie in der Praxis. Zur republikanischen Politik der Jahre 1801–1808,

S. 175–188 – So hatte schon Jefferson als dritter Präsident der USA, anders als seine antifö-

deralistischen Anhänger erhofft hatten, die Politik der Föderalisten weitgehend fortgeführt?

War nicht die von ihm angekündigte »Zweite Revolution« völlig ausgeblieben? Diese Anpas-

sungwurde häufig als Zeichendafür gewertet, dass Jefferson als Staatsmann, imUnterschied

zu den radikalen Antiföderalisten an der Basis, den Geist der Zeit erkannt hatte und er dem

von den Föderalisten eingeschlagenenWeg in den Kapitalismus, trotz seiner eigenen Vorlie-

be für ein nicht kapitalistisches Leben, Schritt für Schritt weiter gefolgt war.
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eben erst durch die Revolution errungenen Demokratie eine Aristokratie nach eng-

lischemModell errichten.19 Die wechselseitigen Vorwürfe zeigen, dass es sich nicht

umeinenKonflikt zwischenModerneundGegen-oderVormoderne,sondernumei-

nenKonflikt zwischenverschiedenenFormenderModernehandelte.Nicht eineein-

zige und allein gültigeModerne bahnte sich denWeg durch die Geschichte der Ver-

einigten Staaten; vielmehr konkurrierten verschiedene Modelle von Moderne mit-

und gegeneinander, erfuhren Siege und Niederlagen, entwickelten sich weiter, ver-

mischten und überlagerten sich.

Gut sichtbar wurde der fundamentale Wertekonflikt zwischen einer monopo-

listischen und einer anti-monopolistischen Ausrichtung der Moderne bei den Kon-

troversen um die amerikanische Verfassung Ende der 1780er Jahre. Die Antiföde-

ralisten oder Antizentralisten bestanden auf einem Katalog von Menschenrechten

als Grundlage der Verfassung. Für sie war ein solcher Katalog selbstverständlicher

Teil ihrer Idee vonModerne. An die Stelle aristokratischer Privilegien für eine Min-

derheit sollten demnach gleiche Rechte für alle treten.20 Doch genau diese Forde-

rung wurde von den Föderalisten oder Zentralisten abgelehnt. Sie fürchteten, dass

individuelle Menschenrechte den von ihnen geplanten interventionistischen Wirt-

schaftsstaat ausbremsen könnten.Der aber war nach ihrerMeinung die Vorausset-

zung für die Entwicklung der USA zu einer Staatsmacht, die in der Lage sein sollte,

unbegrenzte Akkumulation vonKapital zu züchten und zuprotegieren,umschließ-

lich dieWeltmärkte zu beherrschen.So sah ihre Vision einermodernenGesellschaft

aus.

19 Cecelia M. Kenyon (Hg.): The Antifederalists, Indianapolis/Indiana (u.a.O.) 1966. Das Buch ent-

hält eine ausführliche Einleitung über die Antiföderalisten und ihr Verständnis von repräsen-

tativer und direkter Demokratie. Die Vielzahl der in demBand publizierten Dokumente wird

Text für Text auf den SeitenX bis XX knapp zusammengefasst. Von Belang vor allemKapitel 4

The Letters of »Philadelphiensis«, S. XI, S. 69–87, Kapitel 6 The Letters of »A Republican Federalist«,

S. XIIf, S. 111–129, Kapitel 11 Richard Henry Lee, Letters from the Federal Farmer, S. XVf, S. 197–233,

Kapitel 16Debates in theNewYorkConvention, S. XIX, S. 369–405. Für eine detaillierte Bibliogra-

phie antiföderalistischer Publikationen der Jahre 1787 und 1788 siehe Saul Cornell: The Other

Founders. Anti-Federalism and the Dissenting Tradition in America, 1788–1828, Chapel Hill/North

Carolina und London 1999, S. 309–317.

20 Zu diesem Thema siehe die zahlreichen Beiträge zur Debatte um die Ratifizierung der Ver-

fassung der USA ab Herbst 1787. Genannt seien Brutus (= Robert Yates): To the Citizens of the

State of NewYork, 1. November 1787, in: Herbert J. Storing (Hg.): The Anti-Federalist.Writings by

the Opponents of the Constitution. An Abridgment, by Murray Dry, of the Complete Anti-Federalist,

Chicago/Illinois und London 1985, S. 117–122, und Ders.: (o.T.), 17. Januar 1788, in: wie oben,

S. 153–158, und (o.V.): The Address and Reasons of Dissent of the Minority of the Convention of Penn-

sylvania, To Their Constituents, 18. Dezember 1787, in: wie oben, S. 201–223.
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5.3 Die ambivalente Verfassung der USA
als Folge des Verfassungskonflikts

Der Verfassungskonflikt hatte keine eindeutigen Sieger oder Verlierer: Er brachte

eine hybride Staats- und Wirtschaftsordnung hervor. Ab Mitte der 1780er Jahre,

das heißt nach dem Sieg im Unabhängigkeitskrieg gegen England, drängten Poli-

tiker der Vereinigten Staaten auf eine baldige Ersetzung der die Union regelnden

Konföderationsartikel durch eine Verfassung, die den USA als einem Ganzen in

fiskalischer, politischer und militärischer Hinsicht mehr Macht geben würde. Die

Verfassunggebende Versammlung, die von Mai bis September 1787 in Philadel-

phia/Pennsylvania stattfand, wurde von einer vehementen Debatte in Flugblättern,

Zeitungen, Zeitschriften und Broschüren um die Ratifizierung des Verfassungs-

vorschlags begleitet. Die Kontroversen waren geprägt wie schon zuvor bei den

Abstimmungen über die Verfassungen der Einzelstaaten, vom Streit um das Ver-

hältnis von Republikanismus und Liberalismus wie um das von Föderalismus und

Antiföderalismus.21

Die föderalistisch gesonnenen Delegierten Gouverneur Robert Morris und Ja-

mes Wilson (1742–1798) aus Pennsylvania sowie der ebenfalls föderalistisch geson-

neneDelegierteAlexanderHamiltonausNewYorkhattenkein Interesse anderFort-

führungder bis dahin verbreitetenVersammlungender Bürger in denmeeting halls

ihrer Townships; mehr noch, die Föderalisten hielten jede Art lokaler Regierung in

eigener Verantwortung für schädlich. Statt solcher Autonomie propagierten sie die

Schaffung einer amerikanischenGroßmacht, die sich kraft eines Bündnisses politi-

scher und ökonomischer, militärischer und industrieller Instanzen und mit einem

starken Präsidenten an der Spitze in der Welt behaupten sollte. Was sich bei die-

ser Vision annoncierte, war eine imperialistische Doktrin, die Hamilton geradezu

21 Für eine Darstellung der Entstehung der Verfassung der USA siehe zuletzt Jill Lepore: Diese

Wahrheiten. Eine Geschichte der Vereinigten Staaten von Amerika, 2018, München 2019, Kapitel

VierDie Verfassung einer Nation, S. 151–197, S. 984–990. Für eine Beschreibung dermit der Ent-

stehung der Verfassung verbundenenAuseinandersetzungen zwischen Föderalisten undAn-

tiföderalisten siehe folgende drei Autoren: Murray Dry: The Debate over Ratification of the Con-

stitution, in: Jack P. Greene, J. R. Pole (Hg.): TheBlackwell Encyclopedia of theAmericanRevolution,

Cambridge/Massachusetts undOxford 1991, S. 471–486 – Dirk Jörke:Die Größe der Demokratie.

Über die räumliche Dimension vonHerrschaft und Partizipation, Berlin 2019, S. 15f, S. 65–80, S. 111,

S. 121, S. 168–177, S. 246–248 – Mark D. Kaplanoff: The Federal Convention and the Constitution,

in: Jack P. Greene, J. R. Pole (Hg.): The Blackwell Encyclopedia of the American Revolution, Cam-

bridge/Massachusetts und Oxford 1991, S. 457–470. Es erstaunt, dass bei keinem der drei Au-

toren die wirtschaftspolitischen Vorstellungen der Kontrahenten beschrieben werden. Jörke

sympathisiert mit den Antiföderalisten; ja, er sucht ihre Ideen und Konzepte für die weitere

Entwicklung der Europäischen Union fruchtbar zu machen; siehe vor allem S. 168–177. Re-

publikanisch nennt Jörke ein Politikmodell, welches das Recht auf Selbstregierung betont,

liberal hingegen ein Politikmodell, welches die Rechte des Individuums betont. (S. 49f.)
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überdeutlich zum Ausdruck brachte. In dem von ihm verfassten elften Artikel der

Federalist Papers heißt es:

»Wenn wir vereinigt bleiben, können wir einer Politik, die unserem Gedeihen so

abträglich ist, auf verschiedene Weise entgegenwirken. Durch einschränkende,

gleichzeitig für alle Staaten geltende Maßnahmen könnten wir ausländische

Staaten dazu zwingen, gegeneinander um unsere Märkte in Konkurrenz zu

treten.«22

Hamilton schließt seinen Artikel mit denWorten:

»Laßt es uns mit Verachtung zurückweisen, ein Werkzeug europäischer Größe zu

sein! Laßt die dreizehn Staaten, zusammengefügt in einer festen und unauflös-

baren Union, im Aufbau eines einzigen großen amerikanischen Systems zusam-

menwirken, das keiner Beherrschung durch die Macht oder den Einfluß transat-

lantischer Kräfte mehr unterliegt und dazu in der Lage ist, die Bedingungen zu

diktieren, unter denen sich alte und neue Welt verbinden!«23

Geführt von Delegierten wie Elbridge Gerry (1744–1814) aus Massachusetts, Geor-

ge Mason (1725–1792) und Edmund Randolph (1753–1813) aus Virginia, verfolgten

die Antiföderalisten in der Verfassunggebenden Versammlung wie in dem sich an-

schließenden Prozess der Ratifizierung politische Ziele, die denen der Föderalisten

völlig entgegengesetzt waren.

Unter dem Einfluss der Ideen Montesquieus und Rousseaus plädierten Gerry,

Mason, Randolph und andere für Vereinigte Staaten als einem Zusammenschluss

kleinerer, in vieler Hinsicht autonomer Republiken, in denen allerdings, anders als

bei den französischen Vorbildern, individuelle Freiheitsrechte für alle gelten soll-

ten. Sie kritisierten die erheblichen Machtbefugnisse der zentralen Regierung und

des ohne einen Verfassungsrat agierenden Präsidenten und warnten vor der mög-

lichen Verbindung von sozialer Distinktion und elitärer Demokratie.Weder im Re-

präsentantenhaus noch im Senat würden die mittleren und unteren Schichten des

amerikanischen Volkes angemessen vertreten sein. Es werde, so die Sorge der An-

tiföderalisten, vielmehr zu einer langsamen Entfremdung zwischen den Wählern

und den Abgeordneten kommen,weil letztere sich Stück für Stück von der sozialen

Situation ihrer lokalen Kommunen entfernen und schließlich eine eigene politische

Klasse bilden würden. Dieser Entwicklung lasse sich unter anderem durch Rotati-

on der Parlamentarier vorbeugen. So wandte sich imOktober 1787, wenigeWochen

22 AlexanderHamilton: (o.T.) Artikel Nr. 11, in: Ders. (u.a.A.), wie Anm. 12 Kap. 5, S. 100–106, Zitat

S. 101.

23 Alexander Hamilton, wie Anm. 22 Kap. 5, S. 106.
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nach Ende des Konvents in Philadelphia, Mason mit einem Schreiben anWashing-

ton.Er fügte einen von ihmverfasstenAufsatz hinzu, an dessen Schluss es geradezu

prophetisch heißt:

»Dieses Regierungssystem wird als eine gemäßigte Aristokratie beginnen, heute

ist es unmöglich vorauszusehen, ob es, wenn es erst funktioniert, eine Monarchie

oder eine korrupte Aristokratie hervorbringen wird; wahrscheinlich wird es erst

einmal einige Zeit lang zwischen beiden hin- und herpendeln und schließlich als

eins von beiden enden.«24

Machtpolitisch setzten sich die Föderalisten gegen die Antiföderalisten durch, da

die Institutionen der Verfassung so beschlossen wurden, wie es die Föderalisten

gewünscht hatten, nämlich mit allen undemokratischen, gegen die strikte Teilung

derGewaltengerichtetenRegelungen.AberdieAntiföderalistengehörten, trotzdie-

ser Niederlage, nicht einfach zu den Verlierern der Geschichte. Denn die Föderalis-

ten konnten ihren Forderungen nur zum Durchbruch verhelfen, indem sie sich auf

Kompromisse mit ihren Widersachern einließen. Die Antiföderalisten erreichten

ein wichtiges Zugeständnis, das für die freiheitliche Entwicklung der Vereinigten

Staaten von entscheidender Bedeutung sein würde: das Versprechen, der Verfas-

sung nachträglich die persönlich einklagbare Garantie einer Reihe von Grundrech-

ten hinzuzufügen.

Diese 1791 inKraft getretenen zehnVerfassungszusätze, dieBill of Rights, umfas-

sen zum Beispiel die Freiheit, seinen Glauben auszuüben, die Freiheit, seine Mei-

nung zu äußern, die Freiheit, sich mit anderen zu versammeln. Die zehn Amend-

mentsder Bill of Rightswurden bald zumRückgrat des Schutzes derMenschenrechte

in den USA, sei es bei der Abschaffung der Sklaverei, sei es bei der Gleichstellung

vonWeißen und Schwarzen.

24 George Mason: (o.T.), in: Angela Adams, Willi Paul Adams (Hg.): Die Amerikanische Revolution

und die Verfassung 1754–1791, München 1987, S. 374. Zur Rolle Masons bei der Entstehung der

Verfassung der USA siehe William G. Hyland Jr.: George Mason. The Founding Father Who Gave

Us the Bill of Rights, Washington D.C. 2019, Kapitel 10 The Philadelphia Convention, S. 183–208,

Kapitel 11 Objections, S. 209–225, S. 407–419. Bei Jörke heißt es: »Aus heutiger Sicht wird die

damals geschaffene neue Herrschaftsordnung als wegweisender Durchbruch zur ›repräsen-

tativen Demokratie‹ gepriesen, und namentlich die Autoren der Federalist Papers werden als

deren große Theoretiker gefeiert. Kontrastiert man das politische Denken der Federalists,

insbesondere von Alexander Hamilton und James Madison, jedochmit dem der heute größ-

tenteils vergessenenAnti-Federalists, dannwird deutlich, dass das 1787 etablierte Systemder

repräsentativen Regierungmit seinen Kerninstitutionen derWahl von politischen Eliten, der

Gewaltenteilung und der Rechtsstaatlichkeit nicht nur für viele damalige Betrachter eher ei-

nen aristokratischen als einen demokratischen Charakter besaß; außerdem war es, anders

als heute oftmals behauptet wird, auch nicht alternativlos.« Dirk Jörke, wie Anm. 21 Ka. 5,

S. 15.
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Einerseits, so lässt sich nun zusammenfassen,war diemenschenrechtliche Tra-

dition der Vereinigten Staaten schon früh in der Verfassung verankert und konnte

sich trotz vielerWiderständeweiterentwickeln; andererseits gehörendie antilibera-

len, auf Konzentration von Macht in Staat und Wirtschaft setzenden Ideen ebenso

zur Traditionund zurVerfassungwie das Ideal gleicher Freiheit für alle Bürger.Auf-

grund dessen birgt die Verfassung der USA, obwohl sie noch heute zu einer der frei-

heitlichsten der Welt gerechnet werden muss, einen Grundwiderspruch: den zwi-

schen dem föderalistisch bestimmtenAufbau der politischen Institutionen und den

antiföderalistisch bestimmten Amendments der Bill of Rights.

Die Absicht der föderalistischen Verfassungskonstrukteure war es, eine Groß-

macht aufzubauen, die sich auf demWeltmarkt durch ein Bündnis von staatlicher,

militärischer und industrieller Macht durchsetzen sollte. Das gelang ihnen. Zu-

gleich boten die Amendments den Vorkämpfern der individualistischen Moderne

eine konstitutionelle Basis, um die »industrialistische« Moderne immer wieder in

die Schranken zu weisen.

5.4 Differenzen in den Lagern der Föderalisten
und der Antiföderalisten

Um ein derWirklichkeit getreues Bild von der politischen Situation in den USA zur

Zeit ihrerGründung zugewinnen,müssenwir nicht allein dasDenkschemavonden

sozialökonomisch »modernen« Föderalisten auf der einen und denwirtschaftspoli-

tisch »antimodernen« Antiföderalisten auf der anderen Seite überwinden, sondern

auch die Geschlossenheit des einenwie des anderen Lagers in Frage stellen.Dass es

diese Lager gab, steht außer Zweifel; doch zum Verständnis der Vorgänge bedarf es

einer gehörigen Präzisierung.

Die Föderalisten konnten so mächtig nur werden, weil sie nicht bloß die Inter-

essen einer Clique einflussreicher Funktionäre und Kapitalisten vertraten. Die Un-

terstützung, die sie, zumindest zeitweise, von Handwerkern, Kaufleuten und Far-

mernbekamen, sollte nicht als Resultat reiner Propagandadiskreditiertwerden. Ih-

re Zustimmung wirft vielmehr die Frage auf, welche Unterschiede von Interessen

und Wertvorstellungen bei den Föderalisten bestanden. Die Antiföderalisten wie-

derumwaren von Differenzen gekennzeichnet, die für die hier geschilderten histo-

rischen Prozesse noch wichtiger sind. Denn ihr Lager bildete keine homogene Par-

tei; es handelte sich eher um ein Bündnis heterogener Kräfte, die sich durch den

Kampfgegendie zentralistischeKonterrevolutiongeeintwussten.25DieVorstellung

von einem einheitlichen Lager der »Verfassungsfeinde« wurde von der Propaganda

25 Zu diesem Thema siehe Robert L. Brunhouse: The Counter-Revolution in Pennsylvania,

1776–1790, Phil. Diss., Philadelphia/Pennsylvania 1942, Reprint, New York 1971.
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der Föderalisten genährt,weil sich der Gegner durch ein solches Bild leichter fassen

ließ.

Wenn uns aber die Geschichte als ein offener Prozess interessiert, müssen wir

uns den Unterschieden wie den Gegensätzen in den Reihen der beiden Lager zu-

wenden. Auf den ersten Blick lässt sich die Position des starken Liberalismus leicht

bei den Antiföderalisten, die des schwachen Liberalismus leicht bei den Föderalis-

ten verorten. Auf den zweiten Blick aber stellt sich die Sache anders dar. Obwohl

die Existenz eines zentralistischen Großstaats und die Geltung von Menschen-

und Bürgerrechten einander eigentlich ausschließen, müssen Regionalismus und

Feindschaft gegenüber größeren staatlichen Strukturen keinesfalls mit einem Ein-

treten für die Universalität von Menschen- und Bürgerrechten einhergehen. Und

obwohl der starke Liberalismus unter den Antiföderalisten verbreitet war, bedeutet

dies nicht, dass alle Antiföderalisten in Bezug auf universelle Menschenrechte eine

radikale Position einnahmen.

In Wirklichkeit gab es unter den Antiföderalisten auch solche, die von stark re-

ligiösen, tugendrepublikanischen Vorstellungen geprägt waren und die den zentra-

listischen Großstaat auf Grundlage ebendieser konservativen, antimodernen Hal-

tung kritisierten. Ferner gab es solche, die im Gewand der Tradition lediglich ih-

re wirtschaftlichen Interessen vertraten und daher mehrWachstum verlangten. Zu

dieser Gruppe zählten etwa Besitzer und Betreiber großer Farmen in den Südstaa-

ten, wo mit der Hilfe von Sklaven Güter für den Weltmarkt produziert wurden. Es

sei daran erinnert, dassman in den jungenUSAdie agrarische Produktion für eben-

so zukunftsweisend hielt wie später die industrielle Produktion.

Diese antiliberalen Regionalisten fürchteten den Großstaat, weil sie nicht woll-

ten, dass politisch höhere Instanzen ihren Partikularinteressen Grenzen setzen

könnten. Oft verteidigten sie ein Vorgehen, das sie zwar vom Recht auf Selbstbe-

stimmung gedeckt sahen, das aber in der Praxis nichts anderes bedeutete als ihre

Freiheit, anderen die Freiheit zu rauben. So wollten die antiliberalen Regionalisten

zum Beispiel das Recht behalten, Andersgläubigen Menschen- und Bürgerrechte

zu verweigern. Auch wollten sie ihren regionalen Protektionismus nicht aufgeben,

wollten also von außen kommenden Gewerbetreibenden durch Zölle, ja durch

Einfuhrverbote die Marktfreiheit verwehren. Nicht zuletzt beharrten sie auf dem

Recht, Sklaven zu halten. – Da es im Kampf der Föderalisten und der Antifödera-

listen darum ging, Mehrheiten zu gewinnen, machten beide Lager in den auf die

Verabschiedung der Verfassung folgenden Wahlkämpfen den antiliberalen Regio-

nalisten teils verbale, teils reale politische Zugeständnisse. Die oben skizzierten,

eher idealtypischen Positionen wurden auf dieseWeise überlagert.
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5.5 Thomas Paine als Verfechter einer Verbindung von Föderation
und Demokratie

Unter den Antiföderalisten fanden sich auch starkliberale Positionen, die von den

oben beschriebenen so weit abweichen, dass sie eine besondere Darstellung verdie-

nen. Vor allem deswegen, weil sie heute weitgehend vergessen sind. Ihre Vertreter

dachten und lebten ganz anders als die antiliberalen Regionalisten. Bestimmt von

einer gewissenWeltoffenheit undeiner Idee vonPluralismus,wehrten sie sichdage-

gen, dass mit dem Großstaat USA womöglich eine Struktur entstehen würde, wel-

che die Macht haben könnte, in allen dreizehn Bundesstaaten und auf dem Welt-

markt die Freiheitsrechte der Individuen zu gefährden. Sie hielten die Konstitution

des Staates, wie sie von den Föderalisten geplant wurde, für eine unkontrollierba-

re Bürokratie, die ihrerseits unkontrollierbarewirtschaftlicheMacht hervorbringen

könnte.

Das eindrucksvollste Beispiel für diese Position ist Thomas Paine. Sein politi-

scherWerdegang ist charakteristisch für die Entwicklung des starken Liberalismus

als der heute vergessenen dritten Position im Prozess der Konstituierung der Ver-

einigten Staaten. Paine war Gegner der Föderalisten; sein Auftreten musste aber

auch den Regionalisten suspekt sein. Er lehnte die Auffassungen der Föderalisten

ab, weil er durch sie die Durchsetzung der Menschenrechte gefährdet sah. Aller-

dings wurden diese Rechte seinerMeinung nach nicht allein durch einemonopolis-

tischeWirtschaftspolitik der USA als vereinigter Staatsmacht, sondern auch durch

die anti-pluralistischen Traditionen der amerikanischen Regionen bedroht. So war

schon Paines erster Essay, der unter dem Titel African Slavery in America im Jahr 1775

publiziert worden war, eine kompromisslose Absage an die Sklaverei.26

PainesEintreten fürdieUniversalität derMenschenrechte vertrug sichnichtmit

regionaler oder nationaler Begrenztheit.Er sah sich alsKosmopolit.Als anderenoch

gar nicht in der Lage waren, sich eine Loslösung der amerikanischen Kolonien vom

englischenMutterlandvorzustellen,vielmehr auf akzeptableKompromissehofften,

plädierte Paine bereits für eine demokratische Föderation, der er ausdrücklich den

Namen »Vereinigte Staaten von Amerika« zu geben wünschte.

Sein Anfang 1776 publiziertes Buch Common Sense hatte einen beispiellosen Er-

folg; es heißt, mehr als eine halbe Million Exemplare seien gedruckt, verkauft und

verteilt worden; und das zu einer Zeit, als in den USA gerade einmal drei Millionen

Kolonisten lebten. Der eingängig verfasste Text motivierte vor allem jene, die sich

26 Thomas Paine: African Slavery in America, 1775, in: Moncure Daniel Conway (Hg.): TheWritings

of Thomas Paine, Bd. I 1774–1779, New York und London 1894, S. 4–9. Paines Autorschaft an

diesem anonym im Pennsylvania Journal publizierten Aufsatz wurde jüngst bestritten. Siehe

Jonathan C. D. Clark: Thomas Paine. Britain, America, and France in the Age of Enlightenment and

Revolution, Oxford 2018, S. 94, S. 420.
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noch imUnklaren darüberwaren, ob sie sich, trotz historischer und familiärer Ban-

demit England undSchottland, für oder gegen eine Trennung vomMutterland aus-

sprechen sollten. Paine nannte die englische Regierung »korrupt«, König Georg III.

ein »Monster«, die Aristokraten »Parasiten« und sparte auch sonst nicht mit dras-

tischen Vergleichen, um die politische und ökonomische Ordnung Britanniens in

Verruf zu bringen.27

Wie Jefferson und der als jungerMann vonGenf nachMassachusetts emigrierte

Albert Gallatin (1761–1849)28 war auch Paine ein Föderalist im eigentlichen Sinne

dieser Idee. Von Anfang an kämpfte er für einen funktionsfähigen Bundesstaat;

wobei es ihm nicht allein um eine völkerrechtliche Loslösung von England, sondern

auch um eine geistige Unabhängigkeitserklärung ging. England galt Paine und

seinen Freunden als Symbol einer monopolistischen Moderne, der sie, durch die

Gründung der Vereinigten Staaten von Amerika, eine anti-monopolistischeModer-

ne entgegensetzen wollten. Eben deshalb bekämpften sie nationale wie regionale

Monopole. Die USA wollten sie zum Asyl für alle Verfolgten der Welt und zum

Freihafen für die Schiffe aller Nationen machen. Es sollte keine Monopole mehr

geben, ganz gleich ob ökonomischer, politischer oder religiöser Art. Die Starkli-

beralen der Amerikanischen Revolution vertraten damit einen dritten Weg, eine

politische Perspektive jenseits eines vorliberalen Traditionalismus wie auch eines

antiliberalen Modernismus. Ihr Ziel war: freier Handel und radikale Demokratie

zur Durchsetzung universeller Menschenrechte.29

5.6 Thomas Paines Vergleich von Föderalisten mit Jakobinern

Die in den 1780er Jahren unter Politikern und Publizisten Amerikas geführte De-

batte um Republikanismus und Liberalismus wie um Föderalismus und Antiföde-

ralismus hatte mit dem In-Kraft-Treten der Verfassung der USA noch längst kein

Ende gefunden. Der starkliberale Paine kam 1802 aus Frankreich, wo er inhaftiert

gewesenwar, in die Vereinigten Staaten zurück.Dort verfasste er eine Folge von sie-

ben Briefen an die Bürger der USA. »Eine Herrschaft des Terrors« habe, so Paine in

27 Ausführlich zu Inhalt und Sprachewie zu Entstehung und Bedeutung von Paines Schrift Com-

mon Sense Jonathan C. D. Clark, wie Anm. 26 Kap. 5, S. 142–199. Siehe auch Jack Fruchtman:

CommonSense, in: JackP.Greene, J. R. Pole (Hg.): TheBlackwell Encyclopedia of theAmericanRevo-

lution, Cambridge/Massachusetts undOxford 1991, S. 260–263, undHans-Christoph Schröder,

wie Anm. 11 Kap. 5, S. 111f.

28 Zur kaum beachteten ersten Periode des politischen Schaffens Gallatins siehe Edwin G. Bur-

rows: Albert Gallatin and the Political Economy of Republicanism, 1761–1800, New York 1986.

29 Zur Bedeutung Paines im Allgemeinen siehe zuletzt Michael Hochgeschwender: Die Ameri-

kanische Revolution. Geburt einer Nation. 1763–1815, München 2016, S. 190–194.
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einem dieser in Zeitungen publizierten Artikel, während der letzten Jahre der Prä-

sidentschaft Washingtons und während der Präsidentschaft Adams’ gewütet. Der

Autor der Briefe spitzte diese Kritik noch zu, indem er, bezogen auf seine eigene

Erfahrung hinzufügte, die »Führer der Terrorherrschaft in Amerika« und die der

»Terrorherrschaft in Frankreich« während der Zeit Robespierres hätten denselben

Charakter.30

Zu behaupten, die Politik der amerikanischen Föderalisten und die der franzö-

sischen Jakobiner seien inmancherHinsicht verwandt,widersprach diametral dem

Selbstbild der Föderalisten. Mehr noch, dieser Vergleich war eine ungheure Provo-

kation. Denn für die Föderalisten, die sich für moderate Revolutionäre hielten, wa-

ren die radikalen Revolutionäre Frankreichs das krasse Gegenteil von dem, was sie

selbst darstellenwollten. Paine aber sah auf beiden Seiten ähnliche Interessen, ähn-

liche Intentionen: den Verrat an den Prinzipien der Revolution. In beiden Ländern

werde, so seine Auffassung, die Zerstörung der alten Willkürherrschaft für das Er-

richten einer neuen, nicht kontrollierten, repressiven Herrschaft genutzt.

Eigentlich kann Paines harscheMeinung die Föderalisten nicht erstaunt haben,

hatte er doch schon 1796 in einem langen,öffentlichenBrief anWashingtonbehaup-

tet:

»Beinahe von Anfang an wird Ihre Regierung durch Monopole aller Art gekenn-

zeichnet. Die durch die Revolution erworbenen Ländereien wurden an Parteigän-

ger verschwendet. Das Wohl der entlassenen Soldaten wurde an Spekulanten

verkauft. Ungerechtigkeit wurde unter vorgetäuschter Redlichkeit begangen, und

das Haupt der Armee wurde das Haupt des Betruges.«31

Paine hatte in Frankreich am eigenen Leib erfahren, was Willkür und Gewaltherr-

schaft bedeuten. Die Schärfe seiner Kritik, erst 1796, dann 1802 und 1803, erklärt

sich aus seiner politischen Biographie. Nachdem er Ende 1792 nach Frankreich ein-

gereist war, hatte man ihn dort zum Abgeordneten des Nationalkonvents gewählt.

Mit Marie Jean Antoine Nicolas Caritat Marquis de Condorcet (1743–1794), mit Ge-

orges Danton (1759–1794) und anderen Republikanern hatte er am Entwurf einer

Verfassung für das neue Frankreich gearbeitet.Wiewohl entschiedener Gegner der

Monarchie, hatte er sich deutlich gegen die Hinrichtung König Ludwigs XVI. aus-

gesprochen.Diese Position hatte zu einemKonfliktmit den Führern der Revolution

30 Thomas Paine: Thomas Paine to the Citizens of the United States. And Particularly to the Leaders of

the Federal Faction, 1802–1803, in: Moncure Daniel Conway (Hg.): TheWritings of Thomas Paine,

Bd. III 1791–1804, New York und London 1895, S. 381–429, Zitat S. 392f.

31 Thomas Paine: Letter to GeorgeWashington, 30. Juli 1796, in:Moncure Daniel Conway (Hg.): The

Writings of Thomas Paine, Bd. III 1791–1804, New York und London 1895, S. 213–252, Zitat S. 215.

Die deutsche Fassung des Zitats bei William E. Woodward: Tom Paine. 1737–1809, Stuttgart

1948, S. 281.
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geführt. Robespierre hatte Paine Ende 1793, auf dem Höhepunkt der Schreckens-

herrschaft, verhaften und zum Tode verurteilen lassen.32 Da Paine die Politik der

Konterrevolutionäre auf beiden Seiten des Atlantiks gestört hatte, unternahmendie

amerikanischen Diplomaten in Paris keinerlei Anstrengung, um diesen missliebi-

gen Bürger der Vereinigten Staaten wieder in Freiheit zu sehen. Paine sollte durch

die Guillotine ermordet werden. Robespierre selbst hatte ja klipp und klar formu-

liert, die Verfolgung Paines liege »gleichermaßen im Interesse Amerikas wie Frank-

reichs«.33

Auch wenn es sich bei Paines Geschichte um ein Einzelschicksal handelt – tat-

sächlich entkam er der Hinrichtung nur durch einen glücklichen Zufall – so ver-

weist sein Drama doch auf einen grundsätzlichen Zusammenhang. In beiden po-

litischen Bewegungen, bei den Föderalistenwie bei den Jakobinern, erwuchs aus ei-

ner im Sinne des Liberalismus unterentwickelten Bereitschaft zur Modernisierung

nicht etwa eine Position gemäßigter Demokratie und verhaltener Rechtsstaatlich-

keit, sondern ein starker Impuls zu einer »zwangsweisen« Modernisierung.

32 Für eine ausführliche Darstellung von Paines Haft zwischen Ende 1793 und Ende 1794 siehe

Thomas Paine, wie Anm. 31 Kap. 5, S. 219–226. Für eine weitere Darstellung der Vorgänge sie-

he William E. Woodward, wie Anm. 31 Kap. 5, S. 254–267.

33 »Demander que Thomas Payne soit décrété d’accusation pour les intérêts de l’Amérique au-

tant que de la France«. Maximilien Robespierre, zitiert bei Thomas Paine, wie Anm. 31 Kap.

5, S. 222.



6. Der Kampf um die Balance politischer

und ökonomischer Macht in den jungen USA

6.1 Der Konsens über das Zusammengehören von Staatsordnung
und Wirtschaftsordnung

In den Kontroversen im Gründungsprozess der Vereinigten Staaten sind nicht

ausschließlich die Gegensätze zwischen dem starken Liberalismus und den beiden

anderen politischen Strömungen jener Jahre von Belang. Vielmehr gab es auch eine

Reihe grundlegender Übereinstimmungen zwischen den Repräsentanten einer

konsequenten Menschenrechtspolitik auf der einen und ihren regionalistischen

oder imperialistischen Widersachern auf der anderen Seite. Über alle Differenzen

hinweg gab es ein Verständnis davon, dass politische Freiheit und ökonomische

Macht nur zusammen gedacht werden können. Gewiss, die Ansichten etwa dar-

über, ob große Unterschiede bei den Vermögen gefördert, geduldet oder bekämpft

werden sollten, gingen weit auseinander. Aber man war sich in weiten Kreisen

einig, dass politische Demokratie und egalitäre Eigentumsverhältnisse genauso

zusammengehören wie ein hierarchischer Staatsapparat und eine vermachtete

Wirtschaftsordnung.

Wer heute vonWirtschaftspolitik redet,meint in erster Linie die Förderung von

WirtschaftswachstumunddieBekämpfungvonArbeitslosigkeit.Ganzanders inder

Zeit der Entstehungder amerikanischenVerfassung.Wer damals seinewirtschafts-

politische Meinung und, in den meisten Fällen gleichzeitig, seine wirtschaftlichen

Interessen durchsetzen wollte, der musste das, was er ökonomisch anstrebte, im

allgemeinen Rahmen eines Gesellschaftsentwurfes formulieren.Wirtschaftspolitik

war eine Frage der demokratischen und freiheitlichen Konstitution der gesamten

Gesellschaft, eine Frage des sozialen und kulturellen Verständnisses, ja eine Frage

der Lebensplanung jedes einzelnen Bürgers, sofern er nicht als Sklave oder als In-

dianer von vornherein aus der Bürgerschaft ausgeschlossen war.

Obwohl zum Beispiel John Adams als zweiter Präsident der USA dem starken

Liberalismus deutlich entgegentreten und die Konzentration politischer wie öko-

nomischerMacht fördern sollte, leugnete er nicht – wie es heutigeNeoliberale in je-

demArtikel, in jedem Interview tun – die Bedeutung der Verteilung des Eigentums
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für die Entwicklung der Demokratie. Adams notierte über den englischen Philoso-

phen JamesHarrington und dessen Ideen über den Zusammenhang vonMacht und

Eigentum noch vor der Unabhängigkeitserklärung der Vereinigten Staaten:

»Harrington has shown that power always follows property. This I believe to be as

infallible a maxim in politics, as that action and reaction are equal, is in mechan-

ics. Nay, I believe we may advance one step farther, and affirm that the balance

of power in a society, accompanies the balance of property in land. The only pos-

sible way, then, of preserving the balance of power on the side of equal liberty

and public virtue, is to make the acquisition of land easy to every member of so-

ciety; to make a division of the land into small quantities, so that the multitude

may be possessed of landed estates. If the multitude is possessed of the balance

of real estate, the multitude will have the balance of power, and in that case the

multitude will take care of the liberty, virtue, and interest of the multitude, in all

acts of government.«1

Diese von Adams in so klare Worte gefasste, elementare politische Einsicht, hätte

in der Gründungsphase der USA kaum jemand bestritten. Das Wissen um diesen

fundamentalen Zusammenhang ging jedoch im Lauf der Zeit verloren. Wir gehen

heute wie selbstverständlich davon aus, dass Demokratie durch bestimmte Geset-

ze gesichert, durch die politische Kultur in Parteien, Vereinen und Medien geför-

dert oder gefährdet wird. Demgegenüber gelten die Verteilung des Eigentums und

die der wirtschaftlichen Macht als rein ökonomische Fragen, die in einem anderen

Zusammenhang stehen. Zwar gibt es in der Öffentlichkeit heute wieder ein wach-

sendes Gefühl dafür, dass wirtschaftliche Macht die Funktionsfähigkeit der Insti-

tutionen der parlamentarischen Demokratie lähmen kann; aber die Verteilung des

Eigentums und die der wirtschaftlichen Macht werden nicht zwingend, wie noch

in der Epoche der Amerikanischen Revolution und im gesamten neunzehnten Jahr-

hundert, als Probleme verstanden, die für die Verfassung eines Staates von selbst-

verständlicher und fundamentalerBedeutung sind.DieMachtarchitekturdesWirt-

schaftssystems gehört nicht zumVerfassungsrecht, obwohl sie über die Funktions-

fähigkeit der Demokratie genauso entscheidet wie die innerstaatliche Gewaltentei-

lung.

Diese Blindheit war zu einer Zeit, als sich die Konzentration der Macht in den

Händen von Kapitalisten gerade erst zu entfalten begann, noch nicht vorhanden.

Die meisten Bürger, die sich öffentlich zu Wort meldeten, waren gegenüber den

Gefahren dieser Entwicklung alles andere als naiv. Wer immer das Interesse hat-

te, wirtschaftliche Macht zu konzentrieren, musste sich gegenüber starken ratio-

1 John Adams: Brief an James Sullivan, 26. Mai 1776, in: Charles Francis Adams (Hg.): TheWorks of

JohnAdams,SecondPresident of theUnited States, Bd. IX, Boston/Massachusetts 1854, S. 375–378,

Zitat S. 376f.
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nalen Argumenten und starken nicht rationalen Mentalitäten behaupten. Aber das

damals verbreitete Wissen über den Zusammenhang von politischer Freiheit und

ökonomischerMacht genügte in zweifacher Hinsicht nicht, um eine Politik derMi-

nimierungvonMacht real einzuleiten.ZweiwichtigeVoraussetzung sindhierzunö-

tig: erstens muss eine solche Politik auf einer Grundsatzentscheidung beruhen, die

dann gesetzlich, das heißt in der Verfassung des Staates, verankert wird; zweitens

muss praktisches und theoretisches Wissen erworben und gesammelt werden, mit

welchenwirtschaftspolitischen oder juristischenMitteln die erwünschte Beschrän-

kung der Macht zu verwirklichen sei.

Während die Antiföderalisten zu einem großen Teil an einer Minimierung der

Macht interessiert waren, sie jedoch vor der Schwierigkeit standen, sich das dazu

notwendige Wissen zu verschaffen, fehlte es bei den Föderalisten schon amWillen

zu einer solchen Begrenzung von Macht. Ihr Wissen über die Verflechtung von po-

litischen und ökonomischen Interessen, das sie mit ihren Gegnern teilten, nutzten

sie, um es gegen eine Demokratisierung der Gesellschaft zu wenden. Da die Föde-

ralisten die Konzentration von Eigentum für eine Art Naturgesetz hielten, folgerten

sie, im Sinne der oben zitierten AnalyseHarringtons, dass die Etablierung einer auf

dem allgemeinenWahlrecht gründendenDemokratie in denUSA gegen ebendieses

Naturgesetz verstoße.2 Sie wünschten beileibe keine Diktatur. Aber eine minimali-

sierte Demokratie nach dem Vorbild Englands, die wiederum Paine für eine beson-

ders perfide Art der Tyrannei hielt, war ihnen gerade recht.

Dass es trotz des allgemein verbreiteten Wissens über die Gefährdung der

Demokratie durch die Konzentration von Eigentum nicht zum Durchbruch einer

Politik der Machtminimierung kam, hängt mit den freiheitsfeindlichen Positionen

zusammen, die der anti-kapitalistische Regionalismus und der pro-kapitalisti-

sche Zentralismus in den Vereinigten Staaten, wenn auch in unterschiedlicher

Ausprägung, seit mehr als zwei Jahrhunderten teilen.

6.2 Monopolistisches Denken und Konservatismus
bei John Adams und Alexander Hamilton

Die heutige Wachstumsideologie in den USA ist eine modifizierte, besser gesagt

modernisierte Form des ökonomischen Denkens der Föderalisten. SchonMitte der

2 Zur Diskussion über die Frage, ob dasWahlrecht nur solchen Bürgern zukomme, die über Ei-

gentumverfügen, oder ob es allenBürgern gleichermaßen zukommesieheWilli Paul Adams:

Republikanismus und die ersten amerikanischen Einzelstaatsverfassungen. Zur ideengeschichtlichen

und verfassungsgeschichtlichen Komponente der Amerikanischen Revolution, 1775–1780, Phil. Diss.,

Berlin 1968, Abschnitt 4 Argumente fürMindestbesitzklauseln, S. 365–381, Abschnitt 5 Argumen-

te gegen Besitzqualifikationen, S. 382–392.
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1940er Jahre schrieb der seinerzeit auch außerhalb akademischer Zirkel bekannte

amerikanische Politologe und HistorikerWilfred E. Binkley (1883–1965):

»Das begeisterte Lob, das Hamiltons Berichten von konservativen Historikern ge-

zollt worden ist, hat ihnen etwas von der Unfehlbarkeit einer heiligen Schrift ver-

liehen.Doch leider ist dadurch die Tatsache verdunkeltworden, daß in ihnen, viel-

leicht unbewußt, die Interessen der Föderalisten zum Ausdruck kommen. Es be-

deutet keine Herabsetzung, wenn man behauptet, sie seien hochgradige Propa-

ganda. Hamiltons finanzielle Dogmen haben die öffentliche Meinung Amerikas

so vollkommen erobert, daß sie dem Durchschnittsamerikaner von heute wie die

selbstverständlichen Grundsätze einer gesunden Finanzwirtschaft und nicht wie

Streitfragen für Debatten vorkommen.«3

Mit den bei Binkley genannten Berichten ist vor allem der First Report on the Public

Credit gemeint. Dieses Dokument wurde dem Repräsentantenhaus von Hamilton

Anfang 1790 vorgelegt; es betraf die durch denUnabhängigkeitskrieg entstandenen,

außerordentlich hohen Verbindlichkeiten der jungen USA. Während Jefferson für

eine rasche Tilgung der In- und Auslandsschulden plädierte, hielt Hamilton Ver-

bindlichkeiten seitens des Staates für eine Notwendigkeit, um das Wachstum der

Wirtschaft zu sichern. Diese Verteidigung des Wachstums ist aus zahllosen Kon-

flikten bis in unsere Tage bekannt.Wer sich demWachstumsdenken entgegenstellt,

wird vondenTrägernökonomischerundpolitischerMacht sogleich als innovations-

und modernitätsfeindlich gebrandmarkt. Und umgekehrt behaupten die Kritiker,

wachstumsorientierte Wirtschaftspolitik sei technokratisch und fortschrittsgläu-

big.

Die Geschichte freilich lehrt, dass die geläufige Kritik des Wachstumsdenkens

den Kern der seit zweieinhalb Jahrhunderten wirksamen Ursachen des Monopolis-

mus verfehlt. Es mag erstaunen, aber das Wachstumsdenken war in den Anfängen

der USA kaum von Fortschrittsoptimismus geprägt; es war vor allem auf technische

Lösungen von Problemen gerichtet. Viel präsenter als ein Fortschrittsoptimismus

war im Wachstumsdenken ein Geschichtspessimismus und Anti-Konstruktivis-

mus. Zu viele bezweifelten, dass die Schaffung freiheitlicher gesellschaftlicher

Rahmenbedingungenmöglich sein könnte. Diese Haltung war entscheidend dafür,

dass das Wachstumsdenken den Weg der »fortschrittlichen« Industrialisierung

einschlagen konnte. Umgekehrt war die Orientierung an einer Idee von Fortschritt

durch Sozialtechnologie prägend für die Starkliberalen, den ersten Gegnern des

Wachstumsdenkens.

3 Wilfred E. Binkley: Politisches Leben in Amerika.Die Entwicklung der politischen ParteienAmerikas

vondenAnfängenbis zurGegenwart, 1943,Wiesbaden 1947, S. 37. Zur Bedeutungderfinanzpoli-

tischen Kontroverse zwischen Hamilton und Jefferson siehe zuletzt Michael Hochgeschwen-

der, wie Anm. 29 Kap. 5, S. 389–393.
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Die Föderalisten glaubten an die naturwüchsige Entfaltung der Produktivkräf-

te wie an die naturwüchsige Entfaltung desWirtschaftswachstums. Gleichwohl ge-

dachten sie beides, die Produktivkräfte und dasWirtschaftswachstum, administra-

tiv zu steuern. Dieses Denken erinnert an die späteren »Staatssozialisten«. Wäh-

rend die Föderalisten auf dem Feld der Ökonomie der Steuerung das Wort rede-

ten, mochten sie nicht glauben, dass durch die demokratische Steuerung oder Pla-

nung politischer Institutionen dauerhafter Fortschritt in Bezug auf die persönliche

Freiheit aller Bürger erreicht werden könne. So hatte Hamilton, wie etwa einhun-

dertfünfzig Jahre später auch Friedrich August vonHayek (1899–1992), den liberalen

Konstruktivismus als gefährlichen Neuerungsgeist abgetan.

Die Texte Hamiltons durchzieht eine Furcht vor demGeist der Erneuerung und

Erweiterung persönlicher Freiheitsrechte. Die durchgreifende Verwirklichung sol-

cher Rechte war für ihn, denwohl konsequentestenModernisierer im Sinne der Ak-

kumulation von Kapital, bloß eine unrealistische Utopie; schon die öffentliche Kon-

troverse um differente politische Ziele war seiner Meinung nach fast gleichbedeu-

tend mit Anarchie und Chaos. Eine »Ordnung der Freiheit« musste daher für ihn

wie für viele andere Föderalisten einWiderspruch in sich selbst sein.Ordnung sollte

und konnte – aus ihrer Sicht – nur auf Kosten der Freiheit hergestellt werden. 1796

schrieb Hamilton in den Notizen für eine Ansprache, die George Washington zum

Ende seiner zweiten Amtszeit als Präsident halten würde:

»The basis of our political systems is the right of the people to make and to alter

their constitutions of government. But the Constitution for the time, and until

changed by an explicit and authentic act of the whole people, is sacredly binding

upon all. The very idea of the right and power of the people to establish govern-

ment presupposes the duty of every individual to obey the established govern-

ment. All obstructions to the execution of the laws – all combinations and asso-

ciations under whatever plausible character, with the real design to counteract,

control, or awe the regular action of the constituted authorities, are contrary to

this fundamental principal, and of the most fatal tendency. They serve to orga-

nize faction, and to put in the stead of the delegated will of the whole nation the

will of a party, often a small minority of the whole community; and according

to the alternate triumph of different parties to make the public administration

reflect the schemes and projects of faction rather than the wholesome plans of

common councils and deliberations. [...] Towards the preservation of your gov-

ernment and the permanency of your present happy state, it is not only requisite

that you steadily discountenance irregular oppositions to its authority, but that

you should be upon your guard against the spirit of innovation upon its principles,

however specious the pretexts.«4

4 Alexander Hamilton: Farewell Address. Abstract of Points to Form an Address, 1796, in: Henry

Cabot Lodge (Hg.): The Works of Alexander Hamilton, Bd. VII, New York und London 1886,
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HamiltonsFurcht vordemAufruhrderBürger,die ermitArgumentenwie vonLocke

begründete, kam Jahre später noch einmal zum Ausdruck, als er schrieb:

»Men are rather reasoning than reasonable animals, for the most part governed

by the impulse of passion.«5

Die Starkliberalen hingegen entlarvten die angeblich naturnotwendige Akkumula-

tion des Kapitals als das Resultat staatlicher Planung, freilich einer primär an parti-

kularen Interessen orientierten Planung. Diese Avantgarde der individualistischen

Moderne war davon überzeugt, dass sich Bedingungen der Ent-machtung auf poli-

tischemWege,dasheißtmitderHilfe allseitigerDemokratie,genausoplanen ließen

wie Bedingungen der Ver-machtung durch autoritäre Herrschaft und halbierte De-

mokratie. Die Hoffnung auf gesellschaftlichen Fortschritt im Sinne der Menschen-

rechte war die säkulare Religion eines Paine und seiner Mitstreiter.6

Fortschrittsfeindlichkeit in Bezug auf individuelle Freiheiten und antitechni-

sches Tugenddenken zur Sicherung einer stabilenHerrschaftsordnung – dieseHal-

tungenkennzeichnen sowohl die pro-kapitalistischenZentralisten als auchdie anti-

kapitalistischenRegionalisten. InbeidenLagernkursierte die Idee von einemKreis-

lauf derOrdnungen.Sie basiert auf der griechisch-antikenVorstellung,dass es letz-

ten Endes keine Chance gibt, dem ewigen Auf und Ab der Verfassungen zu entkom-

men.7 Föderalisten wie Adams und Hamilton meinten, die Demokratie in den Ver-

einigten Staaten müsse früher oder später ersetzt werden, weil sich das Eigentum,

und zwar geschichtlich notwendig, in solcherWeise konzentrieren werde, dass nur

S. 137–169, Zitat S. 155f. Zu Inhalt und Bedeutung der Farewell Address siehe Walter Gerhard:

Das politische SystemAlexanderHamiltons 1789–1804 (= Adolf Rein, Hg.:Übersee-Geschichte. Eine

Schriftenfolge, Bd. 4), Hamburg 1929, S. 110–112.

5 Alexander Hamilton: Brief an James A. Bayard, April 1802, in: Henry Cabot Lodge (Hg.): The

Works of Alexander Hamilton, Bd. VIII, New York und London 1886, S. 596–599, Zitat S. 597. Zu

Inhalt und Bedeutung des Briefes sieheWalter Gerhard, wie Anm. 4 Kap. 6, S. 119 unten – 121

mittig. Zu den Ideen und Konzepten Hamiltons in Bezug auf Politik und Ökonomie im Allge-

meinen siehe Johann Baptist Müller: Liberalismus und Demokratie. Studien zum Verhältnis von

Politik undWirtschaft im Liberalismus, Stuttgart 1978, Abschnitt 2 Alexander Hamilton als Vertre-

ter der amerikanischen interventionistischen Elitendemokratie, S. 24–39.

6 Zu dieser Hoffnung siehe folgende drei Aufsätze: Thomas Paine: Agrarian Justice, 1795, in:

Moncure Daniel Conway (Hg.): TheWritings of Thomas Paine, Bd. III 1791–1804, New York und

London 1895, S. 322–344 – Ders.: Constitutional Reform.To the Citizens of Pennsylvania on the Pro-

posal for Calling a Convention, 1805, in: Moncure Daniel Conway (Hg.): The Writings of Thomas

Paine, Bd. IV, New York und London 1896, S. 457–466 – Ders.: Constitutions, Governments, and

Charters, 1805, in: Moncure Daniel Conway (Hg.): The Writings of Thomas Paine, Bd. IV, New

York und London 1896, S. 467–469. Bernard Vincents Biographie trägt den Titel Thomas Paine

ou la religion de la liberté.

7 Wilfried Nippel, wie Anm. 17 Kap. 2, S. 142–158.
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das System einer modernisierten Aristokratie die kapitalistische Ordnung und ein

moralisches Gleichgewicht garantieren könne. Adams etwa stellte sich die Frage, ob

nicht außer denFrauenweitere Teile desVolkes vomWahlrecht ausgeschlossenwer-

denmüssten, da sie ohne Besitz seien:

»Is it not equally true, that men in general, in every society, who are wholly des-

titute of property, are also too little acquainted with public affairs to form a right

judgment, and too dependent upon other men to have a will of their own? If this

is a fact, if you give to every man who has no property, a vote, will you not make a

fine encouraging provision for corruption, by your fundamental law? Such is the

frailty of the human heart, that very few men who have no property, have any

judgment of their own. They talk and vote as they are directed by some man of

property, who has attached their minds to his interests.«8

Schröder schrieb in genau diesem Zusammenhang:

»Deutlich erkennbar ist der Einfluß Harringtons bei John Adams, der die repu-

blikanische Regierungsform in Amerika aus der Tatsache herleitete, daß dort der

weitaus größte Teil des Grundbesitzes sich in den Händen der breiten Masse des

Volkes befand. John Adams hat jedoch bezeichnenderweise die von ihm in der

›Declaration of Rights‹ der Verfassung von Massachusetts besonders emphatisch

betonten ›property rights‹ als absolute, von der Gesellschaft nicht zu regulierende

Rechte verstanden. ImGegensatz zuHarringtonwar er nicht bereit, durch eine ge-

setzliche Beschränkung von Besitzakkumulation diese sozialökonomische Basis

der republikanischen Verfassung auch für die Zukunft zu erhalten. Er meinte viel-

mehr, Amerika müsse – sobald auch dort eines Tages der Besitz sich in den Hän-

den einiger weniger konzentriert haben würde – die Verfassungen seiner Staaten

der englischen Verfassung angleichen.«9

Hamilton vertrat eine ganz ähnliche Auffassung wie Adams. In einer Rede vor der

Verfassunggebenden Versammlung der USA, die 1787 in Philadelphia stattfand, äu-

ßerte er sich wie folgt:

»In every community where industry is encouraged, there will be a division of

it into the few and the many. Hence, seperate interests will arise. There will be

debtors and creditors etc. Give all power to the many, they will oppress the few.

Give all power to the few, they will oppress the many. Both, therefore, ought to

have the power, that each may defend itself against the other. To the want of this

8 John Adams, wie Anm. 1 Kap. 6, S. 376.

9 Hans-Christoph Schröder:Das Eigentumsproblem in den Auseinandersetzungen umdie Verfassung

von Massachusetts, 1775–1787, in: Rudolf Vierhaus (Hg.): Eigentum und Verfassung. Zur Eigen-

tumsdiskussion im ausgehenden 18. Jahrhundert, Göttingen 1972, S. 11–67, Zitat S. 46.
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check we owe our papermoney instalment laws etc. To the proper adjustment

of it the British owe the excellence of their constitution. Their House of Lords is

a most noble institution. Having nothing to hope for by a change, and a suffi-

cient interest, by means of their property, in being faithful to the national inter-

est, they form a permanent barrier against every pernicious innovation whether

attempted on the part of the Crown or of the Commons.«10

Indem Adams und Hamilton, und mit ihnen die führenden Köpfe der Föderalis-

ten, die Unausweichlichkeit eines hierarchischen Aufbaus der Vereinigten Staaten

beschworen, sprachen sie sich auch gegen einen freien Welthandel aus. Staatliche

Instanzen sollten nach Auffassung der Föderalisten nicht die Freiheit der Tausch-

bedingungen, sondern die Akkumulation von Kapital durch Zölle schützen, sollten

Subventionen und Monopolrechte protegieren, damit die amerikanischen Produ-

zenten in die Lage versetztwürden, ihre ausländischenKonkurrenten bei allen Prei-

sen zu unterbieten.11 Zum reibungslosen Funktionieren dieses Interventionismus

musstedie parlamentarischeKontrolle beschränktwerden.Eswundert dahernicht,

dass es in den Diskussionen um die künftige Verfassung der USA von Anfang an

Stimmengab,dienach einemstarkenPräsidentenundnacheiner Legislative riefen,

die sich durch eine Verflechtung der Gewaltenwürde zähmen lassen. Adams schlug

sogar vor, den Präsidenten mit der Macht eines Monarchen auszustatten, freilich

nicht allein, um die Reichen vor demAngriff der Armen zu schützen, sondern auch,

um der durch den Reichtum hervorgerufenen Korruption eine wirksame Autorität

entgegenzusetzen:

»We have so many men of wealth, of ambitious spirits, of intrigue, of luxury and

corruption, that incessant factions will disturb our peace without it, and, indeed,

there is too much reason to fear, with it. The executive, which ought to be the

reservoir of wisdom, as the legislative is of liberty, without this weapon of de-

fence, will be run down like a hare before the hunters.«12

10 Alexander Hamilton: Speaches in the Federal Convention, 18. Juni 1787, in: Henry Cabot Lodge

(Hg.): The Works of Alexander Hamilton, Bd. I, New York und London 1885, S. 361–400, Zitat

S. 371.

11 Alexander Hamilton:Manufactures (= Report of the Secretary of the Treasury of the United States

on the Subject of Manufactures, Presented to the House of Representatives), 5. Dezember 1791, in:

Henry Cabot Lodge (Hg.): TheWorks of Alexander Hamilton, Bd. III, New York und London 1885,

S. 294–416, vor allem S. 364f.

12 John Adams: Brief an Elbridge Gerry, 4. November 1779, in: Charles Francis Adams (Hg.), wie

Anm. 1 Kap. 6, S. 505–507, Zitat S. 506.
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6.3 Der Tugenddiskurs gegen individuelle und ökonomische Freiheit

Aber nicht bloß die Föderalisten, auch die Konservativen unter den Antiföderalisten

begründeten ihrMisstrauen gegenüber freienMärktenmit einer fortschrittsskepti-

schen Position. Diese Männer standen unter dem Einfluss der Ethik des Puritanis-

mus undwaren daher überzeugt: Industrie und Kommerz würden zu einem Zerfall

der Tugend führen. In ihrem Kampf gegen eine luxuriöse Lebensweise kritisierten

dieseMänner die Einfuhr vonWaren aus England und propagierten einen regiona-

len Protektionismus, einschließlich der Kontrolle von Preisen und der öffentlichen

Anprangerung von Spekulanten. An die Stelle von politischer Ökonomie sollte öko-

nomische Moral treten.13

Diese Tugendethik ging auf den klassischen Republikanismus genauso wie auf

die protestantischeKultur zurück.Siewirkte demBestrebender Starkliberalen ent-

gegen, institutionelle Reformen im Sinne der individuellen Freiheit rational zu pla-

nen.Es spielte gerade bei denAntiföderalistendieVorstellung eine großeRolle,dass

die Bürger nur in einer kleinteiligen Demokratie »tugendhaft« sein könnten, die

sich von Luxus, übertriebenem Handel und industrieller Produktion fernhält. Sie

verteidigten die regionale Demokratie, die zuweilen als Gesinnungsrepublik auch

offen antiliberale Züge tragen konnte, gegen die als bedrohlich empfundeneMarkt-

freiheit.

Ebenfalls unter dem Einfluss des Tugenddiskurses wendeten die Föderalisten

die republikanische Tradition ins Antirepublikanische. Demokratie und Republik

waren, anders als in früheren politischen und philosophischenDiskursen,während

der AmerikanischenRevolution quasi Synonyme geworden.Nun versuchten die Fö-

deralisten, diese Verbindung aufzulösen und so eine Konterrevolution einzuleiten.

Eine auf dem allgemeinenWahlrecht gründende Demokratie war für sie nicht exis-

tenzfähig, weil eine solche Demokratie die Tugendhaftigkeit aller Bürger zur Vor-

13 Zum Einfluss der Ethik des Puritanismus auf die ökonomischen Kontroversen in den frühen

Jahren der USA siehe Edmund S. Morgan: The Challenge of the American Revolution, New York

1976, Kapitel IV The Puritan Ethic and the American Revolution, S. 88–138, und Jürgen Honeck:

Versorgungskrise und »Spekulantentum« in der Amerikanischen Revolution, Phil. Diss., Darmstadt

1990. Über die Fronten des Diskurses heißt es bei Honeck: »In den amerikanischen Abgeord-

netenhäusern bildeten sich zwei Gruppierungen unter den Abgeordneten heraus. Erstens:

Der ›agrarisch-lokalistische‹ Block, und zweitens: Der ›kommerziell-kosmopolitische‹ Block.

Die Abgeordneten des ersten Blocks stammten vorwiegend aus Gebieten, in denen Subsis-

tenzwirtschaft vorherrschte, während die Abgeordneten des zweiten Blocks aus Gebieten ka-

men, die in einen Marktnexus einbezogen waren.« (S. 193f.) Zum Tugenddiskurs bei Thomas

Jefferson, vor allem im Kontext von Themen wie Bürgerschaft, Bauernschaft, Arbeit und Au-

ßenhandel, siehe Peter Bergmair, wie Anm. 8 Kap. 5, S. 124–143. Für Honeck würde Jefferson

wohl zum agrarisch-lokalistischen Block gehören.
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aussetzung habe; deshalb müsse eine Republik errichtet werden, in der die Herr-

schaft in den Händen einer kleinen Elite tugendhafter Männer liege.14

Aufgrund dieser Position bekam das Denken der Föderalisten, vom liberalen

Standpunkt aus betrachtet, eine gegen das Institutionalisieren gerichtete Tendenz.

Zwar entwarfen die Föderalisten eine Reihe von Institutionen, um den Regierungs-

apparat vor dem Einfluss der wenig tugendhaften Masse der Bürger zu schützen;

aber wegen ihres Vertrauens auf die Tugendhaftigkeit der Elite dachten sie nicht

daran, die Bürger institutionell vor der Gefahr zu schützen, die von einer allzu

mächtigen Exekutive ausgehen würde. Zugleich schürten sie den Tugenddiskurs,

indem die ihnen nahestehende Presse Paines Buch Das Zeitalter der Vernunft – eine

Auseinandersetzungmit demChristentumaus der Sicht derMenschenrechte15 – in

Grund und Boden verdammte. Sie übten so in der Öffentlichkeit einen enormen

Druck aus, um ihren antiliberalen Modernismus durchzusetzen.

Zusammenfassend lässt sich sagen: Was den Antiliberalismus betrifft, so zei-

gen sich Gemeinsamkeiten zwischen Föderalisten und Teilen der Antiföderalisten.

Kaum entwickelt war in beiden Strömungen – gemessen an den großartigen Mög-

lichkeiten der Gestaltung des politischen Lebens in den dreizehn Gründungsstaa-

ten – die Bereitschaft zur Schaffung eines institutionell gesicherten Rahmens, in-

nerhalb dessen die Freiheit der Individuen und die Freiheit desMarktes sich weiter

hätten entfalten können.

DieHaltungderFöderalisten,somussmanhinzufügen,deckt sichzu relevanten

Teilen mit dem, was in unseren Tagen für modern gehalten wird. Heute gilt es als

Voraussetzung der »repräsentativen Demokratie«, dass sie nicht mehr als ein Mi-

nimum demokratisch legitimierter Partizipation kennt. Die Bürger haben gerade

so viel Recht undMacht, dass das politische System einen imWesentlichen gewalt-

freien Ausgleich der Interessen ermöglicht. Die Idee, dass Repräsentation demo-

kratisch nur funktioniert, wenn sie auf einemMaximum direkter Kontrolle beruht,

einschließlich starker plebiszitärer Elemente – diese Idee wird als antiparlamenta-

risch, ja verfassungsfeindlich verworfen. Genau dies war schon der Standpunkt der

Föderalisten; selbst ihreMotive gleichen den uns heute vertrauten: Die Demokratie

wurde schon damals, wenn sie »überhandnahm«, als Bremse der freien Entfaltung

der Kapitalakkumulation angesehen und deshalb bekämpft.

Die Idee einergebremstenDemokratie,dasgängigeKonzeptdesmodernenVer-

fassungsstaates,wirdnochheute als einzigerWegzwischendengefährlichenExtre-

14 Zur »Reduzierung des Tugenderfordernisses auf eine Elite« siehe Hans-Christoph Schröder,

wie Anm. 11 Kap. 5, S. 142f.

15 Thomas Paine: The Age of Reason, in: Moncure Daniel Conway (Hg.): The Writings of Thomas

Paine, Bd. IV, New York und London 1896, S. 1–195. Für eine genaue Darstellung des Buches

The Age of Reason siehe Jonathan C. D. Clark, wie Anm. 26 Kap. 5, S. 331–349.
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men einer Anarchie oder einer Diktatur angesehen. Wie falsch diese Annahme ist,

zeigt ein Blick auf die Geschichte.

6.4 Von der halbierten Demokratie zur Despotie

Die Männer, die das Konzept der halbierten, also gezähmten oder gebremsten De-

mokratie erstmals zur konstitutionellen Basis eines großen Staates gemacht hat-

ten, hatten selbst nicht erwartet, dieses System könne sich mit der Zeit als stabil

erweisen. Durch die Halbierung der Demokratie wollten Politiker wie Adams und

Hamilton nicht etwa die Demokratie als solche festigen; vielmehr sahen sie in der

halbierten Demokratie nur den ersten Schritt zur Errichtung einer modernen Aris-

tokratie.16

Ja, in den USA entstand recht bald eine neue Aristokratie; aber, sie wurde nicht

auf den Ruinen des Feudalismus errichtet. Als zweiter Präsident der Vereinigten

Staaten agierte Adams nicht wie ein reaktionärer Loyalist. Er war ein – wenn auch

gemäßigter – Revolutionär im Unabhängigkeitskampf gewesen und ein Vorkämp-

fer einer bürgerlichen Gesellschaftsordnung. Doch wie war es möglich, dass er und

so viele andere Revolutionäre zugleich Konterrevolutionäre sein konnten?

Die Art der Veränderung, die der schwache Liberalismus für die Wirtschaft an-

strebte, erforderte in Bezug auf die Menschenrechte eine konservative Politik. Es

ging um eine Strategie der Stagnation. Durch einen fast zentralverwaltungswirt-

schaftlichenProtektionismus sollte die bis dahin in denUSAnoch kaumentwickelte

Konzentration von Kapital in den Händen weniger Unternehmen seitens des Staa-

tes gefördert werden. Administrativ sollte dafür gesorgt werden, den Leistungs-

wettbewerb auf den Märkten zu kanalisieren oder sogar auszuschalten. Um dieser

Umwälzung der Wirtschaft einen reibungslosen Ablauf zu sichern, sollte planvoll

einBollwerk gegendemokratischeVeränderungen errichtetwerden.Hamilton zum

Beispiel erklärte, er habe in seiner Tätigkeit als Finanzminister auf eine Politik des

Beharrens gesetzt. Es ging ihm darum, die Regierung und die Eigentumsbesitzer

durch gewisse Maßnahmen vor der »Unbeständigkeit des öffentlichen Rates«, also

der Volksvertretung, zu schützen.17

16 Thomas Jefferson: Brief an George Washington, 23. Mai 1792, in: Merrill D. Peterson (Hg.):

Thomas Jefferson. Writings, New York 1984, S. 987. Es war kein Geringerer als Jefferson, der

diese Gefahr früh erkannte. 1792 warnte er Washington, damals Präsident der USA, es gebe

starke Kräfte, welche die Vereinigten Staaten von einer Republik in eineMonarchie nach dem

Vorbild der englischen Verfassung verwandeln wollten.

17 Alexander Hamilton: Defence of the Funding System, in: Henry Cabot Lodge (Hg.): The Works

of Alexander Hamilton, Bd. VII, New York und London 1886, S. 378–468, Zitat S. 397f. Das hier

referierte finanzpolitische Papier wurde offenbar erst verfasst, nachdem Hamilton 1795 aus

dem Amt geschieden war. (S. 378)
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Hier wird deutlich, dass der schwachliberale Gesellschaftsentwurf, der der

Verfassung der Vereinigten Staaten zugrunde gelegt wurde, im doppelten Sinn

das Gegenteil von dem war, was man heute »klassischen Liberalismus« nennt.

Die immer wieder betonte Trennung von Staat und Wirtschaft in der bürgerli-

chen Gesellschaft ist ein Mythos. In Wirklichkeit ging es in den jungen USA um

zwei einander ergänzende Weisen von staatlichem Interventionismus: derjenigen

zum Erreichen von Macht-Konzentration und derjenigen zum Verhindern von

Macht-Minimierung. Diese Form der Modernisierung erfordert die instrumentelle

Nutzung vormoderner Muster des Denkens und Handelns.

Obwohl Hamilton der erste amerikanische Politiker war, der staatliche und pri-

vate Wirtschaftsmacht mit rationalen Mitteln zu planen suchte, beschwor er zur

selben Zeit Einstellungen und Gefühle, die aus Religion und Tradition rühren. So

verteidigte er die durch die staatliche Wirtschaftspolitik geschaffene private Wirt-

schaftsmacht als einen von Gott gegebenen Zustand. Der »Aufschrei gegenMänner

mit Eigentum« hatte für Hamilton offenbar eine atheistische Komponente. Es sei

ungerecht, Menschen bloß wegen ihres Vermögens anzugreifen, wo ihnen dieses

doch von der »Vorsehung« zuteilgeworden sei.18 Schon in der bereits zitierten Rede

vor der Verfassunggebenden Versammlung der Vereinigten Staaten hatteHamilton

behauptet, eine Konstitution nach dem Vorbild Englands diene dem nationalen In-

teresse,dadiedortigeAristokratie eine »ewigeSchrankevor jede verderblicheNeue-

rung« setze.19

Oberflächlich betrachtet handelt es sich bei dem hier beschriebenen politischen

Kurs um einewidersprüchliche Verbindung von Liberalismus undKonservatismus.

Die Revolution der macht-konzentrierenden Moderne kann sich nur durchsetzen,

wennes ihr gelingt,die andere,dasheißt diemacht-minimierendeModerne stillzu-

legen. Oder mit anderen Worten: Der partielle Liberalismus kann den konsequen-

ten Liberalismus nur mit antiliberalen Mitteln bekämpfen. In einem 1802 verfass-

ten Brief an den Rechtsanwalt und Föderalisten James A. Bayard (1767–1815), da-

mals Mitglied des Repräsentantenhauses, schrieb Hamilton: Die Antiföderalisten

verstünden es hervorragend, politische Kampagnen zu führen. Doch wenn sie von

der »Vernunft des Menschen« sprächen, würden sie sich in Wahrheit an die »Ei-

telkeit« als die »stärkste und regsamste Leidenschaft des menschlichen Herzens«

wenden. IhrErfolgmüssedieFöderalisten lehren,sichderselbenagitatorischenund

propagandistischen Mittel zu bedienen. Es müsse daher eine »Christian Constitu-

tional Society« mit der Aufgabe gegründet werden, erstens die christliche Religion,

zweitensdieVerfassungderUSAzuunterstützen.20Diehier vorgeschlagene Instru-

18 Alexander Hamilton: Address to the Independent and Patriotic Electors of the State of New York,

in: Henry Cabot Lodge (Hg.), wie Anm. 10 Kap. 6, S. 518–535, Zitate S. 524.

19 Alexander Hamilton, in: Henry Cabot Lodge (Hg.), wie Anm. 10 Kap. 6.

20 Alexander Hamilton, in: Henry Cabot Lodge (Hg.), wie Anm. 5 Kap. 6, S. 598.
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mentalisierung religiöser Argumente durch die Schwachliberalen ist nicht weniger

»modern« als der tatsächliche oder angebliche Atheismus, den sie ihren starklibe-

ralen Feinden vorwarfen.

Die Übereinstimmungen und Widersprüche zwischen den beiden Versionen

der Moderne – der macht-konzentrierenden auf der einen, der macht-minimie-

renden auf der anderen Seite – bestimmten die Amerikanische Revolution und die

Entwicklung der Vereinigten Staaten von Beginn an.Die Föderalisten erwiesen sich

von Beginn an als gemäßigte Revolutionäre; immer wieder bremsten sie den Elan

derUmwälzung,die sie selbst kraftvoll insWerk gesetzt hatten.Adamspolemisierte

zu Beginn seiner politischen Karriere gegen die alte Aristokratie, weil sie der Unab-

hängigkeitsbewegung im Wege stand. Auch wandte er sich gegen aristokratisches

Verhalten von Politikern der jungen USA. In seiner politischen »Logik« stand diese

Haltung jedoch nicht imWiderspruch dazu, dass er dasWahlrecht als Vorrecht der

Besitzenden gewahrt wissen und die Herrschaft des Landes schließlich in die Hän-

de einer neuen Aristokratie legen wollte, die diesmal nicht aufgrund von Geburt,

sondern aufgrund von Reichtum legitimiert sein sollte.

Innerhalb des politischen Spektrums im Amerika der Unabhängigkeitsbewe-

gung vertraten Adams,Hamilton undRobertMorris (1734–1806),Unternehmer und

Verfechter der Gründung einer Nationalbank, eine mittlere Position zwischen den

reaktionären Loyalisten und den revolutionären Demokraten. Allerdings entstand

daraus kein moderater Weg eines allmählichen Übergangs zu einem System libe-

raler Demokratie. Vielmehr verwandelte sich, wie schon im Falle Lockes und seiner

Anhänger gezeigt werden konnte, der schwache Liberalismus in einen Antiliberalis-

mus; die halbierte Revolution wurde zur Gegenrevolution.

Die letztewichtigere AmtshandlungPräsidentWashingtonswar 1797 dasVerbot

der unter dem Einfluss der Französischen Revolution stehenden »Demokratischen

Klubs«; sein Nachfolger Adams ließ ab 1798 die radikal antiföderalistischen Grup-

pen auf der Grundlage des »Alien Act« und des »Sedition Act« verfolgen. Dass sich,

trotz dieser Gesetze gegen Fremde und gegen Aufruhr, die Konterrevolution in den

Vereinigten Staaten nicht weiter durchsetzen konnte, verdankte sich dem empfind-

lichenMachtverlust der Föderalisten,der 1801mit demAntritt Jeffersons als drittem

Präsidenten der USA einherging.





7. Die Bestimmung politischer Partizipation

in den Verfassungen dreier Bundesstaaten der USA

7.1 Republikanismus und starker Liberalismus

Die Verfechter des starken Liberalismus hatten eine Vision moderner marktwirt-

schaftlicher Ordnung. Sie betrachteten den antidemokratischen Kapitalismus der

Föderalisten und ihrer Nachfolger als unvollständige Moderne. Ihre Idee von Ge-

sellschaft kann noch heute dem Status quo entgegengehalten werden. Es ging und

geht ihnen nicht um die Tugend der Vielen oder der Wenigen – eben nicht, wie so

oft heute,umMoral – sondernumeinKonzept für Institutionen, in denen jeder sei-

ne Vorstellung vom richtigen Leben so weit wie möglich verwirklichen kann. Diese

Position entstand in den Vereinigten Staaten nicht auf einen Schlag; sie entfaltete

sich allmählich aus der kulturellen, religiösen und ökonomischen Realität der loka-

len Demokratien der jungen USA. Verteilungskonflikte, öffentliche Debatten und

kollektive Schlüsselerfahrungen lagen ihr zugrunde.

Quer zu ihrerAbhängigkeit vonEnglandentstand imLaufdes achtzehnten Jahr-

hunderts in denKolonien an derOstküste Amerikas ein geschärftes Selbstverständ-

nis lokaler Demokratie. Auch wenn zu dieser Zeit etwa das Stimmrecht für Frauen,

Schwarzeund Indianernur vereinzelt gefordertwurde, sowurdendochaufderEbe-

ne der Kommunen jene Beschränkungen desWahlrechts immerwieder außer Kraft

gesetzt, die in den Vereinigten Staaten teils noch bis zum zwanzigsten Jahrhundert

dieses Recht an das Vorhandensein von Besitz banden.1

Radikale Demokratie garantiert aber nicht per se den Schutz individueller

Freiheit.Denkbar ist auch eine demokratischeDiktatur. Tatsächlichwaren viele der

von Arendt in ihrem Buch Über die Revolution bewunderten, über fünfhundertfünf-

1 Karl Loewenstein: Verfassungsrecht und Verfassungspraxis der Vereinigten Staaten, Berlin (u.a.O.)

1959. ZumWahlrecht von Frauen: »Den Keil für die Einführung des Frauenstimmrechts bilde-

te das Gemeindewahlrecht.« (S. 131) ZumWahlrecht von Schwarzen: »Nur in einigen Staaten

des Nordens, vor allem in New England, hatten vor 1860 vereinzelt Neger das Stimmrecht.«

(S. 586)
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zig selbstverwalteten Townships2 der amerikanischen Kolonien höchst repressive

Kollektive. Viele Menschen waren nach Amerika ausgewandert, weil sie unter der

religiösen Intoleranz in den Staaten Europas gelitten hatten. Doch die meisten

von ihnen waren, als sie ihre neuen Gemeinwesen schufen, selbst in hohem Maße

intolerant. Bei der Unterdrückung gingen die verschiedenen christlichen Konfes-

sionen eine Allianz mit dem klassischen Republikanismus ein. So wünschte der

demokratische Lokalist Samuel Adams (1722–1803), Organisator der Boston Tea

Party, seine Heimatstadt Boston möge zu einem »christlichen Sparta«3 werden.

Ihm und anderen Siedlern ging es nicht um den Schutz der Freiheit des Einzelnen,

sondern um den Erhalt der Tugend des Bürgers als Diener der Gemeinschaft.

InFolgederTätigkeit desKontinentalkongresses tratenab 1776dieVerfassungen

der dreizehn Bundesstaaten eine nach der anderen in Kraft. Bei jeder dieser Kon-

stitutionen lohnt sich die Mühe der Prüfung, ob ihr Text demokratische Ansprüche

eher republikanisch oder eher liberal begründet. Der Begriff des Republikanischen

rekurriert in diesem Kontext entweder auf die Tradition des klassischen Republi-

kanismus einesMachiavelli beziehungsweiseHarrington oder auf die Tradition des

Puritanismus undKommunalismus.Wie das Beispiel Samuel Adams zeigt, verban-

den sich beide Strömungen nicht selten zu einem spezifischen Konglomerat.

Das schwachliberale, föderalistischeModell vonGesellschaftwar republikanisch

beeinflusst, obwohl es nicht auf eine geschlossene Tugendrepublik, sondern auf ei-

nen wirtschafts-nationalistischen Kapitalismus zielte. An die Stelle der Tugend der

breiten Masse trat die einer kleinen Elite. Zugleich setzten die Föderalisten Lockes

Theorie vom Grundrecht auf Eigentum und dem Anspruch auf unbegrenzte Akku-

mulation in politische Praxis um. Das Denken der Föderalisten stellt folglich eine

Synthese des Republikanismus in der TraditionMontesquieus undHarringtons auf

der einen, und des Liberalismus in der Tradition Lockes auf der anderen Seite dar.

An diesem Punkt ist die Frage interessant, ob nicht umgekehrt das Gegenmo-

dell, das starkliberale, antiföderalistischeModell von Gesellschaft aus einer Synthe-

sedesRepublikanismusHarringtons, JohnTrenchards (1662–1723)undThomasGor-

2 HannahArendt:Über die Revolution,München 1963, S. 215f, S. 228. »Diejenigen,welche die ver-

fassunggebende Macht erhielten, waren die regulär gewählten Vertreter konstituierter Ge-

meinden; sie waren von unten gewählt, nicht von oben ernannt, undwenn sie sich an das alte

römische Prinzip hielten, daß alleMacht beim Volk liegt, so war dies für sie keine Fiktion und

das Volk für sie nichts Absolutes – die Nation, die über den Gesetzen und über allen weltli-

chenAutoritäten thront –, sondern einegegenwärtigeRealität.DasVolkwar für sie eine inOr-

ganisationen und Institutionen zusammengefaßte Menge von Menschen, die gewöhnt war,

ihre Macht gemäß bestimmten Regeln und im Rahmen von Gesetzen auszuüben.« (S. 215)

3 Samuel Adams: Brief an John Scollay, 30. Dezember 1780, in: Harry Alonzo Cushing (Hg.):

The Writings of Samuel Adams, Bd. IV 1778–1802, New York und London 1908, S. 236–239, Zitat

S. 238.
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dons (1691–1750) auf der einen Seite und den Ideen der Leveller auf der anderen Sei-

tenwege gebildet wurde.

Harringtons These lautete, dass die politische Macht der ökonomischen ent-

springt, ein Grundsatz, der später zu der Formel »Power follows property« verkürzt

wurde. Das in seiner 1656 publizierten Schrift The Commonwealth of Oceana zum

Ausdruck kommende, republikanisch inspirierte Wissen über den Zusammen-

hang von Eigentumsverteilung und Staatsform kann der Institutionalisierung von

Rahmenbedingungen von Freiheit dienen; es kann aber auch benutzt werden, um

Ungleichheit erst zu erklären, dann zu rechtfertigen. Harrington selbst hat nie an

die Herstellung tatsächlicher Gleichheit gedacht. Trotz seiner republikanischen

Rhetorik leitete er aus der bestehenden Ungleichheit des Eigentums in England ab,

die Legislative müsse in die Hände der reichsten Bürger des Landes gelegt werden:

»Und daß in einem Gemeinwesen die nötige Prärogative in gewissem Umfange

den Begüterten zuerkannt wird, liegt im Wesen des Erwerbsfleißes und seines

Nutzens für die Allgemeinheit begründet. [...] Es gibt in allem eine Mitte: Wie in

einem Gemeinwesen übermäßiger Reichtum das Gleichgewicht aufhebt, so kann

auch äußerste Armut es nicht stützen, und man darf es ihr unter keinen Umstän-

den anvertrauen.«4

Soweit also zumRepublikanismus bei Harrington. Über sechzig Jahre später waren

Trenchard und Gordon an die Öffentlichkeit getreten. Ihre in London erschienenen

Veröffentlichungenwurden inAmerika starkwahrgenommenundbeeinflusstendie

dortigen Starkliberalen. Erinnern wir uns an jenes Ereignis, das am Anfang der 144

in Londoner Zeitungen publizierten Cato’s Letters stand: die Südseeblase von 1720,

eine gigantische Spekulation auf Geschäfte, die nur erdacht, nicht aber vereinbart,

geschweige denn verwirklicht waren, ein BoomundCrash von Aktien der South Sea

Company, eine Finanzkrise, welche dieWirtschaft Englands in den Abgrund zu rei-

ßen drohte.Die Aufsätze Trenchards undGordons verdammtendieKorruption und

den Mangel an Moral in weiten Teilen der politischen und ökonomischen Elite des

Königreiches; sie warnten vor dem Aufkommen einer Tyrannei. Mit dem Wissen

über den Zusammenhang von Eigentumsverteilung und Staatsform imKopf wand-

ten sich die beiden Autoren gegen die Übermacht der Handelsgesellschaften und

der Bank von England. Bei ihrer Forderung nach Entmachtung gingen Trenchard

und Gordon noch über die Vorschläge Harringtons von der »Mitte eines Gemein-

wesens«, in dem es weder übermäßigen Reichtum noch übermäßige Armut geben

dürfe,hinaus. Ja,sieübertrafensogardenAntimonopolismusderLeveller, indemsie

4 James Harrington: Oceana 1656, aus dem Englischen übertragen von Klaus Udo Szudra, her-

ausgegeben und mit einem Anhang versehen von Hermann Klenner und Klaus Udo Szudra,

Leipzig 1991, S. 102.
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Vermögensobergrenzen für jedeArt vonEigentumverlangten.Andererseits hinder-

te sie ihre Gleichgewichtsvorstellung daran, Menschenrechte in der Politik wie der

Ökonomie mit jener Konsequenz einzuklagen, die zuvor das Auftreten der Leveller

gekennzeichnet hatte.5

Nach ihrer Erstveröffentlichung in den Jahren von 1720 bis 1723 erschienen die

Cato’s Letters in vier Bänden unter dem Titel Cato’s Letters, or, Essays on Liberty, Civil

and Religious, and Other Important Subjects. Die Bände waren dermaßen erfolgreich,

dass 1755 bereits die sechste Auflage gedruckt wurde.6 Zwei Dekaden später hatten

die Aufsätze Einfluss auf die Ideale der Amerikanischen Revolution; immer wieder

wurden sie in der Presse zitiert.DerHistorikerClinton L.Rossiter (1917–1970) stellte

fest, dass niemand, der sich mit den Zeitungen, Zeitschriften, Druckschriften und

Bibliotheken der dreizehn Kolonien beschäftige, übersehen könne, welche Popula-

rität Cato’s Letters damals gehabt hätten.7

Während der Republikanismus bei den Föderalisten dazu diente, direkte De-

mokratie zu verhindern, spielte dieselbe politische Theorie bei den Antiföderalis-

ten eine Rolle bei der Rechtfertigung einer Art Demokratie von unten. Aber wie bei

denFöderalistenderRepublikanismuszunehmend instrumenteller verwendetwur-

de – letztenEndenur,umeinen schwachenLiberalismusdurchzusetzen – trat auch

bei den Antiföderalisten diese politische Theorie im Lauf der Zeit in den Hinter-

grund. Entweder man erkannte, dass der Republikanismus sich in der politischen

Praxis nicht anwenden ließ; was einen genuinen Antiföderalisten wie Jefferson da-

zu brachte, sich in der konkreten Politik, trotz aller Sympathie für eine tugendhafte,

dezentrale, auf Agrikultur basierende Demokratie, dem interventionistischen Zen-

tralismus der Föderalisten zu nähern. Oder man erkannte, dass der Republikanis-

mus durch einen starken Liberalismus überwunden werdenmusste.

Am Beginn der Demokratisierung erst der Kolonien, dann der Bundesstaaten

wurden Ansprüche auf Menschen- und Bürgerrechte, sofern sie nicht aus der Tra-

dition englischen Rechts abgeleitet werden konnten, unter Bezug auf die Autori-

täten der Antike als die Väter des klassischen Republikanismus legitimiert. Doch

im Lauf der Auseinandersetzung um die Konstitution der USA entstand ein neu-

es Selbstbewusstsein, das die Grundlage für den starken Liberalismus bildete. Die

5 John Trenchard, Thomas Gordon: To the Author of the London Journal, 19. November 1720, in:

Dies.: A Collection of Cato’s Political Letters in the London Journal, to December 17, Inclusive, 1720,

London 1722, S. 16–20.

6 Nachweis im Katalog der Staatsbibliothek zu Berlin Preußischer Kulturbesitz (SBPK), https:

//www.stabikat.de

7 Clinton L. Rossiter: Seedtime of the Republic. The Origin of the American Tradition of Political

Liberty, New York 1953, S. 141. Zur Rezeption Trenchards und Gordons in den Kolonien siehe

Heather E. Barry: A »Dress Rehearsal« for Revolution. John Trenchard and Thomas Gordon’s Works

in Eighteenth-Century British America, Lanham/Maryland 2007.
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Starkliberalen begannen nun, Bürgerrechte als solche Rechte zu begründen, die je-

demMenschen schlicht aufgrundseinesMenschseins zukämenundkeinerweiteren

Berufung auf historische Autoritäten bedürften. So entwickelte sich in Amerika die

Idee der Menschenrechte.

Hier ist die rege publizistische Aktivität von Richard Price (1723–1791), Joseph

Priestley (1733–1804) und Paine zu nennen.8 Price und Priestley waren beide engli-

sche Theologen und Unitarier, beide auch befreundet mit einigen der Gründervä-

ter der Vereinigten Staaten. Alle drei brachten das Selbstbewusstsein der Starkli-

beralen so zum Ausdruck, dass der Funke der Freiheit auf breite Teile der Kolonis-

ten überspringen konnte.AusRepublikanern,die aufgrundderModernisierungder

Beziehungen am Markt die Chance schwinden sahen, das Primat der demokrati-

schen Polis oder Township zu erhalten, konnten nicht zuletzt durch das Studium

der Schriften von Price, Priestley und Paine Starkliberale werden, die der Entwick-

lung desWirtschaftens einen klaren politischen Rahmen zu geben versuchten.

Die wachsende Bedeutung des starken Liberalismus zeigte sich exemplarisch

bei der Entstehung den im Jahr 1776 in Kraft getretenen Verfassungen von Virgi-

nia und Pennsylvania sowie bei der 1780 in Kraft getretenen Verfassung vonMassa-

chusetts. Daher soll im späteren Verlauf dieses Kapitels untersucht werden, welche

Institutionen und Regularien in diesen Verfassungen vorgesehen waren, um eine

Machtbegrenzung im Staat und eine Machtminimierung in der Wirtschaft zu er-

möglichen.

7.2 Wahlrecht und Eigentum: Ihre Verbindung als Promotor
einer neuen Aristokratie

Für eineModernisierungdes Landes im InteresseWeniger steht dasBeispiel der Fö-

deralisten und ihrer Bemühung um eine Beschränkung desWahlrechts nur auf sol-

che Personen, die über ein gewisses Maß an Eigentum verfügten. Es handelte sich

bei dieser Politik nicht um ein Verharren im Alten; vielmehr ging es um ein Herr-

schaftsmittel bei der Gestaltung des Neuen. Auchwenn sich diese Vision nicht end-

8 Zur publizistischenAktivität vonPaine, Price undPriestley siehe folgende fünf Arbeiten: John

Keane: Tom Paine. A Political Life, London 1995, S. 91–137 – Isaac Kramnick: Republicanism and

Bourgeois Radicalism. Political Ideology in Late Eighteenth-Century England and America, Ithaca/

New York und London 1990, Kapitel 3 Joseph Priestley’s Scientific Liberalism, S. 71–98 – Henri

Laboucheix: Richard Price. Théoricien de la révolution américaine. Le philosophe et le sociologue,

le pamphlétaire et l’orateur, Phil. Diss., Montreal (u.a.O.) 1970 – Jean Lessay: L’Américain de la

convention, Thomas Paine. Professeur de révolutions, député du Pas-de-Calais, Paris 1987, 2. Teil Le

premier qui fit de la propagande une arme de guerre, S. 45–140 – Bernard Vincent: Thomas Paine

ou la religion de la liberté. Biographie, Paris 1987, Kapitel 3 Le sens commun, S. 56–81, Kapitel 7

La religion de l’Amérique, S. 127–154.
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gültig durchsetzen sollte, so zeigt sie doch von Anbeginn der Verfassungsdiskussio-

nen an, welcher Geist die Entwicklung vorantrieb.

So wurde zum Beispiel auf Antrag von Adams in der 1780 verabschiedeten Ver-

fassungdesBundesstaatesMassachusetts die Klausel über denNachweis vonBesitz

zumErhalt desWahlrechts noch verschärft imVergleich zu der Regelung, die in der

Kolonialzeit geherrscht hatte.Dies geschah zu einemZeitpunkt, als imBundesstaat

Pennsylvania schon seit vier Jahren eine relativ radikale Verfassung ohne solche Be-

schränkung gültig war.9 Die reaktionäre Dimension des Vorgehens in Massachu-

setts lässt sich auch daran erkennen, dass bei den Wahlen zu den Aufständischen-

Komitees,die denBoykott der englischenHandelsgesellschaften organisiert hatten,

jedermann unabhängig von seinem Eigentum eine Stimme gehabt hatte.

Die kapitalistische Gesellschaft, welche die Föderalisten wünschten, die sie

kommen sahen und die sie aus den Geburtswehen befreien wollten – diese Ge-

sellschaft war nur mit einer weit größeren materiellen und sozialen Ungleichheit

denkbar. Demnach konnte und durfte die ursprünglich relativ große Gleichheit

der Verteilung des Bodens unter den Siedlern nicht bleiben, wie sie war. Vor die-

sem Hintergrund war es mehr als verständlich, wenn im Zuge der 1778 geführten

Verhandlungen über eine Verfassung des Bundesstaates Massachusetts kritische

Stimmen laut wurden: Zwei Delegierte der Gemeinde Belchertown merkten an,

dass in dem vorgelegten Entwurf in Bezug auf die Wahl der Mitglieder des Reprä-

sentantenhauses von Massachusetts zu diesem Zeitpunkt noch keine Besitzklausel

vorgesehen war. Gegenwärtig, so hieß es, würden sich daraus zwar keine Probleme

ergeben, aber:

»Yet we fear that in Process of Time, it will make way for Corruption and Venality

and would query whether there ought not to be something as a qualification for

a voter for a Representative which will more strongly influence him to seek the

publick good, especially as is it highly Probable that the state will be thronged

with foreigners.«10

Kaum mehr als ein halbes Jahrzehnt nach Inkrafttreten der Verfassung von Mas-

sachusetts zeigte die imWesten dieses Bundesstaates wütende Shaysche Rebellion

der Jahre 1786 und 1787,wie »vorausschauend« die restriktiven Bestimmungen über

das Verhältnis von Besitz und Wahlrecht waren. Die Aufständischen protestierten

gegen die hohen Steuern und die daraus resultierende Verarmung aufgrund hoher

9 Zur Verfassung von Pennsylvania siehe Willi Paul Adams, wie Anm. 2 Kap. 6, S. 80–90, und

Dick Howard, wie Anm. 5 Kap. 5, Abschnitt Eine radikale Verfassung. Das demokratische Pennsyl-

vania, S. 171–179, S. 366f, und Hans-Christoph Schröder, wie Anm. 11 Kap. 5, S. 126f.

10 Joseph Smith, Israel Cowls: To the General Assembly of the State of Massachusetts Bay, 13. Mai

1778, in: Oscar Handlin, Mary F. Handlin (Hg.): The Popular Sources of Political Authority. Docu-

ments on the Massachusetts Constitution of 1780, Cambridge/Massachusetts 1966, S. 220.
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Verschuldung der Kleinbauern. Deren Lage hatte dazu geführt, dass immer mehr

von ihnen ihr Land zu einem sehr geringen Preis hatten verkaufenmüssen.Daman

nachder neuenVerfassungüber ein hohesEinkommenverfügenmusste,wennman

sich beiWahlen als Kandidat aufstellen lassen wollte, war den Kleinbauern derWeg

der legalen Vertretung ihrer Interessen so gut wie versperrt.

Die durch die Shaysche Rebellion evident gewordene Bedeutung der Wirt-

schaftsordnung für das Wahlrecht wurde damals von allen Beteiligten erkannt.

Überall hieß es mit Harrington: »Power follows property«.

Die Vision derer, die eine deutlich ungleiche Vermögensverteilung als Grundla-

ge nationaler Macht und sozialenWohlstands ansahen, hat sich in den Vereinigten

Staaten voll und ganz verwirklicht. Dass die Herstellung von Verhältnissen mit un-

gleichverteiltemEigentumzurVoraussetzungvonWirtschaftswachstumgehört, ist

heute sogar eines der Axiome des Neoliberalismus; mit der Folge, dass in Ländern

wie den USA,Großbritannien, Frankreich und seit einigen Jahren auch in Deutsch-

land die Schere zwischen Reich und Arm sich immer weiter öffnet. Darüber soll-

te freilich nicht vergessen werden, dass in den Vereinigten Staaten diejenigen, die

für eine machtarme Marktwirtschaft kämpften, immerhin das allgemeine Wahl-

recht und den von den Föderalisten abgelehnten Menschen- und Bürgerrechtska-

talog durchsetzen konnten.

Die USA zählen heute zu den höchst entwickelten parlamentarischen und

rechtsstaatlichen Demokratien. Dieses Faktum hängt damit zusammen, dass es

im Lauf des neunzehnten und zwanzigsten Jahrhunderts immer wieder gelang,

besonders extreme Pläne der Föderalisten zu verhindern. Gleichwohl wurden die

Vereinigten Staaten mit der Entfaltung ihres bürokratischen, industriellen und

militärischen Komplexes zu einer Art kapitalistischen Aristokratie, obwohl sich die

Vorstellungen eines an Besitz gebundenen Wahlrechts nicht endgültig durchsetz-

ten. Dennoch wurde viel von dem verwirklicht, was einst Föderalisten wie Adams

undHamilton vorgeschwebt hatte.Dass es dazu kommen konnte, liegt nicht zuletzt

daran, dass sich die Starkliberalen von Anfang an in einem Abwehrkampf befan-

den. Sie mochten das politisch Bessere konzipieren und das politisch Schlechtere

korrigieren – die Realität dauerhaft zu gestalten war ihnen nicht möglich.

Viele Historiker haben die Positionen der Starkliberalen, mithin die der konse-

quentenDemokraten in den USA, stets nur als reaktives Phänomen betrachtet. Von

den einenwurden siemit Sympathie als Kritiker des Kapitalismus undVerlierer der

Geschichte, von den anderen als provinzielle, ja reaktionäre Bremser einer für un-

aufhaltsam erachteten Modernisierung beschrieben. Schon um diesen simplifizie-

rendenVersionenderGeschichtsschreibungetwas entgegenzusetzen, lohnt sich ein

Blick auf das, was genau die amerikanischen Starkliberalen unter einer freien Ge-

sellschaft verstanden.
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7.3 Wahlrecht und Eigentum: Die erste Verfassung von Pennsylvania

Wichtigstes Merkmal der ersten, 1776 verabschiedeten, 1790 leider konservativ re-

formierten Verfassung von Pennsylvania war ihre Ein-Kammer-Legislative, deren

Mitglieder Jahr für Jahr neu gewählt wurden. Dies mag aus heutiger Sicht wenig

spektakulär erscheinen. Aber schon allein dieses Charakteristikum zeichnete die

Verfassung als radikaldemokratisch aus.Die Einrichtungder Ein-Kammer-Legisla-

tive bedeutete nämlich einen klaren Bruch mit dem englischen parlamentarischen

System von Ober- und Unterhaus, das nicht allein von den Herrschenden in Eng-

land, sondern auch von aufklärerischen Autoritäten wie Montesquieu für vorbild-

lich im Sinne des gesellschaftlichen Interessenausgleichs gehalten wurde.Das eng-

lische Modell wurde auch von den Föderalisten geschätzt, die es auf die Verfassun-

gen vieler Bundesstaaten und schließlich auf die Verfassung der Union übertrugen.

Zwei Kammern zu schaffen war für die Föderalisten selbstverständlich; zwei

parlamentarische Kammern sollten, wie in England, Ausdruck von zwei sozialen

Klassen sein. Somachten die Verfassungenmit Zwei-Kammer-Legislative, etwa die

Verfassung vonMassachusetts, für dieWahl in den Senat genannte zweite Kammer

ein höheres Einkommen als für die Wahl in die erste Kammer zur Voraussetzung.

Die Verfassung von Pennsylvania aber sah, wie gesagt, gar keine zweite Kammer

vor. Sie unterschied sich von den weniger demokratischen Verfassungen übrigens

auch dadurch, dass sie das aktive Wahlrecht für diese eine Kammer nicht an den

Besitz von Grund und Boden knüpfte.11

In Pennsylvania durfte also laut Verfassung jeder Steuerzahler wählen. Bei die-

ser Festlegung handelte es sich um einen Kompromiss auf demWeg zum allgemei-

nenWahlrecht, das von Paine gefordert worden war.12War also die Verfassung von

Pennsylvania eine für das achtzehnte Jahrhundert besonders weitgehende Annähe-

rung an die heutige Vorstellung von Demokratie? Was die Verallgemeinerung des

Wahlrechts betrifft, so haben die modernen Demokratien den in Pennsylvania ein-

geschlagenen Weg fortgesetzt, ja vorläufig an sein Ende geführt. In anderer Hin-

sicht aber erlahmte der Impuls von Pennsylvania schon bald; erst recht wurde er

nicht von den Autoren der Verfassungen des zwanzigsten Jahrhunderts aufgegrif-

fen. Denn die Väter der Verfassung von Pennsylvania hatten das Ein-Kammer-Sys-

tembeschlossen,weil sie derMeinungwaren, als Grundlage der parlamentarischen

Demokratiemüsse eine Art klassenloser Gesellschaft angenommenwerden. Sicher,

es konnte, ja musste Eigentumsunterschiede geben. Es sollte jedoch keine Armut

11 Willi Paul Adams, wie Anm. 2 Kap. 6, Abschnitt 6 Pennsylvania, S. 80–90, Abschnitt 4 Einkam-

merlegislative, S. 492–495.

12 Siehe den zweiten und dritten der unter Anm. 6 Kap. 6 genannten Aufsätze Paines.
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und auch keinen übergroßen Reichtum geben, weil sonst die Freiheit der Bürger

zerstört werden würde.13

Das allgemeine Wahlrecht hat in dieser Zeit des Kampfes für seine Durchset-

zung vielmehr bedeutet, als es für uns heute vorstellbar ist.Eswurde ja doch immer

eine gerechtere Eigentumsverteilungmitgedacht.

Befürworter und Gegner der Verfassung von Pennsylvania gründeten ihre

Vorstellungen auf dasselbeWissen über den Charakter der sie umgebenden Gesell-

schaft. Zur Zeit der Bildung der USAwar jedem politisch Denkenden bewusst, dass

letztlich die bestehende Verteilung des Eigentums über die Staatsform entscheiden

würde. Es erstaunt daher nicht, dass die Verfassung von Pennsylvania von den

Repräsentanten des großen Eigentums bekämpft wurde, enthielt sie doch weit

mehr als nur Aussagen über staatliche Institutionen. Sie barg das Versprechen auf

eine zugleich egalitäre und demokratische Gesellschaft.

Die starkliberale Perspektive lässt sich in der Amerikanischen wie zuvor in der

Englischen Revolution nicht zuletzt aus den Befürchtungen ihrer schwachliberalen

Widersacher erkennen. Indembereits zitiertenBrief an JamesSullivan (1744–1808),

Jurist,RichterundAbgeordneter imParlament vonMassachusetts, formulierte John

Adams am 26.Mai 1776 eine ins Grundsätzliche gehende Besorgnis.Wenn erst ein-

mal das Vorhandensein vonEigentumals Voraussetzung für die Teilnahme anWah-

len entfallen sei, dann sei derDammgebrochen.Dannwerde es keinenGrundmehr

geben, nicht dauerndweitere Ansprüche auf persönliche Freiheiten zu erheben und

die Macht in Frage zu stellen:

»Depend upon it, Sir, it is dangerous to open so fruitful a source of controversy

and altercation as would be opened by attempting to alter the qualifications of

voters; there will be no end of it. New claims will arise; women will demand a

vote; lads from twelve to twenty will think their rights not attended to; and every

man who has not a farthing, will demand an equal voice with any other in all acts

of state. It tends to confound and destroy all distinctions, and prostrate all ranks

to one common level.«14

Unrecht hatte Adams nicht. Das allgemeine, gleiche, freie Wahlrecht sollte in der

Tat als ein Instrument der Entmachtung dienen.Wie dieseWirkungdesWahlrechts

und anderer Grundrechte aussehen und wie sie imWeiteren gestaltet werden soll-

ten, das konnten die Starkliberalen anfangs nicht überschauen. Es handelte sich zu

Beginn vor allemumeine politische Perspektive, die allen Teilen der Verfassung ihre

Färbung, ihre Richtung geben sollte.

13 Willi Paul Adams:RepublikanischeVerfassungundbürgerliche Freiheit.DieVerfassungenundpoliti-

schen Ideen der Amerikanischen Revolution, Darmstadt und Neuwied 1973, Abschnitt 2 Eigentum

in Unabhängigkeitserklärung, Bills of Rights und Verfassungen, S. 195f.

14 John Adams, wie Anm. 1 Kap. 6, S. 378.
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Unter den Autoren der Konstitution von Pennsylvania waren sich manche dar-

über im Klaren, dass sich nach dem Abstreifen der kolonialen Fesseln eine gerechte

Verteilung des Eigentums nicht von selbst herstellen würde. Sie wussten, dass es

nicht genügen würde, die alte Ordnung zu liquidieren und Freiheitsrechte und De-

mokratie zu proklamieren. Denn eine mit der Freiheit der Bürger, mit Demokratie

und Marktwirtschaft wirklich konforme Gesellschaft bedurfte in ihrer Verfassung

einer Reihe von Bestimmungen zur Verhinderung allzu großer Konzentration von

Eigentum. An prominenter Stelle des Entwurfs der Verfassung von Pennsylvania

hatte es noch geheißen:

»An enormous Proportion of Property vested in a few Individuals is dangerous to

the Rights, and destructive of the Common Happiness of Mankind; and therefore

every free State hath a Right by its Laws to discourage the Possession of such

Property.«15

Diese entscheidende Passage zur Verhinderung zu hoher Eigentumskonzentra-

tionen stand am Ende des Absatzes der Menschenrechtserklärung. Warum der

hier zitierte Passus bei den öffentlichen Beratungen gestrichen wurde, ist nicht be-

kannt.Keine Frage,dass dessenRadikalität denennicht gefiel,die anunbegrenztem

Wachstum von Reichtum in den Händen von immer weniger Bürgern interessiert

waren. Diese Männer machten aber nicht die Mehrheit der Bewohner Pennsylvani-

as aus. Wie wir aus den wirtschaftspolitischen Auseinandersetzungen jener Jahre

wissen, reagierte man dort sehr empfindlich auf die Anhäufung von Macht und

Reichtum. Der Amerikanist und Historiker Willi Paul Adams (1940–2002) hielt es

für möglich, dass die Streichung des in der Sache so klaren Passus taktisch bedingt

war.16Um eine Einigung nicht zu gefährden, sollten anscheinend zu offensichtliche

Angriffspunkte vermieden werden.

15 Entwurf der Verfassung von Pennsylvania, zitiert bei Willi Paul Adams, wie Anm. 13 Kap.7,

S. 195.

16 Über den zitierten Passus heißt es bei Adams: »Ende Juli 1776 wurde der Entwurf der Bill of

Rights mit diesem Artikel als broadside veröffentlicht. Das Plenum jedoch verweigerte dem

revolutionären letzten Artikel seine Zustimmung. Mit den Diskussionen, die dieser Artikel

im Verfassungskonvent Pennsylvanias im Juni und Juli 1776 ausgelöst haben muß, war ein

Höhepunkt erreicht in der Entwicklung von der quasi-sakralen Dreieinigkeit von Leben, Frei-

heit und Besitz hin zu einer zukunftsträchtigen Formel von Leben, Freiheit und Streben nach

Glück. Weshalb sich noch nicht einmal im Verfassungskonvent Pennsylvanias eine Mehrheit

für eine Höchstbesitzklausel fand, läßt sich nicht eindeutig feststellen. Vielleicht lagen nur

taktisch-politische Überlegungen zugrunde: Die Versammlung sah vielleicht einen zu gro-

ßenWiderstand in der Öffentlichkeit gegen diesen Artikel voraus, der sich auf die ganze Bill

of Rights und die ganze Verfassung hätte ausdehnen und alles zu Fall bringen können.«Willi

Paul Adams, wie Anm. 2 Kap. 6, S. 387.
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Zu den Autoren der ersten in Kraft getretenen Verfassungen einzelner Bun-

desstaaten der USA gehörte also eine Avantgarde politischer Aktivisten, die eine

Begrenzung vonEigentumanstrebten,weil sie wussten, dass dieDemokratie ande-

renfalls Schaden nehmenwürde.Mit diesem in die Verfassung eingebautenWissen

um die Freiheitsgefährdung der Demokratie waren sie heutigen Verfassungen weit

voraus. Heute wird denjenigen, die über extrem großes Eigentum verfügen, ein

Grundrecht auf unbegrenztes Eigentumswachstum zugesprochen. Durchgesetzt

haben sich allerdings damals in den USA diejenigen, die ein großes Interesse an

ungleichen Eigentumsverhältnissen hatten, obwohl sie zunächst zusammen mit

ihren Gegnern das englische Mutterland bekämpft und damit die alte Ordnung

umgestoßen hatten.

Die Vereinigten Staaten hatten bis weit in das neunzehnte Jahrhundert hinein

die in der jüngeren Geschichte wohl einmalige Möglichkeit, imWesten neues Land

zu erobern und dieses unter besitzlosen Bürgern zu verteilen. Dass die Gewinnung

neuer riesiger Gebiete mit der immer weiteren Verdrängung, ja Vernichtung der

zahlreichen indianischen Stämme einherging, ist die eine Seite des Vorgangs. Die

andere Seite ist, dass diemit dem Fluch der gewaltsamenUnterdrückung vonMen-

schen- und Bürgerrechten behaftete Expansion der USA nicht etwa dazu genutzt

wurde, die neuen Territorien gerecht zu verteilen, sondern dass sichmit jeder Qua-

dratmeile neuen Landes die Konzentration an Bodenbesitz verschärfte.17 Die neuen

Eigentümerwollten ihrenBesitz qua Verfassung gesichert wissen.Auch diejenigen,

die nun den englischenWeg der Industrialisierung einschlagenwollten,wünschten

natürlich nicht, dass die Vereinigten Staaten zu einer Gesellschaft von Kleinprodu-

zenten und Selbstversorgern würden. Die Besitzlosigkeit und folglich wirtschaft-

liche Abhängigkeit der breiten Masse der Siedler war für die Etablierung der eng-

lischen Form des Kapitalismus notwendig. Neben den Sklaven und an deren Stelle

brauchteman für die Zukunft einHeer von Lohnabhängigen und kaufbereitenKon-

sumenten.

7.4 Wahlrecht und Eigentum: Die Verfassungen von Virginia
und Massachusetts

Nicht nur im Entwurf einer Verfassung für Pennsylvania, dessen radikaldemokra-

tischer Charakter unter Historikern weithin bekannt ist, nein, auch in den Verfas-

sungsentwürfen anderer BundesstaatenwarenMaßnahmen enthalten, die zu einer

besseren Verteilung des Eigentums geführt hätten. Allerdings wurde keiner dieser

Vorschläge jemals in die endgültige Version der Verfassung übernommen.

17 Fred Albert Shannon: America’s Economic Growth, New York 1951, Kapitel VIIWestward Expan-

sion to 1860, S. 119–140.
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Während der Entwurf einer Verfassung für Pennsylvania das große Eigentum

direkt angriff, wollte Thomas Jefferson in Virginia die Eigentumsverhältnisse, so-

fern sie Grund und Boden betrafen, auf solcheWeise demokratisieren, dass bei die-

sem Vorgang das große Eigentum nicht unmittelbar bekämpft worden wäre. Jef-

fersons Entwurf enthielt die Bestimmung, dass alle erwachsenenMänner, die noch

keinen Boden besaßen, fünfzig acres Land erhalten sollten.18 Der Preis dieses Kon-

zepts war die Enteignung der Indianer. Denn wenn man wie Jefferson den großen

Reichtumnicht antastenwollte, – die Reichsten hatten zu diesemZeitpunkt imOs-

ten bereits die wertvollsten Böden unter sich aufgeteilt – und dennoch den armen

Siedlern Land geben wollte, dann war dies nur auf Grundlage der Expansion nach

Westen und der Enteignung der Indianer möglich.

Ein weiteres Beispiel für die Debatte, ob die Regulierung von Eigentum in der

Verfassung verankert werden sollte oder nicht, lässt sich imKontext der politischen

Kontroversen inMassachusetts finden.Hier trat Adams, anders als Jefferson in Vir-

ginia, für eine Konstitution ein, welche die Führung des Staates in die Hände der

Reicheren legen sollte. Vehement plädierte Adams daher für ein Klassenwahlrecht

und für eineZwei-Kammer-Legislative inMassachusetts.Doch selbst Adamsglaub-

te, Vorschläge für eine gerechtere Verteilung des Eigentumsmachen zumüssen:

»The only possible way, then, of preserving the balance of power on the side of

equal liberty and public virtue, is to make the acquisition of land easy to every

member of society; to make a division of the land into small quantities, so that

the multitude may be possessed of landed estates. If the multitude is possessed

of the balance of real estate, the multitude will have the balance of power, and

in that case the multitude will take care of the liberty, virtue, and interest of the

multitude, in all acts of government.«19

Adams’ Vorschlag war eine taktische Antwort auf den von ihm bekämpften Vorstoß

radikaler Bürger des Staates Massachusetts, das Wahlrecht nicht länger an Grund-

besitz zu knüpfen. Wesentlich allerdings ist der ideengeschichtliche Hintergrund,

dass Adams, ein Anhänger Harringtons, nicht menschenrechtlich, sondern staats-

männischargumentierte.NichtumindividuelleRechteginges ihm,sondernumdie

Stabilität des Gemeinwesens. Die gewünschte Stabilität konnte, Harrington zufol-

ge, unter den jeweiligen Rahmenbedingungen, mit der Gewährung von einem un-

terschiedlichen Maß an Freiheit verbunden werden. Adams war, zumindest nach

der hier zitierten Aussage, zu einer Art Mittelstandspolitik bereit. Um die republi-

kanische Tugenddoktrin zu stärken, sollte seiner Meinung nach etwas mehr als die

18 Willi Paul Adams,wie Anm. 13 Kap. 7, S. 223. Zur Verfassung vonVirginia allgemein sieheDick

Howard, wie Anm. 5 Kap. 5, S. 166–171, S. 365f.

19 John Adams, wie Anm. 1 Kap. 6.
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Hälfte der Bürger über Eigentum verfügen, damit das Gleichgewicht der Gesell-

schaft gewahrt bleiben könnte. Boden sollte in kleineren Einheiten auf den Markt

gebracht werden, damit auch weniger Wohlhabende ein Stück Land würden kau-

fen können. Das schon vorhandene und weiterwachsende große Eigentum woll-

te Adams aber auf keinen Fall antasten. Im Gegenteil, er hielt solche Eigentums-

konzentrationen für unvermeidlich, wollte deren Wachstum durch föderalistische

Wirtschaftspolitik sogar beschleunigen, da er dies zum Wohl der Nation für not-

wendig hielt.

Der amerikanische Politologe Dick Howard sah in Adams den Mann mit dem

größten Einfluss auf die Verfassung von Massachusetts. Dieser habe seine Vorstel-

lung von Gesellschaft und Staat hinter der Formel versteckt, tugendhafte Bürger

müssten die Republik bilden und die Republik müsse tugendhafte Bürger schaffen.

Howard fasst Adams’ Strategie wie folgt zusammen:

»Das politische System von John Adams gibt sich die größte Mühe, die Dynamik

der politischen Teilnahme des Volkes durch die Repräsentation von gesellschaftli-

chen Interessen zu bewahren, während es gleichzeitig versucht, diese Art der Re-

präsentation mit Hilfe eines Systems politischer Filter zu schwächen.«20

7.5 Recht auf Eigentum oder Eigentum als Privileg

Im Vergleich der Verfassungen von Pennsylvania, von Virginia und von Massachu-

setts steht Massachusetts für die schwachliberale, Virginia für eine mittlere, Penn-

sylvania für die starkliberale Position. Die Radikalen in der Verfassunggebenden

VersammlungvonPennsylvaniahattenausdenMenschenrechtendasRechtderPar-

lamentarier abgeleitet, mit ihrer Mehrheit jede freiheitsfeindliche Anhäufung von

Eigentum zu verhindern. Obwohl diese Haltung Jahre später, das heißt bei den De-

legiertendesKonvents inPhiladelphia 1787,keineMehrheitfindenwürde,hattendie

Radikalen dort nicht alleine gestanden. Denn die Wortführer der Antiföderalisten,

allen voran der Farmer George Mason (1725–1792), würden den Entwurf einer Ver-

fassung fürdieUSAalsGanzheit scharf kritisieren,einerseitsweil ihnendie Freiheit

der Rede und der Schutz vor willkürlichen Verhaftungen nicht gesichert schienen,

andererseits weil die Bürger nicht vor wirtschaftlichen Monopolen geschützt wür-

den.21

20 Zur Verfassung vonMassachusetts unter besonderer Berücksichtigung desWirkens von John

Adams siehe Dick Howard, wie Anm. 5 Kap. 5, S. 160–166, S. 364f, Zitat S. 166.

21 George Mason: Objections to the Proposed Federal Constitution, 1787, in: Cecelia M. Kenyon

(Hg.): The Antifederalists, Indianapolis/Indiana (u.a.O.) 1966, S. 191–195. Deutsche Fassung des

Aufsatzes, der als Flugschrift und in Zeitungen erschien, in Angela Adams, Willi Paul Adams

(Hg.), wie Anm. 24 Kap.5, S. 371–374.
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Bei der noch folgendenUntersuchung desMenschenrechtsbegriffs – imKapitel

über England im ausgehenden achtzehnten Jahrhundert – werden wir sehen, dass

hier von interessierter Seite eine systematische Verwechslung vorgenommen wur-

de: Das Recht auf Bildung von Eigentum wurde verdreht zu einem Recht auf Wah-

rung von bereits bestehendem Eigentum. Das Menschenrecht aller Bürger auf Bil-

dung von Eigentum müsste durch den Staat gesichert werden. Doch die, die sich

durch dieses Recht in ihren Besitzständen bedroht fühlten, kehrten die Sache ein-

fach um. Sie nahmen ein Recht auf den Erhalt des Status quo der Verteilung von

Eigentum in Anspruch – als Abwehrrecht einer Minderheit von Besitzenden stand

und steht es demuniversellenMenschenrecht einerMehrheit auf Eigentumdiame-

tral gegenüber.

War die bestehende ökonomische Macht legitim? Ließ sich der vorhandene

Reichtum im Rahmen einer Verfassung legalisieren, die in ihrem Geltungsbereich

allen Bürgern gleiche Rechte garantieren wollte? Wohl kaum. Die Menschenrechte,

einschließlich des Rechts auf Eigentum, stellten den Status quo der Verteilung des

Eigentums in Frage. Aus ebendiesem Grunde fochten die Föderalisten als Befür-

worter der unbeschränkten Akkumulation von Reichtum gegen die Aufnahme von

Grundrechten in die Verfassung der USA.

Charles A. Beard hat in seiner bahnbrechenden ökonomischen Interpretation

der Verfassung der USA22 gezeigt, dass die Föderalisten zu einemGroßteil selbst zu

den reicheren Personen gehörten. Dieser Zusammenhang war nicht allein verfas-

sungspolitisch, sondernauch inBezugaufMeinungsbildungundWahltaktik vonei-

niger Brisanz,mussten doch die Föderalisten, um eineMehrheit für ihre Positionen

zu gewinnen, im Konvent der dreizehn Bundesstaaten in Philadelphia auch solche

Delegierte auf ihre Seite ziehen, die nicht zu den wirtschaftlichMächtigen zählten.

Deshalb versuchten die Föderalisten, in den oft erregten Debatten die Erwähnung

des klassenkämpferischen Hintergrunds der Menschenrechtsfrage wenn möglich

zu vermeiden. Stattdessen schoben sie andere Gründe für ihre Haltung vor.Hamil-

ton zum Beispiel berief sich, in dem von ihm verfassten vierundachtzigsten Artikel

der Federalist Papers, auf den Vorschlag für den Text der Präambel der Verfassung:

»Hier werden die Rechte des Volkes grundlegender anerkannt als durch dicke

Bücher mit jenen Aphorismen, die in den Grundrechtekatalogen einiger unserer

Staaten eine Hauptrolle spielen und die viel besser in eine Abhandlung über

Ethik passen würden als in die Verfassung für eine Regierung. [...] Ich möchte

noch weitergehen und behaupten, daß Grundrechtekataloge in dem Sinn und

dem Umfang, wie sie gefordert werden, in der vorgeschlagenen Verfassung nicht

nur unnötig, sondern sogar gefährlich wären.«23

22 Charles A. Beard, wie Anm. 5 Kap. 5.

23 Alexander Hamilton: (o.T.) Artikel Nr. 84, in: Ders. (u.a.A.), wie Anm. 12 Kap. 5, S. 499–508,

Zitat S. 502. Zum Vorgehen der Föderalisten siehe Jürgen Heideking: Verfassungsgebung als
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Obwohl dieAntiföderalistendenKampfumdieBill of Rights schließlich 1791 gewan-

nen, bleibt doch festzuhalten, dass es den Föderalisten zuvor gelungenwar, die Ver-

abschiedung der Amendments lange zu verzögern und zwei der ursprünglich zwölf

geplanten Zusätze ganz zu verhindern. Dass sie sich bei ihrem Vorgehen auch un-

demokratischerMethodenhatten bedienenmüssen, liegt daran,dass ihrModell für

die künftige Gesellschaft dem widersprach, was viele Amerikaner im Unabhängig-

keitskampf als gemeinsame Grunderfahrung verinnerlicht hatten.Wichtig war das

gemeinsame Erlebnis religiöser Verfolgung in Europa, einer der Hauptgründe für

die Auswanderung nach Nordamerika. Ähnlich fundamental für die gesellschaftli-

che Identitätsbildung war die Gefährdung von Grundrechten durch wirtschaftliche

Monopole in den Ursprungsländern.

Was schließlich die Unabhängigkeitsbewegung auslöste, waren zum einen ho-

he Steuern, die ohne jede Beteiligung durch gewählte politische Vertretung der Ko-

lonisten im englischen Mutterland erhoben wurden. Ein zweiter wichtiger Auslö-

ser war die rücksichtslose Durchsetzung der Interessen privater Monopolisten wie

der East India Company durch die englische Regierung. Beide Faktoren, der öko-

nomische und der politische, waren nicht voneinander zu trennen; die Verletzung

des Grundrechts auf Schutz vor willkürlichen Hausdurchsuchungen und Verhaf-

tungen stand in direktem Zusammenhang mit der Schaffung wirtschaftlicher Mo-

nopole durch Einzelne und Gruppen. So verbot die englische Regierung im Inter-

esse der englischen Handelsgesellschaften undmonopolistischenManufakturen in

den Kolonien den freien Handel. Um diese »ökonomische« Grundrechtsverletzung

durchzusetzen, griff das Mutterland fortlaufend in »nicht-ökonomische« Grund-

rechte ein; Habeas-Corpus-Rechte wurden beispielsweise durch willkürliche Fest-

nahmen verletzt.

Die Erfahrung der Gleichzeitigkeit der Willkür des englischen Staatsapparates

und derWillkür der englischenMonopole machte aus den Siedlern schließlich citi-

zens of the United States. Typisch für das nicht zuletzt aus der doppeltenUnterdrü-

ckung rührende antiföderalistische Verständnis von Menschenrechten war Jeffer-

sons Kritik am föderalistischen Entwurf einer Verfassung für die Vereinigten Staa-

ten. Ende des Jahres 1787, als die Verfassung noch ohne einen Katalog von Grund-

rechten zur Debatte im Raum stand, schrieb er an James Madison und wandte sich

in einem Atemzug gegen den fehlenden Grundrechtsschutz vor staatlicher Willkür

sowie gegen das Fehlen eines verfassungsrechtlich verankertenMonopolverbots:

politischer Prozeß. Ein neuer Blick auf die amerikanische Verfassungsdebatte der Jahre 1787–1791, in:

Historische Zeitschrift, Bd. 246, H. 1, 1988, S. 47–88. Bei Heideking heißt es: »Solche Ausreden

schürten aber lediglich den Verdacht der Antifederalists, die andere Seite führe etwas Böses

im Schilde.« (S. 82)
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»I will now add what I do not like. First the ommission of a bill of rights provid-

ing clearly and without the aid of sophisms for freedom of religion, freedom of

the press, protection against standing armies, restriction against monopolies, the

eternal and unremitting force of the habeas corpus laws, and trials by jury in all

matters of fact triable by the laws of the land and not by the law of nations.«24

Was den Kolonisten eine neue politische Identität gab, was sie zu citizens of the

United States machte – eben diese doppelte Repression – ließ zwei miteinander

nicht vereinbareKonzepte derNeuordnungzu,die sich von völlig unterschiedlichen

Wertvorstellungen nährten. Zum einen konnte die Erfahrung der Unterdrückung

universalistisch gedeutet werden: Da man erkannt hatte, dass nicht allein engli-

sche, sondern Monopole an und für sich der Demokratie schadeten, konnte sich

der politische Wille bilden, eine Gesellschaft ganz ohne Monopole zu formen.

Zum anderen konnte die Erfahrung der Unterdrückung partikularistisch gedeutet

werden: Die Monopole Britanniens waren nur deshalb eine Gefahr, weil die eigene

Nation den konkurrierenden Wirtschaftsmächten noch keine eigenen Monopole

entgegensetzen konnte; weshalb es darauf ankam, solche selbst zu schaffen, um

wachsenden Wohlstand und expandierende Macht in Amerika zu fördern. Den

erstenWeg ging der starke, den zweiten der schwache Liberalismus.

Da sich die Position des schwachen Liberalismus, die mit einer wirtschafts-

nationalistischen Politik verknüpft war, historisch durchsetzte, ist heute so gut

wie vergessen, dass zu Beginn der Entwicklung die starkliberale Option eine echte

Chance auf Verwirklichung gehabt hatte. Für ihren lange währenden Einfluss gibt

es viele Indizien. Ein Großteil der wirtschaftlich Mächtigen hatte sich am Beginn

der Unabhängigkeitsbewegung, aus Furcht vor dem »levelling spirit«, das heißt

vor dem Egalitarismus der Revolutionäre, für eine Beibehaltung der Abhängigkeit

von der englischen Krone und dem englischen Parlament ausgesprochen. 1774

schrieb GouverneurMorris (1752–1816), seinerzeitMitglied desNewYork Provincial

Congress, in einem Brief an den Juristen John Penn (1741–1788):

»And if these instances of what with one side is policy, with the other perfidy,

shall continue to increase, and become more frequent, farewell aristocracy. I see,

and I see with fear and trembling, that if the disputes with Great Britain con-

tinue, we shall be under the worst of all possible dominions; we shall be under

the domination of a riotuous mob. It is the interest of all men, therefore, to seek

for reunion with the parent state.«25

24 Thomas Jefferson: Brief an James Madison, 20. Dezember 1787, in: Merrill D. Peterson (Hg.),

wie Anm. 16 Kap. 6, S. 915f. Auch in: Saul K. Padover (Hg.): The Complete Jefferson. Containing

his Major Writings, Published and Unpublished, Except his Letters, New York 1943, S. 120.

25 Gouverneur Morris: Brief an John Penn, 20. Mai 1774, in: M. St. Claire Clark, Peter Force (Hg.):

American Archives, 4. Reihe, Bd. I, Washington D.C. 1837, Sp. 343.
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Nach der Unabhängigkeitserklärung verließen zahlreiche Loyalisten die jungen

USA. Ein größerer Teil ging sogar nach England zurück und wurde dort für die ver-

lorenen Besitztümer teilweise entschädigt. Durch die Enteignung der Loyalisten in

den USA kam es zu einer gewissen Umverteilung von oben nach unten. Die Furcht

blieb; viele Reiche ängstigten sich vor denen, die sie »Pöbel« nannten und davor,

ihnen, wie von vielen angestrebt, Menschen- und Bürgerrechte – in erster Linie

das allgemeineWahlrecht – zu gewähren. Doch davon warman noch weit entfernt:

Radikale Demokratisierung bedeutet nicht, dass ein Höchstmaß an individuellen

Freiheiten erstrebt wird. Entscheidend ist nicht die heroische Proklamation; ent-

scheidend ist, ob die neuen Rechte mit einer Architektur von Institutionen und

Regeln verbunden werden, die diese Rechte einklagbar machen.

Der Entwurf solcher Institutionen zur Minimierung politischer und ökonomi-

scherMacht tauchte in der neueren Geschichte zuerst bei den Levellern auf. Im Fol-

genden soll untersucht werden, inwieweit dieses Ziel hundertdreißig Jahre später

in Pennsylvania, dem Staat mit der wohl radikalsten Verfassung der jungen USA,

erreicht wurde. ImVergleich zu den Levellern habenwir es hiermit einer neuenDi-

mension zu tun, da es nicht mehr nur um ein theoretisches Konzept, sondern um

politische Praxis ging. Denn in Pennsylvania kam es 1776 zum ersten Mal zu einer

Situation, in der Starkliberale, die eine Begrenzung staatlicher wie wirtschaftlicher

Macht anstrebten, im Parlament eine Verfassung durchsetzen konnten, die genau

dieses Ziel zu ihrem Inhalt hatte.

7.6 Das Verhältnis von Legislative, Judikative und Exekutive
in der ersten Verfassung Pennsylvanias und in der Verfassung
der USA

In Pennsylvania haben wir 1776 zum ersten Mal in der Geschichte den konkreten

Fall, dass eine Reformbewegung, die staatliche Gewalt begrenzte und zugleich öko-

nomischeMacht bekämpfte, eine gültige Verfassung durchsetzen und dieMehrheit

im Parlament stellen konnten.

Die Gegner der Verfassung von Pennsylvania hatten immer wieder behauptet,

die radikaldemokratische bzw. starkliberale Substanz des Dokuments werde zu ei-

ner unkontrollierbaren, ja allmächtigen Legislative führen. InWirklichkeit verhielt

es sich anders. Denn in demMaße, in welchem die zu politischer Partizipationmo-

tivierenden Tendenzen der Verfassung zum Tragen kamen,wurde Gewaltenteilung

verwirklicht. Umgekehrt wurde in dem Maße Gewaltenteilung verhindert, in wel-

chem die Gegenmodelle zur Verfassung von Pennsylvania, allen voran die Bundes-

verfassung, aus Furcht vor dem Aufruhr des Volkes die Demokratie beschränkten.

So schrieb die Verfassung von Pennsylvania, jedenfalls im Vergleich zu den Ver-

fassungen anderer Einzelstaaten und im Vergleich zur Verfassung der USA, einen
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hohen Grad an Gewaltenteilung vor, indem die Legislative, die Judikative und die

Exekutive weitgehend auf demunmittelbarenWählerwillen gegründet und die drei

Gewalten auf diese Weise voneinander unabhängig gemacht wurden. So wurde,

nur zum Beispiel, in Pennsylvania der die Exekutive bildende zwölfköpfige Council

nicht, wie in den anderen Staaten, von den Mitgliedern der Gesetzgebenden Ver-

sammlung gewählt, sondern direkt von den Counties. Lediglich bei der Besetzung

des Präsidenten durch die Exekutive hatte die Legislative einen gewissen Einfluss,

indem sie ihnmitwählen konnte.

Ähnliches gilt für die Judikative.Die Friedensrichter der einzelnen Bezirkewur-

den direkt von den Bürgern gewählt. Dieser Teil der Rechtsprechung war folglich

von der Legislative vollständig unabhängig und von der Exekutive nur in geringem

Maße abhängig.Die Exekutive hatte dasRecht, von jeweils zwei gewähltenRichtern

einen für das Amt zu bestimmen. In Bezug auf die Besetzung der höchsten Rich-

terposten aber fand die Verfassung keine rechte Lösung für die schwierige Aufgabe

strenger Gewaltenteilung. In Einklangmit demdie gesamte Verfassung kennzeich-

nendenMisstrauengegenüberunbegrenzterMachtwurdendieoberstenRichter für

jeweils sieben Jahre von der Gesetzgebenden Versammlung Pennsylvanias gewählt.

Dadurch erreichte man zwar eine Kontrolle der Amtsträger, aber eine sehr proble-

matische, da die Richter von der Legislative abhängig waren.26

Zum Prinzip der Gewaltenteilung gehörte auch das Verbot der Ämterverflech-

tung. Im Gegensatz etwa zum Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland war

es nach der ersten Verfassung von Pennsylvania verboten, Personen der Legislative

mit einem Amt innerhalb der Exekutive zu betrauen. Und ein hoher Richter durfte

weder aus der Exekutive noch aus der Legislative stammen.

Von besonderem Belang war und ist die Regelung der Verfassungsgerichtsbar-

keit und der Verfassungsreform. Die Vereinigten Staaten und Deutschland haben

dieses Problem dadurch gelöst, dass sie, mit dem Supreme Court beziehungsweise

dem Bundesverfassungsgericht, jeweils eine über und neben dem demokratischen

System stehende Instanz gebildet haben, deren Mitglieder auf Lebenszeit gewählt

werden. Dadurch sind sie, weil sie nicht abgewählt werden können, zwar einerseits

unabhängig, durch das an die Exekutive gebundene Ernennungsverfahren jedoch

wiederhöchst abhängig. InDeutschland impliziert dieseOrdnung,dass dasGrund-

gesetz auch ohne Entscheidung des Deutschen Bundestages, nämlich durchUrteile

desBundesverfassungsgerichts verändertwerdenkann.Hingegen ist derWeg einer

ReformdesGrundgesetzesdurchdasParlamentwegender erforderlichenZweidrit-

telmehrheit formal zwar möglich, aber äußerst schwierig, wenn nicht fast ausge-

schlossen.

26 Zum Grad der Gewaltenteilung und zur Judikative in der Verfassung von Pennsylvania sie-

he Willi Paul Adams, wie Anm. 2 Kap. 6, S. 512f, und Dick Howard, wie Anm. 5 Kap. 5, S. 174

mittig – 176 oben, S. 177.
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Die Autoren der Verfassung von Pennsylvaniawaren ihrem Impetus treu geblie-

ben und hatten für das eben beschriebene Problem eine ihrer politischen Haltung

entsprechende Lösung gefunden. Die Bürger sollten im Abstand von sieben Jah-

ren in jedemCounty und jeder Stadt insgesamt vierundzwanzig Vertreter für einen

Council of Censors wählen. Dieser Rat sollte die Verfassungswirklichkeit umfassend

und eingehend prüfen, sollte also eruieren, ob die Organe der Demokratie funktio-

nierten und ob, gemessen an den Anforderungen der unveränderbaren Menschen-

rechte,dieVerfassung reformiertwerdenmusste.27MitdemCouncil ofCensorswurde

eine Art vierter Gewalt eingerichtet; sie verfügte eher über Autorität als überMacht,

weil jede Änderung der Verfassung der Zustimmung der Bürger bedurfte.

Keine Frage, auchdieVerfassung vonPennsylvania entstanddurchKompromis-

se, die natürlich politischeWidersprüche nach sich zogen. Trotzdem wurde in die-

sem Dokument das Ideal einer Konstitution mit maximaler Gewaltenteilung und

basisdemokratischer Kontrolle weitgehend entfaltet.

Das entgegengesetzte Ideal verfolgten die Föderalisten.Mit deren Verfassungs-

modell wurde die Demokratie minimiert, weil die drei Gewalten einemit der ande-

ren vernetzt wurden. So hat der Gouverneur in vielen amerikanischen Bundesstaa-

ten, genauso wie in der Union der Präsident, die Möglichkeit zum Veto. Auch wenn

diesesRecht in Lehrbüchern als Beispiel für die TrennungderGewalten beschrieben

wird, führt es im Gegenteil zu deren Verflechtung, da die Exekutive mit legislativer

Macht ausgestattet wird. Gleiches gilt für andere Strukturen der bis heute gültigen

Verfassung der USA.28

Dass aus der starkliberalen Verfassung von Pennsylvania eine schwache Exe-

kutive, aus der schwachliberalen Verfassung der Vereinigten Staaten hingegen

eine starke Exekutive resultierte, war von entscheidender Bedeutung für die Wir-

kung, welche die staatliche Konstitution auf die jeweilige Wirtschaftsverfassung

hatte. Auch wenn keiner der beiden hier diskutierten Verfassungstypen eine Wirt-

schaftsverfassung explizit formulierte, ist weder das eine noch das andere Modell

neutral gegenüber der Art von wirtschaftlichen Beziehungen und der Bildung

ökonomischer Macht, die sich unter seinemDach entwickelten.

Was die Verfassung der USA negativ charakterisiert, ist erstens eine starke Exe-

kutive,zweitens eine geringedemokratischeKontrolle durchdieBürger,drittens ei-

ne Legislative aus Repräsentantenhaus und Senat als zwei Kammern, die einander

immer wieder blockieren. Aufgrund dieser Mängel wird die Bildung ökonomischer

Macht geradezu unterstützt.Denn dort,wo es eine starke Exekutive gibt, kommt es

zu einer Vielzahl von Einzelfallentscheidungen, die bei mangelnder Öffentlichkeit

erfolgen. Wo es im Gegensatz dazu eine starke Legislative gibt, sind die Entschei-

dungsprozesse rechtlich überprüfbaren Regeln, allgemeinen Gesetzen und öffent-

27 Willi Paul Adams, wie Anm. 2 Kap. 6, S. 542, und Dick Howard, wie Anm. 5 Kap. 5, S. 177.

28 Zu diesem Thema siehe Karl Loewenstein, wie Anm. 1 Kap. 7.
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licher Kontrolle unterworfen. In diesem Verfassungsmodell also wird der Bildung

von ökonomischer Macht eher entgegengewirkt.

Eine Verfassung wie die von Pennsylvania konnte nur im Rahmen einer macht-

armen, nicht kapitalistischen Marktwirtschaft funktionieren, in der die meisten

Bürger als kleine, selbstständige Unternehmer tätig waren. Man kann diese Aus-

sage noch zuspitzen und behaupten, dieser Typ Verfassung setze eine machtfreie

Marktwirtschaft geradezu voraus. Zumindest bedarf es einer Balance zwischen

staatlicher und wirtschaftlicher Ordnung. Daraus resultiert, dass dieser Verfas-

sungstyp in einem Maß, das wir noch untersuchen werden, der ökonomischen

Machtbildung entgegenwirkt. Es bringt also eine solche staatliche Ordnung ihre

eigene Existenzvoraussetzung immer wieder selbst hervor.

Bei der von den Föderalisten geprägtenVerfassung der Vereinigten Staaten hin-

gegen zeigt sich ein tiefer Widerspruch bei der Interdependenz von Staats- und

Wirtschaftsordnung. Einerseits ist die Konstitution so formuliert, dass sie zur Bil-

dung ökonomischer Macht einlädt; andererseits kann sie als gemäßigt demokrati-

sche und rechtsstaatliche Verfassung nur funktionieren, wenn es nicht zu solcher

Bildung von Macht kommt. Selbst die US-Amerikanische Verfassung als bisher be-

währteste unter den freiheitlichenVerfassungen derWelt, trägt auf dieseWeise den

Keim der Selbstblockade in sich.

Auf der Ebene der Union ist die Exekutive zwar in solcher Weise verfasst, dass

die Regierung interventionistisch vorgehen kann, um der durchmächtige Gruppen

verursachten Ineffizienz und Destabilisierung zu kontern; zugleich aber wird der

Präsident, auch widerWillen, in das Netz der ökonomischen Abhängigkeiten gezo-

gen, in demer sogar einenwichtigenKnoten bildet. Jede Verfassung,die eine starke

Exekutive und einen starken Präsidenten vorsieht, führt zu einer demokratisch nur

mangelhaft legitimierten Regierung. In der Öffentlichkeit erscheinen die USAmit-

unter als unregierbar. Ihre Konstitution, entstanden aus einem Misstrauen gegen

die Demokratie, hat im politischen Alltag zur Folge, dass der ursprüngliche Kon-

struktionsfehler sich weiter verstärkt und immer mehr Bürger sich als einflusslos

wahrnehmen und der Demokratie schließlich müde werden.

Eine schwachliberale Verfassung kann, durch die von ihr selbst favorisierte und

protegierteWirtschaftsmacht, imLaufderGeschichte sogar zueiner vollständigan-

tiliberalen gesellschaftlichenOrdnung führen. In Bezug auf die Vereinigten Staaten

stand diese Gefahr den Gegnern der Föderalisten schon früh vor Augen. Die im fol-

genden Kapitel versuchte Rekonstruktion der wirtschaftspolitischen Kontroversen

dieser jungen Jahre der USA erlaubt uns, die jeweiligen Leitbilder, dasjenige einer

vermachteten Konstitution und dasjenige einer konsequenten Demokratie, die mit

freier Marktwirtschaft gekoppelt ist, nach zu skizzieren.



8. Das Wirtschafts- und Finanzrecht der jungen USA

Der Einfluss Thomas Paines

8.1 Die Problematik großer Aktiengesellschaften: Die Gründung
der Society for Establishing Useful Manufactures (S.U.M.)

Für die mit der Genehmigung großer Aktiengesellschaften verbundene Proble-

matik ist in den Vereinigten Staaten die Gründung der Society for Establishing

Useful Manufactures (S.U.M.) das Beispiel schlechthin. Ins Leben gerufen wurde

die S.U.M. imNovember 1791 aufgrund einer energischen Initiative von Tench Coxe

(1755–1824) und Alexander Hamilton, Coxe damals Vizefinanzminister, Hamilton

damals Finanzminister der USA. ZumVerständnis ihrer beider Absichten lohnt das

Studium zweier Dokumente: erstens die Lektüre der Rede, welche Coxe im August

1787 an der Universität von Pennsylvania vor einer Gruppe von Unternehmern

hielt, die neue, in Bezug auf Organisation und Technologie innovative Manufak-

turen gründen wollten; zweitens die Lektüre des Berichts, welchen Hamilton im

Dezember 1791 dem Repräsentantenhaus als seinem Auftraggeber vorlegte und

welcher den Parlamentariern eine Reihe von Vorschlägen über die Förderung der

Manufakturen in den Vereinigten Staaten machte.

Coxe forderte in seinerRede,manmüssedie jüngereEntwicklung vonManufak-

turen in Europa, gemeint waren vor allem solche in England und Frankreich, genau

untersuchen und dabei prüfen, welche von ihren finanz- und produktionstechni-

schenMethoden auf die Vereinigten Staaten übertragenwerden könnten.Der Staat

müsse solchenUnternehmenunter dieArmegreifen,müsse ihnenTausendeHektar

Boden zu Niedrigstpreisen verkaufen und Vorteile bei der Besteuerung gewähren.

Was die Anstellung von Arbeitern betraf, so schreckte Coxe selbst vor Arbeitszwang

nicht zurück.Dieser sollte in ein und demselben Vorgang die Produktivität steigern

und die Gefahr von Aufruhr mindern:

»Extreme poverty and idleness in the citizens of a free government will ever pro-

duce vicious habits and disobedience to the laws and must render the people fit

instruments for the dangerous purposes of ambitious men. In this light the em-

ployment of our poor in manufactures, who cannot find other honest means of a
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subsistence, is of the utmost consequence. A man oppressed by extreme want is

prepared for all evil, and the idler is ever prone to wickedness, while the habits of

industry, filling the mind with honest thoughts, and requiring the time for better

purposes, do not leave leisure for meditating or executing mischief.«1

Hamilton folgte mit seinem Bericht, der offenbar auf Entwürfen von Coxe beruhte,

der Tradition des Merkantilismus, wie er im England der Königin Elisabeth I. und

imFrankreich des Jean-Baptiste Colbert entstandenwar.Mit Coxe teilte der Finanz-

minister das Verdienst, als einer der ersten Politiker schon die frühen Zeichen des

Wandels von der agrarischen zur industriellenWirtschaft und Gesellschaft erkannt

zu haben. Er verwarf sowohl den im Frankreich jener Jahre noch bedeutenden Phy-

siokratismus als auch die Laissez-faire-Ideen. Der Staat müsse findigen, mutigen

Unternehmern in jeder Hinsicht helfen. Auch Zölle auf Einfuhrgüter, Abwerbung

von Ingenieuren sowie Spionage in avancierten Manufakturen des westlichen Eu-

ropas und Piraterie seien geboten, um die Wirtschaft der USA konkurrenzfähiger

zumachen.2

Coxe und Hamilton schufen die S.U.M. als zwar private, doch von Seiten der

zentralen Regierung ungemein geförderte Aktiengesellschaft. Diese sollte sich der

wirtschaftlichen,dasheißt vor allemder industriellenEntwicklungderRegion längs

des Passaic in New Jersey annehmen, wozu eigens eine Siedlung in der Nähe sei-

nerWasserfälle gebaut wurde.Wie leicht zu erkennen ist, handelte es sich nicht um

das Projekt erfolgreicher, innovativer Unternehmer; vielmehr entstand die S.U.M.

durch planwirtschaftliches Vorgehen, genauer gesagt durch die enge Verbindung

zwischen einer Reihe vermögender Kapitalisten auf der einen und Teilen der föde-

ralistischen Regierung auf der anderen Seite. In der Tat hatten Coxe und Hamilton

all ihre Beziehungen spielen lassen, um dieser für damalige Verhältnisse riesig gro-

ßen Aktiengesellschaft zum Erfolg zu verhelfen. Das Modellprojekt sollte zum Auf-

stieg der USA zu einer Weltmacht beitragen. – Zur Geschichte der S.U.M. gehört

aber auch, dass sie schon 1796 wegenmangelnden Kapitals insolvent wurde.3

1 Tench Coxe: An Address to an Assembly of the Friends of American Manufactures, Convened for the

Purpose of Establishing a Society for the Encouragement of Manufactures and the Useful Arts, Read

in the University of Pennsylvania, on Thursday the 9th of August 1787, Philadelphia/Pennsylvania

1787. Für Coxes Haltung zur Förderung von Manufakturen siehe S. 20f, Zitat S. 23.

2 Alexander Hamilton, wie Anm. 11 Kap. 6. Für eine knappe Darstellung der Inhalte des Report

on Manufactures siehe Douglas A. Irwin: The Aftermath of Hamilton’s »Report on Manufactures«,

in: The Journal of Economic History, Bd. 64, H. 3, 2004, Abschnitt Hamilton’s Report on Manu-

factures, S. 802–804. Für eine Darstellung seiner Entstehung und Bedeutung siehe Broadus

Mitchell: Alexander Hamilton. A Concise Biography, New York 1976, S. 216 unten – 222 oben.

3 ZurGeschichte der S.U.M. sieheBroadusMitchell, wieAnm. 2Kap. 8, S. 232–241, zu ihremNie-

dergang siehe Jacob E Cooke: Tench Coxe, Alexander Hamilton, and the Encouragement of Ameri-

can Manufactures, in: TheWilliam and Mary Quarterly, Bd. XXXII, H. 3, 1975, S. 389 unten – 392

oben.
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8.2 Die Problematik großer Aktiengesellschaften: Der Widerstand
gegen die Society for Establishing Useful Manufactures (S.U.M.)

Das Projekt S.U.M. stieß sogleich auf Widerstand in der Öffentlichkeit. Der ame-

rikanische Ökonom und Wirtschaftshistoriker Joseph Stancliffe Davis (1885–1975),

Autor des Standardwerks Essays in the Earlier History of American Corporations, hielt

die Argumente der Gegner des Vorhabens für vorurteilsbeladen und unintelligent.

Er schrieb:

»Viewed as a whole, the opposition which the charter and progress of the com-

pany excited must be interpreted as something more than a partisan attack on

a vulnerable measure of a leading figure of the political party in power. It was

an expression of a deep-rooted prejudice against large-scale corporations with

wide powers, of which we of the twentieth century are well aware. It was a nor-

mal protest – somewhat misinformed and unintelligent, indeed – against what

to-day we are prone to call ›special privilege‹, in the interest of the public as a

whole. It was a natural outcry – possibly more instinctive than reasoned – arising

from a class of small-scale producers against a type of productive organization

that threatened their economic existence.«4

Auch der bereits erwähnte Politologe Louis Hartz, dem die Wirtschaftsgeschichts-

schreibungwichtigeBeiträge verdankt, sprachder vonDavis kritisiertenAnti-Char-

ter-Bewegung rationale ökonomische und politische Argumente weitgehend ab.5

Was die starkliberalen Gegner der Charter tatsächlich dachten, soll im Folgenden

unter vier Punkten erläutert werden.

Erstens: Für die Starkliberalen war jede Aktiengesellschaft ein Fremdkörper in

einer Marktwirtschaft, weil sie auf Dauer den Leistungswettbewerb der Unterneh-

mer und das Eigentumsrecht der Bürger zerstört.

Sie wandten sich gegen jede Form eines vom Staat künstlich geschaffenen Ka-

pitalismus. Einer der Exponenten imKonflikt umdie Gründung der S.U.M.war ein

Mann, der sich »Anti-Monopolist« nannte und sein Pseudonymmit dem Zusatz »a

friend to private manufactures« versah.6 Privates Unternehmertum und die Exis-

tenz von Aktiengesellschaften waren für die Starkliberalen unvereinbare Gegensät-

ze. Unter dem Pseudonym »An Observer« notierte ein anderer Gegner großer Ak-

tiengesellschaften über die S.U.M., dieses Projekt sei »furchterregend« und müsse

4 Joseph Stancliffe Davis: The »S.U.M.«. The First New Jersey Business Corporation, in: Ders.: Essays

in the Earlier History of American Corporations. Numbers I-III, Cambridge/Massachusetts und

London 1917, S. 347–522, Zitat S. 451.

5 Louis Hartz: Economic Policy and Democratic Thought. Pennsylvania, 1776–1860, Cambridge/

Massachusetts 1948, Abschnitt The Anti-Charter Doctrine, S. 69–79.

6 Anti-Monopolist, zitiert bei Joseph Stancliffe Davis, wie Anm. 4 Kap. 8, S. 431.
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»die Aufmerksamkeit eines jeden wecken, der, sei es aus beruflichen, sei es aus per-

sönlichen Gründen, mit Unternehmen im Staat New Jersey zu tun hat«. Der Autor

konstatierte ferner, man könne die Genehmigung der Aktiengesellschaft »mit gu-

tem Grund einen boshaften Angriff auf die Gesamtheit der Betriebe von Handwer-

kern nennen«. Es würden »viele Köder ausgelegt, um unsere Arbeiter abzuwerben

undunsereUnternehmenzuzerstören, indemdieGrundlagen,aufdenensie ruhen,

beseitigt werden«.7

Durch die Möglichkeit völlig unbegrenzter Akkumulation von Kapital sahen die

Gegner der Aktiengesellschaften die Gefahr, dass die kleineren privaten Unterneh-

men bald nicht mehr marktgerecht würden wirtschaften können. Aufgrund des-

sen, so hieß es bei einem Autor, der unter dem Pseudonym »Clitus« von sich reden

machte, würde auch die Sicherung des staatlichen Haushaltes gefährdet. Die Akti-

engesellschaften würden durch ihr großes Kapital ganze Branchen des Handwerks

in den Vereinigten Staaten niederreißen, was sich längerfristig äußerst negativ auf

das Einkommen der Öffentlichkeit auswirkenwerde.Da die Betriebe derHandwer-

ker als bedeutender Teil der Gesellschaft große Summen an Steuern aufbrächten,

würde ihr Zusammenbruch lediglich dazu führen, dass der Ersatz für den Ausfall

der Steuern von den Landbesitzern getragen werdenmüsste.8

Es ging also bei der Kontroverse um die Aktiengesellschaften nicht um die Dif-

ferenzen zwischen Stadt und Land, sondern auf der einen Seite um die Interessen

kleinerer Unternehmer, ob sie nun Produzenten in der Stadt oder Bauern auf dem

Lande waren. Auf der anderen Seite standen die Interessen großer Eigentümer, ob

sie nun Plantagenbesitzer, Bodenspekulanten oder Aktionäre waren. Die Kritik an

den staatlich protegierten Aktiengesellschaften war nicht durch Angst vor Moder-

nität geprägt; sie resultierte vielmehr aus dem Selbstverständnis einer auf gesell-

schaftlichen Fortschritt gerichtetenModernität.

Was in den frühen 1790er Jahren an der Gründung der S.U.M. vor allem bemän-

gelt wurde, war der mit diesem Vorgang verbundene Interventionismus. Eine pri-

vate Aktiengesellschaft, die erst durch die Privilegierung seitens des Staates exis-

tenzfähig sei, bedeute einen zerstörerischen Eingriff in die private wirtschaftliche

Tätigkeit der Unternehmer, ja in die Freiheit der Bürger überhaupt. Zusammenmit

der Kritik daran, dass den Aktiengesellschaften die Beschränkung ihrer Haftung

gewährt wurde, entfaltete sich in den USA die Position einer Laissez-faire-Politik.

Währendwir heutemit diesem Begriff die Vorstellung des unbeschränkten Gewäh-

ren Lassens der global agierenden Konzerne verbinden, war die Idee ursprünglich

auf das genaue Gegenteil gerichtet: Im Interesse eines freien, das heißt eines für je-

dermann frei zugänglichenMarkteswurde der staatliche Interventionismus,wie er

7 An Observer, zitiert bei Joseph Stancliffe Davis, wie Anm. 4 Kap. 8, S. 430.

8 Clitus, zitiert bei Joseph Stancliffe Davis, wie Anm. 4 Kap. 8, S. 388.
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bei der Gründung der S.U.M. erstmals praktiziert wordenwar, von den Starklibera-

len scharf bekämpft.

Unter dem Pseudonym »A Farmer« forderte zum Beispiel George Logan

(1753–1821), seinerzeit Präsident der Germantown Society for Promoting Do-

mestic Manufactures, in der in Philadelphia publizierten National Gazette eine

aktive Laissez-faire-Politik im Sinne der Allgemeinheit. Ihm war klar, dass es nicht

genügen würde, von jeder Art Intervention Abstand zu nehmen; stattdessen müsse

die Gesetzgebung Sorge tragen, dass die übergroße Akkumulation von Kapital

verringert werde. Wo partikulare Interessen gegenüber denen der Allgemeinheit

bevorzugt würden, sei dies das größte aller öffentlichen Übel. Diese »Krankheit«

müsse durch Gesetze unterdrückt werden.9

Zweitens: Für die Starkliberalen war jede Aktiengesellschaft eine Maschine zur

Herstellung von Ungleichheit, die mit der Vorstellung von einer Gesellschaft glei-

cher und freier Bürger nicht vereinbar war:

»Such being the nature of this corporation, can it be doubted, whether it violates

the spirit of all laws? Whether it subverts the principles of that equality, of which

freemen ought to be so jealous? Whether it establishes a class of citizens with

distinct interests from their fellow-citizens? Will it not, by fostering an inequality

of fortune, prove the destruction of the equality of rights, and tend strongly to an

aristocracy?«10

Es war Logan, der diese rhetorischen Fragen 1792 in der National Gazette, in seinen

Five Letters, Addressed to the Yeomanry of the United States. Containing some Observations

on the Dangerous Scheme of Governor Duer and Mr. Secretary Hamilton, to Establish Na-

tional Manufactories stellte. Logan warnte die Farmer vor der Gefahr, dass Aktienge-

sellschaften vom Typ S.U.M. zu einer Anhäufung von Reichtum führen, die Gesell-

schaft in Klassen spalten und die Freiheit der Individuen strangulieren würden.

Wer heute von einer Politik des freien Marktes spricht, wird im selben Atem-

zug betonen, eine solche Politik sei unvereinbar mit dem Versuch der Schaffung

größtmöglicher materieller Gleichheit. Die hier zitierten Starkliberalen aber – die

ihre Beiträge in Zeitungen mit Pseudonymen wie »Anti-Monopolist« oder »Caius«

oder »Clitus« oder »A Farmer« oder »AnObserver« unterzeichneten – argumentier-

ten genau in der Gegenrichtung. Für sie waren wirklich freie Beziehungen an den

Märkten ohne eine gewisse materielle Gleichheit unmöglich. Auch wenn ihnen be-

wusst war, dass unterschiedliche Fähigkeiten unterschiedlichen Besitz und damit

unterschiedliche soziale Verhältnisse hervorbringen, so hielten sie es doch für eine

9 A Farmer (= George Logan), zitiert bei Joseph Stancliffe Davis, wie Anm. 4 Kap. 8, S. 439.

10 A Farmer (= George Logan), wie Anm. 4 Kap. 8, S. 439f.
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Aufgabe des Staates, eine allzu große Ungleichheit zu verhindern, um die Demo-

kratie zu schützen. Man könne von staatlichen Instanzen durchaus verlangen, die

bestehendeUngleichheit nichtnochdurchdieGenehmigungvonAktiengesellschaf-

ten zu verschärfen. Logan schrieb:

»The power of the wealthy is farther concentrated by their tendency to combina-

tion, fromwhich, number, dispersion, indigence, and ignorance, equally preclude

the poor. The wealthy are formed into bodies by their professions, their differ-

ent degrees of opulence, called ranks, their knowledge, and their small numbers:

they necessarily, in all countries, administer government; for they alone have skill

and leisure for its functions. Thus circumstanced, nothing can be more evident

than their inevitable preponderance in the political scale.«11

Aus dieser Entwicklung schloss Logan:

»Laws, it is said, cannot equalize men, – no – but ought they, for that reason, to

aggravate the inequality which they cannot cure? Laws cannot inspire unmixed

patriotism: but ought they, for that reason, to foment that corporation spirit

which is its most fatal enemy? ›All professional combinations‹, said Mr. Burke, in

one of his late speaches in parliament, ›are dangerous in a free state.‹ Arguing

on the same principle, the national assembly of France have proceeded further:

they have conceived that ›the laws ought to create no inequality or combination,

and to offer no assistance to the natural preponderance of partial over general

interests.‹«12

Drittens: Für die Starkliberalen war die Existenz einer übergroßen Akkumulation

von Kapital ein Angriff auf die Lebensfähigkeit der Demokratie.

In einem 1792 publizierten Beitrag der in Philadelphia erscheinenden Zeitung

General Advertiser warf der bereits zitierte Autor mit dem Pseudonym »Anti-Mono-

polist« der JerseyManufacturing Company vor, denGrundlagen einer freien Gesell-

schaft und damit auch den Werten und Zielen der Amerikanischen Revolution zu

widersprechen:

»It is an institution so opposed to the principles of a republican government that

it could never have taken place in the free states of America, especially in a part

yet moist with the blood of its citizens, shed in defence of liberty, from any other

motive than the avarice of speculation, and the ambition of our political leaders,

who encourage and heap advantages on them, merely to use them in future as

their tools, to encroach still farther on the equal rights of the people. This is no

11 A Farmer (= George Logan), wie Anm. 4 Kap. 8, S. 439f.

12 A Farmer (= George Logan), wie Anm. 4 Kap. 8, S. 440.
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exaggeration, but the just conclusion, which a bare mention of leading features

of this institutions will well warrant.«13

DerAnti-Monopolist sah voraus,dass die EigentümerundAnteilseigner derAktien-

gesellschaften erst die politischeMacht erringen, dann die Demokratie außer Kraft

setzen würden. Die Verflechtung ökonomischer und politischer Macht werde sich

zu Ungunsten der Freiheit der Bürger auswirken:

»But the subject becomes still the more alarming, if we recollect that these cor-

porations are looked on by those who frame them as sacred and irrevocable; for

in the course of time if this notion continues, and new corporations succeed each

other, as they have lately done, we shall inevitably have all our wealthy citizens,

whether they be engaged as merchants, manufactures or speculators, formed

into corporate bodies, to aggrandize themselves, and increase the influence of

government.«14

Der Zusammenhang von ökonomischer und politischerMacht hatte für die oft sehr

eloquentenKritiker der Aktiengesellschaften noch einenweiterenAspekt.Dieman-

gelnde Begrenzung staatlicherMacht durch die Verfassung und ihre Interpretation

begünstige sogar die Duldung, ja die Bildung vonWirtschaftsmacht seitens der Re-

gierung und des Parlaments gegen denWillen der Bürger. Der Antiföderalist unter

demPseudonym »Caius« eröffnete 1792 eine Serie von Artikeln imNewYorkerDaily

Advertisermit einemAngriff auf das föderalistische System staatlicherMacht, da es,

strukturbedingt, immer wieder zu Konzentrationen wirtschaftlicher Macht führe.

Das letzte »Projekt« dieser Art seien die »Monopole« der Aktiengesellschaften, die

vom Kongress favorisiert würden.15

Viertens: Für die Starkliberalen war der Kampf gegen die Existenz von Korpo-

rationen nicht allein Teil der Amerikanischen Revolution, sondern gehörte zu den

HauptzielenmodernerRevolutionenüberhaupt.Wer sich für dieGenehmigung von

Aktiengesellschaften einsetzte, arbeitete demnach an der Errichtung einer antimo-

dernen, konterrevolutionären politischen Ordnung.

Der bereits zitierte Autor mit dem Pseudonym »An Observer« äußerte Anfang

1792 im General Advertiser, die beiden großen Revolutionen in den Ländern Europas

seien durch denWiderstand gegen die Aktiengesellschaften ausgelöst worden. Oh-

ne die Leveller beimNamen zunennen, rekurrierte AnObserver auf das Beispiel der

Englischen und der Französischen Revolution. Der Versuch, die Aktivität der East

India Company von England nach Frankreich auszudehnen und die starke Kritik

13 Anti-Monopolist, zitiert bei Joseph Stancliffe Davis, wie Anm.4 Kap. 8, S. 432.

14 Anti-Monopolist, wie Anm. 4 Kap. 8, S. 431.

15 Caius, zitiert bei Joseph Stancliffe Davis, wie Anm. 4 Kap. 8, S. 430.
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von Seiten der Gesetzgebenden Nationalversammlung/Legislative an dieser Maß-

nahme hätten den Spürsinn und die Neugier des Volkes geweckt und die Ausein-

andersetzung mit dem Merkantilismus verschärft; diese Entwicklung sei eine der

Ursachen für den Sturz König Ludwigs XVI. gewesen. Aktiengesellschaften, so fol-

gerte der Autor, passten nicht in die jungen USA; sie passten nicht in die neue Zeit

einer auf parlamentarischer Demokratie und freiemMarkt basierenden Republik:

»If corporations with exclusive privileges, for particular objects, have created so

much jealousy and fear in other countries, how much ought this to excite the

same passions in this country, which seems to embrace every object, for whether

we consider the large capital, the extensive nature, or the important privileges,

annexed to this institution, themind is equally lost in astonishment, and is rather

inclined to view it as a production of the dark ages preceeding the sixteenth cen-

tury than of the present enlightened age.«16

Tatsächlich profitierten die frühen amerikanischen Aktiengesellschaften von Privi-

legien,die,noch vomMerkantilismus geprägt, später abgeschafftwurden.Die Star-

kliberalen attackierten die Aktiengesellschaften jedoch auch in Bezug auf ihre Grö-

ße – ein Angriff, der heute weit heftiger ausfallen müsste als damals. Wie bei dem

bereits zitierten Autor mit dem Pseudonym »Clitus« formuliert, stellte für die Geg-

ner derAktiengesellschaften allein die Tatsacheder enormenAkkumulation vonKa-

pital einen Bruch mit den Prinzipien einer freien Gesellschaft dar. Man kritisierte

die staatlicheGenehmigungvonAktiengesellschaftenbis zueinerGrößevon 1,5Mil-

lionen Dollar. Diese Summe, so hieß es, sei höher als das Kapital sämtlicher Hand-

werker in den Vereinigten Staaten und daher eine bloß formale, keine faktische Be-

schränkung.17

Die hier referierte, historische Kritik an den Privilegien der Aktiengesellschaf-

ten ist noch heute bedeutsam.Denn im Zeitalter der Globalisierung entwickelt sich

kein weltweit freierMarkt; was entsteht, trägt eher Züge eines Neomerkantilismus.

VomAktienrecht als private Organisationen definiert, werden Aktiengesellschaften

mitwachsenderGröße zu einer informellen politischenMacht.Dieser Prozess kann

in eine bindende Anerkennung der politischen Funktionen von Konzernen mün-

den, wenn deren informelle Macht eine gewisse Stärke oder Dichte erreicht hat.

So werden auf der Ebene der Europäischen Union (EU) immer mehr Umweltnor-

men, die keinen geringen Einfluss auf das Leben von Abermillionen Bürgern ha-

ben, nicht durch demokratisch legitimierte Parlamente, sondern von Gremien fest-

gesetzt, die mit Repräsentanten großer Unternehmen besetzt werden. Firmen wie

Daimler Benz, IBM, Nestlé oder Unilever bekommen auf diese Weise Privilegien

16 An Observer, zitiert bei Joseph Stancliffe Davis, wie Anm. 4 Kap. 8, S. 430.

17 Clitus, wie Anm. 8 Kap. 8.
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und quasi legislative Kompetenzen. Gleichzeitig senken viele Staaten, um im welt-

weitenWettbewerbderStandorte zugewinnen,nicht alleindieUnternehmenssteu-

ern; nein, sie gewährengroßenUnternehmenSubventionen,die kein kleinesUnter-

nehmen je in Anspruch nehmen könnte. Zu dieser Art der Privilegierung gehören

etwa der Verkauf zuvor öffentlichen Bodens zuMindestpreisen oder der kostenlose

Ausbau von Infrastruktur.

Auf diese Politik trifft noch immer genau jene Kritik zu, welche die Bewegung

gegen die Aktiengesellschaften einst in Bezug auf die Gründung der S.U.M. äußer-

te. Der im Repräsentantenhaus Pennsylvanias tätige Abgeordnete Fisher erinnerte

1792 an die Südseeblase der englischen South Sea Company und führte, laut einem

Zeitungsbericht, weiter aus:

»By the act, the company are vested with powers little short of legislation, within

a district of six miles square. The workmen employed by them, were to be exempt

from taxes andmilitia duties, and the property of the company to remain also un-

taxed. These powers, rights and privileges, given to this company, he said, would

be, in their operation, very injurious to this state as well as other states. They

would enable the company to work to greater advantage than any private man-

ufacturer in this state – to give higher wages to their journeymen, and thereby

draw them from the employ of those for whom they now work; to give most for

raw materials, and thereby enhance the price of them to every purchaser; and

to undersell their competitors. Besides they had the power to raise annually the

sum of 10000 dollars. This would still more effectually enable them to afford high

prices, to the detriment of private manufactures and artificers.«18

Eine kuriose Parallele zwischen der historischen und der aktuellen Situation in Be-

zug auf den Status von Aktiengesellschaften ist Folgendes: Damals wie heute sind

Großunternehmen aus Pflichten entlassen, die sonst qua Gesetz jedermann aufer-

legt sind, gleichzeitig aber treten sie als Sponsoren in Erscheinung und versuchen

auf diese Art, ihre gesellschaftlicheNützlichkeit zu beweisen.Die Regierung erwar-

tete von der S.U.M., dass sie einen Teil ihres durch Privilegien entstandenen Ge-

winns zur Förderung der Künste und derWissenschaften einsetzen würde.Damals

wie heute haben Aktiengesellschaften deshalb eineweit über das rein Ökonomische

hinausgehende Macht. Man hält sie für unverzichtbar, da sie kulturelle und sozia-

le Leistungen erbringen, für die in einer wirklich demokratisch organisierten Ge-

sellschaft staatliche Instanzen zuständig wären oder die von den Bürgern selbst er-

bracht werden könnten.19

18 Abgeordneter Fisher, zitiert bei Joseph Stancliffe Davis, wie Anm. 4 Kap. 8, S. 428.

19 Die mit dem Verhalten von Sponsoren verknüpfte Problematik zeigte sich zum Beispiel mit

aller Deutlichkeit nach dem Brand der Kathedrale Notre-Dame in Paris 2019, als die fran-



150 Walter Oswalt: Starker Liberalismus

An den zahlreichen, teils heftigen Äußerungen der starkliberalen Gegner von

Aktiengesellschaften in den 1790er Jahre lässt sich erkennen, dass sie eine genaue

Vorstellung von derWirtschaftsordnung hatten, die sie favorisierten. Sie forderten

alle eineMarktwirtschaft, inderMachtdeutlichbegrenztwürde.DieHerausbildung

vonMacht auf SeitenderUnternehmenwarnach ihrerMeinungnicht die Folge ech-

tenWettbewerbs; sie war vielmehr das Resultat eines staatlich protegierten Kapita-

lismus, dermit einerMarktwirtschaft auf der Basis derMenschenrechtemit freiem

Marktzutritt für alle nichts mehr gemeinsam hatte. Ihr ordnungspolitisches Leit-

bild war das einer nicht-kapitalistischenMarktwirtschaft.

8.3 Marktwirtschaft ohne die Macht von Kapitalgesellschaften 1

Aus der Sicht der amerikanischen Starkliberalen, die die ersten Aktiengesellschaf-

ten bekämpften, schlossen sich Kapitalismus und Marktwirtschaft aus. Die Vor-

stellung einerMarktwirtschaft ohne Kapitalismus wird heute, sofern sie überhaupt

als ordnungspolitische Idee wahrgenommen wird, von vielen Gesellschaftswissen-

schaftlern als »vormodern« diskreditiert. In Wirklichkeit handelt es sich um die

der alten überkommenen Ordnung am weitesten entgegengesetzte Alternative,

die von den verschiedenen Strömungen der Amerikanischen Revolution hervor-

gebracht wurde. Die ursprüngliche starkliberale Laissez-faire-Position bedeutete

weder Verbleib im Alten noch reines Nichtstun; vielmehr riefen ihre Verfechter

zum Kampf für eine moderne und demokratische Form des Wirtschaftens auf: Ein

wirklich freierMarkt hätte durch aktiveOrdnungspolitik erst gegendie Aristokratie

des englischen, dann gegen die des amerikanischen Merkantilismus durchgesetzt

werden können.

War dieses Leitbild einer freien Marktwirtschaft ohne kapitalistische Macht-

konzentrationen überhaupt zukunftsfähig? Hätte es den ökonomischen Notwen-

digkeiten der USA um 1800 gerecht werden können? Lässt sich diese Frage mit un-

serer Gegenwart verbinden? Könnten die ordnungspolitischen Ideen und Konzepte

derer, denen die Gründung der S.U.M. seinerzeit somissfiel, heute noch das Ziel ei-

ner alternativen Wirtschaftspolitik sein, die das Problem der Machtkonzentration

und der Armut lösen könnte?

Die Frage ist in Bezug auf die handwerkliche und frühindustrielle Produktion

und sogar in Bezug auf die im Lauf des neunzehnten Jahrhunderts in den Vereinig-

ten Staaten entstehenden Trusts leicht zu beantworten. Schon am Beispiel dieser

ersten, riesigen Akkumulationen von Kapital zur Herstellung von Gütern zeigt sich

der strukturbedingt auftretende, ökonomisch kontraproduktive Effekt. Denn die

zösischen Milliardäre Arnault, Bettencourt und Pinault im Nu Hunderte Millionen Euro zur

Verfügung stellten.
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aufgrundvonGesetzengewährtematerielle PrivilegierungderAktiengesellschaften

gegenüber solchenPrivatunternehmen,diemit ihremVermögenvollständighaften,

bedeutet eine ungeheure Fehlallokation finanzieller Ressourcen. Im Fall der S.U.M.

führte dieses marktfeindliche Verhalten trotz des staatlichen Protektionismus zu

enormen wirtschaftlichen Fehlschlägen.

Aber selbst der Erfolg großer Aktiengesellschaften, wie er – trotz des raschen

Endes der S.U.M. im Jahr 1796 – für die Wirtschaft der USA charakteristisch wur-

de, sagt nichts über ihren gesamtwirtschaftlichen Nutzen aus. Im Gegenteil, die

ungeheurenWachstumsraten der Eisenbahn- und Ölgesellschaften des neunzehn-

ten Jahrhunderts waren nicht das Ergebnis von Leistungswettbewerb, sondern

einereits die Folge der räuberischen Privatisierung öffentlicher Ressourcen, etwa

durch Landgeschenke andieseKompanien, andererseits der Sozialisierungprivater

Verluste, etwa durch Haftungsbeschränkungen und Schutzzölle, die letzten Endes

von den Konsumenten zu tragen waren.20

Erst wenn wir erkennen, dass der Typus Marktwirtschaft, der sich seit dem

achtzehnten Jahrhundert gebildet hat, keine zwingend notwendige Erscheinung

ist, könnenwir die Tragweite der im Folgenden noch einmal skizzierten Alternative

begreifen.

In den jungen Vereinigten Staaten existierten zwei in ihrer Weise gleicherma-

ßen moderne Vorstellungen von Wirtschaftsordnung: Es gab den antidemokrati-

schen, protektionistischen Kapitalismus auf der einen, die demokratische, anti-

protektionistische Marktwirtschaft auf der anderen Seite. Die heute bestehende

Wirtschaftsordnung der USA gründet zwar auf dem ersten der beiden Modelle; sie

wurde aber durch starkliberale Kräfte immer wieder in eine offenere, demokrati-

schere Richtung gerückt, die übrigens ein Vordenker wie Hamilton auf keinen Fall

im Sinn gehabt hatte. Trotz dieser Korrekturen laufen die Vereinigten Staaten bei

ihrer derzeitigen ökonomischen Konstitution Gefahr, ihre demokratische Substanz

zu zerstören. Deshalb stellt sich die Frage, ob es möglich ist, die Verfassungswirk-

lichkeit der USA in Richtung auf das zweite der beiden Modelle zu reformieren.

In den heutigen politischen und ökonomischen Debatten wird diese Möglichkeit

erst gar nicht erkundet. Zu abstrakt, zu irreal erscheint die Idee, die existierende

Form des Kapitalismus abzuschaffen. Die Vorstellung einer machtfreien Markt-

wirtschaft halten die meisten für ebenso unsinnig wie eine Wiederbelebung des

Prager »Sozialismus mit menschlichem Antlitz«.

Das Modell der nicht- kapitalistischen Marktwirtschaft war jedoch um 1800

wahrscheinlich zur Beschreibung so gut wie aller Unternehmen tauglich, die Güter

herstellten oder mit Gütern handelten. Und bis in die 1990er Jahre lagen weltweit

diemeisten Arbeitsplätze bei Unternehmen, die keine Kapitalgesellschaftenwaren.

20 Max Silberschmidt: Amerikas industrielle Entwicklung. Von der Zeit der Pioniere zur Ära von Big

Business, Bern 1958, S. 53–126.
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Weite Teile der Produktion solcher Gesellschaften ließen sich wohl noch heute ge-

nauso gut, wenn nicht besser in Unternehmen durchführen, die von voll haftenden

Selbstständigen geleitet würden.21

Trotzdem steht hinter der allgemeinenWeigerung, dieMöglichkeit einer nicht-

kapitalistischenMarktwirtschaft auch nur zu erwägen,nicht alleinmangelnde Fan-

tasie oder ein mangelndes Interesse an radikaler Reform, sondern auch eine Rei-

he tatsächlicher ökonomischer Probleme. Gewisse Rahmenbedingungen, die sich

nicht vonheute aufmorgenändern lassen –etwadie starkwachsendeZahlderMen-

schen, die ernährt werden müssen, oder ökologisch desaströse Entwicklungen, die

es weltweit innerhalb weniger Jahrzehnte umzukehren gilt – erzwingen eine Wirt-

schaftsordnung, in der auch Kapitalmärkte undmit ihnenKapitalgesellschaften ih-

ren Platz haben.

Ob es künftig eine Form des Kapitalismus ohneWirtschaftsmacht geben kann,

die, ähnlich wie das Konzept vonMarktwirtschaft der Anti-Charter-Bewegung, de-

mokratische Verfassungen nicht blockiert – diese Frage bildete schon während der

1780er Jahre den Hintergrund einer in den USA öffentlich geführten Debatte. Es

ging dabei um die Genehmigung und Gründung der ersten durch und durch kapi-

talistisch organisierten amerikanischen Bank, der Bank of North America.22 Dieses

Projektwurdeausgerechnet in jenemBundesstaat initiiert,der sich 1776 einebeson-

ders demokratische Verfassung gegeben hatte. Bei aller Achtung vor der Kohärenz,

den Pennsylvanias erste Verfassung in Bezug auf das Verhältnis von Wirtschafts-

und Staatsordnung enthält, tritt auch hier ein Problemauf,welches das Fundament

der Konstitution tangiert: Sie ist zwar nicht widersprüchlich, aber unterbestimmt.

Wesentliche rechtliche Fragen, welche diese Verfassung aufwirft, können aufgrund

ihrer Vorgaben nicht beantwortet werden.

In der Praxis geschah folgendes: Zunächst herrschte eine Art Balance.Die durch

die Verfassung etablierte Ordnung provozierte keinerlei Konzentration wirtschaft-

licher Macht. Diese Ordnung funktionierte aber nur, weil es zunächst noch nicht

zugrößeren, längerenProzessenökonomischerKonzentration kam.SolcheZusam-

menballung konnte vermieden werden, solange es sich um eine Marktwirtschaft

handelte, die sich unter anfangs egalitären Konditionen und bei geringer ökono-

mischer Dynamik allmählich entfaltete. Da diese Voraussetzungen in Pennsylva-

nia zunächst weitgehend erfüllt waren, war Pennsylvanias Verfassung trotz ihrer

Radikalität durchaus nicht wirklichkeitsfremd. Sobald aber die vor-kapitalistische

21 Hal Kane: Microenterprise. The Other Half of the World’s Economy, in: World Watch. Vision for a

Sustainable World, Bd. 9, H. 2, 1996, S. 11–18.

22 Zur Einführung in die Entstehung und Geschichte der Bank of North America siehe den Ar-

tikel Bank of North America, https://en.wikipedia.org/wiki/Bank_of_North_America. Von dort

auch Zugriff auch wichtige historische Dokumente zum Thema
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Marktwirtschaft in eine voll-kapitalistische überging, zeigte sich, dass eine Verfas-

sung wie die von Pennsylvania nicht bestimmt genug war, um eine zu starke Kon-

zentration von Kapital zu verhindern.

Es war aus genau diesem Grunde, dass in den USA die Frage auftauchte, wie

unter den Bedingungen einer beginnenden kapitalistischenDynamik Institutionen

geschaffen werden könnten, die den normativen Ansprüchen des starken Liberalis-

mus gerecht werden. Eine Rolle bei dem Versuch der Lösung dieses Konflikts spiel-

ten sowohl ideelle Orientierungen, die den Konsens über die Verfassung betrafen,

als auch materielle Interessen. Exemplarisch war die Kontroverse um die Bank of

North America, wie sie in Pennsylvania von 1784 bis 1786 ausgefochten wurde.23

Der 1783 beendete Unabhängigkeitskrieg hatte die USA, aufgrund ihrer noch

kaumentwickelten, vonEngland abhängigenKapitalmärkte, vor dieNotwendigkeit

gestellt, einmodernesBankenwesenzu schaffen.So entstand eineparadoxeSituati-

on: Einerseits konnte die Freiheit nur erfolgreich verteidigt werden,wenn der Krieg

finanziert werden konnte,was allein in der Form einer als Bank organisierten Kapi-

talgesellschaft möglich war. Andererseits waren die Kapitalgesellschaften, von der

East India Company bis zur Bank of England, eben erst von der öffentlichen Mei-

nung als freiheitsgefährdend erkannt worden. Sie gehörten zu den Strukturen, ge-

gen die sich die Amerikanische Revolution gewandt hatte.24

8.4 Die Entstehung der Bank of North America:
Die Kontroverse um ihre Gründung

Inwidersprüchlicher Lagemusstendie Starkliberalendie für ihrmaterielleswie po-

litisches Überleben entscheidende Frage beantworten, ob sich eine Bankverfassung

formulieren, ja überhaupt ein Geldsystem etablieren ließe, die beide ökonomisch

leistungsfähig wären und zugleich der Demokratie keinen Schaden zufügen könn-

ten.

23 Leider steht die Kontroverse um die Bank of North America bei der Geschichtsschreibung

im Schatten der wenig späteren Shayschen Rebellion. Zum Thema der Bank siehe die Ar-

beiten folgender vier Autoren: Robert L. Brunhouse, wie Anm. 25 Kap. 5, S. 111f, S. 173–175,

S. 195–197 – Thomas M. Doerflinger: A Vigorous Spirit of Enterprise. Merchants and Economic De-

velopment in Revolutionary Philadelphia, Chapel Hill/North Carolina und London 1986, Ab-

schnitt The Bank of North America, S. 296–310 – F. Cyril James: The Bank of North America and

the Financial History of Philadelphia, in: The Pennsylvania Magazine of History and Biography, Bd.

LXIV, H. 1, 1940, S. 56–87 – Wolfram Weimer: Die Kontroverse um die Bank of North America,

1783–1787, Phil. Diss., Frankfurt a.M. (u.a.O.) 1991.

24 Elisha P. Douglass: The Coming of Age of American Business. Three Centuries of Enterprise,

1600–1900, Chapel Hill/North Carolina 1971, S. 41f.



154 Walter Oswalt: Starker Liberalismus

An dieser Frage spaltete sich das Lager der Starkliberalen in zwei Fraktionen:

In Bezug auf das Projekt der Bank of North America – als der ersten kapitalgesell-

schaftlich organisierten Bank der USA – bildeten sich konträre Positionen inner-

halb der Gruppe der bis dahin stets gemeinsam kämpfenden Revolutionäre. Doch

die Krise barg auch eine Chance. Denn in der Kontroverse waren sowohl rationale,

geradezu prophetische Argumente als auch irrationale, private Interessen kaschie-

rendePolemiken für undwider das Projekt zuhören.DurchdasDramaumdieBank

of North America änderte sich in beiden Lagern der Starkliberalen die Einstellung

gegenüber dem sich rasch entwickelnden amerikanischen Kapitalismus. Aufgrund

desHinundHerderArgumente undPolemikenkonnte schließlich etwas entstehen,

das kein einzelnerÖkonomhätte denkenund schreiben können: das politische Leit-

bild einer machtfreienMarktwirtschaft, deren Prinzip darin besteht, allen Bürgern

die Möglichkeit zu geben, Kapital zu akkumulieren. Die Marktfreiheit eines jeden

sollte einHöchstmaßhaben; derHöhedes akkumuliertenKapitals eines jeden sollte

jedoch eine klare Grenze gesetzt werden.

Da nach der Unabhängigkeitserklärung der dreizehn Kolonien jeder der Bun-

desstaaten sein eigenes Papiergeld drucken ließ und sich kaum jemand für die

Finanzierung der im Unabhängigkeitskrieg stehenden Kontinentalarmee und für

die Geldstabilität in den USA als Ganzheit verantwortlich fühlte, schien es 1780, als

stünde der ökonomische, politische und militärische Zusammenbruch des jungen

Bundes unmittelbar bevor. Im Parlament von Pennsylvania trug Paine, damals

Sekretär des Parlaments, den Bericht Washingtons, damals Oberbefehlshaber der

Kontinentalarmee,den versammeltenAbgeordneten vor.Paines politische Freunde,

die Anhänger der starkliberalen Verfassung Pennsylvanias, berieten die Lage und

vertagten sich. Das Parlament erwies sich als unfähig, die Freiheit zu verteidigen,

die es zu schützen behauptete; die starkliberalen Abgeordneten waren unfähig, in

der Not verantwortlich zu handeln.25

Von seinen politischen Freunden enttäuscht, versuchte Paine, andere Bündnis-

partner für die Konsolidierung der Finanzen zu finden. So kam es schließlich, dass

er in dieser Sache mit den Föderalisten kooperierte, obwohl diese eigentlich seine

politischen Gegner waren. Paine wandte sich vor allem an Robert Morris, einen der

reichsten Unternehmer der USA. Eben erst in der Wirtschaftskrise von 1779, wäh-

rendder die Preise für Lebensmittel exorbitant in dieHöhe geschnellt waren,hatten

die Mitglieder eines Komitees der Kommune Philadelphia, unter ihnen Paine, den

Kaufmann und Händler Morris heftig attackiert. Es hieß, er habe eine große La-

dung Lebensmittel im Hafen trotz deutlicher Nachfrage nicht löschen lassen, weil

25 Thomas Paine: Dissertations on Government, the Affairs of the Bank, and Paper Money, 1786, in:

Moncure Daniel Conway (Hg.): The Writings of Thomas Paine, Bd. II 1779–1792, New York und

London 1894, S. 151f.
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er auf das Steigen der Preise gehofft habe.26 Aber Morris war finanztechnisch äu-

ßerst versiert und wie Paine an einer Lösung des Problems interessiert, einerseits

die Stabilität des Geldwerts, andererseits die Finanzierung des Krieges gegen die

Truppen Englands auf der Basis von Krediten zu sichern.

Dank der Verbindung von Paine und Morris konnte Mitte 1780 das ideelle Fun-

dament für die Bank of Pennsylvania gelegt werden, aus der Ende 1781 die Bank

of North America hervorgehen sollte. Obwohl selber dauernd von Sorge um Geld

für den eigenen Unterhalt geplagt, zählte Paine zu den ersten Männern, die eige-

nes Kapital, genauer gesagt fünfhundert Dollar, für das neue Institut bereitstellten.

Andere zogen nach. Auch wenn die Einlagen der Reichsten wohl den Ausschlag ga-

ben, scheint es anfangs eine Art Bürgerbewegung zur Finanzierung des Unabhän-

gigkeitskrieges in Form von Spenden für die Bank gegeben zu haben.27

Nachdem der Krieg siegreich geendet hatte, waren die Kriegsschulden aber

nicht getilgt. Die Einzelstaaten ließen Papiergeld drucken. Die Inflation ruinierte

den Marktmechanismus. Es kam zum offenen Streit zwischen der Bank of North

America und dem Bundesstaat Pennsylvania. Dessen Parlament hatte die Ausgabe

von Papiergeld beschlossen; doch die Bankweigerte sich, dieses Geld anzunehmen.

Daraufhin entzog das Parlament dem Institut denCharter; dasselbe Parlament, das

drei Jahre zuvor der Bank durch Vertrag eine Betriebsgenehmigung erteilt hatte,

widerrief diese nun, weil sich die Bankiers gegen das Wohl des Volkes und zudem

verfassungswidrig verhalten hätten. Für Starkliberale und politisch Aktive wie den

aus Irland immigrierten Kaufmann George Bryan und den ebenfalls aus Irland

immigrierten Farmer William Findley war die Rücknahme des Charters durch die

Abgeordneten im Grundsatz gerechtfertigt. Beide Kritiker betonten die Unverträg-

lichkeit der Existenz der kapitalistisch organisierten Bankmit der demokratischen

Verfassung Pennsylvanias und mit dem politischen Konsens bei Gründung der

Vereinigten Staaten. Findley äußerte sich wie folgt:

»If the legislature may mortgage, or, in other words, charter away portions of ei-

ther the privileges or powers of the state – if they may incorporate bodies for the

sole purposes of gain, with the power of making bye-laws, and of enjoying an

emolument of privilege, profit, influenece, or power, – and cannot disannual their

own deed, and restore to the citizens their right of equal protection, power, priv-

ilege, and influence, – the consequence is, that some foolish and wanton assem-

bly may parcel out the commonwealth into little aristocracies, and so overturn

the nature of our government without remedy. [...] We have no kingly preroga-

tive – no wealthy companies of merchants incorporated – no hereditary nobles,

with vastly great estates and numerous dependents – no feudal laws to support

family dignity, by keeping landed estates undivided. What security, then, can we

26 Jürgen Honeck, wie Anm. 13 Kap. 6, S. 224–226.

27 Thomas Paine, wie Anm. 25 Kap. 8, S. 152f.
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purpose to ourselves against the eventual influence of such wealth, conducted

under the direction of such a boundless charter?«28

Über ebendiese, von der gesamten Nation diskutierten Frage, wie man sich gegen

die Macht eines »unbegrenzten Charters« denn wehren könne, kam es zu einem

Konflikt unter denBefürwortern der Verfassung von Pennsylvania.DenBeginn die-

ses Streits markierte Paines Position. Geschickt verteidigte er im Frühjahr 1786, vor

allem im Kontext der heftigen Debatte, die in Pennsylvanias Parlament über die

Funktion von Banken geführt wurde, das Existenzrecht der Bank of North Ame-

rica gegen den größten Teil seiner bisherigen politischen Freunde. Im Verlauf der

Auseinandersetzung wechselten immer mehr von der Seite der Gegner auf die der

Befürworter der Bank über.29 Schließlich wurde der Charter erneuert, allerdings

mit weitgehenden Beschränkungen.30 Diese Restriktionen sind, wie wir noch se-

hen werden, ein wichtiges Beispiel für eine prokapitalistische Politik, welche frei-

heitszerstörende Effekte zu verhindern sucht, indem sie marktkonforme Grenzen

in Bezug auf die Größe, den Zeitraum und die Art der Akkumulation von Kapital

setzt.

Zwei Streitpunkte waren für den Diskurs innerhalb der Anhänger Paines maß-

geblich und zugleich für die gesamte Entwicklung der Entmachtungstradition aus-

schlaggebend.Viele für denMarkt tätigeHandwerker, die zumWählerpotential der

Starkliberalen oder Konstitutionalisten zählten, wandten sich gegen die Ausgabe

vonPapiergeld,weil sie alsmarktwirtschaftlichDenkendeundHandelnde ein Inter-

esse an gut funktionierendenundgerechtenMarktbeziehungenhatten. Ihre gleich-

sam innerparteilichen Gegner jedoch sahen die Sache unter anderen Aspekten und

anderen ideologischen Prämissen. Die Produktion von Papiergeld begünstigte alle,

das heißt kleinewie große Schuldner.Es gab viele ärmere Farmer, die zuwenigGeld

besaßen, um ihre Schulden zu begleichen. Insofern erschienen die Herstellung und

die Ausgabe von Papiergeld wie eine Politik zum Wohl der kleinen Leute. Von der

Inflation profitierten aber auch und vor allemdie großenDebitoren, etwa die Land-

spekulanten. Den meisten Führungsfiguren der starkliberalen Konstitutionalisten

kamen Paine und seine Anhänger dennoch wie Verräter vor; diese, so hieß es, hät-

ten sich gegen die Interessen der kleinen Leute gestellt und stünden nun auf Seiten

derer, die sich als reiche Gläubiger für die Stabilität derWährung stark machten.31

28 William Findley, zitiert bei Mathew Carey (Hg.):Debates and Proceedings of the General Assem-

bly of Pennsylvania. On the Memorials Praying a Repeal Or Suspension of the Law Annulling the

Charter of the Bank, Philadelphia/Pennsylvania 1786, S. 65.

29 John Keane, wie Anm. 8 Kap. 7, Abschnitt Bank of North America, S. 254–263.

30 George David Rappaport: The Sources and Early Development of the Hostility to Banks in Early

American Thought, Phil. Diss., New York 1970, S. 217ff.

31 John Keane, wie Anm. 8 Kap. 7, S. 259f.
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Von heute aus betrachtet besteht kein Zweifel daran, dass Paine, im Sinne einer

Politik der Entmachtung, gegenüber seinen ehemaligen Parteifreunden Recht hat-

te. In gewisserWeise nahmerMitte der 1780er Jahre sogar jene Position vorweg, die

anfangs des neunzehnten Jahrhunderts die Antiföderalisten gegenüber den Födera-

listen beziehen würden. Denn systematisch würden die Föderalisten die Politik ho-

her staatlicher Verschuldung nutzen, um die private Akkumulation von Kapital zu

fördern. Dagegen würden sich kleine Unternehmer und Arbeiter gemeinsam weh-

ren, weil sie inzwischen begriffen hatten, was gut zwanzig Jahre zuvor noch unver-

ständlich gewesen war: Eine Politik staatlicher Verschuldung führt zur Enteignung

der kleinen Besitzer; die staatliche Verschuldung, tendenziell eine Subventionie-

rung des großenEigentums, trägt durch das auf demMarkt kursierende Papiergeld

zu einer Umverteilung von unten nach oben bei.

Painebefand sichaufSeitenderGegnerdesPapiergelds,zusammenmitden rei-

chen Bankbesitzern. Er war in dieser Sache aber weit entschiedener als Morris, der

HerstellungundAusgabe vonPapiergeldnicht grundsätzlich kritisierte, sondern al-

lein unter den gegebenen Verhältnissen mangelnder Kreditwürdigkeit staatlicher

Instanzen. Sicher, dieser Unterschied war in der damaligen tagespolitischen De-

batte nicht bedeutsam.Er ist aber von enormer Bedeutung für die spätere Entwick-

lung des amerikanischen Kapitalismus. Im Gegensatz zu den antikapitalistischen

Teilen der Starkliberalen in Pennsylvania hatten Morris und seine politischen wie

geschäftlichen Freunde ein sehr genaues Verständnis von den Marktmechanismen

und ihrem Zusammenhang mit der Geldstabilität. Doch nutzten sie dieses Wissen

nicht zur Schaffungmachtarmer und also gerechtererMarktbeziehungen, sondern

umdasWachstumdes »ReichtumsderNation« undnicht zuletzt ihres privatenVer-

mögens zu steigern.

Sobald dieMarktteilnehmer begannen, in Kredite sei es staatlicher, sei es priva-

ter Herkunft Vertrauen zu setzen, setzten sich auch die prokapitalistischen Födera-

listen für die Vermehrung der Geldmenge durch Staat und Banken ein,weil auf die-

se Weise das Wachstum der staatlich geförderten industriellen Produktion weiter

angeregt werdenwürde.Das in vieler Hinsicht entscheidende ökonomische Instru-

mentderGeldmengensteuerungwolltendie Föderalisten,ganzgleich,ob sie Staats-

männer oder Bankiers waren, natürlich nicht aus derHand geben. Ihr Anliegenwar

vielmehr, es unter den Bedingungen der Hyperinflation besser funktionsfähig zu

machen.Paine und seine Anhänger sowie zehn Jahre später die ganze antiföderalis-

tische Partei hingegen wünschten ein Geldsystem, in dem niemand die Macht ha-

ben sollte, die Geldmenge in seinem eigenen Interesse zu verändern.32 Sie wollten

einen automatischen Mechanismus zur Steuerung der Geldmengen einrichten; et-

wa so,wie er sich damals durchGold- und Silberdeckung anbot undwie ihnKritiker

der Marktmacht im zwanzigsten Jahrhundert weiter entwickeln würden.

32 Thomas Paine, wie Anm. 25 Kap. 8, S. 184–186.
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Durch die heutige Politik der weltweiten Eurodollarmärkte und der Staatsver-

schuldungwurde die Geldpolitik der Föderalisten in gewisserWeise universalisiert.

Daher kann die Position Paines und die des gesamten starken Liberalismus in den

USA als frühe Stellungnahme gegen das Machtmittel der Produktion von Giralgeld

betrachtetwerden.DieseKritik gilt unabhängig davon,obdieGeldmengedurchRe-

gierungen erhöht wird, um ihre Subventionen zu finanzieren, oder ob private Ban-

ken – aufgrund der Tatsache, dass die Pflicht zu Mindestreserven beschränkt wird

oder womöglich ganz entfällt – immer mehr Geld produzieren können.

Unstrittig war, nicht allein zwischen den pro- und antikapitalistischen Befür-

wortern der Verfassung von Pennsylvania, sondern auch unter den Föderalisten,

dass die Gründung einer Kapitalgesellschaft keine Privatsache, kein isolierter Ver-

trag zwischen Geschäftspartnern, sondern wegen ihrer weitreichenden gesamtge-

sellschaftlichenWirkung stets eine Frage der politischen Konstitution sein müsste.

Die Gründung einer Kapitalgesellschaft bedurfte daher eines öffentlich-rechtlichen

Vertrags zwischen der gesamtenGesellschaft, vertreten durch ihre Repräsentanten,

auf der einen, und den Kapitaleignern auf der anderen Seite. Strittig war, wie die-

ser öffentlich-rechtliche Vertrag aussehen könnte, ohne den keine Privatperson das

Recht haben sollte, sichmit anderen zusammenzuschließen,um – durchHaftungs-

beschränkung geschützt – Kapital zu akkumulieren.

Die prokapitalistischen Föderalisten und die Bankiers interpretierten den

Vertrag so, dass die Kapitaleigner und die Bankverwalter auf längere Sicht von

der Kontrolle durch die öffentliche Hand befreit würden. Sie beharrten auf einer

grundsätzlich unbegrenzten Geltungsdauer der Betriebsgenehmigung einer jeden

Bank. Die Föderalisten dachten dabei jedoch keineswegsmarktwirtschaftlich. Rein

marktwirtschaftlich orientierte Bankiers hätten Privatbanken gründen können, die

sich – natürlich bei voller Haftung – amMarkt hätten bewährenmüssen.

Doch war auf solche dezidiert marktwirtschaftliche Weise kein Kapital akku-

mulierender Sog zu erreichen. Es ist aber genau dieser Sog, der bis heute wesent-

lich dazu beiträgt, dass multinationale Konzerne und Großbanken entstehen kön-

nen. Deren gigantische Akkumulation von Kapital baut auf dem rechtsstaatlichen

Grundwiderspruch auf, dass sie sich einerseits der Kontrolle durch den Staat ent-

ziehen, andererseits Geschöpfe des Staates sind. Das Instrument der Haftungsbe-

schränkung,das sich imheutigenUmfang erst imneunzehnten Jahrhundert durch-

setzte, ist für diesenWiderspruch der wohl deutlichste Beleg. Sicher, jeder Einzelne

kann,wie alle übrigenTeilnehmerdesGeschehens,auf demMarkt agieren.Aber,die

Teilnehmer tun es unter ungleichen Spielregeln. Der Staat garantiert mit der Haf-

tungsbegrenzung die Sozialisierung der Verluste, ohne dass es zugleich eine beson-

dere öffentlich-rechtlicheBindungdesKapitaleigentumsgibt.Die Föderalisten und

Bankbefürworter der jungen USA waren die ersten, die diese Entwicklung begüns-

tigten.
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Konträr zu dieser Tendenz wünschten die Gegner des Bankcharters, aus Furcht

vor privaterWirtschaftsmacht, die öffentlich-rechtliche Kontrolle dermaßen zu er-

weitern, dass die öffentliche Hand nicht nur auf die bloße vertragliche Beziehung

zwischen dem Staat und den Privaten hätte zugreifen können, sondern ihr weitere

Rechte gewährtwerden sollten.Die in ihrenAugenunliebsame InstitutionBankwar

demokratisch nur akzeptabel, wennman sie, trotz der privaten Investition, auf der

sie gründet, wie eine Behörde durch Anweisung von oben hätte dirigieren können.

Auch wenn die scharfen Gegner von Betriebsgenehmigungen für Banken wuss-

ten,dass esbeiVerträgenzurGründungvonBankengeradeumdieAktivität vonPri-

vaten ging, war es für sie doch offensichtlich, dass es dabei nur um einen privaten

Beitrag zu einem öffentlichen Auftrag ging. Zur Kontrolle der privaten Interessen

sollte das System konsequenter Demokratie daher ein unmittelbares Durchgriffs-

recht auf die Bank erhalten. Diese Position ist nicht planwirtschaftlich gemeint; sie

war vielmehr die Folge des Modells einer nicht kapitalistischen Marktwirtschaft.

Eine kapitalistisch arbeitende, auf Haftungsbegrenzung gründende Großbank war

in einer nicht kapitalistischen Marktwirtschaft per se ein systemfremdes Element,

das – eben wegen dieses Privilegs – in den Augen der Bankgegner vollständig der

demokratischen Kontrolle unterworfen werdenmusste.

Im Gegensatz dazu ist eine Privatbank, wie sie beispielsweise zum ersten Mal

Thomas A. Bidell 1764 in Philadelphia gegründet hatte, vollständig der Kontrolle des

Marktes unterworfen.33 Der Bankgegner William Findley etwa fragte in der bereits

erwähnten heftigen Debatte, die im Frühjahr 1786 in Pennsylvanias Parlament

über die Funktion von Banken geführt wurde, warum die Bank of North America

so sehr darauf dränge, eine staatliche Betriebsgenehmigung zu erhalten, wo sie

doch, marktwirtschaftlich und also mit voller Haftung, auch als private Bank aktiv

werden könne.34

8.5 Die Entstehung der Bank of North America:
Thomas Paine zwischen den Fronten

Paine und die Bankbefürworter unter den Starkliberalen folgten in Bezug auf die

Rolle der Bank of North America keiner der oben beschriebenen Auffassungen. Bei

seiner Verteidigung des Charters für die Bank ging Paine vielmehr davon aus, dass

33 Florian Hew: Entwicklungstendenzen im amerikanischen Bankensystem. Eine Untersuchung über

die Entstehung, den gegenwärtigen Stand und diemögliche Entwicklung des amerikanischen Finanz-

systems, unter besonderer Berücksichtigung der Handelsbanken, Bern und Stuttgart 1976, S. 254.

34 William Findley, wie Anm. 28 Kap. 8, S. 74f. ZuWilliam Findley im Streit über denNutzen und

Schaden von Papiergeld siehe WolframWeimer, wie Anm. 23 Kap. 8, S. 120f.
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Korporationen einen gleichsam doppelten Charakter als öffentlich-rechtliche wie

als privat-rechtliche Institutionen haben.

Einerseits wollte Paine die Dauer des Bestehens einer jeden Kapitalgesellschaft

der gleichen Grenze wie der aller anderen öffentlichen Handlungen unterwer-

fen; ähnlich manchen staatlichen Gesetzen, sollten sie höchstens dreißig Jahre

existieren. Die Notwendigkeit einer solchen zeitlichen Begrenzung von Kapi-

talgesellschaften ergab sich für ihn aus dem Bemühen, die Menschenrechte zu

sichern: Es musste verhindert werden, dass die heute agierenden Repräsentanten

der Legislative der nächsten Generation die Freiheit nähmen, demokratisch und

unabhängig vom Diktat der Vergangenheit zu entscheiden. In Paines 1805 veröf-

fentlichtem Text Constitutions, Governments, and Charters, der sich auf die Vergabe

von Betriebsgenehmigungen für Unternehmen im Bundesstaat New York bezieht,

heißt es dazu:

»There is no article in the Constitution of this State, nor of any of the states, that

invests the Government in whole or in part with the power of granting charters

or monopolies of any kind; the spirit of the times was then against all such spec-

ulation; and therefore the assuming to grant them is unconstitutional, and when

obtained by bribery and corruption is criminal. It is also contrary to the intention

and principal of annual elections. Legislatures are elected annually, not only for

the purpose of giving the people, in their elective character, the opportunity of

showing their approbation of those who have acted right, by re-electing them,

and rejecting those who have acted wrong; but also for the purpose of correcting

the wrong (where any wrong has been done) of a former legislature. But the very

intention, essence and principle of annual election would be destroyed if any one

legislature, during the year of its authority, had the power to place any of its acts

beyond the reach of succeeding legislatures; yet this is always attempted to be

done in those acts of a legislature called charters.«35

Andererseits galten für Paine Kapitalgesellschaften als private Institutionen, denen

gegenüber der Staat nicht wie gegenüber einer untergeordneten Behörde handeln

kann. In demVersuchdes Parlaments vonPennsylvania,denCharter für die Bank of

NorthAmericaganzundgar aufzuheben,sahPaine einenAktdes »zeitweiligenDes-

potismus«;36 zumal die Aufhebung des Charters vor allem damit zusammenhing,

dass der Mehrheit der Parlamentarier die Geschäftspolitik der Bank nicht gefiel.

35 Thomas Paine: Constitutions, Governments, and Charters, 1805, in: Moncure Daniel Conway

(Hg.): The Writings of Thomas Paine, Bd. IV, New York und London 1896, S. 468. Auch in Philip

S. Foner (Hg.): The Complete Writings of Thomas Paine, with a Biographical Essay, and Notes

and Introductions Presenting the Historical Background of Paine’s Writings, Bd. 2, New York

1945, S. 990f.

36 Thomas Paine, wie Anm. 25 Kap. 8, S. 147.
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Inwieder einemanderenPunkt lagendieArgumenteproundkontraCharter ge-

nau umgekehrt. Die Gegner der Fortführung der Betriebsgenehmigung warfen der

Bank of North America Monopolismus vor. Die von dem damaligen parlamentari-

schen Untersuchungsausschuss formulierte Anklage liest sich wie eine Voraussage

heutiger Bankenmacht. Die »Anhäufung enormen Reichtums in den Händen einer

Kapitalgesellschaft, deren Bestand auf ewig sicher ist«, so hieß es in dem Bericht,

werde »notwendigerweise« zu einem hohen »Grad an Einfluss und Macht« führen;

solche Macht dürfe man aber keiner »Gruppe von Männern gleich welcher Zusam-

mensetzung« gewähren, da dies die »öffentliche Sicherheit« gefährde.37

Painehielt dieseKritik fürunbegründet.Erwiesdaraufhin,dassmanerst durch

die Tätigkeit der Bank, das heißt durch die Vergabe von Krediten, monopolistische

Verhältnisse auf dem unterentwickelten, informellen Kapitalmarkt Pennsylvanias

würde aufbrechen können:

»If a farmer, or a miller, comes to the city with produce, there are but few mer-

chants that can individually purchase it with readymoney of their own; and those

few would command nearly the whole market for country produce; but by means

of the bank, this monopoly is prevented, and the chance of the market enlarged.

It is very extraordinary that the late Assembly should promote monopolizing; yet

such would be the effect of suppressing the bank; and it is much to the honour of

those merchants, who are capable by their fortunes of becoming monopolizers,

that they support the bank.«38

Tatsächlich hätte eine Marktwirtschaft ohne Banken in Pennsylvania, wie überall

sonst, zu vermachteten Kapitalmärkten geführt. Wenn für den einzelnen Kleinun-

ternehmer keine Möglichkeit geschaffen worden wäre, unabhängig von seinen Lie-

feranten,Kunden oderVerwandtenKredite aufzunehmen,dannwäre dieser einzel-

ne Kleinunternehmer rasch in einemoft zwar nur lokalen oder regionalen, doch zu-

gleich erdrückenden Machtnetz gefangen worden. Der Schweizer Ökonom Florian

Hew schreibt, in den jungen Jahren der USA habe es »Schuldnerketten« gegeben, in

welchen zum Beispiel die Händler von landwirtschaftlichen Produkten gegenüber

den Farmern die Funktionen einer Bank übernommen hätten.39 In dieser Lage, so

37 Report of the Committee, zitiert bei Thomas Paine, wie Anm. 25 Kap. 8, S. 162.

38 Thomas Paine, wie Anm. 25 Kap. 8, S. 168.

39 »Die unbedingteAbhängigkeit von England, verbundenmit der noch primitivenWirtschafts-

struktur, liefert die Kaufleute ohne Gnade ›ans Kreditmesser‹ der englischen Produzenten

und Bankiers. Die Letztverbraucher der Importwaren andererseits können oft nur in Natura-

lien – beispielsweise durch die Verpfändung von Ernten – ihre Schulden begleichen. Dadurch

entstehen lange Kreditketten. Der Importeur an der Ostküste gewährt dem Detaillisten im

Landesinnern Kredit. Dieser wiederum führt praktisch die Buchhaltung der Farmer, da je-

ne meist weder über die notwendigen Kenntnisse noch über Barmittel verfügen. Die Ein-

zelhändler im Landesinnern haben durch eine geschickte Balance zwischen Debitoren und
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lässt sich folgern, haben also kapitalistisch organisierte Banken wie ein Eisbrecher

gewirkt. Ähnliches gilt heute, trotz aller Kritik, für die von demÖkonomen undNo-

belpreisträger Muhammad Yunus 1983 gegründete »alternative« Grameen Bank in

Dakka/Bangladesch.40

Dennoch hatte Paine an einem entscheidenden Punkt gegenüber den Gegnern

des Charters Unrecht. Denn so notwendig kapitalistische Banken auch waren, so

problematisch war die Existenz nur einer einzigen Bank. Gerade die Notwendig-

keit des Vorhandenseins einer solchen Bank machte sie, sofern sie monopolistisch

agierte, durchaus gefährlich.Genau diese Situation existierte in Pennsylvania, auch

wenn die Betriebsgenehmigung für die Bank of North America, formalrechtlich be-

trachtet, keinMonopol bedeutete. Aber schon in der damals noch kurzen Geschich-

te der Bank hatte sie wieder und wieder einmonopolistisches Verhalten an den Tag

gelegt, über das Paine, im Gegensatz zu den meisten anderen Konstitutionalisten,

keinWort verlor.

Im Jahre 1788 hatte sich eine Gruppe von Kaufleuten aus dem Lager der Starkli-

beralen unter denKonstitutionalisten zusammengeschlossen,umaus eigenerKraft

eine Bank zu gründen.41 Dieser Vorgang zeigt, dass die monopolistische Politik der

Bank ofNorth America vonmanchenMarktteilnehmern bereits für so schädlich ge-

halten wurde, dass es sich für eine ganze Gruppe zu lohnen schien, die Marktein-

trittskosten auf sich zu nehmen, um die durch denMonopolismus verursachten fi-

nanziellenVerluste zu kompensierenundumselbst einen oligopolistischenSonder-

gewinn zu erzielen.

Dass diese Kaufleute Verfassungsanhänger waren, wirft erneut ein Licht auf

die von den Geschichtswissenschaften unterschätzten politischen Differenzen

unter den Konstitutionalisten/Antiföderalisten. Denn im Bankenkonflikt lässt sich

genau jene bereits erläuterte Dreiteilung der allgemeinen politischen Positionen

beschreiben, welche die frühe Entwicklung der Vereinigten Staaten kennzeichnet.

Und genau dieseDreiteilung ist es,welche die beiHistorikern gängigenDarstellung

einer Opposition nur von anti-kapitalistischen Antiföderalisten auf der einen Seite

Kreditoren den Bargeldbedarf zu minimieren, wollen sie ein befriedigendes Handelsvolu-

men abwickeln. Für ihre Kunden sind sie Bank und Lieferant aller lebensnotwendigen Güter

zugleich. Ihr Risiko ist gross, ebenso aber ihre Gewinne, können sie doch den Farmern, de-

ren Ernten sie übernehmen und auf dem nächsten Markt verkaufen, praktisch jeden Preis

berechnen. Eine Missernte hat aber, bei der geschilderten dichten Kreditverflechtung, ver-

heerende Auswirkungen auf die Kreditgeber.« Florian Hew, wie Anm. 33 Kap. 8, S. 11. Siehe

auch Herman E. Krooss, Martin R. Blyn: A History of Financial Intermediaires, New York 1971,

S. 12–47.

40 Für erste Information über die Grameen Bank siehe den Artikel Grameen Bank, https://de.wi-

kipedia.org/wiki/Grameen_Bank. Ausführlich dagegen Muhammad Yunus (Hg.): Jorimon and

Others. Faces of Poverty, Dakka/Bangladesch 1982.

41 WolframWeimer, wie Anm. 23 Kap. 8, S. 43.
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und pro-kapitalistischen Föderalisten auf der Gegenseite widerlegt. Denn neben

den antimodernen Agrardemokraten, die zumTeil Subsistenzwirtschaft betrieben,

standen – als dritte Position – moderne, marktorientierte Starkliberale, die zwar,

als Antiföderalisten, Bündnisse gegen die Föderalisten eingingen, die aber für

grundsätzlich andere Modelle von Gesellschaft als die Subsistenzwirtschaft eintra-

ten.Diese Gruppe starkliberaler antiföderalistischer Kaufleute kämpfte nicht allein

aufgrund ihrer politischen, sondern auch aufgrund ihrer ökonomischen Interessen

gegen die föderalistischen Bankiers.

Als Reaktion auf das Projekt einer Konkurrenz-Bank kam die Bank of North

America den Kaufleuten so weit entgegen, dass diese ihr Projekt der Gründung

einer neuen Bank schließlich fallenließen. Die Bank of North America verhielt sich

genauso wie jeder rationale Monopolist, der über kein Revier verfügt, das vor dem

Marktzutritt anderer gesichert ist. – Der Vorwurf der Chartergegner, die Bank

nutze ihr Monopol aus, um ihren Aktionären eine Rendite zu verschaffen, die sich

unter den Bedingungen eines echtenWettbewerbs nie hätte erreichen lassen, blieb

weiterhin im Raum.

Auf diese Angriffe gab Paine eine erstaunliche Antwort.Erwies denVorwurf der

die Demokratie gefährdenden Akkumulation von Kapital zurück; die Bank of North

America könne gar nicht automatisch wachsen, da ja ihre Gewinne halbjährlich an

die Aktionäre ausgeschüttet würden.42 Sofern Paines Behauptung über die Aus-

schüttung der Gewinne historisch verifiziert werden kann, liegt hier tatsächlich ein

Vorteil gegenüber den Aktiengesellschaften der Gegenwart vor. Eine der heutigen

Hauptquellen zur Akkumulation von Kapital ist nämlich, dass der Gewinn nicht

automatisch an die Aktionäre weitergereicht, sondern imUnternehmen »verewigt«

wird. Nicht der einzelne Aktionär, sondern die Vertreter der Kapitalmehrheit und

das gehobene Management entscheiden, was mit dem Großteil des Gewinns ge-

schieht. Aufgrund dessen können Gewinne, auch wenn es den Interessen zahlloser

Anleger widerspricht, für Expansionsmaßnahmen wie Unternehmenskäufe oder

Dumping-Finanzierung eingesetzt werden.

Unabhängig von seinem Wahrheitsgehalt ist Paines Argument, es gebe in der

Konstitution der Bank of North America eine Art Wachstumsbremse, charakteris-

tisch für die damalige Empfindlichkeit vieler Amerikaner gegenüber jeder Formvon

Wirtschaftsmacht. Ein Grundmechanismus der Akkumulation von Kapital wie die

heute für selbstverständlich erachtete automatische Reinvestition von Gewinnen

wurde in den jungen USA offensichtlich für etwas sehr Problematisches gehalten.

PainesBlindheit bestanddarin,dass er die durchdenChartermöglich geworde-

ne monopolistische Situation ignorierte. Zwar verteidigte er Monopole niemals als

solche; doch äußerte er sich auch niemals kritisch zu diesemThema. Dass er etwa

die Gründung konkurrierender Banken angeregt hätte, ist nicht bekannt. Paine sah

42 Thomas Paine, wie Anm. 25 Kap. 8, S. 162.
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die Verflechtung privater und öffentlicher Interessen bei den Bankfunktionären; er

kooperierte ja teilweise mit Morris, der nicht allein einer der reichsten Männer der

USA, sondern auch Bankchef und Finanzsuperintendant, also Finanzminister, der

jungen Vereinigten Staaten war.

War Paine also – dieser Feind der Aristokratie, dieser radikale Demokrat und

starkliberale Politiker – blind für die neue Macht des Kapitals? Diese Annahme

scheidet bei näherer Betrachtung aus. In Wahrheit war Paine der erste, der nicht

allein zumKampf gegen die alten Formen der Korruption aufrief, sondern auch de-

ren neue Formen ins Visier nahm, wie sie sich in den von der Macht der englischen

Aristokraten befreiten jungen USA gerade entwickelten. Denn es war kein anderer

als Paine, der hinter der regen Tätigkeit des Diplomaten und Handlungsreisen-

den Silas Deane (1737–1789) eine Verquickung privater und öffentlicher Interessen

vermutete und so eine der ersten Korruptionsaffären der jungen USA aufdeckte.

Deanewar 1776 und 1777 in Paris zugleich als Botschafter der USA in Frankreich und

als privater Geschäftsmann in eigener Sache tätig gewesen. Diese Verbindung von

öffentlichem Amt und Privatinteressen war Paine suspekt. Er war damals Sekretär

des Ausschusses für Außenpolitik beim amerikanischen Kontinentalkongress, als

ihm grobe Fehler Deanes zu Ohren kamen, die er der Öffentlichkeit in mehreren

Artikeln der Zeitung Pennsylvania Packet bekannt machte.43Diese Enthüllungen

kosteten Paine seinen politischen Posten.

Ein subjektiver Faktor für Paines verengten Blick ist, dass er die Bank of North

America aufgrund der Geschichte ihrer Entstehung weniger als Bündelung pri-

vater Interessen ansah; sie stellte für ihn vielmehr eine Art Bürgerinitiative und

Notgemeinschaft im Kampf um die Festigung der eben erst errungenen Unab-

hängigkeit dar. Hätte sich der selbst immer wieder von Armut bedrohte Paine

nicht mit dem Multimillionär Morris und anderen wohlhabenden Revolutionären

für die Bank engagiert, so wäre der Krieg gegen England wahrscheinlich nicht

gewonnen worden. Ein engagierter Kritiker Paines aus den eigenen Reihen war

John Smilie (1742–1812) – Immigrant aus Irland, Soldat im Unabhängigkeitskrieg,

Abgeordneter für Pennsylvania, radikaler Liberaler und Antikapitalist. Er bestritt

zwar auch nicht die Notwendigkeit der Bank in Kriegszeiten, fand jedoch, dass es

in Friedenszeiten keinen hinreichenden Grund für den Fortbestand der Bank gebe.

Ein objektiver Faktor für Paines Blick auf die Bank of North America hingegen

ist, dass die wirtschaftlichen Verhältnisse der Vereinigten Staaten in der Tat ein Di-

lemmabargen.Paine hatte erkannt,dass keiner unter den vehementenGegnernder

43 Thomas Paine: The Affair of Silas Deane, 1778, in: Moncure Daniel Conway (Hg.): The Writings

of Thomas Paine, Bd. I 1774–1779, New York und London 1894, S. 395–408. Durch zahlreiche

Dokumente aus der Feder Paines erweitert und mit einer Einleitung versehen auch in Philip

S. Foner (Hg.), wie Anm. 35 Kap. 8, S. 96–188.
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Bank eineAntwort darauf geben konnte,wie sich die ökonomischundpolitisch glei-

chermaßen heikle Lage ändern ließe, welche die Verschuldung der Nation mit sich

gebracht hatte. Aus diesem Grund ignorierte er sogar die berechtigte Kritik an der

Konstitution der Bank. Er wollte praktische Probleme lösen und handfeste Schwie-

rigkeiten in den Griff bekommen, keine ökonomische Debatte gewinnen.

Trotz ihrer nachvollziehbaren Kritik an der Bank als einer Kapitalgesellschaft

wusstendieBankgegnerwederdasProblemderGeldproduktionnochdasderBank-

macht zu lösen. Ihr Ansatz, die Bankmacht durch starke parlamentarische Kon-

trolle im Zaum zu halten, konnte schon deshalb nicht funktionieren, weil die Mo-

nopol-Situation ja gerade ein Resultat der staatlichen Monopol-Kontrolle war. Da

damals jede Kapitalgesellschaft einer Legitimation durch die Legislative bedurfte

und sie auch darüber hinaus vom Wohlwollen der Parlamentarier abhing, waren

Marktzutritt undMarktverbleib eines solchen Unternehmens von guten Kontakten

zuden starkliberalenKonstitutionalisten als der herrschendenPartei Pennsylvanias

abhängig.Die Entstehung eines ökonomisch-politischen Verbunds vonMachtwur-

de folglich durch genau jene Strategie vorprogrammiert, mit der die Bildung von

Macht verhindert werden sollte.

Wie aber konnte das Problem gelöst werden? – Was die Staatsschulden betraf,

so hatten, aus Paines Sicht, die Bankfreunde überzeugende Vorschläge zur Lösung

der Sacheunterbreitet.Aber inBezug auf das prinzipielle ProblemderMacht imKa-

pitalismus konnten sie, schon aufgrund ihrer privaten Interessen und ihrer antide-

mokratischen Positionen, keine Partner sein. Obwohl Paine an der Seite der Bank-

freunde für die Verlängerung der Betriebsgenehmigung der Bank of North Ameri-

ca kämpfte, weil er bei deren Schließung ein Zusammenbrechen des noch schwa-

chen Kreditsystems befürchtete, zeigten sich bereits in dieser Debatte Differenzen

zwischen ihmund den Bankiers.WährendMorris jedwede zeitliche Restriktion des

Charters der Bank of North America ablehnte, gab Paine den Bankgegnern in die-

ser besonderen Sache recht. Für ihn war eine Regelung, bei der die heute Lebenden

die Handlungsfreiheit der kommenden Generation beschränken würden, struktu-

rell monarchistisch.

In seiner SchriftDissertations onGovernment, theAffairs of theBank, andPaperMoney

beschreibt Paine,wie verfahren die Lage seinerzeit war: So sehr es anfangs notwen-

dig gewesen sei, den Charter zeitlich zu begrenzen, so sehr sei es später nicht zu-

lässig gewesen, den Charter nachträglich ohne das Einverständnis sämtlicher Ver-

tragspartner zu ändern. Das in spezifisch historischer Konstellation zutage getre-

tene Problem zeigt, dass der verfassungsrechtliche Standort der Kapitalgesellschaft

als ein Standort zwischen »society« und »company«,mithin zwischen öffentlichem

und privaten Recht, damals noch weitgehend unbestimmt war.44

44 Thomas Paine, wie Anm. 25 Kap. 8, S. 162f.
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8.6 Marktwirtschaft ohne die Macht von Kapitalgesellschaften 2

Auch wenn er heute fast vergessen ist – der Streit um die Bank of North America

bleibt doch einer der wichtigsten Konflikte in der neueren Wirtschaftsgeschichte.

Er ist beispielhaft fürdiedamaligenKontroversenumeinen freiheitskonformenKa-

pitalismus. Während es auf den ersten Blick so scheint, als ob sich ein solcher Ka-

pitalismus nicht schaffen ließe, lehrt der zweite Blick auf den starken Liberalismus,

dass sehrwohl alternativeWeichenstellungenmöglichwaren. Jedenfalls führten die

erstenErfahrungenmit demKapitalismus – einerseits die Auseinandersetzung um

die Menschenrechte, andererseits die Anwendung des gesammelten Wissens über

die Logik des Marktes – zu einer Reihe institutioneller Lösungen, die zwar längst

vergessen sind, die aber noch heute einen zukunftsweisenden Charakter haben.

Zunächst bestimmte Paine, ohne selbst schon eine dauerhafte Antwort gefun-

den zu haben, den Rechtsraum, der die konstitutionelle Basis für eineWirtschafts-

politik derMachtminimierung vonKapitalgesellschaften bilden sollte. Sicher, Paine

hatte diese politischeKonzeptionnicht erfunden; ihreEntstehungundEntwicklung

ist jedoch an seinem politischen Handeln besonders anschaulich nachvollziehbar.

Die auf Minimierung von Macht bedachte Konstitution von Kapitalgesellschaften

als rechtsstaatliches Konzept etablierte sich erst nach einer ganzen Reihe weiterer

gesellschaftlicher Erfahrungen und Erkenntnisse im Zuge der Genehmigung sol-

cher Unternehmen.

Um die Entstehung der machtfeindlichen Variante des Kapitalismus, bei der

Paines Position eine wichtige Zwischenstufe bildet, rekonstruieren zu können,

müssen wir die Entwicklung der Kapitalgesellschaften von ihrem Beginn im Mer-

kantilismus an bis zu ihrer Gegenwart rechtstypologisch untersuchen. Aktienrecht

ist heute spezielles Privatrecht.Es basiert auf der Voraussetzung,dass Aktiengesell-

schaften aus einer Rechtsbeziehung allein zwischen privaten Personen bestehen.

Diese Beziehungmuss seitens des Staates allein zivilrechtlich,das heißt als isolierte

soziale Beziehung zwischen wenigen Einzelnen, geschützt werden.45

Soweit die herrschende Rechtsauffassung. Aber sie ist sachlich falsch. Mehr

noch, sie hat antiliberale Konsequenzen.Denn jede Kapitalgesellschaft ist eineMa-

schine zur Produktion vonMarktmacht.UndMarktmacht wird rasch zu politischer

Macht. Das Recht der Kapitalgesellschaften privat-rechtlich anstatt öffentlich-

45 Friedrich Kübler: Gesellschaftsrecht. Die privatrechtlichen Ordnungsstrukturen und Regelungspro-

bleme von Verbänden und Unternehmen. Ein Lehrbuch, Heidelberg 1998, Abschnitt § 2 Geschicht-

liche Entwicklung des Gesellschaftsrechts, S. 5–19 – Gerald Spindler: Recht und Konzern. Interde-

pendenzen der Rechts- und Unternehmensentwicklung in Deutschland und den USA zwischen 1870

und 1933, Tübingen 1993, Abschnitt CGesellschaftsrecht, S. 52–95, Abschnitt CGesellschaftsrecht,

S. 234–255 – Robert Weimar, Peter Schimikowski: Grundzüge des Wirtschaftsrechts, München

1993, Abschnitt C Die Struktur der Unternehmensverfassung, S. 148–166.
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rechtlich zu kodifizieren bedeutet eine Vorprägung der politischen Konstitution ei-

ner Gesellschaft. Und da diese Unternehmen nicht öffentlich-rechtlich konstituiert

sind, verselbstständigen sie sich in unkontrollierbare öffentlicheGebilde in privater

Hand.

Schon ein Rückblick auf die historische Herkunft von Kapitalgesellschaften

zeigt, dass diese keine privat-rechtlichen, sondern öffentlich-rechtliche Gebil-

de sind.46 Im Merkantilismus besaß der Staat ein Durchgriffsrecht gegenüber

Kapitalgesellschaften, das bis in Einzelheiten der Geschäftsführung reichte. Bei

oberflächlicher Betrachtung erscheint dieser Dirigismus als machtfeindlich; die

staatliche Kontrolle, so ließe sich argumentieren, könnte die Verselbstständigung

der Kapitalgesellschaften beschränkt, eventuell sogar verhindert haben. Das aber

war durchaus nicht der Fall.

Denn wenn Legislative und Exekutive jederzeit in der Lage sind, in die Ge-

schäftsführung einer Kapitalgesellschaft einzugreifen, ja wenn das Daseinsrecht

einer Kapitalgesellschaft von der Gnade des Staates oder von der jeweils bestehen-

den politischen Konstellation abhängt, dann entsteht über kurz oder lang ein

staatlich-privatwirtschaftlicher Komplex, in dem politische Macht völlig legal zu

ökonomischer Macht wird. Diese Art der scheinbaren Kontrolle von Herrschaft

entbehrt nicht einer gewissen Ironie. Denn indem es dem Staat erlaubt ist, in die

geschäftlichenTätigkeitenderUnternehmeneinzugreifen,werdendieKontrolleure

zu deren verlängertem Arm. Das Verhältnis dreht sich um: Parlamentarier, Sena-

toren, Minister, Präsidenten und andere Repräsentanten der politischen Klasse

vertreten nun unmittelbar die Interessen derWirtschaft im Staat.

Die Geschichte des Merkantilismus belegt diesen Zusammenhang. Er zeigt

sich besonders bei den Funktionen, welche die Handelskompanien im Kolonia-

lismus einnahmen. Ihnen wurden genuin staatliche Funktionen übergeben. So

waren Handelskompanien im British Empire nicht nur für die Verwaltung ganzer

Regionen zuständig; sie übten dort auch Rechtsprechung und Militärgewalt aus.

46 Heinrich Lehmann, Rolf Dietz: Gesellschaftsrecht, Berlin und Frankfurt a.M. 1970, § 9. IX. Ka-

pitelGeschichtliche Entwicklung des Gesellschaftsrechts, S. 70–81 – »Die Entwicklung dermoder-

nenKapitalgesellschaftennimmt ihrenAusgangbei denHandelskompaniendes 17. Jahrhun-

derts.Diesewaren keineprivatenHandelsgesellschaften immodernenSinne. Sie entstanden

vielmehr aufgrund eines königlichen Korporationsakts. Erst dadurch erhielten sie Rechtsper-

sönlichkeit. Der König verlieh sie ihnen im öffentlichen Interesse, welches die Gesellschaf-

ten zu verfolgen hatten, nämlich der Ausbeutung der Kolonien, dem Seehandel und später

demBankgeschäft.Mit der Verleihung der Rechtspersönlichkeit warenweitgehende Sonder-

rechte verbunden, ja es wurden denHandelsgesellschaften oft Teile staatlicher Souveränität

übertragen, so das Kriegsrecht, die Rechtsprechung, das Münzrecht und die Ausnahme von

der Steuerpflicht.« Hans Christoph Binswanger: Eigentum und Eigentumspolitik. Ein Beitrag zur

Totalrevision der Schweizerischen Bundesverfassung, Zürich 1978, S. 122f.
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Selbstständige private Organisationen agierten als Verlängerung des imperialisti-

schen Staates. Hier stellte sich für die Kritiker der Macht der Kapitalgesellschaften

des frühenKapitalismus bereits damals die Frage, ob der Staat solcheUnternehmen

überhaupt zulassen sollte, ob sie nicht vielmehr die Grundlage der freiheitlichen

staatlichen Verfassung zerstören.

8.7 Grundzüge des Kapitalgesellschaftsrechts der USA
bis Mitte des neunzehnten Jahrhunderts

Aus heutiger Sicht ist es schwer, jene Einstellung gegenüber Kapitalgesellschaften

zu verstehen, die Ende des achtzehnten und Anfang des neunzehnten Jahrhunderts

gerade in den USA vorherrschte. An die Möglichkeit, dass Kapitalgesellschaften

vertragliche Konstrukte auf rein privat-rechtlicher Grundlage sein könnten, so wie

es heute weltweit selbstverständlich ist, daran dachte zur Zeit der Gründung der

Vereinigten Staaten niemand.47 Vielmehr gehörte es zum allgemeinen Bewusst-

sein, dass Kapitalgesellschaften, mit ihrem dem Privatrecht fremden Instrument

der Haftungsbeschränkung, Geschöpfe des Staates waren. Diese fundamentale

Erkenntnis ist längst verlorengegangen. Wenn aber die Kapitalgesellschaft ein

Fremdkörper in der Ordnung des Privatrechts ist, sollte man ihre Genehmigung

dann nicht einfach verweigern, ohne sie direkt zu verbieten?

Ebendiese Haltung war in den frühen Jahren der USAweit verbreitet.Man hielt

Kapitalgesellschaften für Ausnahmeerscheinungen, geschaffen für öffentliche Auf-

gaben vor allem im Bereich der Infrastruktur. Die Vorbehalte gegenüber Kapital-

gesellschaften waren allein schon deshalb besonders ausgeprägt, weil man sich der

bitteren Erfahrungmit dem Regime des englischenMerkantilsystems nur allzu gut

erinnerte. Gleichzeitig gab es noch eine reale Chance, sich unkontrollierbarer Ak-

kumulation von Kapital erfolgreich zu widersetzen, weil das Land in der Zeit sei-

ner Demokratisierung zwar von ausländischen Merkantilgesellschaften ausgebeu-

tet wurde, selbst aber nur wenige Kapitalgesellschaften zählte.

Allerdings litten die jungen USA unter großem Kapitalmangel, sodass man ge-

zwungenwar,Kapitalgesellschaften in irgendeinerFormzuzulassen.Allerdingswar

dies nicht nur der materiellen Not geschuldet, sondern hatte auch eine demokrati-

sche Dimension. Eine Wirtschaftsordnung mit großem Kapitalmangel und gerin-

ger Liquidität des Kapitals bedeutet nicht, dass es keinen Kapitalmarkt gibt, son-

dern dass hauptsächlich die Reichen dort Zutritt haben. Unterentwickelte Kapital-

märkte sind strukturell »aristokratisch«. Aufgrund der spezifischen Situation der

USA führte dies zu einer besonders problematischen Art ökonomisch-politischer

Abhängigkeit. Je weniger Amerikaner selbst Zugang zu Kapital hatten, je deutlicher

47 Louis Hartz, wie Anm. 5 Kap. 8.
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waren sie von den englischen Kapitalakkumulationen und dem sie stützenden im-

perialen Königreich abhängig.

Diese Situation war besonders für Kleinanleger schwierig: Kleinere Kapitalan-

teile können allein unter der Bedingung einer Haftungsbegrenzung zusammenge-

fasstwerden; dennkeinKleinanleger ist bereit zu investieren,wenner für einUnter-

nehmen, dessen Geschäfte er weder überblicken noch kontrollieren kann, mit sei-

nem ganzen Hab und Gut haften muss.

Deshalb entwickelten sich inden jungenUSAbei schwachenKapitalmärktenge-

rade die alternativen positiven Möglichkeiten, welche die Kapitalgesellschaften für

eine allen Bürgern zugängliche Marktwirtschaft eröffnen. Während die merkanti-

listischen Kapitalgesellschaften in England Instrumente der Herrschaft waren, die

die Freiheit auf denMärkten geradezu zerstörten,war dieser Unternehmenstyp für

ein kapitalarmes Land wie die USA überlebenswichtig. Darüber hinaus waren aber

auch Banken, wenn sie denn als Kapitalgesellschaften organisiert waren, für den

Erhalt der politischen Freiheit in den Vereinigten Staaten unverzichtbar.Der Unab-

hängigkeitskrieg konnte nur gewonnen,der Friedennur verteidigtwerden,weil zu-

mindest Ansätze zu einem eigenen kapitalistischen Kreditsystem geschaffen wor-

den waren.

Deshalb betrachteten immer mehr Amerikaner Kapitalgesellschaften, vor al-

lem in dieser Form organisierte Banken, als wirtschaftliche Institutionen, die auf

Dauer nicht grundsätzlich abgelehnt werden konnten. In einzelnen Bundesstaaten

wurden sie immer öfter genehmigt, wegen ihres freiheitsfeindlichen Potentials

aber – und dies ist der entscheidende Punkt – restriktiv kontrolliert.

Doch in der schwierigen Frage des Umfangs, der Art, der Instrumente und vor

allem des Ziels der Kontrolle gingen die Interessen weit auseinander: Den Födera-

listen schwebte der Erfolg Englands als einer kapitalistisch hoch entwickelten Na-

tion vor, den sie imitieren und sogar überflügeln wollten. Um dieses Ziel zu errei-

chen, sollte ihrer Ansicht nach demokratisch legitimierte Kontrolle verringert wer-

den, um so das Investitionsklima zu verbessern. Gleichzeitig wünschten die Föde-

ralisten ein Höchstmaß an Verflechtung zwischen staatlichen Organen auf der ei-

nen, wirtschaftlichen Gruppen auf der anderen Seite. Mit Laissez-faire-Kapitalis-

mus hatte diese Haltung freilich nichts gemein. ImGegenteil, die Kontrolle der Ka-

pitalgesellschaften durch den Staat war für die Föderalisten ein Mittel, um die Ex-

pansion großer Unternehmen, vermeintlich im Interesse des Gemeinwohls, zu för-

dern. Dabei war ihnen klar, dass ohne solche staatlich gelenkte Expansionsförde-

rung sich die großen Unternehmen auf dem freien Markt nie wirklich durchsetzen

würden.

Den Antiföderalisten hingegen ging es darum, dass dort, wo die Kontrolle des

Marktes nicht möglich war, demokratische Kontrolle einsetzen musste. Anfangs

verfolgten viele dieser Starkliberalen die Idee einer individuellen, lokalistischen

Subsistenzwirtschaft; weshalb sie zunächst eine Politik des regionalen Dirigismus
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vertraten.48 Doch im Lauf der ersten Jahrzehnte der USA entstand das politische

Leitbild einer machtfreien Marktwirtschaft, die sich, bei entsprechend strikten

Rahmenbedingungen, nur entfalten kann, wenn der staatliche Dirigismus aufge-

geben wird.

Eine besonders drastische Form des Dirigismus ist aber die staatliche Geneh-

migung vonKapitalgesellschaften.DenStarkliberalen zufolge sollte dieses Vorrecht

auf »Sonderfälle« beschränkt bleiben, etwa bei der Schaffung der Verkehrsinfra-

struktur. Was den Bau von Straßen, Wegen und Brücken auf dem Lande und den

Schiffsverkehr betraf, sollten die in diesem Sektor tätigen Unternehmen auf solche

Weise kontrolliert werden,dass sie ihreMacht nichtwürdenmissbrauchen können.

So mochten die eigentlich an einem im ursprünglichen Sinne Laissez-faire-Maxi-

mum interessierten Radikaldemokraten und Starkliberalen von den Instrumenten

des englischen Merkantilsystems nicht völlig Abschied nehmen. Allerdings wollten

sie das System der Inkorporation von Kapitalgesellschaften nicht wie in England

macht-fördernd, sondernmacht-mindernd nutzen.49

Diese Position erwies sich als kontraproduktiv – trotz der guten Absicht. Denn

die Parlamente garantierten keinen Schutz vor Kapitalmacht; viele Abgeordneten

ließen sich leicht bestechen und verwandelten sich von Volksvertretern in Kapital-

vertreter.Bei der Erteilung vonCharters kames immerwieder zuKorruptionsskan-

dalen. Die Genehmigung von Unternehmen nach dem Kriterium gesellschaftlicher

Notwendigkeit führte zu einer Verflechtung politischer und ökonomischer Interes-

sen, die dem Ideal gleicher Freiheit widersprach. Denn nicht wer am Markt besser

arbeitete, sondern wer über bessere Beziehungen zur politischen Klasse verfügte

oder gar zu ihr selbst gehörte, bekam den Charter. Spätestens nachdem die Un-

abhängigkeit erreicht worden war, stellte sich in den dreizehn Bundesstaaten zu-

mindest für die Starkliberalen die Frage, ob esmöglich sein würde, eine Verfassung

zu entwerfen, auf deren Fundament sowohl eine durch privates Kapital gestützte

Marktwirtschaft als auch eine rechtsstaatlicheDemokratie sich bildenkönnten; und

zwar so, dass diese sich gegenseitig hervorbringen, anstatt sichwechselseitig zu be-

hindern oder zu zerstören.

Mit diesemradikaldemokratischenund starkliberalenZiel vorAugen entwickel-

te sicheineneueStufederKonstitutionvonKapitalgesellschaften,diebis indie erste

Hälftedes 19. Jahrhunderts ihreGültigkeit behalten sollten.FolgendeRegelnwurden

aufgestellt:

Erstens: Das Prinzip der Verallgemeinerung von Rechtsregeln wurde auf Kapi-

talgesellschaften angewandt. Die Möglichkeit der Gründung solcher Unternehmen

48 Louis Hartz, wie Anm. 5 Kap. 8.

49 Oscar Handlin, Mary F. Handlin: Origins of the American Business Corporation, in: The Journal of

Economic History, Bd. 5, H. 1, 1945, S. 1–23.
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hing aufgrund dessen nicht mehr von der Mehrheitsbildung in Parlamenten ab, al-

so nicht mehr vom Einfluss auf Abgeordnete und Minister. Für die Vergabe eines

Charters gab es nun objektive und allgemeine Standards.50

Zweitens: Eswurde ein Limit für die größte zulässige Akkumulation vonKapital

in Aktiengesellschaften gesetzlich fixiert. Verboten wurde, dass Unternehmen sich

anUnternehmenbeteiligen,wodurchdieBildungvonKonzernenverhindertwurde.

Außerdemwurdedie längste zulässigeDauer derExistenz vonAktiengesellschaften

gesetzlich fixiert.51

Diese Rechtsregeln für eine machtfreie Marktwirtschaft in den USA behielten

während der ersten Hälfte des neunzehnten Jahrhunderts ihre Gültigkeit. Dann

aber kam es zu einemProzess, der heute »Standortwettbewerb« genannt wird. Ein-

zelne amerikanische Staaten begannen, ihre machtminimierenden Wirtschaftsge-

setze zu lockern und aufzuheben, um Kapital anzulocken. Die Wende vollzog das

Aktiengesetz vonNew Jersey aus dem Jahr 1849,weil es keine Schranke für dieHöhe

des Grundkapitals mehr enthielt. Bald schon wuchs in allen Bundesstaaten der

Druck, noch bestehende Grenzen für die Akkumulation von Kapital zu sprengen.

Was folgte, war keine naturwüchsige Internationalisierung, geschweige denn Glo-

balisierungderMärkte.Dass esdenzunächst inneramerikanischenWettbewerbum

möglichst niedrige Restriktionen bei der Genehmigung von Kapitalgesellschaften

gab, hing vielmehr von bundesweit wirksamen gesetzlichen Bestimmungen und

Rahmenbedingungen ab. Zwar hatten in den USA des neunzehnten Jahrhunderts

alle Bundesstaaten die Möglichkeit zu einem eigenen Kapitalgesellschaftsrecht;

doch hatte jeder Staat zugleich die Pflicht, eine Kapitalgesellschaft, die in einem

anderen Staat gegründet worden war, auch auf dem eigenen Territorium agie-

ren zu lassen, völlig unabhängig davon, ob dieses Unternehmen eine die Freiheit

gefährdende Größe besaß oder nicht.52

50 Bernhard Großfeld: Aktiengesellschaft, Unternehmenskonzentration und Kleinaktionär, Tübin-

gen 1968, Abschnitt E DerWettbewerbsgedanke im Aktienrecht der USA, S. 160–179.

51 Stanley E. Howard: Stockholders’ Liability under the New York Act of March 22, 1811, in: The Jour-

nal of Political Economy, Bd. 46, H. 4, 1938, S. 499–514, und Arthur M. Schlesinger: The Age

of Jackson, New York 1945, Kapitel XXIV Jacksonian Democracy as an Intellectual Movement,

S. 306–321. Der amerikanischeÖkonomHenry C. Simons zeigte in den 1930er Jahren, dass die

hier erwähnte Grenze für die Größe von Kapitalgesellschaften auch unter den Bedingungen

des zwanzigsten Jahrhunderts notwendig ist, um wirkliche Marktfreiheit und wirkliche De-

mokratie zu ermöglichen. Simons forderte eine »Limitation upon the total amount of prop-

erty which any single corporation may own a) A general limitation for all corporations, and

b) A limitation designed to preclude the existence in any industry of a single company large

enough to dominate that industry«. Henry C. Simons:A Positive Program for Laissez Faire. Some

Proposals for a Liberal Economic Policy, Chicago/Illinois 1934, S. 19f. Auch in Ders.: Economic Pol-

icy for a Free Society, Chicago/Illinois 1948, S. 59.

52 Zum hier beschriebenen Vorgang bei der Entwicklung des Kapitalgesellschaftsrechts der

USA siehe Walter Oswalt: Eine Welt ohne Konzerne ist möglich. Konzept für eine antimonopolisti-
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Gegen diesen schwachliberalen Schutzschirm, den die amerikanische Bundes-

regierung über alle Kapitalgesellschaften gespannt hatte, gab es für eine starklibe-

rale Wirtschaftspolitik in den einzelnen Bundesstaaten von Anfang an kaum eine

Chance. Eindrucksvoll ist gerade deshalb, wie lange sich dennochmachtfeindliches

Kapitalgesellschaftsrecht in einzelnen Staaten halten konnte.Möglichwar dies nur,

weil der egalitäre Individualismus auf das öffentliche Selbstverständnis der jungen

USA trotz aller Niederlagen starken sozialen und politischen Einfluss hatte nehmen

können.

8.8 Thomas Paines Vorschläge zum Recht auf Eigentum

Während Paine, wie gezeigt, an der Kontroverse um die Gründung der Bank of

North America regen Anteil hatte, hätte er der Diskussion pro und kontra S.U.M.

nur aus weiter Ferne folgen können, hielt er sich doch in jenen Jahren in England

auf. Von dort reiste er zunächst nicht in die USA zurück, sondern nach Frankreich

weiter. Gleichwohl reagierte er in seinen Schriften auf die aktuelle Lage. Es lie-

gen mit dem 1792 erschienenen zweiten Teil seines Buches Die Rechte des Menschen

und, mehr noch, mit dem 1795 erschienenen Traktat Agrarian Justice Schriften vor,

die einerseits Prinzipien des demokratischen Regierens, andererseits ein soziales

Programm postulieren. Beide Texte sind auch eine Reaktion auf die Gründung

der Bank of North America und auf die Entstehung der Kapitalgesellschaften. Von

Agrarian Justice – wie von den meisten Schriften Paines – wurde schon bald nach

ihrem Erscheinen eine deutsche Übersetzung publiziert.53 Darin heißt es:

»Es ist noch eine sehr zweifelhafte Frage, ob der gesellschaftliche Zustand, wel-

chen man, stolz genug und vielleicht mit Unrecht Buergerstand (buergerliche

Gesellschaft) nennt, das Glück der Menschheit, im Ganzen genommen, vermehrt

oder vermindert habe. Einerseits wird der Zuschauer von den prachtvollen Ein-

tritten der Erscheinungen geblendet; andererseits nimmt er mit Schrecken die

entsetzlichsten Spuren des aeussersten Elendes wahr. Beide sind die Folge der

buergerlichen Vereinigung, und nur in Laendern, wo diese existirt, findet man

Menschen, die ganz reich und ganz arm sind. Wer genau wissen will, was der

scheRevolution, in: Ders.:NoMono.Kapitalismus ohneKonzerne. Für eine liberaleRevolution,Müns-

ter 2017, S. 81–83.

53 »Es erscheint an der Zeit, der Aufnahme von Thomas Paines Schriften in Deutschland einmal

nachzugehen. Sie standen seinen deutschen Zeitgenossen nicht nur in deren eigener Spra-

che zur Verfügung, sondern gewannen für sie eine Bedeutung, die im allgemeinen bisher

unbeachtet geblieben ist.« Hans Arnold: Die Aufnahme von Thomas Paines Schriften in Deutsch-

land, in: PMLAPublications of theModern LanguageAssociation of America, Bd. LXXIV,H. 4/1, 1959,

S. 365. Siehe auch Arnolds knappe Notiz zu Agrarian Justice, S. 379.
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gesellschaftliche Zustand seyn sollte, der muß schlechterdings einige Vorstel-

lung von dem urspruenglichen Zustande der Menschen haben, so wie dieser

noch heutigen Tages unter den Wilden des noerdlichen America vorhanden ist.

Bei diesen findet man keine Spur des menschlichen Elends, von welchem uns

alle Staedte Europens ein scheusliches Schauspiel darbiethen. Duerftigkeit ist

daher eine von den Folgen, die das gesellschaftliche Leben hervorgebracht hat.

In dem Naturstande ist sie nicht anzutreffen. Aber in diesem Stande genießen

die Menschen auch die Vortheile des Ackerbaues, der Gewerbe, der Kuenste und

Wissenschaften nicht. Das Leben eines Indiers, verglichen mit dem eines armen

Europaeers ist ein immerwaehrender Festtag. Vergleicht man es aber mit dem

Leben eines reichen Europaeers, so scheint es elend. Die sogenannte Buerger-

vereinigung hat also auf zwei verschiedene Arten gewirkt. Sie hat einen Teil der

Menschen reicher, den andern aermer gemacht, als diese in dem urspruenglichen

oder Naturstande gewesen seyn wuerden.«54

Diese Sätze stehen am Anfang des Traktats, der einen ambitionierten »Plan zur

Verbesserung der Lage der gesammtenMenschheit« enthält. In seiner Abhandlung

fragt Paine, ob die gesellschaftlichen Ordnungen in den damals für besonders frei-

heitlich gehaltenen Staaten Europas wirklich gerecht seien. Er kam zu dem Urteil,

dass die dort bestehenden Eigentumsrechte dem Menschenrecht auf Eigentum

fundamental widersprechen. Die Konzentration des Besitzes in den Händen einer

Minderheit gehe, so Paine, nicht auf deren Leistung zurück, sondern gründe zu ei-

nem Großteil auf Akten der Enteignung. Zu dieser Feststellung gelangte der Autor,

weil er das Recht auf Eigentum nicht als den Rechtsanspruch auf Schutz der bereits

existierenden Eigentumsverteilung verstand – das heißt gerade nicht so, wie heute

der Supreme Court in Washington D.C. oder das Bundesverfassungsgericht in

Deutschland das Grundrecht auf Eigentum interpretieren. Das Schutzrecht des

Einzelnen gegenüber dem Staat gründet nach Auffassung Paines auf einer völlig

anderen Basis.

So wird in Paines Traktat davon ausgegangen, jeder Mensch habe erstens An-

spruch auf die ökologischenRessourcen und zweitens Anspruch auf das,was er per-

sönlich geleistet hat. Das Eigentum an der Erde als ökologischem System ist dem-

nach egalitär; es sei nichtmöglich, irgendeineArt ungleicherVerteilungdesBodens,

desWassers, der Luft stichhaltig zu begründen. Paine schreibt:

»Es ist unleugbar, daß die Erde in ihrem urspruenglichen und unangebauten

Zustande das gemeinschaftliche Eigenthum der ganzen Menschengattung, ohne

Ausnahme, war, und geblieben seyn wuerde. Unter solchen Umstaenden haette

54 Thomas Paine: Thomas Payne an die Gesetzgeber und an die Direktoren der Republik Frankreich. Ein

Plan zur Verbesserung der Lage der gesammtenMenschheit, Neustrelitz 1798, S. 13f. Der Traktat ist

im Internet als Google book verfügbar.
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also jeder Mensch von Geburt an ein Eigenthum gehabt; jeder haette zeitlebens

ein gleiches Recht zu dem Niesbrauch des Bodens und seiner gesammten Pro-

ducte, sowohl aus dem Pflanzenreiche, als aus dem Thierreiche gehabt. Aber

die Erde kann, wie ich schon bemerkt habe, in ihrem natuerlichen Zustande

nur eine sehr geringe Anzahl von Menschen, im Vergleich mit denen, welche

sie erhaelt, wenn sie angebaut wird, ernaehren. Und da es unmoeglich ist, die

Verbesserungen durch Anbau von dem Boden, auf welchem sie geschehen, zu

trennen; so hat dieses unaufloesliche Band die Idee eines eigenthuemlichen

Bodens hervorgebracht. Es bleibt indessen nicht weniger wahr, daß nichts weiter,

als die Verbesserungen, und nicht etwa der Boden, das Eigenthum der Individuen

ausmacht.«55

Während also das Eigentum am Boden als solchem durch und durch egalitär ist,

hat das Eigentum an den »Verbesserungen« des Bodens laut Paine einen doppelten

Charakter: Es ist zum Teil egalitär, zum Teil anti- egalitär. Ungleichheit ist für Pai-

ne zulässig, sofern sie auf persönlichen Leistungen beruht. So ist Paine klar, dass

die Verschiedenheit der Leistungsfähigkeit und der Interessen der Einzelmenschen

legitimerweise zu Besitzunterschieden führt. Dabei setzte Paine voraus, dass Be-

sitz,derwirklichaufpersönlichenLeistungenberuht,niemals sogroßwerdenkann,

dass er die Freiheit der anderen gefährdet. Schon im zweiten Teil seines BuchesDie

Rechte desMenschen hatte der Autor erklärt:

»Zugegeben, daß eine jährliche Summe, z.B. eintausend Pfd., zum Unterhalt ei-

ner Familie nötig oder hinreichend ist, dann hat folglich das zweite Tausend die

Natur des Luxus, das dritte noch mehr, und wenn wir weitergehen, erreichen wir

schließlich eine Summe,diemannicht zuUnrecht einen strafwürdigen Luxusnen-

nen könnte. Es wäre unklug, demdurch Fleiß erworbenen Eigentum Schranken zu

setzen; demnach ist es recht, das Verbot jenseits des durch Fleiß möglichen Er-

werbs zu legen; aber dem Eigentum oder der Häufung desselben durch Erbschaft

sollten Grenzen gesetzt sein.«56

Der Leistungsaspekt des Menschenrechts auf Eigentum führte bei Paine zu einem

zweiten Angriff auf die Legitimität des bestehenden Eigentums. Er entzog nicht al-

lein, wie oben dargestellt, der ungleichen Verteilung der ökologischen Ressourcen

die Berechtigung, da diese Verteilung ohne persönliche Leistungen zustande ge-

kommen sei; er bezog den Leistungsaspekt auch auf die Größe des Eigentums. Eine

gewisse Übergröße des durch Arbeit und Kapital erwirkten Eigentums könne nur

55 Thomas Paine, wie Anm. 54 Kap. 8, S. 16f. Nießbrauch ist das unveräußerliche und unvererb-

liche absolute Recht, die Nutzungen einer fremden Sache, eines fremden Rechts oder eines

fremden Vermögens zu ziehen.

56 Thomas Paine, wie Anm. 7 Kap. 4.
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dann zustande kommen, wenn außer den persönlichen Leistungen weitere Leis-

tungen ins Spiel kämen. Zu diesem Schluss kam Paine, indem er in seinem Traktat

Agrarian Justice die soziale Basis des in einer kapitalistischen Gesellschaft entstan-

denen privaten Eigentums herausstellte:

»Die Erde ist, wie gesagt, ein Geschenk, welches der gesammten Menschheit von

dem Schoepfer gemacht worden ist. Das persoenliche Eigenthum aber ist Product

der Gesellschaft. Ohne diese wuerde kein Mensch ein solches Eigenthum haben,

so wenig als er die Erde erschaffen kann. Nehmt einen einzelnen Menschen aus

der Gesellschaft weg, gebt ihm eine Insel oder ein Stueck festes Land, er wird in

diesem Zustande nie ein persoenliches Eigenthum erwerben; er wird nie reich

werden.«57

»Das persoenliche Eigenthum aber ist Product der Gesellschaft« – diese Aussage

Paines beweist ein Verständnis von Grundrechten, das sich von der heute herr-

schenden Lehrmeinung stark unterscheidet. Jeder Mensch trägt als soziales Wesen

etwas zur Entstehung des Privateigentums anderer bei, daher besitzt jeder ein

gewisses Eigentumsrecht an den Vermögen der anderen. Verfassungsrechtler

wissen natürlich, dass die technische Infrastruktur sowie der Bestand sozialer

und kultureller Praktiken kollektive Güter sind, ohne die es keine privaten Güter

gäbe. In der Regel wird daraus gefolgert, es stehe ganz erheblich im Ermessen

des Gesetzgebers, wie er die Eigentumsordnung ausgestalte. Wenn aber dieser

problematische Spielraum immer wieder dazu genutzt wird, das Grundrecht auf

Eigentum der meisten Bürger zu beschränken, dann kann kein Betroffener daraus

verbindliche Unterlassungsansprüche gegenüber dem Gesetzgeber durchsetzen.

Das Grundrecht auf Eigentum – verstanden im Sinne Paines – wird übrigens

durch eine weitere gängige Interpretation gefährdet. Demnach meint Schutz des

Eigentums in erster LinieSchutzderbestehendenEigentumsverhältnisse.Sogibt es

für eine Eigentumsreform, wie Paine sie vorschwebte, keine verfassungsrechtliche

Basis. Diese Position hängt mit der geradezu archaischen Idee von Eigentumsbil-

dung zusammen, welche viele Verfassungsrechtler und liberale Sozialtheoretiker

teilen. Dabei wird im Grundrechtsdenken die Existenz der industriellen wie der

postindustriellen Gesellschaften mit ihren extremen sozialen Interdependenzen

unterschlagen. Vielmehr wird eine Art vorindustrieller Selbstversorgerwirtschaft

angenommen; denn nur in einer solchen Wirtschaftsform kann man von der Ent-

stehung gesellschaftsunabhängigen Eigentums durch Arbeit sprechen; nur in einer

solchen Wirtschaftsform kann der Grundrechtsschutz durch den Staat auf die

Abwehr von Übergriffen beschränkt bleiben.

57 Thomas Paine, wie Anm. 54 Kap. 8, S. 47.
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Wie oben erwähnt, hat laut Paine jeder Mensch ein Grundrecht auf zwei Arten

von Eigentum. Zum einen ist es der mit allen geteilte Anspruch auf die ökologi-

schen Ressourcen.Während bei Paine diesbezüglich der gemeinschaftliche Boden-

besitz imVordergrund steht, liest sich seineAbhandlungüber agrarischeGerechtig-

keit heute wie ein ökologischesManifest, das eine starkliberale Revolution zur Um-

verteilung des Eigentums vorschlägt, um so eine Umweltkatastrophe abzuwenden.

Die Notwendigkeit einer Umverteilung des Eigentums ergibt sich aber auch – nach

Paine – aus der Anwendung der Menschenrechte auf alles, was von den Individu-

en nicht in der Natur vorgefunden, sondern mit eigener Hand geschaffen wurde.

Da jederMensch als sozialesWesen, direkt oder indirekt, etwas zur Entstehung des

privaten Eigentums aller anderen beitrage, habe er in gewissemMaße auch ein Be-

sitzrecht an diesem von der Gesellschaft abhängigen Eigentum.

DieBedeutungderPaineschenAnsichtenzumThemaEigentumreicht bis inun-

sere Zeit. Menschen- und Bürgerrechte, mögen sie noch so private Sphären schüt-

zen, bekommen einen umso sozialeren Charakter, je moderner die Gesellschaft ist,

je mehr also ihre Mitglieder vernetzt und von den Märkten abhängig sind. In ei-

ner auf Selbstversorgung gründendenWirtschaftsweisemag es genügen, dem Ein-

zelnen ein Stück Land zu sichern, auf dem er für sich und seine Familie ungestört

wirtschaften kann. In einer Industriegesellschaft und erst recht in einer digitali-

sierten Gesellschaft aber ist das Recht auf Eigentumnur wirksam, sofern der Besitz

sich auch gesellschaftlich nutzen lässt. Es genügt nicht das Recht, auf eigenem Bo-

den einen Brunnen zu bohren und Kartoffeln zu pflanzen; hinzukommenmuss die

Möglichkeit, auf einem von Macht möglichst freien Markt Handel zu treiben, Wa-

ren und Informationen zu tauschen.Es genügt auch nicht,wenndie Verfassung das

Recht auf Privatsphäre garantiert, weil das Recht auf Asozialität nur geschützt wer-

denkann,wennesmit einemRecht auf Sozialität,nämlichKlage- undWahlrechten,

verbunden ist.

Wie aber hätte die von Paine konstatierte, weitgehende Verletzung des Men-

schenrechts auf Eigentum behoben werden können? Wie könnten die bis heute

bestehenden gigantischen Grundrechtsverletzungen geheilt werden, die allen

bürgerlichen Gesellschaften zugrunde liegen? – Durch eine Kollektivierung des

Besitzes, wie sie François-Noël Babeuf (1760–1797) im Zuge der Französischen

Revolution vorgeschlagen hatte? Durch ein Hinnehmen der bestehenden Un-

gleichheit? Sicher nicht. Schon in seinem Buch Die Rechte des Menschen hatte Paine

geschrieben:

»Der Sprachgebrauch hat den Zustand des Menschen in die zwei Klassen des zi-

vilisierten und unzivilisierten Lebens eingeteilt. Dem einen ist Glück und Über-

fluß, dem anderen Ungemach und Mangel zugeschrieben worden. Aber wie sehr

auch unsere Einbildungskraft durch dergleichen Schilderungen und Vergleiche

beeindruckt werden mag, desungeachtet ist wahr, daß sich ein großer Teil der
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Menschheit in den als zivilisiert bezeichneten Ländern in einem Zustand der Ar-

mut und des Elends weit unter den Verhältnissen eines Indianers befindet. Ich

spreche nicht von einem Lande, sondern von allen. Es ist so in England, es ist so

in ganz Europa. Laßt uns die Ursachen untersuchen. Sie liegen nicht in einem na-

turgemäßen Mangel der Prinzipien der Zivilisation, sondern darin, daß die allge-

meine Wirksamkeit dieser Prinzipien verhindert wird.«58

Paine strebte also nicht etwa eine Rückkehr zu vormodernen Gemeinschaften, son-

dern die weitere Entfaltung der Moderne an. Er war einer der Autoren der franzö-

sischen Menschenrechtserklärung. Mit Condorcet, Danton und anderen girondis-

tisch gesonnenen Revolutionären hatte er die allgemeinen Menschen- und Bürger-

rechte als Teil der zweiten, 1793 zwar verabschiedeten, doch nie in Kraft getretenen

Verfassung der jungen Republik Frankreich formuliert. Darin heißt es, das Eigen-

tum eines jedenMenschenmüsse grundrechtlich geschützt werden; enteignet wer-

dendürfe nurmit Entschädigung.Übrigens steht fastGleichlautendes imGrundge-

setz der Bundesrepublik Deutschland von 1949.Dieser Passus wird heute allerdings

von allen Seiten als grundrechtliches Verbot einer tatsächlichen Neuordnung der

Eigentumsverhältnisse gelesen. Der deutsche Staat kann enteignen, um eine Au-

tobahn oder einen Flughafen bauen zu lassen; dazu wird der enteignete Boden be-

zahlt. Bestehende Eigentumskonzentrationen aber werden nicht angegriffen, auch

dann nicht, wenn sie die Freiheit der anderen Bürger gefährden.59

DasheutigeVerständnis desGrundrechts aufEigentumunddas solcher Starkli-

beralerwiePaine könnengegensätzlicher nicht sein.NachPainesAuffassung – dar-

gelegt zuerst im zweiten Teil des BuchsDieRechte desMenschen, dann in der Abhand-

lung Agrarian Justice – darf der Staat nicht zulassen, dass der einzelne Bürger oh-

ne Entschädigung für seinen Anteil an der ökologischen Ressource Erde enteignet

wird.Dies bedeutet, dass eine ungleiche Verteilung des Bodens nur insofern gedul-

det werden kann, als dem Individuumdas EigentumanBoden, das ihmgenommen

wurde, durch andere Arten von Eigentum erstattet wird.Dieses Prinzip der Umver-

teilung hielt Paine für den Schlüssel zurWiederherstellung desMenschenrechts al-

ler amEigentum innerhalb einer arbeitsteiligen kapitalistischenÖkonomie. Es falle

ins Auge, so schrieb er, dass man dies gar nicht anders erreichen könne, »als wenn

58 Thomas Paine, wie Anm. 7 Kap. 4, S. 320.

59 Ein Beispiel für dieses Problem ist die seit 2017 öffentlich geführte Auseinandersetzung um

die in Berlin ansässige Wohnungsgesellschaft Deutsche Wohnen, zu deren Eigentum etwa

163000Wohnungen zählen, vondenen etwa zweiDrittel imGroßraumBerlin liegen. Eine von

Rouzbeh Taheri geleitete Initiative unter dem Namen »Deutsche Wohnen & Co enteignen«

setzte sich seit 2018 für die Enteignung der wegen ihres Umgangs mit Häusern und Mietern

unter scharfer Kritik stehenden Wohnungsgesellschaft ein. Die Initiative strebte zu diesem

Zweck im Land Berlin ein Referendum an, das sie auch durchsetzte.
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von jedem Landbesitzer einTheil zurückgefordert wird, dessenWerth der natuerli-

chen Erbschaft, die er sich ausschließend anmaaßte, gleich käme«60. Ähnliches for-

derte Paine auch in Bezug auf das vom Bodenbesitz unabhängige Kapital, sofern es

aus Leistungen der Gesellschaft resultiert.

Paine hatte einen klaren Maßstab für die Umverteilung, um die Legitimität der

Eigentumsverhältnisse und die sie stützende staatliche Ordnung wieder herzustel-

len:DerAlltag auchdes ärmstenBürgersdürfenicht härter sein als unterdenBedin-

gungen des sogenannten Naturzustands, in dem das Eigentum kollektiv gewesen

sei.DiesesZiel hätte sich leicht erfüllen lassen,wennman,mitLockeundSmith,den

ursprünglichen Zustand, für den das Leben der Indianer Nordamerikas als Exem-

pel par excellence diente, als geringwertig einstuft. Genau das tat Paine aber nicht.

Erinnern wir uns daran, dass es in der Abhandlung über agrarische Gerechtigkeit

schon zu Beginn heißt, verglichenmit demAlltag eines armen Europäers sei der ei-

nes Indianers wie ein »immerwaehrender Festtag«.61 Diese materielle Diskrepanz

war für Paine kein moralisches, sondern ein politisches Problem. Für ihn ging es

um die Existenzberechtigung der herrschenden sozialen Ordnung:

»Die Art von buergerlicher Gesellschaft, welche in ganz Europa die Oberhand ge-

wonnen hat, ist eben so rechtswidrig in ihren Principien, als sie verabscheuungs-

wuerdig in ihren Wirkungen ist. Die Besitzer der Grundstuecke wissen das, und

merken auch, daß sie vor der Pruefung nicht bestehen koennte. Das ist der eigent-

liche Grund, warum sie vor demWorte: Revolution zittern.«62

Zur Lösung des Problems schlug Paine vor, die extremeUngleichheit der Verteilung

des Eigentums durch eine Erbschaftssteuer Stück für Stück zu vermindern. Diese

Steuer sollte beim Tod eines Eigentümers und demWechsel des Besitzes in andere

Hände fällig sein; es handelte sich folglich umeinen langsamenProzess.Paine zielte

auf eine unmittelbare und schrittweiseUmverteilung unter denBürgern selbst.Das

unverlierbare gleiche Recht eines jeden auf Eigentum an einem Teil der Ressource

Boden sollte, unter den Bedingungen der arbeitsteiligen Marktgesellschaft, in ein

Recht auf Eigentum an Kapital transformiert werden:

»Es muß ein Nationalfond errichtet werden, aus welchem an jeden, der das ein

und zwanzigste Jahr erreicht hat, die Summe von funfzehn Pfund Sterling unter

dem Namen einer Entschaedigung wegen des natuerlichen Rechtes, das ihm

durch das System des Grundeigenthums entrissen wurde, ausgezahlt wird; und

die Summe von zehn Pfund Sterling jaehrlich und lebenslaenglich an jeden,

60 Thomas Paine, wie Anm. 54 Kap. 8, S. 26.

61 Thomas Paine, wie Anm. 54 Kap. 8, S. 14.

62 Thomas Paine, wie Anm. 54 Kap. 8, S. 49f.
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der das funfzigste Jahr erreicht hat, und an jeden andern nach Maaßgabe ihrer

Annaeherung an das besagte Alter.«63

Paine stellte in diesem Passus seines Traktats zwei Formen des Kapitalbesitzes vor.

Zum einen sollte jeder, der ins Berufsleben tritt, aus den Erträgen der Umvertei-

lung durch Erbschaftssteuer ein Startkapital erhalten, ummit dessen Hilfe eine ei-

gene Existenz aufbauen zu können. Zum anderen sollte jedem, der aufgrund einer

Krankheit oder seines Alters nichtmehr auf denMärkten produktiv in Erscheinung

treten kann, ein gewisses Kapital zur Verfügung stehen, um auch künftig ohne Ar-

mut und Abhängigkeit leben zu können. Paine glaubte so, die Selbstständigkeit der

Individuen sichern und die Ungleichheit Schritt für Schritt abbauen zu können.

Immerwiedermachte Paine klar, dass sein »Plan zur Verbesserung der Lage der

gesammtenMenschheit« keine Aktion der Barmherzigkeit sei, die je nach Schwan-

kungen der politischen und ökonomischen Lage angepasst werden könne. In der

Rolle des Anwalts der Massen und des Advokaten der Demokratie notierte er viel-

mehr:

»DerAckerbau ist ohneWiderspruchdie nuetzlichste Erfindungdesmenschlichen

Geistes. Er hat denWerth des Erdbodens um das zwiefache erhoeht, aber die Pri-

vilegien zu einem ausschließenden Eigenthume, die aus ihm hervorgiengen, ha-

ben sehr traurige Folgen gehabt. Bei allen Nationen haben sie die große Haelfte

der Bewohner ihrer natuerlichen Erbschaft beraubt, ohne sie wegen eines Raubes

zu entschaedigen, der sie an den Abgrund einer Duerftigkeit und eines Elendes

brachte, von welchem vorher noch kein Beispiel vorhanden war. Indem ich die Sa-

che derer fuehre, denenman ihre Rechte nahm, dringe ich keineswegs auf Erfuel-

lung einer Liebespflicht, sondern auf eine Handlung der Gerechtigkeit; freilich ist

dies ein Recht und eine Gerechtigkeit, die nicht anders, als durch eine Revolution

in demRegierungssystememit Nachdruck zurückgefordert werden konnte, nach-

dem sie in den ersten Zeiten so sehr vergessen worden war. Laßt uns versuchen,

der Revolution durch Thaten der Gerechtigkeit Ehre zu bringen, und ihre Principi-

en dadurch zu verbreiten, daß wir sie zur Grundfeste der allgemeinen Glueckse-

ligkeit machen.«64

8.9 Thomas Paines Vorschläge zur Besteuerung von Eigentum

DieHerstellungder individuellenEigentumsrechtewar für Painenicht nurnotwen-

dig, um Armut zu bekämpfen. Es ging umweit mehr. Der übergroße Reichtumwar

indenAugenPaines eine hoheBarriere,die demAufbau realerDemokratie imWege

63 Thomas Paine, wie Anm. 54 kap. 8, S. 23.

64 Thomas Paine, wie Anm. 54 Kap. 8, S. 21f.
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stand.Während sich François-Marie Voltaire (1694–1778)mit seinem 1733 publizier-

ten Buch Philosophische Briefe äußerst positiv über die konstitutionelle Monarchie

Englands geäußert hatte und viele jüngere Aufklärer dieser Haltung gefolgt waren,

scheute sich Paine nicht, die englische Regierung »despotisch«65 zu nennen; trotz

aller Lobreden über die demokratische Funktion des Parlaments und über die ge-

waltenteilige Einrichtung des Staates hätten dort die Reichen einen durch Korrup-

tion verstärkten, autoritären Einfluss auf die Politik.

Aufgrund dieser Erkenntnis forderte Paine die Einführung einer extremen Pro-

gression bei der Einkommensteuer. Mit diesem Konzept verbinden wir heute eine

Regelung der Besteuerung, bei der bis zumNiveaumittlerer Einkommen ein wach-

sender Prozentsatz des Einkommens an das Finanzamt entrichtet werden muss,

wohingegen bei solchen Einkommen, die über dem Mittelniveau liegen, der Pro-

zentsatz konstant bleibt.VieleÖkonomenwenden sich heute gegendiese halbe Pro-

gression; von der Idee der Steuergerechtigkeit geleitet, fordern sie, die progressi-

ve durch lineare Besteuerung zu ersetzen. Der britische Ökonom James Alexander

Mirrlees (1936–2018) aber, im Jahr 1996 Träger des Nobelpreises fürWirtschaftswis-

senschaften, ging sogar soweit und schlug eine regressive Besteuerung vor, die pro-

zentuale Besteuerung sollte bei wachsendem Einkommen immer weniger werden

und dazu führen, dass mehr investiert wird.66

PainewiederumwardengenauentgegengesetztenWeggegangen.DerGradder

Besteuerungmüsse bis zu den höchsten Einkommen immer weiter gesteigert wer-

den.Dadurchwerde es unmöglich, über ein bestimmtes Niveau hinaus Einnahmen

zu erzielen; der Akkumulation von Kapital würden Schranken gesetzt. Paines Steu-

ermodell, entworfen 1795, betraf allein die Einkommen aus Großgrundbesitz. Ent-

sprechenddemEntwicklungsstandder amerikanischenÖkonomie vermutetePaine

auf diesem Sektor die größten, für die Demokratie folglich gefährlichsten Konzen-

trationen von Eigentum.

Zweck der extremen Progressionwar nicht, von den Reichen einen überpropor-

tional hohen Beitrag zum Haushalt des Staates zu verlangen. Vielmehr sollte öko-

nomischer Druck zur Dekonzentration aufgebaut werden.Wenn es dem Einzelnen

nicht möglich sein würde, über einen festen Betrag hinaus Einnahmen zu erzielen,

dann würde der Antrieb zu grenzenloser Akkumulation von Kapital entfallen. Doch

wollte Paine nicht allein das weitereWachstum des Großgrundbesitzes verhindern;

er wünschte auch den bestehenden Großgrundbesitz in kleinere Vermögenseinhei-

ten zu zerlegen. Gerade in England gab es aufgrund des Erstgeburtsrechts in den

Familien der Reichen viele ärmere und sogar verarmte Mitglieder. Das Painesche

65 Thomas Paine, wie Anm. 7 Kap. 4, S. 300.

66 James Alexander Mirrlees: »Armut für alle«. Nobelpreisträger JamesMirrlees über die Folgen nied-

rigerer Steuern für Reiche, in:Wirtschaftswoche, H. 13, 20. März 1997, S. 11.
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Steuermodell hättebewirkenkönnen,dass reicheGroßgrundbesitzer ihreGüterun-

ter ärmerenVerwandten aufteilen, nicht ausMitleid, sondernweil sie aus demallzu

großen eigenen Vermögen keinen Penny extra hätten gewinnen können: der Boden

würde ja erst dann wieder Erträge abwerfen, wenn er in kleinere Einheiten aufge-

teilt worden wäre.67

Auch wenn das Painesche Steuermodell von den Umständen der vorindustri-

ellen Wirtschaft am Ende des achtzehnten Jahrhunderts in den USA geprägt ist,

so hat es doch einen bis heute aktuellen Kern: Der Anreiz zu maximalem Gewinn

wird von dem Streben nach größtmöglicher Kapitalakkumulation marktkonform

entkoppelt.DieSteuerpolitik fördertnichtmehrdieKonzentration,sonderndieDe-

konzentration.

So radikal die in Paines Traktat gemachten Vorschläge zur Gründung eines

Nationalfonds und zur progressiven Besteuerung höherer Einkommen zu ih-

rer Zeit auch gewesen sein mochten, sie müssen vor den Fakten der damaligen

wirtschaftlichen Lage weiter Teile des amerikanischen Volkes betrachtet werden.

Paine selbst räumte ein, dass seine Vorschläge unzureichend waren gemessen an

dem radikalen Maßstab, den er selbst anlegte. Das Einkommen eines einfachen

Landarbeiters betrug 1764 etwa fünf Schilling pro Woche. Paines Plan sah vor, dem

Landarbeiter ein Startkapital von fünfzehn Pfund zu geben, was dem Lohn von

zehn bis vierundzwanzigMonaten entsprochen hätte. Es hätte Selbstständigkeit in

Gang gesetzt und eineWeile gefördert; aber bei schlechten gesamtwirtschaftlichen

Rahmenbedingungen konnte diese Selbstständigkeit leicht scheitern. Andererseits

zeigen heutige Erfahrungen der Grameen-Bank, dass dem armen Landarbeiter oft

nur wenigeDollar an Kredit fehlen, um eine selbständige Produktion für denMarkt

aufzubauen.

Was die progressive Besteuerung angeht, so lohnt es sich auch hier, die Tatsa-

chen insAugezu fassen.AmEndedes achtzehnten Jahrhunderts gab es indenVerei-

nigten Staatenwohl nichtmehr als einDutzendwirklich reicher Familien. In Bezug

auf das weit kapitalistischer strukturierte England wurde damals eine aus 162 Ei-

gentümern bestehende »bestechliche Oligarchie«68 genannt. Diese hatte den größ-

ten politischen Einfluss im Königreich; nur diese wäre von einer Steuerreform im

Sinne Paines betroffen gewesen.

Würde man Paines Steuersystemmit seinen Tabellen auf das heutige Deutsch-

land anwenden, würde dies bedeuten, dass sich die zehn größten Konzerne des

Landes aufspalten müssten. Allen übrigen im Deutschen Aktienindex (DAX) no-

tierten Unternehmen würde ein klares Signal für ihre Aufspaltung gegeben. Doch

67 Thomas Paine, wie Anm. 7 Kap. 4, S. 367–372.

68 John Thelwall: The Natural and Constitutional Right of Britons. To Annual Parliaments, Universal

Suffrage, and the Freedom of Popular Association, 1795, in: Gregory Claeys (Hg.): The Politics of

English Jacobinism. Writings of John Thelwall, University Park/Pennsylvania 1995, S. 31.
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bereits kleinere Großunternehmen würden eher entlastet als belastet. So radikal

Paines Idee von der Begrenzung des Wachstums in einer offenen Marktwirtschaft

war, so vorsichtig wirken heute seine konkreten Besteuerungstabellen.



9. Kritiker der Macht im England des ausgehenden

achtzehnten Jahrhunderts

Thomas Spence – John Thelwall – Thomas Paine

9.1 Das Verhältnis von Wirtschaftsordnung und Staatsordnung:
Ein Konflikt um die Konzentration von Macht

Während heutzutage die Idee einer freiheitlichen Verfassung am stärksten mit der

Gründung der Vereinigten Staaten von Amerika verbunden ist, verknüpft man das

Konzept einer freienMarktwirtschaft amstärkstenmit der englischenTraditionder

Nationalökonomie, wie sie von Smith ausgeht. Die wirtschaftliche Bedeutung der

Konstitution der USA bleibt dabei im allgemeinen Geschichtsbild unterbelichtet.

Ebenso bleibt unerkannt, was die marktwirtschaftliche Tradition, die sich in Eng-

landmit der EntstehungderNationalökonomie entwickelte, für dieDemokratie des

Königreichs bedeutete.

Demokratie und Marktwirtschaft gehören zusammen. Diese Trivialität wird

von heutigen Regierungschefs und Wirtschaftsministern wieder und wieder be-

tont. Aber wie hängen sie zusammen – das wird selten gefragt. Welcher Ökonom

interessiert sich schon dafür, ob Smith und seine Nachfolger Demokraten waren?

DasDesinteresse an der Bedeutung desMarktes für dieDemokratie korrespondiert

mit einer Ignoranz in Bezug auf unterschiedliche Möglichkeiten, Marktwirtschaft

zu ordnen. Dieser Zusammenhang aber ist entscheidend. Wie bereits am Bei-

spiel der Leveller in England sowie der Föderalisten und Antiföderalisten in den

USA gezeigt werden konnte, hängt eine Wirtschaftsordnung mit konzentrierter

Wirtschaftsmacht ursächlich mit einer Konstitution unkontrollierbarer staatlicher

Herrschaft zusammen. Genauso gilt umgekehrt: Eine Wirtschaftsordnung macht-

freier Märkte korrespondiert mit einer gewaltenteiligen und starken Demokratie.

Die meisten Geschichtswissenschaftler, Ökonomen und Philosophen ha-

ben – wie bereits betont – die Existenz einer Tradition der Entmachtung a priori

negiert. Dies gilt auch für England. Daher ist notwendig, in diesem und im nächs-

ten Kapitel das Wirken starkliberaler Kräfte im England des späten achtzehnten

Jahrhunderts zu beleuchten. Paines Ideen und Schriften und vor allem er selbst,
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der von 1787 bis 1792 nicht in den USA, sondern in seinem Heimatland England

weilte, beeinflusste und prägte die englische Opposition. Neben Thomas Paine

sind Thomas Spence (1750–1814) und John Thelwall (1764–1834) zwei prominente

Aktivisten und Publizisten unter den vielen Radikaldemokraten und Starkliberalen

im England dieser Epoche.

9.2 Thomas Spence: Das Recht auf Bodenbesitz

Eine besondere Stellung in der englischen Opposition nimmt Thomas Spence ein.

Geboren in Newcastle upon Tyne als Sohn eines Schuhmachers und Netzflickers,

hatte der junge Mann den Beruf des Lehrers gewählt, sich früh mit den englischen

Vertretern desNaturrechts befasst undwar zu republikanischen Ansichten gelangt.

EinProzess umdieEinhegung,das heißt die PrivatisierungdesTownMoor,der gro-

ßen Allmende seiner Heimatstadt, hatte Spence anfangs der 1770er Jahre dazu ge-

bracht, Probleme der Nationalökonomie zu studieren.

Ende des Jahres 1775 hielt er vor der eben erst gegründeten Philosophischen Ge-

sellschaft von Newcastle, deren Mitglieder übrigens die Unabhängigkeit der briti-

schenKolonien in Amerika unterstützten, einen Vortragmit politisch radikaldemo-

kratischen Ideen unter demTitelDasGemeineigentumamBoden.1 Gleich nach der Pu-

blikationdes Textes,worin die Landbesitzer als »Usurpatoren« und »Tyrannen«2 be-

zeichnet werden, weil sie das gemeinsame Eigentum an der natürlichen Ressource

Boden zerstört hätten, wurde Spence aus der Philosophischen Gesellschaft ausge-

schlossen. Jahre später zog er nach London, wo er einen Buchstand hatte und als

Pamphletist, Agitator und Propagandist mit starkliberalen Ideen in Erscheinung

trat:

1 Zu Spences Lebenslauf siehe Georg Adler: Einleitung. Der ältere englische Sozialismus und Tho-

mas Spence, in: Ders. (Hg.): Hauptwerke des Sozialismus und der Sozialpolitik, H. 1, Leipzig 1904,

Reprint, Glashütten im Taunus 1974, S. 18f, und Phyllis Mary Ashraf: The Life and Times of Tho-

mas Spence, Newcastle upon Tyne 1983, S. 11–119, und Heinz Sanke, Humboldt-Universität zu

Berlin (Hg.): Essays in Honour of William Gallacher. Supplement Thomas Spence. The History of

Crusonia and Other Writings, Berlin 1966, (o.S.) S. 268. Zu Spences Ideen und Konzepten siehe

Phyllis Mary Ashraf, wie oben, S. 120–145, und François Bedarida (u.a.A.): Der utopische Sozia-

lismus bis 1848 (= Jacques Droz, Hg.: Geschichte des Sozialismus. Von den Anfängen bis 1875, Bd.

II), Frankfurt a.M. (u.a.O.) 1974, Abschnitt Spence, S. 23f, und Michael Vester: Die Entstehung

des Proletariats als Lernprozeß. Die Entstehung antikapitalistischer Theorie und Praxis in England

1792–1848, Frankfurt a.M. 1970, Abschnitt a Agrarradikalismus. Thomas Spence, S. 153f.

2 Thomas Spence:Das Gemeineigentum amBoden, Vortrag bei der Philosophischen Gesellschaft

Newcastle upon Tyne, 8. November 1775 (= Georg Adler, Hg.: Hauptwerke des Sozialismus und

der Sozialpolitik, H. 1), Leipzig 1904, Reprint, Glashütten im Taunus 1974, S. 26.
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»Da nun die Gesellschaft eigentlich nichts anderes sein sollte, als eine gegensei-

tige Vereinbarung zwischen den Einwohnern eines Landes zur Aufrechterhaltung

ihrer gegenseitigen natürlichenRechte und Freiheiten gegen alleWidersacher, sei

es von innen oder außen, so würdeman zu der Erwartung berechtigt sein, daß un-

ter Menschen, die behaupten, in jenem Zustande zu leben, diese Rechte und Frei-

heiten nicht weiter beschränkt seien, als die Notwendigeit es unbedingt verlangt.

Ich wiederhole, man würde zu der Erwartung berechtigt sein. Aber ich fürchte,

daß, wer das tut, schwer enttäuscht sein würde.«3

Mit der Vorstellung von der Gesellschaft als einer »Vereinbarung zwischen den Ein-

wohnern eines Landes zurAufrechterhaltung ihrer gegenseitigennatürlichenRech-

te und Freiheiten«, kamSpence zu einer generellenKritik der damaligen englischen

Gesellschaft. Seine Argumente gleichen denen, die zur selben Zeit von Paine geäu-

ßert wurden. Beide stellten heraus, dass die in den »zivilisierten Gesellschaften«

bestehende Eigentumsordnung, sofern es um Besitz ging, der nicht durch indivi-

duelle Leistung erworben wurde, die Menschenrechte systematisch verletze. Was

Leser von heute erstaunt, ist die Tatsache, dass die Schriften beider Autoren einen

Schwerpunkt auf die Problematik des Eigentums an ökologischen Ressourcen set-

zen. Spence sagte im Verlauf seines Vortrags:

»Wenn wir es nun vorhin als erwiesen und zugegeben vorausgesetzt haben, daß

die Menschheit das gleiche wohlbegründete Eigentumsrecht am Lande besitzt

wie an der Freiheit, der Luft, dem Licht oder der Sonnenwärme, und wenn wir fer-

ner in Betracht gezogen haben, welch’ harte Bedingungen es sind, an die der Ge-

brauch dieser allgemeinen Gaben der Natur geknüpft ist, so ist es klar, daß die

Menschheit weit davon entfernt ist, aus ihnen alle diejenigen Vorteile zu ziehen,

auf die sie rechnen könnte und müßte.«4

Den meisten Wirtschafts- und Gesellschaftswissenschaftlern schien noch vor we-

nigen Jahrzehnten die Kritik, die an der Bodenkonzentration vom siebzehnten bis

neunzehnten Jahrhundert geübt worden war, als antiquiert und durch die wirt-

schaftliche Entwicklung überholt. Doch die weltweite Forcierung der Agrarindus-

trie und die jüngsten Besitzwechsel an Feldern und Wiesen in der Bundesrepublik

Deutschland5 verleihen den Gedanken all derer, die sich gegen die Konzentration

3 Thomas Spence, wie Anm. 2 Kap. 9, S. 24f.

4 Thomas Spence, wie Anm. 2 Kap. 9, S. 26f.

5 Zu diesem Thema siehe Deutscher Bundestag, 18. Wahlperiode: Drucksache 18/11601, 22.

März 2017, Drucksache 18/12551, 30. Mai 2017, Drucksache 18/12878, 23. Juni 2017, https://ww

w.bundestag.de/drucksachen. In der Drucksache 18/12551 heißt es: »Durch den gesetzlichen

Auftrag zur Privatisierung bundeseigener Flächen undmit demEintritt landwirtschaftsfrem-

der Investoren auf den Bodenmarkt sind die Pacht- und Kaufpreise exorbitant gestiegen: von

2005 bis 2015 haben sich die Hektarkaufpreise im bundesweiten Durchschnitt verdoppelt,

https://www.bundestag.de/drucksachen
https://www.bundestag.de/drucksachen
https://www.bundestag.de/drucksachen
https://www.bundestag.de/drucksachen
https://www.bundestag.de/drucksachen
https://www.bundestag.de/drucksachen
https://www.bundestag.de/drucksachen
https://www.bundestag.de/drucksachen
https://www.bundestag.de/drucksachen
https://www.bundestag.de/drucksachen
https://www.bundestag.de/drucksachen
https://www.bundestag.de/drucksachen
https://www.bundestag.de/drucksachen
https://www.bundestag.de/drucksachen
https://www.bundestag.de/drucksachen
https://www.bundestag.de/drucksachen
https://www.bundestag.de/drucksachen
https://www.bundestag.de/drucksachen
https://www.bundestag.de/drucksachen
https://www.bundestag.de/drucksachen
https://www.bundestag.de/drucksachen
https://www.bundestag.de/drucksachen
https://www.bundestag.de/drucksachen
https://www.bundestag.de/drucksachen
https://www.bundestag.de/drucksachen
https://www.bundestag.de/drucksachen
https://www.bundestag.de/drucksachen
https://www.bundestag.de/drucksachen
https://www.bundestag.de/drucksachen
https://www.bundestag.de/drucksachen
https://www.bundestag.de/drucksachen


186 Walter Oswalt: Starker Liberalismus

beimBodenbesitzwandten, eine ungeahnte Aktualität.Was Paine und Spence dazu

schrieben, kann heute auch aus ökologischer Perspektive gelesen werden.

Allerdings gab es zwischen Paine und Spence auch Differenzen.6 Nachdem

Spence die Painesche Abhandlung über agrarische Gerechtigkeit hatte lesen kön-

nen, publizierte er 1797 eine Schrift über Kinderrechte, der er ein Vor- und ein

Nachwort beigab, worin er Paine vorwarf, nicht genug auf dem Prinzip der Legiti-

mität und Legalität des Eigentums zu beharren. Zwar habe Paine schließlich und

endlich anerkannt, dass Gott die Erde der ganzenMenschheit geschenkt habe; aber

seine Vorschläge zu einer Reform der Eigentumspolitik würden nicht ausreichen:

»I am glad that Mr. Paine has, even though late, made this acknowledgement,

because his celebrity will procure him many readers, and greatly add both to the

investigation of this great fundamental truth, and of such philosophical super-

structures as may be built on the same. But as to the plan that he has laid down

in his ›Agrarian Justice‹, where he first acknowledges this principle, it does not

appear to me to be in any measure just or satisfactory. The principle is without

doubt incomparably grand, and the very first maxim in the law of nature, and in

the science of right and wrong, and is fraught with all the blessings that can ren-

der mankind happy on earth. But, O dire disappointment! Behold! Mr. Paine, in-

stead of creating on this rock of ages an everlasting Temple of Justice, has erected

an execrable fabric of compromissory expendiency, as if in good earnest intended

for a Swinish Multitude.«7

wobei sie in Brandenburg und Mecklenburg-Vorpommern sogar auf mehr als das Vierfache

anstiegen. Diese Entwicklung schließt Landwirtinnen und Landwirte zunehmend vom Bo-

denerwerb aus. Verschärft wird die Situation durch den ungebremsten Zugriff von Investo-

ren und Agrar-Holdings auf Pacht- und Eigentumsflächen, die über Kapitalanteilskäufe an

landwirtschaftlichen Unternehmen in Konzernstrukturen integriert werden. Eine starke Bo-

denkonzentration ist die Folge, die nicht nur das politische Ziel einer breiten Streuung des

Bodeneigentums, sondern auchdieZukunftsfähigkeit der Landwirtschaft unddes ländlichen

Raums insgesamt gefährdet. Das aus dem letzten Jahrhundert stammende rechtliche Instru-

mentarium ist nicht mehr geeignet, den gesetzlichen Auftrag weiter zu erfüllen, das heißt

die Position ortsansässiger Landwirte auf demBodenmarkt zu stärken, agrarstrukturelle Zie-

le der Länder zu erreichen und auf die aktuellen Herausforderungen zu reagieren. Es bedarf

deshalb einer umfassenden Reform des Bodenrechts, mit der die Bodenpreise begrenzt wer-

den, beispielsweise durch Bindung an den landwirtschaftlichen Ertragswert und Einführung

einer wirksamen Preismissbrauchsgrenze. Demmuss zwingend eine Regulierung vorausge-

hen, die den Erwerb durch landwirtschaftsfremde Investoren ausschließt sowie den indirek-

ten Landerwerb durch Anteilskäufe von landwirtschaftlichen Unternehmen unter einen Ge-

nehmigungsvorbehalt stellt.«

6 Zu diesem Thema siehe Jonathan C. D. Clark, wie Anm. 26 Kap. 5, Abschnitt Land reform.

Thomas Spence v. Thomas Paine, S. 393–395.

7 Thomas Spence: The Rights of Infants, or, the Imprescriptable Right of Mothers to Such a Share

of the Elements as Is Sufficient to Enable them to Suckle and Bring up their Young. In a Dialogue

between the Aristocracy and a Mother of Children. To Which Are Added, by Way of Preface and Ap-
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Paine, der selbst über Grundbesitz verfügte, hatte in seinem Traktat erklärt, ein ge-

wisses Maß an Ungleichheit beim Bodenbesitz sei rechtlich durchaus zu legitimie-

ren. Sofern der Besitzer den Bodenwert kraft eigener Leistungen erhöht habe, ha-

be der Landwirt Anspruch auf die daraus resultierenden finanziellen Erträge, auch

wenn deren Reinvestition in den Boden bald zu ungleichen Verhältnissen beim Bo-

denbesitz führe. Spence nun argumentierte zum Schluss seiner Schrift nicht gegen

dasKriteriumder persönlich erbrachten Leistung an sich, sondern allein gegendes-

sen inkonsequente Anwendung. Er meinte, die Verbesserung des Bodenertrags sei

gerade bei größeremGrundbesitz amwenigsten die Leistung der Besitzer, sondern

die der Landarbeiter:

»Mr. Paine will object to [...] an equal distribution of the rents. For says he, in his

›Agrarian Justice‹, the public can claim but a Tenth Part of the value of the landed

property as it now exists, with its vast improvements of cultivation and building.

But why are we to be put off now with but a Tenth Share? Because, says Mr. Paine,

it has so improved in the hands of private proprietors as to be of ten times the

value it was of in its natural state. But may we not ask who improved the land?

Did the proprietors alone work and toil at this improvement? And did we labour-

ers and our forefathers stand, like Indians and Hottentots, idle spectators of so

much public-spirited industry? I suppose not. Nay, on the contrary, it is evident to

the most superficial enquirer that the labouring classes ought principally to be

thanked for every improvement.«8

Bei aller Kritik war Spence doch sehr an der Verbreitung der Ideen Paines inter-

essiert. Er wurde von den englischen Behörden verfolgt, weil er als Buchhändler

die »Rights of Man« von Thomas Paine verkaufte. Doch den seiner Meinung nach

deutlichenMangel an politischer Konsequenz in PainesDieRechte desMenschenhatte

Spence immerwieder kritisiert.Schon im Jahr 1795 hatte er eine Schrift drucken las-

sen,die sichbereitsmit ihremTitelTheRealRights ofManaufPainebezieht.Undnoch

im selben Jahr brachte Spence mit seinem TraktatThe End of Oppression einen »Dia-

log« zwischen einem alten und einem jungenHandwerker über die Gewährung und

Einrichtung wahrer Menschenrechte auf den Buchmarkt. Darin erklärt der junge

Handwerker, er habe gehört, dass es von Spence eine Abhandlung über Menschen-

rechte gebe, die über das hinausgehe,was Paine geschrieben habe. Ja, antwortet der

alte Handwerker; aber die Abhandlung von Spence gehe eben genau so weit, wie

pendix, Strictures on Paine’s Agrarian Justice, 1797, in: Heinz Sanke, Humboldt-Universität zu

Berlin (Hg.), wie Anm. 1 Kap. 9, S. 328. Mit dem Ausdruck »Swinish Multitude« griff Spence

einen Ausdruck Edmund Burkes auf. Dieser hatte in seinem 1790 erschienenen Buch Betrach-

tungen über die Französische Revolution seine Verachtung für die Masse des Volkes bekundet.

8 Thomas Spence, wie Anm. 7 Kap. 9, S. 336.
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man heute gehen müsse. Spence, sagt der junge Handwerker dann, wolle allen Pri-

vatbesitz an Land denGemeinden geben. Ja, antwortet der alteHandwerker, die Er-

de sei eben nicht für einzelne Personen erschaffen worden.9

9.3 Thomas Spence: Die kommunale Demokratie

Spence forderte 1775 schon bei seinem ersten öffentlichen Auftritt, einem Vortrag

bei der PhilosophischenGesellschaft vonNewcastle, die Kommunalisierung des Bo-

dens. Er wurde deshalb später als Frühsozialist in Anspruch genommen.Diese Ver-

einnahmung kommt am deutlichsten in einer Einleitung von Phyllis Mary Kemp-

Ashraf für die 1966 herausgegebenen Schriften von Spence durch die Humboldt-

Universität in Ost- Berlin zum Ausdruck. Darin heißt:

»It seems clear that Spence intended large-scale industry to be public property

or if not managed by the Parish as a whole, to be run by ›corporations‹ of work-

ers collectively. From land confiscation which included these larger industries in-

timately associated with land tenure but already long established on capitalist

lines, there is not a great step to the concept of the workers‹ ownership of the

means of production. The tools of production that remained individual property

corresponded to the general level of industrial technology before the large scale

introduction of machinery. Had Spence been able to foresee the further results

of the industrial revolution which was then scarcely begun, he might well have

been entitled to claim that he had already assigned all the sources of power and

all the factories with their structural equipment to public ownership.«10

Aber, Spence ist kein Vorläufer des Sozialismus und Kommunismus.11 Denn Spence

wollte keine Verstaatlichung; vielmehr wollte er, dass die Städte und Dörfer den

9 Thomas Spence: The End of Oppression, or, a Quartern Loaf for Two-Pence. Being a Dialogue be-

tween an Old Mechanic and a Young One, Concerning the Establishment of the Rights of Man, 1795,

in: Heinz Sanke, Humboldt-Universität zu Berlin (Hg.), wie Anm. 1 Kap. 9, S. 310.

10 Phyllis Mary Kemp-Ashraf: Introduction, in: Heinz Sanke, Humboldt-Universität zu Berlin

(Hg.), wie Anm.1 Kap. 9, S. 272.

11 Kemp-Ashraf kritisiert in ihrem Buch The Life and Times of Thomas Spence, Newcastle upon Tyne

1983, S. 141f die Auffassung des russisch-sowjetischen Historikers Wjatscheslaw Petrowitsch

Wolgin (1879–1962), wonach Spence keine sozialistischen Ideale verfolgte, weil er den kom-

munalisierten Boden individuellen Pächtern zur Nutzung übereignen wollte. Wolgin hielt

Spence offenbar für einen Anhänger nicht des Sozialismus, sondern des Egalitarismus. Zu

prüfen wäre, in welcher Weise der Historiker in seinen 1928 beziehungsweise 1931 publizier-

ten zwei Bänden zur Geschichte der Ideen von Sozialismus Spences Wirken darstellt, ob er

ihn womöglich, ohne den Begriff starkliberal zu verwenden, als eine solche Persönlichkeit

beschreibt.
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kommunalisierten Boden an die einzelnen Bürger zu privatwirtschaftlicher Nut-

zung verpachten.Mehr noch, indem Spence konsequent auf demGemeineigentum

amBoden alsMenschenrecht beharrte,wurde er zu einemder ersten Verfechter des

»schlanken Staates« und des freien Marktes. Aufgrund seines Egalitarismus war

Spence ein konsequenter Liberaler. Von der Geschichtsschreibung wurde er jedoch

nie als Liberaler wahrgenommen.

Die von Spence erhobene Forderung einer Kommunalisierung allen Bodens

stand in diametralem Widerspruch zur damaligen Entwicklung der Landwirt-

schaft, die sich in Richtung größerer, moderner Betriebe bewegte. Dörfliche

Selbstverwaltungsformen standen der Modernisierung im Weg. Die Enteignung

der Kleinbauern durch die legal mögliche Privatisierung der Allmenden zugunsten

der Landlords führte dazu,dass die bestehenden FormenkommunalerDemokratie,

so beschränkt sie gewesen mochten, zerstört wurden. Christopher Hill notiert, ab

1765 seien die Löhne der Landarbeiter gesunken; diese seien von Pachtbauern ab-

gelöst worden; viele kleine Bauern seien schon vor der Einhegung um ihren Besitz

gebracht worden. Gestützt auf ein Zitat des Historikers Lewis Bernstein Namier

(1888–1960) heißt es dann bei Hill, die Pächter hätten bei Wahlen im Sinne ihrer

Herren stimmenmüssen,während die Landarbeiter kein Stimmrecht, nicht einmal

die Möglichkeit zur Auflehnung gehabt hätten.12

Spence setzte darauf, die hier nur grob skizzierten Prozesse rückgängig zuma-

chen.Die Enteignung der Enteigner sollte den Gründungsakt einer neuen kommu-

nalen Demokratie bilden. Die Einzelnen sollten zu Bürgern werden, indem sie ih-

re ursprünglichen Rechte erkennen und diese gegen die Interessen der Mächtigen

durchsetzen. In Spences VortragDas Gemeineigentum amBodenwird dieser Vorgang

wie folgt beschrieben:

»Nehmen wir also an, daß in einem Lande sämtliche Einwohner nach vielem

Überlegen und Beratschlagen zu dem Schluß gekommen seien, daß jedermann

ein gleiches Eigentumsrecht am Boden innerhalb des Umkreises habe, in dem

er wohnt. Danach beschließen sie, daß, insofern sie in Gesellschaft zusammen

leben, dies nur zu dem Zwecke geschehen solle, daß ein jeder aus seinen na-

türlichen Rechten und Freiheiten soviel Vorteil ziehen solle wie möglich. Darum

wird ein Tag angesetzt, an dem die Bewohner einer jeden Gemeinde, jede Ge-

meinde in ihrem Bezirke, zusammenkommen, um ihre lang entbehrten Rechte

in Besitz zu nehmen und sich zu Körperschaften zu konstituieren. So wird denn

jede Gemeinde zu einer Körperschaft und alle Einwohner werdenMitglieder oder

Bürger. Das Land mit allem Zubehör wird in jedem Gemeindebezirk Eigentum

der Körperschaft oder der Gemeinde mit eben derselben freien Befugnis zum

Verpachten, Wiederherstellen oder Verändern des Ganzen oder eines Teiles, wie

12 Christopher Hill: Von der Reformation zur Industriellen Revolution. Sozial- und Wirtschaftsge-

schichte Englands 1530–1780, Frankfurt a.M. und New York 1977, S. 221.
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sie der Gutsherr über seine Ländereien, Häuser usw. genießt; aber das Recht,

auch nur das kleinste Stück, in welcher Art es auch sei, aus dem Gemeindebesitz

zu veräußern, wird für jetzt und für immer versagt.«13

Die fundamentale Unterscheidung zwischen ökologischem Eigentum, das jedem

ohne individuelle Leistung in gleicher undunverlierbarerWeise zusteht,undEigen-

tum, das auf demMarkt aufgrund individueller Arbeit und Tausch erworben wird,

wandte Spence nun konsequent in der Praxis an: Keiner darf persönlichen Besitz an

Boden haben; jeder darf nur so viel Boden pachten, wie er in eigener Regie bewirt-

schaften kann.

Dieses Konzept besticht in seiner Konsequenz. Es übertrifft, in Bezug auf die

Schlüsselfrage des Bodenrechts, das Painesche Denken. Was die Umsetzung sei-

ner Vorschläge angeht, war Spence jedoch oft sehr unscharf; sie lassen viel Spiel-

raum zur Interpretation. Spence ging der Blick für Realpolitik verloren, wenn er

gegen weniger radikale Gesinnungsgenossen wie Paine polemisierte. Er war über

viele Jahre in einen ihn zermürbenden, einzelgängerischen Kampf gegen den engli-

schen Staatsapparat verstrickt.14 Gleichwohl strahlen Spences Positionen eine Kraft

zur Erneuerung der Gesellschaft aus, die noch heute erstaunt und die für die For-

mulierung präziser Projekte zur Reform des Status quo nutzbar sein könnte.

Das erste Prinzip lautet, dass der kommunale Boden, für den der Einzugsbe-

reich eines Kirchspiels als Organisationseinheit dient, an die Bürger zur eigenen

Nutzung verpachtet wird. Das Verfahren der Vergabe des Bodens wird bei Spence

nicht eindeutig bestimmt. Eine Stelle seines Vortrags Das Gemeineigentum amBoden

legt nahe, dass die Bodennutzungsrechte versteigert werden sollten. Die Gefahr,

dass es auf diese Weise zu Großpachten kommen würde, die den Kleinbauern si-

cher schaden würden, sollte durch die Regel aus dem Weg geräumt werden, dass

niemandmehr Boden pachten darf, als er selbst bewirtschaften kann.

Würde man die Vergabe von Pachten nicht markt-konform, sondern demokra-

tie-konform regeln, so bestünde die Gefahr der Diktatur durch eine Mehrheit von

Bürgern im Kirchspiel. Denn leicht könnten einzelne Personen, die sich nicht an

den sozialen Konsens halten, durch den Entzug von Nutzungsrechten gefügig ge-

macht und im äußersten Fall wirtschaftlich vernichtet werden. Auch wenn der Ra-

dikaldemokrat, um nicht zu sagen der »Basisdemokrat« Spence in seinem Vortrag

13 Thomas Spence, wie Anm. 2 Kap. 9, S. 27.

14 Nicht ohne eine gewisse Antipathie schreibt François Bedarida, Spence habe sich entschlos-

sen in politische Streitigkeiten gestürzt. »Wenn er auch selbst keinen Aufstand vorbereitet

hat, so glaubte er doch sein ganzes Leben an die Wirkung von Verschwörungen, geheimen

Druckereien, anonymen Traktaten und verräucherten Klubs in kleinen Wirtshäusern.« Fran-

çois Bedarida (u.a.A.), wie Anm. 1 Kap. 9, S. 24.
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das Problematische der Vergabe von Pachten durch Mehrheitsentscheidung nicht

aufwarf, so schienen ihm die Gefahren einer Basisdemokratie bewusst zu sein.

GegenEnde seines Vortragswird deutlich, dass Spence dieWirtschafts- und die

Innenpolitik, ja sogar die Militärpolitik vom direkten Votum der Bürger in ihren

Kommunen abhängig machen wollte. Dem Problem der Unterdrückung von Min-

derheiten und dem der Konkurrenz unter den Gemeinden hoffte er durch eine fö-

derale Struktur des Staates begegnen zu können.Der staatliche Apparat wird durch

die radikale Kommunalisierung, das heißt durch die Delegierung der Aufgaben von

größeren auf kleinere Einheiten,weitgehend entmachtet. Es bleibt so etwas wie ein

»schlankerStaat«,der dieKonflikte zwischendenKommunen regelt unddieEinhal-

tungderMenschenrechte überwacht.Ein oberstesGericht kannEntscheidungen zu

Fall bringen, auch wenn sie zuvor auf lokaler Ebene formal korrekt getroffen wur-

den.15

9.4 Thomas Spence: Die Minimierung ökonomischer Macht

ImEinzelnenbleibtderAufbauderpolitischenGewalten imKonzept vonSpenceun-

klar. Trotzdem lässt sich seinmachtminimierender Konstitutionalismus an seinem

Zentralthema, demEigentumanBoden, gut nachvollziehen.Durch die kommunale

Verpachtung des Bodens wird die Zahl der unabhängig voneinander wirtschaften-

den agrarischen Unternehmen stark vergrößert. Zugleich sind die Bürger in Bezug

auf ihre beruflichen Tätigkeiten nicht auf den Sektor Landwirtschaft festgelegt, da

dasPrinzipPacht jedermannermöglicht,der Landwirtschaft denRückenzukehren,

einen Beruf in einem ganz anderen Bereich zu wählen und dennoch an den Erträ-

gen des gemeinsamen ökologischen Kapitals teilzuhaben. Die Erträge der Pachten

werden nämlich, nach Abzug der Kosten für den Aufbau und den Erhalt der öffent-

lichen Infrastruktur sowie für weitere Leistungen, zu gleichen Teilen an alle Bürger

verteilt.

Dieses Vorgehen hat zwei Folgen. Einerseits hat jedermann ein Grundkapital,

das ihm auf alle Fälle zusteht und ihm selbstständiges Wirtschaften ermöglicht.

DiesesGrundkapital istmenschenrechtlich begründet undwird nicht als Sozialleis-

tung gewährt. Andererseits können Marktzutrittsschranken und Abgaben, die auf

den wirtschaftlichen Aktivitäten der Bürger lasten und die Produktivität drosseln,

gestrichen werden. – Keine Frage, der Realismus der Spence’schen Position kann

bezweifelt werden. Der Autor des Vortrags bleibt den Nachweis schuldig, dass die

Einnahmen aus den Pachtverträgen ausreichen, um nicht allein das Grundeinkom-

men eines jeden Bürgers, sondern auch alle Ausgaben des Staates zu finanzieren.

Diese Kritik betrifft aber nicht den Kern der politischen Ideen von Spence.

15 Thomas Spence, wie Anm. 2 Kap. 9, S. 28–31.
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Am Beispiel des Großgrundbesitzes gelang es Spence, die kapitalistische Logik

der Konzentration vonMacht in einemkonsequent egalitärenwiemarktwirtschaft-

lichen Sinn zu brechen. Spence identifizierte zwei Kapitalströme, die, am Markt

vorbei, sowohl Ungleichheit schaffen als auch die Freiheit der Wirtschaft verhin-

dern: Es war zum einen das riesige Einkommen der Großgrundbesitzer, das zur

fortgesetzten Enteignung der Kleinbauern führte und zur Investition in monopo-

listische Aktiengesellschaften verwendet wurde. Zum anderen war es der wachsen-

de Staatshaushalt, der auf Steuern und Inflation zum Nachteil der Mehrheit be-

ruhte und dabei half, Akkumulation von Kapital durch Subventionen zu schützen.

Durch Kommunalisierung des Bodens und Dezentralisierung bzw. Verschlankung

des Staates sollten diese beiden Ursachen der Erzeugung von Ungleichheit und der

Einschränkung von Wettbewerb beseitigt werden. Das aus beiden Quellen stam-

mende Kapital würde seinen ursprünglichen Besitzern zurückgegeben.

Der angebliche Frühsozialist Spence propagierte 1775, mit seinem Vortrag Das

Gemeineigentum am Boden, wesentlich marktliberalere Positionen als Smith, der ein

Jahr später seine voluminöse Studie Der Wohlstand der Nationen. Eine Untersuchung

seinerNatur und seinerUrsachen publizierenwürde.Während Smith, neben Vorschlä-

gen für liberalisierende Reformen, viele Marktbarrieren und Machtkonzentratio-

nen hinnahm, ja sogar befürwortete, äußerte sich Spence eindeutig für einen freien

Markt:

»Es werden keinerlei Zölle oder Steuern von Einheimischen oder Ausländern ge-

zahlt; mit einziger Ausnahme der vorerwähnten Grundrente, die jede Person an

die Gemeinde je nach Größe, Güte oder den besonderen Vorzügen des Landes,

Gebäudes usw. zahlt, das sie inne hat. Die Kosten der Verwaltung, der Armee, der

Wege usw. werden von den Gemeinden aus der Grundrente bestritten; so daß alle

Waren, Gewerbebetriebe, zulässige Handelsunternehmungen und Aktien gänz-

lich steuerfrei sind. Die Erlaubnis, irgendetwas zu tun, kannhier nicht erkauftwer-

den; eine Sache ist hier entweder vollständig verboten, wie Diebstahl oder Mord,

oder sie steht jedermann frei ohne Taxe oder Kosten!«16

Die machtminimierende Modernität der Ideen und Konzepte von Spence besteht

darin, dass sie eine neue Perspektive eröffnen. Wenn man seinen Vortrag vor dem

Hintergrund heutiger Erfahrungen und Erkenntnisse liest, dann wirft der Text

rasch die Frage auf, ob durch eine Ökologisierung die bestehenden Wirtschafts-

konzentrationen abgebaut werden könnten. Und dabei ginge es nicht nur um

Landreformen in Staaten wie Brasilien oder um Kommunalisierung des Bodens in

denMetropolen der reichen Industrienationen.

16 Thomas Spence, wie Anm. 2 Kap. 9, S. 30.
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Wie gezeigt werden konnte: Ökologische Ressourcen auszubeuten und zu

vermarkten zerstört die Freiheit auf den Märkten. Betroffen war am Ende des

achtzehnten Jahrhunderts primär die Ressource Boden. Heute aber geht es um

die ganze Ökosphäre. Eine grobe Analyse zeigt, dass über die Hälfte der größten

multinationalen Konzerne wie Maschinerien zum Raub der ökologischen Ressour-

cen der Menschheit funktionieren. Würde man heute, im Sinne von Spence, die

Besitznahme ökologischer Ressourcen auf dem Land und dem Wasser durch die

mächtigsten Unternehmen der Welt verbieten, so wäre den meisten dieser Unter-

nehmen die Existenzgrundlage entzogen. Die Vergesellschaftung der ökologischen

Lebensgrundlagen würde weite Teile desWeltmarkts vonMarktmacht befreien.

Nachwievoraktuell ist Spences InsistierenaufderAbschaffungdesGroßgrund-

besitzes – als ein Beispiel einer ökologischen Enteignung. Engstirnig aber ist die

Konzentration auf die Bodenfrage als der entscheidenden Grundlage der Produk-

tion. Denn zu seiner Zeit, das heißt im letzten Viertel des achtzehnten Jahrhun-

derts,warbereits erkennbar,dass sichgroßeAkkumulationenvonKapitalmehrund

mehr auch ohne Bodenbesitz bildeten. Hier war Paine seinemMitstreiter und Kri-

tiker Spence weit voraus. Auch wenn sich Spences Kritik an der Inkonsequenz von

Paine nachvollziehen lässt, bezieht sich Paines eher vorsichtiges Konzept der Ent-

machtung, so wie es in seiner Schrift über agrarische Gerechtigkeit erläutert wird,

trotz des Titels nicht allein auf den Besitz von Boden. Es bezog sich auf jede Form

von Eigentum, das nicht auf individuellen Leistungen beruht. Mit anderen Wor-

ten, Paine plädierte für die Umverteilung auch des neuen, nicht an Bodenbesitz ge-

bundenen Kapitals, sofern dieses aufgrund gesellschaftlicher Leistungen entstan-

den war. Spence hingegen schlug in seinem Vortrag über das Gemeineigentum an

Boden eine generelle Steuerfreiheit für Gewerbe- wie für Handelsbetriebe vor. Sei-

ne auf Agrarproduktion beschränkteKonzeption der Entmachtung hätte – unbeab-

sichtigt – zu einerPrivilegierung jenerKonzentrationenvonMachtgeführt,die sich

damals sprunghaftmitdemneuen Industrie-undHandelskapitalismusentfalteten.

Eine weitere Kritik des Spenceschen Liberalismus scheint notwendig. Sein

Egalitarismus ist zwar deutlich vom menschenrechtlichen Individualismus ge-

prägt, trägt aber auch Züge des Republikanismus, der antiliberale Konsequenzen

nach sich ziehen kann. In Sachen Militärpolitik ist der Unterschied zwischen dem

älteren Paine und dem jüngeren Spence nicht von der Hand zu weisen. Paine ak-

zeptierte das Militär ausschließlich in der Funktion der Verteidigung der Freiheit

im Innern des Landes, weshalb er die fast völlige Auflösung der englischen Streit-

kräfte verlangte. Spence hingegen attackierte zwar ebenfalls, wie auch die übrigen

Starkliberalen seiner Zeit, den hochgerüsteten Staatsapparat des Königreichs Eng-

land; seine Forderung beschränkte sich jedoch auf die Abschaffung des stehenden

Heeres.

An mancher Stelle seiner Schriften erweckt Spence gar den Eindruck, als attes-

tiere er dem Militär einen Wert an sich. Persönlich in die soziale Isolation getrie-
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ben, feierte er seine Vision einer demokratisch organisiertenMiliz, die republikani-

sche Tugenden fördern sollte.Durch seine SchriftASupplement to theHistory of Robin-

son Crusoe, Being the History of Crusonia, or Robinson Crusoe’s Island, Down to the Present

Time aus dem Jahr 1782 schimmert ein uns heute fremder, naiver und euphorischer

Kollektivismus.17

9.5 Die Aktivität der London Corresponding Society (LCS)

WährendFrankreich vonderRevolution ergriffen und erschüttertwurde,wurden in

England Radikaldemokraten und Starkliberale von Seiten des Staates verfolgt. Ihre

Vereine wurden schließlich aufgelöst, die Habeas-Corpus-Akte sogar aufgehoben,

um das Übergreifen der Ideen der Französischen Revolution zu verhindern.

Der wohl wichtigste dieser Vereine war die von dem Schuhmacher Thomas

Hardy (1752–1832) mit neun Freunden Anfang 1792 gegründete London Corre-

sponding Society (LCS). Auf dem Höhepunkt seiner politischen Aktivität hatte der

Verein Gruppen in Manchester, Norwich, Sheffield und Stockport; er zählte wäh-

rend dieser Jahre offenbar mindestens zweitausend aktive, fünftausend zahlende

und zehntausend nominelle Mitglieder.18 Die meisten von ihnen waren ärmere

Handwerker, das heißt zum Beispiel Schuhmacher, Uhrmacher, Weber, Schneider;

aber auch wohlhabendere Handwerker sowie Kleinhändler und Kleinunternehmer,

schließlich sogar Pastoren und Soldaten fanden sich in denReihen der LCS. Spence,

Thelwall und Paine – um deren Schriften die letzten und die nächsten Abschnitte

dieses Buches kreisen – sind mit der Geschichte des Vereins verbunden: Spence

und Thelwall als rege Mitglieder, Paine durch die Rezeption seines 1794 erschiene-

nen Buches The Age of Reason sowie durch manchen Besuch von Versammlungen

17 Thomas Spence: A Supplement to the History of Robinson Crusoe, Being the History of Crusonia, or

Robinson Cruesoe’s Island, Down to the Present Time, 1782, in: Heinz Sanke, Humboldt-Univer-

sität zu Berlin (Hg.), wie Anm.1 Kap. 9, S. 301.

18 Für Information über die Aktivität von Radikaldemokraten in England nach Ausbruch der

Französischen Revolution siehe Günther Lottes: Politische Aufklärung und plebejisches Publi-

kum. Zur Theorie und Praxis des englischen Radikalismus im späten 18. Jahrhundert (= Rolf Rei-

chardt, Eberhard Schmitt, Hg.: Ancien Régime, Aufklärung und Revolution, Bd. 1), München und

Wien 1979, Abschnitt 4DieAktions-,Organisations- undKommunikationsformender jakobinischen

Massenbewegung zwischen traditioneller plebejischer Kultur und reformierter plebejischer Öffent-

lichkeit, S. 175–218, Abschnitt 5 Die jakobinische Intelligenz, S. 219–262, und Simon Maccoby:

English Radicalism 1786–1832. FromPaine to Cobbett, London 1955, S. 45–133 – Für erste Informa-

tionüber die LCS siehedenArtikel LondonCorrespondingSociety, https://en.wikipedia.org/wiki/

London_Corresponding_Society. Zahlreiche Absätze über den Verein bei Edward P. Thomp-

son:Die Entstehung der englischen Arbeiterklasse, Bd. 1, Frankfurt a.M. 1987, siehe fernerMicha-

el Vester, wie Anm. 1 Kap. 9, Abschnitt d Die London Corresponding Society (LCS) und die Konter-

revolution, S. 130–132. Die Zahlen zu den Mitgliedern des Vereins dort S. 133.
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der LCS.19 Bei der radikaldemokratischen internenOrganisation des Vereins wurde

darauf geachtet, dass der Einfluss des politischen Engagements eines Mitglieds

in der LCS nicht von der Größe seines privaten Vermögens abhing. Ausgaben von

Delegierten wurden deshalb erstattet; in sämtlichen Funktionen des Vereins wurde

Rotation praktiziert.

Wichtigstes politisches Ziel der 1799 verbotenen LCS waren allgemeine, gleiche

und freie Wahlen sowie eine Reform des Parlaments. Es handelte sich bei dem Ver-

ein also nicht umdas,was heute »Ein-Punkt-Bewegung« genanntwird.Die überlie-

ferten Dokumente der LCS, von der es immer wieder hieß, sie habe unter dem Ein-

fluss des Jakobinismus gestanden, vermitteln vielmehr die allmähliche Entfaltung

eines breiteren politischen und starkliberal geprägten Selbstverständnisses. Dem-

nach wurde das allgemeine Wahlrecht nicht als isoliertes Ziel angesehen, es sollte

vielmehr dazu dienen, die Machtfülle der reichen Minderheit und die Machtlosig-

keit der armen Mehrheit des englischen Volkes zu beseitigen. So diffus und divers

die Vorstellungen von einer anderen, besseren Gesellschaft unter den Mitgliedern

der LCS auch gewesen sein mögen, so waren sie doch alles andere als beliebig. Ge-

sucht wurde ein dritter Weg jenseits von Kapitalismus und Sozialismus.

Die LCSerkannte,dass die dominierende Ideologie vomfreienHandelEnglands

mit dem Ausschluss derMasse der Bürger einherging. In ihrer Mehrheit Handwer-

ker undKleinhändler, spürten dieMitglieder des Vereins diesenGrundwiderspruch

des Kapitalismus Tag für Tag am eigenen Leibe. Andererseits kam ihnen als »Klein-

kapitalisten« eine staatssozialistische Lösung als Alternative nicht in den Sinn.Viel-

mehr sollte die Freiheit eines jedenBürgers zurTeilnahmeanderGestaltungder de-

mokratischen Ordnung des Staates mit der Freiheit verknüpft werden, im Rahmen

derWirtschaftsordnung auf denMärkten zu agieren undmitzustimmen.

Was aber ist Marktfreiheit? Was ist ein gerechter Preis? Wie groß und welcher

Art sollte dieUmverteilung von obennach unten sein?Das alleswaren in der LCS of-

fene Fragen mit vielen, in sich widersprüchlichen und einander widersprechenden

Antworten. Offen war auch die sozialtheoretische Basis des Vereins. Die von John

Thelwall, dem Journalisten, Publizisten und Spiritus rector der LCS, sowie von an-

deren Autoren aus demUmkreis des Vereins verfassten Texte vermischen zwei teils

sich widersprechende Traditionen; sie harmonieren zwar in Bezug auf das Thema

Wahlrecht, in Bezug auf dieThemen freierMarkt, freierHandel, Primat des Bodens

19 Zu Spence in der LCS siehe Phyllis Mary Ashraf, wie Anm. 1 kap. 9, S. 50–57f, S. 112f. Zu Thel-

wall in der LCS siehe Gregory Claeys: Introduction, in: Ders., Hg., wie Anm. 68 Kap. 8, S. XXI-

XXV. Zu Paine in der LCS siehe Jonathan C. D. Clark, wie Anm. 26 Kap. 5, Abschnitt The Lon-

don Corresponding Society, S. 305–310, Abschnitt Atheism and Christianity in English Reform. The

Reception of Paine’s The Age of Reason, S. 398–402.
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und der Landwirtschaft gab es Uneinigkeit.20 Zunächst war die gesamte englische

Opposition jener Zeit geprägt vom Republikanismus, seiner Verklärung des einfa-

chen Landlebens und seiner Beschwörung bürgerlicher Tugenden. Doch mit dem

Aufkommender IndustrialisierungwardiesesDenken indieDefensivegeraten. Im-

mer stärker wurde die Idee der Menschenrechte, die erst von der Amerikanischen,

dann von der Französischen Revolution nach England ausstrahlte.

9.6 John Thelwall und Thomas Paine: Ihre Rezeption als angebliche
Frühsozialisten oder Besitzindividualisten

In dieser Lage warben einige Vordenker innerhalb der LCS für das Leitbild einer

machtfreien Marktwirtschaft. Als die wichtigsten unter diesen Personen dürfen

Thelwall und Paine gelten.Thelwall, der häufig als »Kopf der Organisation« genannt

wird, war Sohn eines Kleinwarenhändlers und arbeitete als Journalist und Dichter.

Paine’s Engagement in den USA ist hier bereits bekannt. Genauso wichtig aber war

seine Arbeit für die Französische Revolution und den radikalen Reformismus im

England des späten 18. Jahrhunderts. Diese Epoche in seinem Leben begann, als

er am 26. April 1787 von New York nach Le Havre aufbrach. Sein Ziel war es, eine

von ihm entwickelte Brückenkonstruktion in Europa zu realisieren. In Frankreich

erfassten ihn die Wirren der französischen Revolution; beide Teile seiner Die Rechte

des Menschen schrieb er 1791 bzw. 1792 in Europa. Kurz nach ihrem Erscheinen

wurden sie in England schon verboten. Vom englischen Staat wurde Paine wie ein

Verbrecher verfolgt, sodass er fliehen musste und nie wieder in sein Geburtsland

zurückkehrte. Dennoch übte er einen nachhaltigen Einfluss auf die LCS und die

gesamte englische Opposition aus: 1793 waren bereits 200.000 Exemplare seiner

Die Rechte des Menschen verkauft.

Thelwall und Paine wurden bisher, sofern Historiker sie überhaupt wahrnah-

men, Opfer einer einseitigen Zuordnung, die es noch heute schwer macht, sie als

Repräsentanten eines revolutionären Liberalismus – das heißt: einer dritten Posi-

tion jenseits von Status-quo-Liberalismus und Sozialismus – zur Kenntnis zu neh-

men.

Wie all die anderen führenden Persönlichkeiten der LCS kommt auch Thelwall

in so gut wie keinem deutschsprachigen Werk zur Geschichte politischer Ideen

vor. Obwohl ihn der französische Historiker und Kenner der englischen Geschichte

François Bedarida (1926–2001) erwähnte, wurde keiner der Texte Thelwalls je ins

Deutsche übersetzt. Auch im englischen Sprachraum ist er wenig bekannt. Im-

merhin existiert eine von Gregory Claeys in den 1990er Jahren besorgte Ausgabe

20 Zu Thelwalls Entwicklung in Bezug auf Themata und Probleme derWirtschaft siehe Gregory

Claeys, wie Anm. 19 Kap. 9, S. XLI-XLIX.



9. Kritiker der Macht im England des ausgehenden achtzehnten Jahrhunderts 197

der wichtigsten SchriftenThelwalls. Sofern er ansonsten überhaupt rezipiert wird,

ordnet man ihn als späten Ideologen des Republikanismus oder als Vorläufer des

Sozialismus ein, wohl weil er die Ansicht vertrat, Eigentum entstehe ausschließ-

lich durch die Arbeit von Menschen, und weil er die Ausbeutung der Arbeiter im

Zusammenhang der Industriellen Revolution attackierte.21

Paine widerfuhr ein ähnliches Schicksal wie Thelwall. Auch er wird, aufgrund

seiner Position abseits der herrschenden Vorstellungen von Kapitalismus und So-

zialismus, regelmäßig missverstanden.22 Zwar gilt Paine im Unterschied zum fast

völlig vergessenen Thelwall heute in den USA als ein Klassiker der amerikanischen

Demokratie; seine Leistung für die englische Entwicklung und die Französische Re-

volution dagegen ist praktisch unbekannt. Es gibt kein Standardwerk zum politi-

schen Denken seit der Aufklärung, das ihn, entsprechend seiner tatsächlichen Be-

deutung in der Geschichte, gleichrangig neben Locke, Montesquieu oder Rousseau

stellen würde.

Sofern Paine imzwanzigsten Jahrhundert überhaupt beachtetwurde, beschrieb

man ihn mal als Vordenker des Sozialismus, mal als Vertreter des Lockeschen oder

Smithschen Kapitalismus. Beide Zuordnungen entbehren der Grundlage. Zwar ist

es richtig, dass Paine in seinen Schriften liberale wie sozialistische Werte in glei-

chemMaße vereint; aber eine Trennung von liberalem und sozialistischemDenken

widersprichtdergesamtenPaineschenKonzeption.Denner ist einprominenterRe-

präsentant des starken Liberalismus: Gleichheit und Freiheit sind nicht als getrenn-

te Werte denkbar. Freiheit kann nur gleiche Freiheit sein. Erst nachdem die Option

des starken Liberalismus nicht verwirklicht worden war, erst nachdem sich ein ver-

kürzter, das heißt schwacher Liberalismus durchgesetzt hatte, kamen der Sozialis-

mus und mit ihm seine antiliberalen Konsequenzen auf. Die Spaltung von Libera-

lismus und Sozialismus ist eine Folge des Untergangs des starken Liberalismus.

Fälschlicherweise halten viele Geschichtswissenschaftler Paine für einen Ver-

treter der Locke-Linie. Erst schrieb Kramnick, Paine habe »seinen Locke gelesen«;

dann schrieb der dem amerikanischen Kommunitarismus nahestehende Philosoph

Charles Taylor, Paines »radikale Doktrin« sei eine »Locke-Variante«; schließlich

21 François Bedarida (u.a.A.), wie Anm. 1 Kap. 9, S. 26f – »In passages strikingly prescient of

Marx, Thelwall describes the parallel and mutually supportive processes of technological in-

novation, economic polarization, and social and educational impoverishment of the poor.«

Iain Hampsher-Monk: John Thelwall and the Eighteenth-Century Radical Response to Political

Economy, in: The Historical Journal, Bd. 34, H. 1, 1971, S. 17 – »John Thelwall, der [...] in der LCS

ideologisch führendwurde, kam einer sozialistischen und revolutionären Strategie amnäch-

sten.« Michael Vester, wie Anm. 1 Kap. 9, S. 134.

22 Zum starken Einfluss Paines in England siehe Jonathan C. D. Clark, wie Anm. 26 Kap. 5, Ab-

schnitt Britain, S. 391–409, undMichael Vester, wie Anm. 1 Kap. 9, Abschnitt c Die Transforma-

tion des konstitutionalistischen Radikalismus durch Thomas Paine, S. 125–129.
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schrieb die Historikerin Jill Lepore, es habe Paine nicht an philosophischen Kennt-

nissen gefehlt; mehr noch: »Er bereitete Locke für die Alltagslektüre auf und

erklärte die Vorstellung vom Naturzustand.«23 Äußerst entschieden wies Paine

jedwede Verwandtschaft seines Denkens mit dem von Locke zurück:

»Ich habe nie Locke gelesen, noch jemals sein Buch in der Hand gehabt, und nach

dem, was ich von Horne Tooke davon hörte, fand ich keine Neigung, es zu lesen.

Es ist Spekulation, kein praktisches Werk, und sein Stil ist, wie in allen Schriften

von Locke, schwer und ermüdend. Ich denke, Locke hat von erblicher und Wahl-

Monarchie gesprochen. Allein die Repräsentation, wie sie in ›Common Sense‹ und

›Rights ofMan‹ dargelegt ist, ist etwas von derWahl-Monarchie gänzlich Verschie-

denes.«24

Paine wird in die schematische Alternative pro oder kontra Kapitalismus gepresst;

einedritteMöglichkeitwirdkauminBetrachtgezogen.DurchdiegleicheReduktion

von Komplexität gerätThelwall in die Kategorie Frühsozialismus.Wenn aber weder

Paine ein Anhänger des Kapitalismus Lockescher Prägung noch Thelwall ein Vor-

läufer des Sozialismus ist, welche Zuordnung im Spektrum der politischen Ideen

um 1800 lässt sich dann vornehmen? Vertreten die beiden und die von ihnen ge-

prägte LCS einen Mittelweg zwischen Markt und Plan? Sind sie etwa frühe Sozi-

aldemokraten, sozialistische Liberale, liberale Sozialisten? Bedarida scheint diese

Einschätzung in Bezug auf Paine zu teilen, reiht er ihn doch unter die »Vorläufer

des ›Wohlfahrtsstaates‹«25 ein. Der Historiker Günther Lottes (1951–2015) hingegen

neigt zu der Auffassung, die Exponenten der in der LCS versammeltenHandwerker

hätten eine Idylle von Kleinbürgern angestrebt.26Wollten Paine undThelwall einen

vomWeltmarkt geschützten Kapitalismus der kleinen Leute?

Paine und Thelwall waren, wie später John Stuart Mill und Thomas Hodgskin,

nicht obwohl, sondernweil sie Anhänger des freienHandels waren,Gegner des sich

damals in England entfaltenden Kapitalismus. Die englische Version war die am

23 Isaac Kramnick, wie Anm. 10 Kap. 5, S. 148 – Charles Taylor: Der Begriff der ›bürgerlichen Gesell-

schaft‹ im politischen Denken des Westens, in: Micha Brumlik, Hauke Brunkhorst (Hg.): Gemein-

schaft und Gerechtigkeit, Frankfurt a.M. 1993, S. 138 – Jill Lepore, wie Anm. 21 Kap. 5, S. 134.

24 Thomas Paine: Reply to Cheetham, 21. August 1807, zitiert bei Wolfgang Mönke: Einleitung,

in: Thomas Paine, wie Anm. 7 Kap. 4, S. 59. John Horne Tooke (1736–1812) war ein englischer

Theologe und Publizist. Er unterstützte die amerikanische Unabhängigkeit.

25 François Bedarida (u.a.A.), wie Anm. 1 Kap. 9, S. 25.

26 »Thelwalls Gesellschaft der Kleinproduzenten ließ keine Veränderungen zu und blieb im

Grunde immer noch dem alten Country-Ideal von einer statischen Republik und einer sta-

tischen Gesellschaft verhaftet. Ihre Fortschrittlichkeit war bloßes Postulat.« Günther Lottes,

wie Anm. 18 Kap. 9, S. 331.
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weitesten entwickelte ihrer Zeit; das englische System ein Synonym für den erfolg-

reichstenWeg des frühen Kapitalismus, genauso wie später die USA zum Synonym

einer weiter fortgeschrittenen Version des Kapitalismus werden sollten.

9.7 John Thelwall und Thomas Paine:
Ihr Kampf gegen Wohlfahrtsstaatlichkeit und für freie Märkte

»Trade must be open! Traffic must be free! And every individual, and every coun-

try, must have a fair and equal opportunity of struggling for a share of this general

commerce.«27

Diese Forderung erhobThelwall 1795 bei einem Vortrag vor Mitgliedern der LCS. Er

und Paine kritisierten die englischen Eliten, weil sie die Freiheit des Welthandels

behinderten. Paine sprach sich für ein modernes kapitalistisches System von Ban-

ken aus und sagte der Bank of England daher denKampf an.28Thelwall, fast dreißig

Jahre jünger als Paine, sah die Notwendigkeit der Arbeitsteilung, sah auch den Vor-

teil der industriellen Produktion undder Fabrik alsOrt zur syndikalenOrganisation

der Arbeiter, lehnte aber die Lohnarbeit ab und verlangte für die Arbeiter dieselbe

Beteiligung amGewinn wie für die Unternehmer:

»There is a compact – a sacred compact, implied in the very distinction of labourer

and employer: And the terms of this compact are to be decided, not by the power

of the one, and the wretchedness of the other, but by the reason of the thing, and

the rules of moral justice. This reason, and these rules, call upon us to appreciate,

with impartiality, the comparative value of capital and of labour; since the former,

without the latter, could never be productive; and the latter, without the former,

in the present state of society, cannot have the means of production. Such an

estimate, fairly made, would place the labourer in a very different condition from

that to which he has generally been condemned. Such an estimate would teach

us, that the labourer has a right to a share of the produce, not merely equal to

his support, but, proportionate to the profits of the employer.«29

27 John Thelwall: The Connection between the Calamities of the Present Reign, and the System of Bor-

ough-Mongering Corruption. Lecture the Third. The Connection between Parliamentary Corruption

and Commercial Monopoly. With Strictures on the West-India Subscription et cetera, Vortrag bei

der LCS, 14. Oktober 1795, in: Gregory Claeys (Hg.), wie Anm. 68 Kap. 8, S. 294.

28 Thomas Paine: The Decline and Fall of the English System of Finance, 1796, in: Moncure Daniel

Conway (Hg.): The Writings of Thomas Paine, Bd. III 1791–1804, New York und London 1895,

S. 286–312. Auch in Philip S. Foner (Hg.), wie Anm. 35 Kap. 8, S. 651–674.

29 John Thelwall: Rights of Nature, against the Usurpations of Establishments. A Series of Letters to

the People, in Reply to the False Principles of Burke, 1796, in: Gregory Claeys (Hg.), wie Anm. 68

Kap. 8, S. 477.
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Beide, Paine undThelwall, wünschten eine vor allem in Bezug auf die Freiheitsrech-

te aller Individuen konsequenteModerne und lehnten das angeblichmoderne, fort-

schrittliche und weltoffene Wirtschaftssystem Englands ab, das sie als provinziell,

aristokratisch und antimodern entlarvten. Genau diese Position ist die des starken

Liberalismus.

Zu diesem Konzept gehört eine andere Logik als zur Mischform von Kapitalis-

mus und Sozialismus durch den Sozialstaat, eine andere Logik auch als zur Misch-

form von Kapitalismus und Konservatismus durch die Republik der Kleinbürger.

Der Sozialstaat sowie die Republik der Kleinbürger brauchen einen starken Staat.

Doch der Preis für den Schutz des Einzelnen ist hoch: Es ist die Entrechtung des

Einzelnen.

ImGrunde war es ein sozialstaatlich wie konservatives Instrument, welches die

englische Regierung seinerzeit anwandte, um die unzufriedenen Entrechteten zu

befrieden; es war das Instrument des Armenrechts. Um den Großkapitalismus zu

sichern, hatte es der Staat – als eine Form des Protektionismus – ins Leben geru-

fen. Das Armenrecht garantierte das Stillhalten der Masse, das Stillhalten der da-

maligen »Modernisierungsverlierer« . Außerdem war das Armenrecht, wie Paine

zeigen konnte, so beschaffen, dass nicht die Reichen, sondern die Armen für die

Ärmsten aufkommen mussten, wodurch sie die Vertreter des Großgrundbesitzes

und der Handelsgesellschaften auch noch subventionierten. Nein, Paine undThel-

wall, diese angeblichen Vorläufer desWohlfahrtsstaates,waren inWahrheit Gegner

der Wohlfahrtsstaatlichkeit. Ihr starker Liberalismus suchte einen anderen Weg.

Ausgehend von den Menschenrechten sollte eine Gesellschaft geschaffen werden,

die den Einzelnen ökonomisch wie politisch selbstständig macht. Diese Ermächti-

gung des Individuums setzt voraus, dass die Macht des Staates verringert und die

derWirtschaft beseitigt wird.

Mit dieser Position standen Paine undThelwall in der Zeit um 1800 in einer Tra-

dition, die sich im England des neunzehnten Jahrhunderts fortsetzen würde. Im

Jahr 1825 griff der Radikaldemokrat und konsequente Marktwirtschaftler Thomas

Hodgskin (1787–1869) – demBedarida eine »Mischung aus einem starrköpfigen In-

dividualismus und der Sehnsucht nach dem Sozialismus«30 attestiert – mit seinem

Buch Verteidigung der Arbeit gegen die Ansprüche des Kapitals die vermeintliche Laissez-

faire-Wirtschaft an.31 Hodgskin war überzeugt, dass faktische Tauschgerechtigkeit

nur hergestellt werden könne,wenn der staatliche Protektionismus zu Gunsten der

KapitalistenunddieAusbeutungderArbeiter beendetwürden. Im Jahr 1848 äußerte

30 François Bedarida (u.a.A.), wie Anm. 252, S. 66. Zu den IdeenHodgskins sieheMichael Vester,

wieAnm. 1 Kap. 9, Abschnitt 2 IndividualistischerAntikapitalismus: ThomasHodgskin, S. 241–258.

31 Thomas Hodgskin: Verteidigung der Arbeit gegen die Ansprüche des Kapitals, 1825 (= Georg Adler,

Hg.: Hauptwerke des Sozialismus und der Sozialpolitik, H. 10), Leipzig 1909, Reprint, Glashütten

im Taunus 1974, S. 73f.
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sich JohnStuartMillmit seinemBuchGrundsätzederpolitischenÖkonomie in ähnlicher

Weise zum Problem der Tauschgerechtigkeit. Im Gegensatz zu dem in seinen Per-

spektiven recht verschwommenenHodgskinmachteMill jedoch genaue Vorschläge

für eine Reihe politischer Reformen. Jeder Art des Eigentums, das die Armut ver-

größert, indem es nicht auf Leistungen imWettbewerb beruht, entzog er die Legi-

timität.Mill verlangte unter anderem ein Erbrecht mit einer klaren Grenze dessen,

was ein Einzelner erben konnte, ferner die Beteiligung der Arbeiter amGewinn des

Unternehmens. Perspektivisch sollten die Lohnarbeit abgeschafft und ein Kapita-

lismus durchgesetzt werden, der jedem die gleichen Chancen gewährt.32

9.8 John Thelwall: Kritik an der Universalisierung der Käuflichkeit

Über die im England des ausgehenden achtzehnten Jahrhunderts sehr ausgepräg-

te und von Korruption begleitete Verquickung von staatlicher und wirtschaftlicher

Macht äußerte sichThelwall 1795 zumSchluss des bereits zitierten Vortrags vorMit-

gliedern der LCS:

»You will find that the systems of monopoly and borough-mongering corruption

are so intimitely entwined together, that it is impossible to remedy the mischiefs

of the one without reforming the abuses of the other. Twin plants from one com-

mon root of political depravity, they must flourish or must fall together. And if

flourishmuch longer they unfortunately should – farewell to all the blossoms and

herbage of human comfort, for like the Upas of Java, the blighting dews shed from

their noxious branches spread desolation and sterility throughout the land.«33

32 John Stuart Mill: Grundsätze der politischen Ökonomie. Mit einigen ihrer Anwendungen auf die

Sozialphilosophie, 1848, Jena 1921, Bd. 1, 2. Buch Verteilung, 1. Kapitel Eigentum, S. 300–354

und 9. Kapitel Über Häusler, S. 470–486. Für erste Information über dieses Hauptwerk

Mills siehe den Artikel Principles of Political Economy, https://en.wikipedia.org/wiki/

Principles_of_Political_Economy. Ausführlich dagegen Jürgen Gaulke: Freiheit und Ord-

nung bei John Stuart Mill und Friedrich August von Hayek. Versuch, Scheitern und Antithese eines

ethischen Liberalismus, Phil. Diss., Frankfurt a.M. (u.a.O.) 1994, Kapitel II. John Stuart Mill. Der

Versuch eines ethischen Liberalismus, S. 69–206, und Peter Hauer: Leitbilder der Gerechtigkeit

in den marktwirtschaftlichen Konzeptionen von Adam Smith, John Stuart Mill und Alfred Müller-

Armack, Phil. Diss., Frankfurt a.M. (u.a.O.) 1991, Abschnitt 3. Gerechtigkeit als Leitnorm in

praktisch-reformerischer Anwendung, S. 232–264, Abschnitt 4. John Stuart Mill und die Krise der

Ökonomie im 19. Jahrhundert, S. 265–283. Hauer fasst zusammen: »Mills Lösung [...] resultiert

in einem eigenständigen, sozial orientierten Liberalismus, der insbesondere auch die

Dogmengeschichte der Nationalökonomie um wertvolle und interessante Lösungsansät-

ze zur Realisierung von mehr Chancengleichheit und Startgerechtigkeit, mehr formaler

Gerechtigkeit und größerer distributiver sozialer Gerechtigkeit bereichert hat.« (S. 283)

33 John Thelwall, wie Anm. 27 Kap. 9, S. 298.
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Das allgemeine, gleiche und freieWahlrecht sowie die Reform des Parlaments wur-

den von Seiten der LCS als die entscheidenden Waffen im Kampf gegen die »Sys-

teme der Monopole und der Korruption beim Ein- und Verkauf von Mandaten im

Parlament« betrachtet.Thelwall war sich jedoch bewusst, dass durch den Gebrauch

dieserWaffen, ja selbst durch die Einlösung dieser beiden Forderungen noch längst

keine freie Gesellschaft entstehen würde. Vielmehr müsse die ökonomische Macht

des Großgrundbesitzes und der Handelsgesellschaften gebrochen werden.

Wenn sich die englischen Entmachter gegen den Großgrundbesitz wandten,

dann rüttelten sie an einer der tragenden Säulen des Großkapitalismus. Ende des

achtzehnten Jahrhunderts war der Feudalismus in England vollends Geschichte:

Leibeigenschaft existierte längst nicht mehr; einfache Maschinen begannen die

Agrikultur zu verändern; Neureiche bekamen Adelstitel nicht aufgrund ihrer Her-

kunft, sondern aufgrund ihres Reichtums; Händler bildeten Kapital durch den

Erwerb von Boden. Wer Geld hatte, konnte bei der Legislative ein ganz auf seine

Bedürfnisse zugeschnittenes Einhegungsgesetz erwirken, konnte also Gemein-

deböden der Allgemeinheit wegnehmen und ihn zu seinem privaten Eigentum

machen. Nie zuvor war die Landwirtschaft dermaßen kapitalistisch organisiert ge-

wesen. Was immer mit diesem damals noch wichtigsten Zweig der ökonomischen

Struktur des Königreiches zusammenhing: Es war käuflich.34

Vertrautmit dieserEntwicklung, forderteThelwall,dendurchdiePrivatisierung

von Allmenden quasi enteigneten Bauern und den Armen Land zur Verfügung zu

stellen, sodass sie dort selbst Lebensmittel für denMarkt produzieren könnten.Um

dasGrundrecht aufEigentumfür jedermannzuverwirklichen,solltendieEnteigner

ihrerseits enteignet werden. Thelwall war jedoch nicht per se gegen die Privatisie-

rung des Bodens. Seine Kritik entzündete sich auch nicht an der Modernisierung

der Landwirtschaft, vielmehr allein an demWeg, den die Regierung Englands dazu

gewählt hatte:

»Let us consider, Citizens, how many deserts might have been made to smile in

fertility, by a proper application of our resources; for though it has been said, and

I ammuch inclined to agree with it, that the inclosures which have taken place in

this country, have been a great calamity; yet I am sure of this, that inclosure, upon

a fair and honest principle, might be productive of the greatest advantages. For

you are to remember that, in consequence of inclosure, you may have a greater

34 Die parlamentarische Auseinandersetzung um eines dieser Gesetze zur Privatisierung eines

zuvor von der Gemeinschaft genutzten Bodens wird anschaulich erläutert in John Thelwall:

The Second Lecture on the Causes of the Present Dearness and Scarcity of Provisions, 1795, in: Gre-

gory Claeys (Hg.), wie Anm. 68 Kap. 8, S. 179. Zur Lage der Landarbeiter allgemein siehe

Richard Brown: Society and Economy in Modern Britain 1700–1850, London und New York 1991,

Abschnitte Landownership, S. 58f, Enclosure, S. 59–70, Towards a ›Golden Age of Farming‹, S. 70f,

und Michael Vester, wie Anm. 1 Kap. 9, S. 84–86.
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height of cultivation, you may have a greater quantity of cattle, and other neces-

saries of life, produced; that your wool is less injured and of a superior quality,

and therefore more advantageous to the producer, and better for the consumer.

But inclosures ought not to be conducted upon the principle that has been usual

among us. The rich man ought not to have an act of parliament to rob the poor

freeholder of his estate.«35

Thelwalls Vortrag zeugt nicht allein vom Geschick des Redners, sondern auch von

dessen Erkenntnis, dass eine intensive Nutzung des Bodens und folglich ein Abbau

der Armut nurmöglich seinwürden,wenn es sich lohnenwürde zu investieren.Der

Investor, das heißt der Landlord, müsse sicher sein, dass er später der Nutznießer

seinesmateriellen Engagements werde.Während der Leveller RichardOverton 1647

bei weit geringerer landwirtschaftlicher Produktion die Einhegung der Allmenden

noch prinzipiell verworfen hatte, vertratThelwall dieMeinung, persönliches Eigen-

tum an Boden sei notwendig, um die Produktivität von Ackerbau und Viehzucht zu

steigern.

Allerdings hegteThelwall nicht die Illusion, die bestehende Ungleichheit könne

durch bloße Umverteilung des Eigentums an Boden überwunden werden. Um de-

nen zu helfen, die bisher von einer selbstständigen Teilnahme am Geschehen auf

den Märkten ausgeschlossen waren, und um die Wirtschaft als Ganze zu fördern,

bedurfte es anderer, besserer Maßnahmen. Der Staat, so Thelwall, müsse eine ak-

tive Wettbewerbspolitik betreiben; er möge den armen Bauern jene Infrastruktur

zur Verfügung stellen, ohne die der Boden zwar zu deren eigener Versorgung, aber

nicht zur Herstellungmarktfähiger Lebensmittel genutzt werden könne.36

Es ist bekannt,dassThelwall für eineBeschränkungdes staatlichenApparats der

Administration und, wie Spence und Paine, für einen »schlanken Staat« plädierte.

Aber wie konnte man einerseits verlangen, der Staat möge eine Infrastruktur für

die armen Bauern bereitstellen und andererseits verlangen, der Staat möge seine

Aktivität reduzieren?Thelwall empfand imNebeneinander beider Handlungen kei-

nen Widerspruch. Würde der Staat auf alle sinnlosen Vorhaben, vor allem auf die

Führung von Kriegen verzichten, würde ein Bruchteil der finanziellen Ressourcen

genügen, um England in ein »blühendes Eden«37 zu verwandeln.

Thelwalls Kampf gegen das System einer alles betreffenden Käuflichkeit, das

sich mit den Einhegungsgesetzen zu Gunsten reicher Landlords, im ungleichen

Wahlrecht und der Existenz von Monopolen manifestierte, war ein Kampf für eine

wirklich freie Marktwirtschaft. Wenn Eigentum so groß werden konnte, dass es

35 John Thelwall, wie Anm. 34 Kap. 9, S. 177.

36 John Thelwall. wie Anm. 34 Kap. 9, S. 180.

37 John Thelwall, wie Anm. 34 Kap. 9, S. 180 unten.
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keine Mühe hatte, sich des Parlaments zu bedienen, um größer zu werden, dann

war es geboten, solchesWachstum im Sinne des freienWettbewerbs zu begrenzen.

Das bürgerliche Strafrecht und die bürgerlichen Verkehrsformen sind darauf

gerichtet, den Wettbewerb um physische Überlegenheit zu unterbinden. Die Star-

kliberalen setzten diesen Weg der Kultivierung sozialer Beziehungen fort, indem

sie Bedingungen schaffen wollten, die verhindern, dass der Wettbewerb amMarkt

zu ökonomischer und politischer Macht führt. Die Abschaffung der grenzenlosen

Käuflichkeit ist alsoVoraussetzungdafür,dassMärktemit tatsächlichemLeistungs-

wettbewerb entstehen können. Es geht dabei um ein allgemeines Prinzip aufkläre-

rischen Fortschritts, das weit in die Gesellschaft hineinreicht.

Die eigentümliche Schwäche eines Großteils bürgerlicher Kultur war, dass ihre

emanzipatorischen Prinzipien auf die eigene soziale Klasse und hier auf die Privat-

sphäre beschränkt blieben. Außerhalb dieser Sphäre jedoch wurde die Universali-

sierung der Käuflichkeit geduldet und sogar gefördert.

9.9 Thomas Paine: Das Prinzip Entmachtung in der Tagespolitik –
Entmilitarisierung

Alle Ideen und Konzepte, die dieses Buch in eine Tradition der Entmachtung stellt,

wurden von ihren Verfechtern ausdrücklich aus den Menschenrechten abgeleitet.

Es genügt aber nicht, die Schöpfer des starken Liberalismus lediglich in Bezug auf

ihre politischen Paradigmen zu untersuchen.Eine Strategie der Entmachtung kann

auch implizit und partiell zur Wirkung kommen. In diesen Fällen reagieren Star-

kliberale ohne große sozialtheoretische Ableitungen auf Grundfragen ihrer Zeit in

einerWeise, die Macht delegitimiert.

Paine war wie Thelwall der Ansicht, freier Tausch und Wettbewerb durch Leis-

tung böten die beste Möglichkeit zur Verwirklichung der Menschenrechte im öko-

nomischen Bereich. Beide legten das Kriterium der Leistung an, wenn es um die

Legitimität des großen Eigentums an Boden ging. Beide wandten dieses Kriterium

aber auch auf die weltweit agierenden Handelsgesellschaften an. Deren Vertreter,

die übrigens andere Ziele verfolgten als die Großgrundbesitzer, waren die zweite

Säule ökonomischer Macht in England.Thelwall zufolge stand die East India Com-

pany für ein »System monopolisierender Korruption«, das in eine »Verschwörung

zum Kauf des Unterhauses«38 eingetreten sei.

Die großen Handelsgesellschaften machten nicht einfach korrupte Geschäfte.

Es war die Verflechtung ökonomischer und politischer Macht, welche die Kompa-

nien erst entstehen,danngroßundgrößer hattewerden lassen. Ihr ausbeuterischer

38 John Thelwall, wie Anm. 27 Kap. 9, S. 297 unten.
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Handel war seitens der englischen Regierung mit indirekter wie direkter militäri-

scher Gewalt gestützt worden. Dies zu kritisieren war gegen Ende des achtzehnten

Jahrhunderts nicht ungewöhnlich.Ungewöhnlich aberwar,nicht bloßdieMisswirt-

schaft dermonopolistischenHandelskompanien anzuprangern, sondern – wie Pai-

ne – die Grundlage für ihr Unwesen zu beschreiben und vorzuschlagen, sie einfach

abzuschaffen.

Darüber hinaus forderte Paine die Abschaffung sämtlicher monopolistischer

Rahmenbedingungen. Ohne diesen Schritt, so seine Erkenntnis, würden die Han-

delsgesellschaften, gestützt durch staatliches Militär und private Armeen in den

Kolonien, ihre Schiffe weiter über die Meere schicken. Die Kompanien würden sich

im besten Fall vonMonopolisten in Oligopolisten verwandeln:

»Die Vorstellung, eine Kriegsflotte zum Schutz des Handels haben zu müssen, ist

irrig. Das heißt, Mittel der Zerstörung als Mittel des Schutzes hinzustellen. Der

Handel bedarf keines anderen Schutzes als des gegenseitigen Vorteils.«39

Aus dieser Einschätzung Paines ergab sich die Forderung nach einer fast vollständi-

gen Entmilitarisierung Englands wie von selbst. Das Schutzschild der Kompanien

sollte beseitigt werden, auf dass freier Handel für alle möglich sein würde.

9.10 Thomas Paine: Das Prinzip Entmachtung in der Tagespolitik –
Kritik an der Staatsverschuldung

Der Antiprotektionismus der wichtigsten Entmachter vom Ende des achtzehnten

Jahrhundertskritisiertenichtbloßeine soaggressiveAktivitätwiedenmilitärischen

Schutz desReichtumsnach innenundaußen.Er bezog sich auch auf scheinbar neu-

trale Bereiche wie das Geldsystem.

Mit einer Politik des »harten Geldes« und der Beschränkung staatlicher Schul-

den verbinden wir heute eine »wirtschaftsliberale« Politik, die den Interessen der

»Wirtschaft« dienen soll. Freilich haben beide von Ideologie geprägten Begriffe

wenig mit der politischen Realität zu tun. Unter dem besonders wirtschaftsli-

beralen Politiker Ronald Reagan (1911–2004), Präsident der USA in den 1980er

Jahren, wurde in den Vereinigten Staaten eine rücksichtslose Verschuldung be-

trieben; nicht zuletzt, um den Rüstungsunternehmen, mit denen die Regierung

verfilzt war, große Aufträge zu verschaffen. Hinter der Rede vom »harten Geld«

und »monetären Gleichgewicht« verbirgt sich ebenfalls viel Ideologie. Im Zuge

der Globalisierung – besser gesagt: im Kampf um die besten Positionen auf den

Weltmärkten – lockerten Regierungen wie die der Bundesrepublik Deutschland

39 Thomas Paine, wie Anm. 7 Kap. 4, S. 327.
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die Bestimmungen zur Mindestreserve. Da die Pflichtguthaben sinken durften,

konnten die Banken immer mehr Geld produzieren.

Diese Differenz zwischen Theorie und Praxis der heutigen Wirtschaftspolitik

führt zurück auf die Wurzeln der Akkumulation von Kapital überhaupt. Bei Marx

heißt es dazu:

»Die öffentliche Schuldwird einer der energischstenHebel der ursprünglichenAk-

kumulation. Wie mit dem Schlag der Wünschelrute begabt sie das unproduktive

Geld mit Zeugungskraft und verwandelt es so in Kapital, ohne daß es dazu nötig

hätte, sich der von industrieller und selbst wucherischer Anlage unzertrennlichen

Mühwaltung und Gefahr auszusetzen. Die Staatsgläubiger geben in Wirklichkeit

nichts, denndie geliehene Summewird in öffentliche, leicht übertragbare Schuld-

scheine verwandelt, die in ihren Händen fortfungieren, ganz als wären sie eben-

soviel Bargeld.«40

Die Beschreibung dieses »Hebels der ursprünglichen Akkumulation« steht auch im

Zentrum der 1796 publizierten und am meisten wirtschaftswissenschaftlich argu-

mentierenden Paineschen Schrift unter dem Titel The Decline and Fall of the English

System of Finance.41 Die Verschuldung des Königreichs sei, primär durch die Ausga-

ben für Rüstung, dermaßen gestiegen, dass der Kollaps des Systems unter den von

der Politik geschaffenen Bedingungen unabwendbar sei. Die staatliche Verschul-

dung, so Paine, diene der Wirtschaft dadurch, dass sie erheblich zur Finanzierung

desmilitärischenSchutzesderHandelsgesellschaftenbeitrage.Sie sei aber auchun-

abhängig davon einMotor der Akkumulation vonKapital:Wer über solches verfüge,

könne sich bereichern, indem er der Regierung Geld leihe; wer nicht über solches

verfüge, werde schleichend enteignet, indem er die Bereicherung einerseits durch

Steuern, andererseits durch Inflationfinanziere.Paine verschwieg indes nicht, dass

auch die sogenannten kleinen Leute Anleihen besaßen. Die Rechnung der großen

und kleinen Spekulanten war riskant; das ganze System konnte wie ein Kartenhaus

einstürzen.

Die Politik der Verschuldung hatte zur Folge, dass sich die Macht innerhalb der

Gesellschaft in Richtung derer verlagerte, die entweder selbst große Gläubiger wa-

ren oder die Interessen der kleinenGläubiger vertraten.Stärkerwurde vor allemdie

Position der Bank of England und der sie stützendenWirtschaftsgruppen, die wie-

derum untrennbar mit der administrativen wie mit der parlamentarischen Macht

auf das engste verknüpft waren. Bei Paine heißt es:

40 Karl Marx, wie Anm. 13 Kap. 3, S. 782f.

41 Außer im Aufsatz Die Aufnahme von Thomas Paines Schriften in Deutschland von Hans Arnold

liegt Paines Traktat in zwei frühen deutschen Übersetzungen vor: Sinken und Untergang des

englischen Finanzsystems, Hamburg und Leipzig 1796 sowie Der Verfall und nahe Sturz des engli-

schen Finanzsystems, Straßburg 1796.
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»If, however, it be the duty of the bank to expose the public to this hazard, it

is at least equally the duty of the individuals of that public to get their money

and take care of themselves; and leave it to placemen, pensioners, government

contractors, Reeves’ association, and the members of both houses of Parliament,

who have voted away the money at the nod of the minister, to continue the credit

if they can, and for which their estates individually and collectively ought to an-

swer, as far as they will go. There has always existed, and still exists, a mysterious,

suspicious connection, between the minister and the directors of the bank, and

which explains itself no otherways than by a continual increase in bank notes.«42

UmdieseMaschinerie anzuhalten, hatte Paine schon ein paar Jahre zuvor, das heißt

1792 im zweiten Teil seines Buches Die Rechte des Menschen, eine extreme Progressi-

on bei der Steuer auf Einkommen und eine radikale Demilitarisierung vorgeschla-

gen. Außerdem hatte er in dieser Schrift das Steuersystem analysiert und dessen

starke Vereinfachung gefordert. Dabei sollte die versteckte Subventionierung der

wirtschaftlich Mächtigen durch die Bezieher kleinerer und mittlerer Einkommen

abgeschafft werden.

Paine lehnte vor allem indirekte Steuern, wie wir sie heute in Form der Mehr-

wertsteuer kennen,entschiedenab.Er zeigte,dassdieseSteuernnur scheinbarneu-

tral sind. Da die Ärmeren, aufgrund der für alle gleichen Lebensmittelpreise, ei-

nen weit größeren Teil ihres Einkommens für den täglichen Unterhalt ausgeben

müssen, trifft sie die Mehrwert- oder Umsatzsteuer härter als die Reicheren. Die-

se Art der Steuer auf Konsumgüter sollte nach Paines Meinung Schritt für Schritt

beschränkt werden.

Außerdemwollte er,der angeblicheVordenker des Sozialstaates die Armensteu-

er, die damalige Vorform eines Sozialsystems, abschaffen, bei der alle Bürger zum

Überleben derjenigen beitragen, deren Einkommen die eigene Existenz nicht si-

chern kann.43 Paines Vorschlag für ein Zeichen sozialer Kälte zu halten verfehlt die

Sache. Die Armensteuer war nur scheinbar sozial. In der Realität subventionierte,

wie bereits gezeigt wurde, die Masse derer, die zwar nicht unmittelbar von Hunger

bedrohtwar, die aber nur ein geringes Einkommenhatte, die Lohnkosten der Groß-

grund- undManufakturbesitzer.Denn die Armensteuer gab denUnternehmern die

Möglichkeit, den Lohn ihrer abhängig Beschäftigten unter das Existenzminimum

zu drücken. Ferner gilt es zu ergänzen, dass Paine nicht lediglich die Streichung der

Armensteuer als einer indirekten Subvention der Unternehmer verlangte, sondern

dass er sich, durch Boden-wie durch Steuerpolitik, für eine Umverteilung von oben

nach unten stark machte.

42 Thomas Paine, wie Anm. 28 Kap. 9, S. 307 bzw. S. 670.

43 Thomas Paine, wie Anm. 7 Kap. 4, S. 374.
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Paines TraktatTheDecline andFall of theEnglishSystemofFinance sagt zwar denZu-

sammenbruch des englischen Finanzsystems voraus, es überrascht jedoch, dass der

Text keinen Vorschlag für eine grundsätzliche Veränderung des Finanzwesens ent-

hält.DieseZurückhaltunghängt vermutlichmit derAbsicht desBuches zusammen.

EswarTeil vonPainespolitischerAktivität,dienebenÜberzeugungsarbeit nunauch

auf revolutionäre Destruktionsstrategie setzte: Die akribische Dokumentation der

Verschuldungdes englischenKönigreichs sollte aufdenkontinentalenKapitalmärk-

ten das Vertrauen in die Bank of England und die mit ihr kooperierenden Institu-

tionen erschüttern und beweisen, dass die angeblich so finanzstarke Bank inWirk-

lichkeit auf einem Berg wachsender Schulden gegründet war:

»It is worthy of observation, that every case of failure in finances, since the system

of paper began, has produced a revolution in governments, either total or partial.

A failure in the finances of France produced the French revolution. A failure in the

finance of the assignats broke up the revolutionary government, and produced

the present French Constitution. A failure in the finances of the Old Congress of

America, and the embarrassments it brought upon commerce, broke up the sys-

tem of the old confederation, and produced the federal Constitution. If, then, we

admit of reasoning by comparison of causes and events, the failure of the English

finances will produce some change in the government of that country.«44

Da Paine der Meinung war, die ökonomische Macht des englischen Merkantilis-

mus beruhe zu großen Teilen auf einem Vertrauen, das wiederum auf Täuschun-

gen beruhe, hielt er in diesem Fall präzise Recherche und exakte Analyse für eine

effiziente Strategie der Entmachtung. Letzten Endes hoffte der Autor wohl, durch

Aufklärung über die englischen Zustände eine Revolution im Königreich zu erwir-

ken. Dass er permanenter Verfolgung durch den Staatsapparat ausgesetzt war und

schließlich aus England fliehen musste, ist nicht verwunderlich. Auch wenn er mit

seiner SchriftTheDecline and Fall of the English System of Finance, dank der Unterstüt-

zung durch das Direktorium der Französischen Revolution, in den Niederlanden,

in Deutschland, in der Schweiz und in Italien große publizistische Erfolge feiern

konnte – zu einem Umsturz führte das Buch nicht.45 Dass es gleichwohl zu den ex-

emplarischenVersuchen zählt,Herrschaftssysteme durch Aufklärung zu zerstören,

steht außer Frage.

44 Thomas Paine, wie Anm. 28 Kap. 9, S. 300f bzw. S. 664.

45 John Keane, wie Anm. 8 Kap. 7, S. 427f.



10. Strategien zur Minimierung von Macht

vor der Französischen Revolution

10.1 Die Wegbereiter: Physiokraten und Rousseauisten

DerHorizont der Sozialtheorien, die denWeg in die Französische Revolution bahn-

ten,wird vonHistorikern in der Regel als eine Linie zwischen zwei Polen bestimmt:

auf der einen Seite die Physiokraten, die mit ihrem antimerkantilistischen Ruf

»Laissez faire!« als wirtschaftsliberale Vorläufer der Revolution gelten; auf der

anderen Seite Jean-Jacques Rousseau, der mit seiner politischen Philosophie, vor

allem der Idee des demokratisch legitimierten Staates, entscheidende gedankliche

Voraussetzungen für die Überwindung des französischen Absolutismus geliefert

hat.

Als François Furet (1927–1997) und Mona Ozouf 1988, im Vorfeld der Zweihun-

dert-Jahr-Feier der epochalenUmwälzung, ihrKritischesWörterbuchder Französischen

Revolutionherausgaben,warderüber tausendeinhundertSeiten starkeBandmit sei-

nen zahlreichen Aufsätzen das Kondensat der damaligen Forschung.1 In der noch

heutemaßgebendenEnzyklopädie kommtPierre Rosanvallon über denEinfluss der

Physiokraten zu keinem eindeutigen Urteil:

»Die Vertreter der Konstituante haben ihre Feindseligkeit gegen die Physiokraten

stets zur Schau gestellt.«2Fünf Seiten danach äußert derselbeAutor im selbenAuf-

satz geradezu das Gegenteil: »Die Vertreter der Verfassunggebenden Versamm-

lung setzen lediglich die ökonomischen und politischen Überlegungen von Ques-

nay, Mirabeau und Le Trosne fort.«3

1 François Furet, Mona Ozouf (Hg.): Kritisches Wörterbuch der Französischen Revolution, 1988, Bd.

1 Ereignisse, Akteure, Bd. 2 Institutionen und Neuerungen, Ideen, Deutungen und Darstellungen,

Frankfurt a.M. 1996.

2 Pierre Rosanvallon: Physiokraten, in: François Furet, Mona Ozouf (Hg.): Kritisches Wörterbuch

der Französischen Revolution, Bd. 2 Institutionen und Neuerungen, Ideen, Deutungen und Darstel-

lungen, Frankfurt a.M. 1996, S. 1253.

3 Pierre Rosanvallon, wie Anm. 2 Kap. 10, S. 1258.
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Der Beitrag über Rousseau, verfasst von Bernard Manin, erinnert zunächst an die

gängige Einschätzung des Philosophen: »Man hat Rousseau häufig als Wegbereiter

undLeitfigur derRevolution bezeichnet.VonBurke überQuinet undLouis Blanc bis

zu Taine gibt es viele, die in der Revolution den beherrschenden Einfluß von Jean-

Jacques gesehen haben.«4

Manin selbst unterstützt diese Einschätzung nur teilweise. In Bezug auf die

Wirtschaftspolitik der Revolution notiert er:

»Offensichtlich sind die jakobinischen Führer und die Anführer der Volksbewe-

gung nicht bei Rousseau auf die Idee derWirtschaftslenkung, der Preisfestlegung

und des Requirierungssystems gestoßen. Rousseau äußert sich selten zu den

durch Handel und Zirkulation sich ergebenden Problemen, sein Ideal ist die

größtmögliche Beschränkung des Handels.«5

Doch sowohl die Physiokraten als auch Rousseau repräsentieren Denkmuster, die

auf eine Konzentration ökonomischer und eine unkontrollierte Entfaltung staat-

licher Macht hinauslaufen. Die menschenrechtsfeindlichen Positionen beider So-

zialtheorien sind so prinzipiell, so fundamental, dass sie – auch bei der kritischen

Weiterentwicklung sei es der physiokratischen, sei es der Rousseauschen Ideen und

Konzepte imLauf vonmehr als zwei Jahrhunderten – nicht korrigiertwerden konn-

ten. Die liberalen Adepten haben die Tendenzen zur Konzentration von Macht in

milderer Form bewahrt und überdeckt; die autoritären Adepten haben sie auf die

Spitze getrieben.

10.2 Die Physiokraten und das Laissez-faire ohne Freiheit

Das von den Physiokraten favorisierteModell zur Entwicklung der Gesellschaft war

das einer Marktwirtschaft als Wettbewerb zwischen Großunternehmen unter dem

Dach einesmodernen autoritären Staates.Bei diesemModell war, trotz naturrecht-

licher Argumentation, dieMarktfreiheit keinMenschenrecht, dieMarktfreiheit da-

her auch kein Recht, das jeder Kleinbauer hätte in Anspruch nehmen können. Viel-

mehr solltedieMarktwirtschaft lediglicheinWachstumsmotor imDienstedesStaa-

tes sein. Hauptziel der Physiokraten war nämlich das Wachstum des »produit net«.

In ihren Augen dienten agrarische Großbetriebe diesem Ziel am besten. Der Öko-

nom,Enzyklopädist undGründerderSchuledesPhysiokratismusFrançoisQuesnay

(1694–1774) hielt es, in seiner 1767 publizierten Schrift Allgemeine Maximen der Wirt-

4 Bernard Manin: Rousseau, in: François Furet, Mona Ozouf (Hg.), wie Anm. 2 Kap. 10, S. 1308.

5 Bernard Manin, in: François Furet, Mona Ozouf (Hg.), wie Anm. 2 Kap. 10, S. 1319.
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schaftspolitik eines agrikolenKönigreichesundBemerkungenzudiesenMaximen, für natur-

gesetzlich notwendig, die Kleinbetriebe den Großbetrieben zu opfern. Er forderte:

»[…] daßman die für die Getreidekultur verwendeten Ländereien tunlichst zu gro-

ßen, von reichen Pächtern ausgebeuteten Pachthöfen zusammenlege; denn es

entstehen weniger Ausgaben für die Instandhaltung und die Reparatur von Ge-

bäuden, und dementsprechend viel weniger Kosten und viel mehr Nettoprodukt

in den großen landwirtschaftlichen Unternehmen als in den kleinen.«6

Während laut der hier zitierten fünfzehntenMaxime für die Großbetriebe ein Lais-

sez-faire gelten sollte, sollte gegenüber den Kleinbetrieben eine Art Laissez-dispa-

raître greifen.Das große Vorbild der Physiokratenwar nämlich die damalige Agrar-

politik in England, die, wie in vorigen Kapiteln dieses Buches erläutert, auf einer

systematischen Enteignung der Kleinbauern beruhte.

Die Physiokraten verlangtenMarktfreiheit auf den lebenswichtigen Kornmärk-

ten, weil sie sich dadurch hohe Kornpreise und also hohe Profite für die Betreiber

der großen Höfe sowie nationales Wirtschaftswachstum versprachen. René-Louis

de Voyer de Paulmy Marquis d’Argenson (1694–1757), Politiker, Diplomat und der

Aufklärung verbunden, sah in dieser ökonomischen Strategie hingegen nur das

»philosophische Raisonnement der Tyrannei«. Denn indem nur die »Interessen

der Reichen in Betracht gezogen« würden, würden »die Kleinen an den Bettelstab

gebracht«.7

Das Ziel der Physiokraten stand wirklich freiem Handel von Grund auf entge-

gen. In seinem für die berühmte Enzyklopädie von Denis Diderot (1713–1784) und

Jean-Baptiste Le Rond d’Alembert (1717–1783) verfassten Artikel Getreide plädierte

Quesnay für eine Beschränkung des Freihandels. Zwar forderte er Freihandel, aber

nur auf der Basis von Autarkie in der Landwirtschaft, da Länder, die aufgrund ihres

wirtschaftlichen Überflusses die notwendigsten Lebensmittel verkaufen können,

gegenüber nicht so wirtschaftsstarken Ländern imVorteil seien.8 Es ging also nicht

um die freie Entscheidung eines jeden Bürgers, welche Lebensmittel von welchem

Herstellungsort er persönlich verbrauchenmöchte.

6 François Quesnay: Allgemeine Maximen der Wirtschaftspolitik eines agrikolen Königreiches und

Bemerkungen zu diesen Maximen, 1767, in: Marguerite Kuczynski (Hg.): François Quesnay. Öko-

nomische Schriften. In zwei Bänden, Bd. II Schriften aus den Jahren 1763–1767, 1. H. Bd., Berlin

1976, S. 299. Für erste Information über Quesnays Wirtschaftstheorie und -politik siehe Rai-

ner Gömmel, Rainer Klump:Merkantilisten und Physiokraten in Frankreich. Geschichte der volks-

wirtschaftlichen Lehrmeinungen, Darmstadt 1994, Abschnitt François Quesnay, S. 64–66.

7 E. J. B. Rathéry (Hg.): Journal et mémoires du marquis d’Argenson, Bd. VII, Paris 1865, S. 390f.

8 François Quesnay: Getreide, 1757, in: Marguerite Kuczynski (Hg.): François Quesnay. Ökonomi-

sche Schriften. In zwei Bänden, Bd. I 1756–1759, 1. H.Bd., Berlin 1971, S. 66–148.
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In seinem Traktat De L’intérêt social, par rapport à la valeur, à la circulation, à l’indus-

trie, et au commerce intérieur et extérieur aus dem Jahr 1777 definierte der Physiokrat

Guillaume-François Le Trosne (1728–1780) diesen schwachliberalenWirtschaftsna-

tionalismus, für den nur eine bestimmte Form von »Freiheit« des Marktes der ent-

scheidendeWachstumsmotor ist.Der Autorwandte sich zugleich gegen internatio-

nalenAustausch; er steckte voller Antipathie gegenüberKleinunternehmern,Händ-

lernundArbeitern indenStädtenFrankreichs.9DiesewirtschaftspolitischeHaltung

istmit der Idee eines autoritärenStaates verbunden.So sahes auch ein andererPhy-

siokrat, der Theologe und Ökonom Nicolas Baudeau (1730–1792): Der Staat mache

die Menschen durch dauernde Erziehung zu dem,was er haben wolle; er dürfe sich

jedoch nicht zu Willkür verleiten lassen, müsse seine Herrschaft vielmehr auf ei-

ne wissenschaftliche Grundlage stellen.10 Ähnlich wie später Marx, der im Sozialis-

musdiePolitiküberMenschendurchdieAdministrationüberSachenersetztwissen

wollte,ging esdenPhysiokratendarum,dassderStaat die von ihnenentdecktenGe-

setze der Ökonomie exekutieren sollte. In Quesnays TraktatDasNaturrecht aus dem

Jahr 1765 liest sich das wie folgt:

»Die positive Gesetzgebung besteht also in der Verkündung der Naturgesetze,

welche konstituierend sind für die für die gesellschaftlich vereinigten Menschen

offensichtlich möglichst vorteilhafte Ordnung. Man könnte ganz einfach sagen:

die für den Herrscher möglichst vorteilhafte, denn was für den Herrscher wirklich

das vorteilhafteste ist, ist auch das vorteilhafteste für die Untertanen. Einzig und

allein die Kenntnis dieser allerhöchsten Gesetze kann die Ruhe und die Blüte ei-

nes Reiches für immer sichern; und je mehr eine Nation sich dieser Wissenschaft

befleißigt, um so mehr wird die natürliche Ordnung in ihrem Lande herrschen,

und um so mehr wird die positive Ordnung den Regeln entsprechen.«11

AuchwennesaufdenerstenBlickanders erscheint,mitdieser Ideologie,die sichge-

gen internationale Beziehungen, erst recht gegen liberalen Kosmopolitismus wen-

det und die der Autorität des Staates das Wort redet, standen Markt-Freunde wie

Baudeau,LeTrosneundQuesnay vonMarkt-FeindenwieRousseaugarnicht soweit

entfernt.Die Physiokratenwollten ein Frankreichder landwirtschaftlichenGroßbe-

triebe, deren Macht auf Freihandel und auf landwirtschaftlicher Autarkie gründen

sollte; Rousseau auf der anderen Seite wollte eine von denWeltmärkten abgeschot-

tete Republik der kleineren, sich selbst genügenden Eigentümer.

9 Pierre Rosanvallon, wie Anm. 2 Kap. 10, S. 1256.

10 Benedikt Güntzberg: Die Gesellschafts- und Staatslehre der Physiokraten, Phil. Diss., Altenburg

1907, S. 85.

11 François Quesnay: Das Naturrecht, 1765, in: Marguerite Kuczynski (Hg.), wie Anm. 6 Kap. 10,

S. 43f.
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Hätte Quesnay seine Laissez-faire-Forderung fallengelassen, wenn, unter

anderenwirtschaftlichen Bedingungen, der Freihandel für die französischenGroß-

bauern nicht genug Profit gebracht hätte? Ja, meinte Joseph Alois Schumpeter

(1883–1950); andere Verhältnisse, so der österreichische Nationalökonom, hätten

Quesnay wohl zu einem Gegner freien Handels gemacht.12 Freilich bleibt diese

Frage letzten Endes ohne Antwort, da es keine Stellungnahme von Quesnay zu dem

Problem gibt, wie zu agieren gewesen wäre, wenn Freihandel den französischen

Großbauern geschadet hätte. Eine solche Lage schloss Quesnay einfach aus. Zwar

könnten »die Fruchtbarkeit der amerikanischen Kolonien und das Wachstum der

Landwirtschaft in jener Neuen Welt Anlaß zu Unruhe geben«; doch sei die »Qua-

lität des französischen Getreides« dermaßen »überlegen«, dass niemand diese

Konkurrenz fürchten müsse.13

10.3 Jean-Jacques Rousseau und die Perspektivlosigkeit
des Republikanismus

NebendenPhysiokratenwirdRousseau alswichtigerVorbereiter derRevolution an-

gesehen. Ein verbreitetes Klischee zeichnet ihn als einen sozialistisch inspirierten,

radikalen Demokraten. Das Gegenteil ist richtig: In seinem Werk äußert sich eine

Vorstellung von Gesellschaft nicht auf sozialer, sondern auf privater, ja privatisti-

scher Grundlage.14 Der Philosoph wünschte das Gemeinwesen dergestalt geordnet,

dass jeder Familienvater genug Boden besitzt, um sich selbst, seine Frau und seine

Kinder eigenständig, das heißt unabhängig von denMärkten, ernähren zu können.

Freie Märkte lehnte Rousseau ab.

Obwohl er in großen Worten das Prinzip Freiheit über das Prinzip Wohl-

stand stellte, ging es ihm – wie seine Vorschläge für eine ökonomische, soziale

und politische Ordnung Korsikas aus dem Jahr 1765 und Polens aus dem Jahr 1771

zeigen – nicht um Emanzipation, sondern um Restriktion. Bargeld und Handel

sollten auf ein Minimum beschränkt werden, der Handel möglichst nur in Form

12 »Wir werden bald sehen, daß Quesnay kaum als Freihändler aufgetreten wäre, wenn er im

Jahre 1890geschriebenhätte.« JosephA. Schumpeter:Geschichte der ökonomischenAnalyse, Bd.

1, Göttingen 1965, S. 298.

13 François Quesnay, wie Anm. 8 Kap. 10, S. 123.

14 Siehe KurtWeigands Bemerkung, Rousseau sei »Vater zweier sehr feindlicher Brüder«, einer-

seits des »Sozialismus«, andererseits der »Romantik«, einerseits des »Marxismus im Stadium

des Feudalismus«, andererseits der »Gegenaufklärung«. Im ersten der beiden Discours von

1750 respektive 1755 habe Rousseau nach »religion« und »patrie«, im zweiten nach »égalité«

und »liberté« gerufen. Kurt Weigand: Einleitung. Rousseaus negative Historik, in: Jean-Jacques

Rousseau: Schriften zur Kulturkritik, eingeleitet, übersetzt und herausgegeben von Kurt Wei-

gand, Hamburg 1971, S. IX.
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des Tauschs von Naturalien erfolgen. Der Umzug einer Person von einem in einen

anderen Landkreis der damals um ihre Unabhängigkeit kämpfenden Insel sollte

mit dem Entzug der Bürgerrechte bestraft werden.15 Die polnischen Landwirte

wiederum sollten nicht mit einem Schlag von den feudalen Lasten entbunden

werden. Rousseau folgend haben die Bauern kein natürliches Recht auf Freiheit;

vielmehr bedürfen sie der emotionalen und moralischen Erziehung, bevor sie in

den Genuss der Freiheit gelangen.16

Rousseau schwebte eine Tugendrepublik nach dem Vorbild Spartas vor. Er

wandte sich den Völkern Korsikas und Polens zu, weil er glaubte, diese beiden

Länder würden günstige Ausnahmen in Europa bilden. Denn Korsen und Polen

stündendemagrarischen Lebennoch näher als etwa Franzosen oder Engländer und

seien daher noch nicht so verdorben.Der Philosoph, so scheint es,warwie gelähmt,

wenn es auch nur um die Herstellung wirklicher Gleichheit ging. Im Verlauf der

Geschichte, so heißt es in seiner berühmten Abhandlung über den Ursprung und die

Grundlagen der Ungleichheit unter den Menschen von 1755, seien dem »Schwachen«

stets »neue Einschränkungen«, dem »Reichen« stets »neueMöglichkeiten« beschert

worden, welche die »natürliche Freiheit unwiederbringlich zerstört« hätten. Man

könne auf der Welt kein »Fleckchen« mehr finden, »an dem man sich vom Joch

befreien und sein Haupt dem oft schlecht geführten Schwert der Justiz entziehen«

könne.17

Sicher in Kenntnis der beiden Aufsätze über Korsika und Polen bemerkte der

deutsch-amerikanische Philosoph Leo Strauss (1899–1973) über den neben Voltaire

wohl bekanntesten Aufklärer:

»Es besteht eine offensichtliche Spannung zwischen der Rückkehr zur Polis und

der Rückkehr zum Naturzustand. Diese Spannung ist die Substanz des Rousse-

auschen Denkens. Er führt seinen Lesern das verwirrende Schauspiel eines Men-

15 Jean-Jacques Rousseau: Entwurf einer Verfassung für Korsika, 1765, in: Martin Fontius (Hg.):

Jean-Jacques Rousseau. Kulturkritische und politische Schriften. In zwei Bänden, Bd. 2, Berlin 1989.

Zum Verbot des Handels siehe S. 381, zum Besitz von Bargeld siehe S. 393–396, zum Handel

in Form des Tauschs von Naturalien siehe S. 397, zum Verlust des Bürgerrechts bei Umzug

siehe S. 419. Zur Bedeutung des Textes als Ganzen siehe Barbara de Negroni: Introduction,

in: Jean-Jacques Rousseau: Discours sur l’économie politique. Projet de constitution pour la Corse.

Considérations sur le gouvernement de Pologne, Paris 1990, Abschnitt I Le projet de constitution

pour la Corse, S. 25–33.

16 Jean-Jacques Rousseau: Betrachtungen über die Regierung von Polen und ihre beabsichtigte Refor-

mierung, 1771, in: Martin Fontius (Hg.), wie Anm. 15 Kap. 10, S. 456. Zur Bedeutung des Textes

als Ganzen siehe Barbara de Negroni, wie Anm. 15 Kap. 10, Abschnitt II Les considérations sur

le gouvernement de Pologne, S. 33–49.

17 Jean-Jacques Rousseau:Abhandlung über denUrsprung und die Grundlagen derUngleichheit unter

denMenschen, 1755, in:Martin Fontius (Hg.): Jean-Jacques Rousseau.Kulturkritische und politische

Schriften. In zwei Bänden, Bd. 1, Berlin 1989, S. 256f.
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schen vor, der ständig zwischen zwei diametral entgegengesetzten Ansichten hin

und her geworfen wird. Einmal tritt er eifrig für die Rechte der Einzelperson oder

für die Rechte des Herzens gegenüber jeder Beschränkung und Autorität ein, und

im nächsten Augenblick fordert er mit gleichem Eifer die vollständige Unterwer-

fung des einzelnen unter die Gesellschaft oder unter den Staat und begünstigt die

rigoroseste sittliche und gesellschaftliche Disziplin.«18

Wie zur Ergänzung notierte Albert Soboul (1914–1982) in derselben Sache:

»Tatsächlich ist seine agrarische Republik stark vom idealisierten Vorbild der Anti-

ke, vom Sparta Lykurgs und dem Staat in den ›Gesetzen‹ Platons geprägt und eher

utopisch als revolutionär. Vorsichtiger noch formuliert Rousseau seine ›Betrach-

tungen über die Regierung Polens und seine Neuordnung‹ von 1771. Er beschränkt

sich in dieser Schrift einzig auf die praktischenKonsequenzen seiner Theorien und

widmet den auf das Eigentum bezüglichen Fragen nur wenig Raum. Der politi-

schen Neuordnung muß die moralische vorangehen. ›Nur mit guten Bürgern ge-

winnt der Staat Stärke und Wohlstand.‹ Die Hörigkeit der Bauern wird beibehal-

ten, denn bevor man die Leibeigenen freiläßt, mußman sie dazu bringen, daß sie

›der Freiheit würdig‹ sind.Höchstens in ferner Zukunft hofft Rousseau auf eine all-

mähliche Bauernbefreiung. Kein Gedanke an eine Agrarreform: die Gütergleich-

heit bleibt reine Chimäre, undman soll sich allein darumbemühen, die Klasse der

Adligen den Prinzipien der Gleichheit nahezubringen.«19

10.4 Physiokratismus und Rousseauismus im Vergleich 1

Beide Sozialtheorien, die physiokratische wie die rousseauistische, enthalten be-

deutende Elemente der Moderne und sind zugleich reaktionär.

Bei den Physiokraten bestand, trotz ihrer Forderung nach der Trennung von

Staat und Wirtschaft, eine Art politischer Pakt zwischen unbegrenzter staatlicher

und unbegrenzter privater Macht. Die Rousseauisten strebten nicht nach einer

Wachstumsgesellschaft, sondern einer Tugendrepublik, in der die Staatsmacht

sich unbegrenzt entfalten kann, weil ihr kein Gegengewicht gegenüber steht. Der

Staat der Kleinbesitzer war kein wirtschaftspolitisches Leitbild, sondern eher eine

romantische Vision. Die Marktfeindschaft der Rousseauisten hielt die Kleinbesit-

zer im Kleinbesitz wie gefangen. Jede politisch und ökonomisch selbständige Rolle

18 Leo Strauss: Naturrecht und Geschichte, 1953, Frankfurt a.M. 1977, S. 265.

19 Albert Soboul: Aufklärung, Gesellschaftskritik und Utopie im Frankreich des 18. Jahrhunderts, in:

Jean Chesneaux (u.a.A.): Das utopische Denken bis zur industriellen Revolution (= Jacques Droz,

Hg.: Geschichte des Sozialismus. Von den Anfängen bis 1875, Bd. I), Frankfurt a.M. (u.a.O.) 1974,

S. 181.
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blieb ihnen versagt. Dass Eigentümer ihr Eigentum nach Belieben verwenden,

diese Idee hielten sie für schädlich.

Beide Modelle stimmen darin überein, dass sie im Staat keine Gewalten-

teilung vorsehen und eine monolithische Staatsmacht konstituieren, wobei das

Gesellschaftsmodell der Physiokraten eher rationale, bei den Rousseauisten eher

irrationale Züge aufweist.

Obwohl beide Sozialtheorien als Konstrukte der Moderne betrachtet werden

müssen, konnte weder diese noch jene helfen, die Epoche der Vormoderne zu über-

winden. Die Physiokraten entwickelten den Markt auf der Basis des Absolutismus,

den sie lediglich in Bezug auf Ökonomie und Wissenschaften erneuern wollten.

Die Rousseauisten hingegen wollten die ökonomische Freiheit einschränken und

den technischen Fortschritt einfrieren. Einerseits lieferten sie den Einzelnen einem

übermächtigen Staat aus; andererseits setzten sie die Privatheit des Individu-

ums absolut. Der Einzelne sollte den staatlichen Instanzen seine Menschenrechte

übergeben, damit seine Familienidylle nicht gestört würde. Im vierten Kapitel des

zweiten Buches der Schrift Vom Gesellschaftsvertrag. Oder Prinzipien des Staatsrechts

heißt es bei Rousseau:

»Man wird einräumen, daß durch den Gesellschaftsvertrag jeder von seiner

Macht, seinemHab und Gut und seiner Freiheit nur den Teil veräußert, der für die

Gemeinschaft wichtig ist, aber auch, daß der Souverän allein über dieWichtigkeit

befindet.«20

Wer heute das kleine Eigentum gegen die Konzentration der Vermögen verteidigt,

muss damit rechnen, als Rousseauist und folglich als Antiliberaler zu gelten. Wer

sich dagegen für den freien Markt einsetzt, wird fast automatisch als Befürwor-

ter des großen Eigentums verstanden, da expandierende Unternehmen, ganz in

der Tradition der Physiokraten, als notwendige Konsequenz des freien Marktes

betrachtet werden. Es ist aber weder historisch noch logisch zwingend, dass das

kleine Eigentum zu freiheitsfeindlicher Sozialromantik und dass der freie Markt

zur Entstehung riesiger Vermögen führt.

Der heutige Blick auf die Französische Revolution und ihr Umfeld wiederholt

jene perspektivlose Alternative, die sich schon imFall der Englischen Revolution ge-

zeigt hat.Was bei der Rezeption dieseswie jenes historischenUmbruchs auffällt, ist

dieVerengungundAbschwächungdes revolutionärenPotentials,das amAnfangder

Moderne stand. Das kleine Eigentum als Grundlage der Demokratie zu bestimmen

war keine Erfindung Rousseaus; ebenso war die Vorstellung einer liberalen Wirt-

schaftspolitik keine Erfindung Quesnays. Beide Ideen und Konzepte sind älter als

20 Jean-Jacques Rousseau: VomGesellschaftsvertrag.Oder Prinzipien des Staatsrechts, 1762, in:Mar-

tin Fontius (Hg.), wie Anm. 17 Kap. 10, S. 405.
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dieTheorien ihrer prominentesten Repräsentanten; sie traten in einer heute so gut

wie vergessenen Konstellation auf.

Die Bekämpfung der Ungleichheit der Vermögen und die Entdeckung des Lais-

sez-faire gehörten ursprünglich untrennbar zusammen. Wirtschaftliche Freiheit

war als Instrument gedacht, um größere ökonomische Gleichheit zu erreichen. Die

gemeinsame »Leistung« der Physiokraten und Rousseauisten bestand darin, den

sozial-logischwiehistorischursprünglichenZusammenhangder formellenundder

materiellen Dimension von gleicher Freiheit aufzulösen und Machtminimierung

zu unterbinden.

10.5 René-Louis d’Argenson als Begründer der Wirtschaftspolitik
des Laissez-faire

Wenn wir nach dem frühesten Auftreten der Laissez-faire-Idee in Frankreich su-

chen, stoßen wir auf den Namen einesMannes, der selbst im Land seiner Herkunft

wenig wahrgenommen wird: Es ist René-Louis Marquis d’Argenson. Er entstamm-

te altem Adel, war unter der Herrschaft König Ludwigs XV. mit hohen Ämtern be-

traut, darunter von 1744 bis 1747 dem des Außenministers.21 Dem Grundsatz der

Gleichheit der Bürger folgend trat der Marquis für freie Märkte für alle ein. Er for-

derte jedoch nicht allein die Öffnung derMärkte, sondern auch die Herstellung der

größtmöglichenGleichheit bei denVermögen und die Bekämpfung vonGroßunter-

nehmen. D’Argenson hatte nämlich erkannt, dass der merkantilistische Protektio-

nismus für Armut und Hunger sowie für die langsame Zerstörung der Gesellschaft

durch das Wachstum des Reichtums verantwortlich war. Dagegen setzte der Mar-

quis sein Laissez-faire als Devise einer politischenMacht, die sich selbst Schranken

setzt.

D’Argenson äußerte sich in den ersten Heften des 1751 gegründeten Journal oeco-

nomique.Oumémoires, notes et avis sur l’agriculture, les arts, le commerce, einer damals be-

deutenden französischen Zeitschrift für Wissenschaft, Wirtschaft, Kultur und Po-

litik. Hier vertrat er in drei Beiträgen im ersten schriftlich dokumentierten wissen-

schaftlichen Streit über freienHandel im vorrevolutionären Frankreich die Laissez-

faire-Position. Das geschah fünf Jahre bevor 1756 Quesnay und die Physiokraten in

21 Für ausführliche Information über Leben undWerk d’Argensons siehe folgende drei Autoren:

André Alem: Le marquis d’Argenson et l’économie politique au début du XVIIIe siècle. Pratiques

mercantiles et théories liberales, Paris 1900, Kapitel 1 Lemarquis d’Argenson, S. 5–17 – Herbert Hö-

mig: Einführung, in: René-Louis Marquis d’Argenson: Politische Schriften 1737, übersetzt und

kommentiert vonHerbertHömig (= Rolf Reichardt, Eberhard Schmitt, Hg.:AncienRégime,Auf-

klärung und Revolution, Bd. 13), München 1985, S. 32–40 – August Oncken: Die Maxime Laissez

faire et laissez passer, ihr Ursprung, ihr Werden. Ein Beitrag zur Geschichte der Freihandelslehre (=

Berner Beiträge zur Geschichte der Nationalökonomie, H. 2), Bern 1886, S. 55–80.
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der Enzyklopädiemit dem Aufsatz Pächter Teile ihres Programms an die Öffentlich-

keit tragen würden.22 D’Argenson verlangte damals die Abschaffung der merkanti-

listischenWirtschaftsverwaltung; 1754 schrieb er, der freie Handel sei die »eine und

ganze Freiheit, die den Kommerz, die Agrikultur, die Sitten gut regieren« könne.

Gleich nach dieser Bemerkung lesen wir:

»C’est sur quoi je travaille moi-même depuis dix-huit ans, ayant une fois remar-

qué que: Pour mieux gouverner il faudrait gouverner moins. J’ai fait un traité qui

a ce titre, et de façon que je crois l’avoir bien rempli. Je blâme ici les louanges

que l’auteur donne à notre conseil de commerce, et la proposition d’établir une

commission d’agriculture. Ce sont là des restes du vieil homme, et des idées de

tyrannie gênante. Eh morbleu, laissez-faire!«23

Der Ökonom August Oncken (1844–1911) konnte nachweisen, dass nicht die Physio-

kraten, sondern d’Argenson Schöpfer der nationalökonomischen Laissez-faire-Idee

war.24 Auchder JuristAndréAlem (1874–1950)warderAnsicht,diePhysiokratenhät-

ten das Laissez-faire von d’Argenson geerbt.Dieser habe deren Fehler schon imVor-

aus kritisiert. Und hätte dieser sich derMühe unterzogen, seine Erkenntnisse in ei-

neTheoriederpolitischenÖkonomiezugießen,sowäreer »ganz sicher indenselben

Rangwie die Begründer der klassischenWirtschaftslehre erhobenworden«.25 Doch

Onckens Schrift aus dem Jahr 1886 und Alems Schrift aus dem Jahr 1900 sind völ-

lig in Vergessenheit geraten. Heute verknüpfen Historiker den Ursprung der Lais-

sez-faire-Idee immer noch fälschlicherweise primär mit dem Physiokratismus. Im

Folgenden werden wir sehen, was selbst Oncken nicht bemerkte: dass d’Argenson

durchaus nicht dieselbe Vorstellung von Laissez-faire hatte wie die Physiokraten.

Es handelt sich vielmehr umzwei verschiedene Freiheitsvorstellungen undumzwei

verschiedeneWirtschaftsordnungen.

Das Laissez-faire d’Argensons basiert auf einer zugleich individualistischenwie

universellen Idee von Freiheit im Bereich der Ökonomie, während das Laissez-fai-

re der Physiokraten auf einem funktionalistischen, partikularistischen, passivisti-

schen Begriff von Freiheit beruht. Anders gesagt, auf dem Terrain der Wirtschafts-

22 Angaben zu den drei Beiträgen d’Argensons und zu dem Aufsatz Quesnays in der Bibliogra-

phie. Karl Polanyi vertritt die Auffassung, dem Laissez-faire sei erst imVerlauf der 1820er und

1830er Jahre zum Durchbruch verholfen worden. Es sei »völlig unhistorisch«, den Beginn der

Laissez-faire-Politik in das Frankreich der Mitte des achtzehnten Jahrhunderts »vorzudatie-

ren«. Polanyi erwähnt dabei Quesnay, nicht jedoch d’Argenson. Karl Polanyi, wie Anm. 4 Kap.

3, S. 187f.

23 René-Louis Marquis d’Argenson:Mémoires et journal inédit du marquis d’Argenson, ministre des

affaires étrangères sous Louis XV, Bd. V, Paris 1858, S. 134.

24 August Oncken, wie Anm. 21 Kap. 10, S. 60–80.

25 André Alem, wie Anm. 21 Kap. 10, S. 1–3, Zitat S. 3.
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politik hat in Frankreich d’Argenson, nicht Quesnay den Weg zu einem starken Li-

beralismus bereitet. Dennoch ist d’Argensons politisches Gedankengut als Ganzes

noch kein auf den Menschenrechten fußender Entwurf; der Marquis kann daher

auchnicht einfachstarkliberal genanntwerden.Zwarwirkten seinewirtschaftspoli-

tischenPositionen indieRichtungeiner allgemeinenDemokratisierung;dochdach-

te er, entsprechend dem geistigen Horizont im Frankreich des achtzehnten Jahr-

hunderts, noch in den Kategorien der vorrevolutionären Ordnung. Dennoch: Seine

Ideen entwickelten eine Sprengkraft, die für eine starkliberaleModerne und für die

freiheitliche Avantgarde der Französischen Revolution dieWeichen stellte.

So forderte d’Argenson die Aufhebung von Zöllen sowie von Aus- und Einfuhr-

verboten, weil er sich dadurch eine Stärkung der Freiheit und des Wohlstands aller

Bürger versprach. Ferner plädierte der Marquis für einen gewaltfreien Welthandel

und gegen die koloniale Ausbeutung. Während die Physiokraten, trotz ihrer Geg-

nerschaft zum Merkantilismus und trotz ihrer universalistischen Diktion, stets

vom Standpunkt eines Gruppeninteresses aus argumentierten, war d’Argenson

Freiheitsvorstellung nicht reduzierbar auf die Interessen einer bestimmtenMacht-

gruppe oder die der eigenenNation.Mit dieserHaltung ging er sogar soweit, in der

Handelspolitik teilweise eine »Begünstigung« vonAusländern gegenüber Inländern

vorzuschlagen. ImUnterschied zu den Physiokraten, die Jahre spätermeinten, Un-

gleichheit bilde die Grundlage der Entwicklung desWohlstands, war d’Argenson zu

dem genau entgegengesetzten Schluss gekommen: Die Ungleichheit des Besitzes

sei die Ursache der Armut. Konzentration des Eigentums und Abhängigkeit bei Ar-

beitsverhältnissen seien unproduktiv.Der ökonomische Zweck privaten Eigentums

als Anreiz auf den Märkten und als Lenkungssystem komme nur zur Entfaltung,

wenn die einzelnen Arbeiter selbst als Unternehmer tätig werden könnten und

wenn bei der Verteilung der Vermögen weitgehende Gleichheit bestehe.26

Wie erwähnt,würde sich der Physiokrat Quesnay 1767 in seiner Schrift Allgemei-

neMaximen derWirtschaftspolitik eines agrikolen Königreiches und Bemerkungen zu diesen

Maximen für eine Förderung landwirtschaftlicher Großbetriebe einsetzen. In eben-

diesemKontextwürde er sich auch für eine Konzentration des Eigentums anGrund

und Boden aussprechen:

»Es sind nicht so sehr die Menschen, sondern vielmehr die Reichtümer, die man

aufs flache Land locken soll; denn jemehr Reichtümer auf denAnbau angewendet

werden, um so weniger Menschen braucht er, um so besser gedeiht er, und um so

mehr Revenuen wirft er ab. So verhält es sich zum Beispiel bei Getreide mit der

von reichen Pächtern betriebenen Großkultur im Vergleich zur Kleinkultur armer

Halbpächter, die mit Ochsen oder Kühen ihren Acker bestellen.«27

26 August Oncken, wie Anm. 21 Kap. 10, S. 58f..

27 François Quesnay, wie Anm. 6 Kap. 10, S. 298.
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Exakt dreißig Jahre vor Quesnay, in seinem lange nur als Hand- und Abschrift exis-

tierenden Traktat Jusqu’où la démocratie peut-elle être admise dans un étatmonarchique?,28

hatte sich d’Argenson ebenfalls für andere Eigentumsverhältnisse ausgesprochen,

allerdings nicht in derselben Richtung wie Quesnay:

»Nichts ist so wahr wie die Tatsache, daß die größte Belastung, die ein Feld ha-

ben könnte, stets darin bestehen wird, nicht von seinem Besitzer bearbeitet zu

werden; je mehr sich dieser Mangel vervielfacht, desto erbärmlicher ist dessen

Ergebnis. Manchmal wird ein Halbpächter demPächter zugeordnet und dieser ei-

nem Obersteuereinnehmer, der einem Herrn verantwortlich ist. Wieviele Hände

teilen sich den Gewinn, undwie sehr entfernt sich dadurch der Sinn für das Eigen-

tum, dieser Blick des Besitzers, der an allem verdient, der alles sieht und der durch

ein direktes und naheliegendes Interesse alles nutzbringend anbauen läßt. [...]

Es folgt also notwendig aus diesen Beobachtungen, daß es wünschenswert wäre,

daß alle Landgüter nur denjenigen gehören sollten, die sie selbst bewirtschaften

können, und daß alle diese Güter frei sein sollten, ausgenommen von allen Ab-

gaben und allen Dienstbarkeiten, wie sie es waren zur Zeit ihrer Urbarmachung

durch unsere Väter [...]. Das ist es sicherlich, was die Demokratie verlangte, wenn

ihr jemals erlaubt würde, die Reform der Gesetze zu beeinflussen.«29

Zwei Jahrzehnte später würden auch die Physiokraten die Modernisierung der

Landwirtschaft verlangen, doch lediglich in Bezug auf die Abschaffung feudaler

Marktbarrieren. Was d’Argenson außerdem noch anstrebte, nämlich die Abschaf-

fung der feudalen Hierarchie von Rechten, das ging den Physiokraten zu weit. Die

von d’Argenson kritisierte Trennung vonBoden-EigentumundBoden-Bewirtschaf-

tung wollten die Physiokraten in einemmarktorientierten Sinn bewahren.

28 »D’Argensons Considérations sur le gouvernement ancien et présent de la France, in denen er die

Lehre von der demokratischen Monarchie entwickelte, wurden 1764 erstmals gedruckt. Sie

waren indessen schon seit Jahrzehnten bekannt, da der Marquis den Text unter dem Titel

Jusqu’où la démocratie peut-elle être admise dans un état monarchique? in mehreren handschrift-

lichen Exemplaren einem ausgewählten Publikum, vorwiegend in Regierungskreisen und

den führenden Pariser Salons, zugänglich gemacht hatte.« Herbert Hömig, wie Anm. 21 Kap.

10, S. 9f. Für eine genaue Darstellung des Traktats siehe Peter Gessler: René-Louis d’Argenson

1694–1757. Seine Ideen über Selbstverwaltung, Einheitsstaat, Wohlfahrt und Freiheit in biographi-

schem Zusammenhang (= Edgar Bonjour, Werner Kaegi, Hg.: Basler Beiträge zur Geschichtswis-

senschaft, Bd. 66), Basel und Stuttgart 1957, 4. Kapitel Selbstverwaltung, S. 80–125.

29 René-Louis Marquis d’Argenson: Betrachtungen über die alte und die gegenwärtige Regierung

Frankreichs. Inwieweit die Demokratie unter der monarchischen Regierung zugelassen werden darf,

in: Ders., wie Anm. 21 Kap. 10, S. 151f.
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10.6 Das Verhältnis von Ökonomie und Wissenschaften
bei René-Louis d’Argenson und François Quesnay

Die grundverschiedenen Auffassungen von politischer Ökonomie eines d’Argenson

und derjenigen eines Quesnay verbinden sich mit unterschiedlichen Vorstellungen

über die Rolle derWissenschaften im Bereich der Politik und des Sozialen.

D’Argenson konstatierte 1737 einen Nachholbedarf an sozialer Erkenntnis,

um die notwendige Armutsbekämpfung und Liberalisierung zu ermöglichen. Er

schrieb, dieWissenschaften seien »fortgeschritten«, die Politik aber stecke noch »in

den Kinderschuhen«.30 Trotz seiner dem Rousseauschen Antirationalismus und

Romantizismus entgegengesetzten Hoffnung auf Erkenntnis und Planung verfiel

d’Argenson nie jenem dogmatischen Rationalismus, wie ihn die Physiokraten ver-

traten.Vielmehrwarnte derMarquis im JournalOeconomique 1751 vor der Anmaßung

des Wissens, wenn er die Merkantilisten wegen ihres Glaubens an die Planbarkeit

desWirtschaftens kritisierte:

»Es scheinet, wir erfinden uns selbsten neue Gottheiten, um sie anzubeten, wie

dieGriechen.UnsereVaeterwarenmitwenigerAbgoetterey,weniger Philosophie,

abermehrerWeisheit durch ihreWirthschaft und Arbeit viel reicher, als wir durch

unsereWissenschaft vonWechsel, Sensarie und dergleichen geworden sind. Viel-

leicht werden unsere Kindskinder durch die Erfahrung zurecht gefuehret, ueber

die Krankheit lachen, welche heut zu Tage mehrere Nationen von Europa anwan-

delt, die Grundsaetze des Handels in ein System bringen zuwollen; vielleicht wer-

den sie dieselben in diejenige Stelle versetzen, die wir derzeit den Kreuzzuegen

anweisen, und gar bald auch dem eingebildeten politischen Gleichgewichte von

Europa anweisen werden.«31

Offenbar hielt d’Argenson eine Wissenschaft vom Handel und vom Geld für un-

möglich. Seiner Meinung nach können Marktprozesse nicht vorausgesagt werden.

Trotz dieser Skepsis systematischer Erkenntnis gegenüber war der Marquis einer

der wichtigen Analytiker der sozialen Lage breiter Schichten des Volkes im Frank-

reich des achtzehnten Jahrhunderts. Dabei ging der Gutsbesitzer aus der Touraine

stets von der eigenen Wahrnehmung der Not des Einzelnen aus. So schrieb er 1751

nach einem Besuch in der Heimat, es lebten in den Dörfern viele heiratsfähige und

-willige junge Männer und Frauen. Aber sie würden sich nicht vermählen, weil es

30 René-Louis Marquis d’Argenson, wie Anm. 29 Kp. 10, S. 54, S. 144.

31 Anonym (= René-Louis Marquis d’Argenson): Schreiben an den Verfasser des Journal oeconomi-

que aus Gelegenheit der vorhergehenden Abhandlung ueber den Handel, in: I. M. D. Faumont (Hg.):

Merkwuerdige Schriften von der Freyheit des Handels, aus dem Französischen übersetzt, undmit

interessanten patriotischen Anmerkungen begleitet, 1751, Prag und Wien 1782, S. 72. Das

Wort Sensarie ist ein Synonym für Courtage und Maklergebühr.
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dort keine Aussicht auf sicheren Unterhalt gebe. Niemand würde dort noch sein

Haus bauen; man ziehe es vor, in die näheren kleineren Städte zu ziehen, wo das

Elend nicht so groß sei.32 Voraussetzung dieser Wahrnehmung war d’Argensons

Vorstellung einer Gleichheit der Menschen, wodurch die bestehende soziale Logik,

welche die Herrschaft des Adels und die ganze Ständeordnung für unantastbar

hielt und die auf prinzipieller Ungleichheit beruhte, in Frage gestellt wurde. Damit

wird deutlich, dass d’Argenson, obwohl er selbst zu den Priviligierten gehörte, in

der Lagewar, die Situation der Unterpriviligierten zu erkennen und zu analysieren.

Sicher, auch die Schriften Quesnays mehrten das sozialeWissen. Seine Analyse

war der von d’Argenson sogar überlegen, insofern sie auf Basis einerMethode zu ei-

nem System gelangt war. Doch ihr System nimmt nicht den Einzelnen in den Blick,

sondern zielt auf makroökonomische Erkenntnisse. Dieses System kennt ebenfalls

keine traditionellen Stände, sondern allein den Wirtschaftskreislauf dreier ökono-

mischer Klassen. Es sind diese: erstens die productives oder Bauern und Landwirte;

zweitens die stériles oder Handwerker, Kaufleute und Händler; drittens die proprié-

taires oder Adeligen und Grundbesitzer. Folge dieser Dreiteilung, die allein auf dem

Beitrag zum volkswirtschaftlichen Wachstum beruht, war, dass das Schicksal der

Mehrheit des französischen Volkes nicht in den Blick der Physiokraten geriet.Denn

der teils in größter Armut lebende Vierte Stand spielte bei Angebot und Nachfrage

keine Rolle. Für die Makroökonomie war daher der Vierte Stand ohne Belang; wes-

halb sich die Physiokraten von ihrem methodischen Ansatz her als unfähig erwie-

sen, die Ursachen von Armut und Unterdrückung zu erkennen.

Diese für den Hauptteil der Schulökonomie bis heute charakteristische Leug-

nung sozialer Realität war schon bei Quesnaymit einemGlauben an die unfehlbare

Rationalität der neuen Wissenschaft von der Gesellschaft verbunden. Die Physio-

kratenwaren überzeugt, dass eine auf ihren Prinzipien gründendeWirtschaftswis-

senschaft zu einer Art des Wissens über ökonomische Prozesse führen würde, die

der Newton’schen Physik an Universalität und absoluter Geltungskraft nicht nach-

stehe. Doch war bei Quesnay dieser Glaube an die Planbarkeit des Fortschritts, na-

mentlich des wirtschaftlichenWachstums,mit einer inWahrheit fortschrittsfeind-

lichenVorstellung verknüpft.Die tieferenUrsachenderUngleichheit bleiben für ihn

»unergründlich«. So heißt es in seinem TraktatDasNaturrecht:

»Betrachten wir [...] die körperlichen und geistigen Fähigkeiten eines jeden Men-

schen für sich, dazu seine anderen Hilfsmittel, so stoßen wir [...] auf eine große

Ungleichheit, bezüglich desGenusses desNaturrechts derMenschen. VomPrinzip

her geht es bei dieser Ungleichheit weder um Recht noch um Unrecht; sie ergibt

sich aus der Kombination der Naturgesetze. Und da die Menschen die Absichten

32 René-Louis Marquis d’Argenson, wie Anm. 23 Kap. 10, Abschnitt Misère des pays d’élection,

S. 321–325.
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des Höchsten Wesens beim Aufbau des Universums nicht zu durchdringen ver-

mögen, so können sie sich nicht bis zu dem Begreifen der Bestimmung der unver-

änderlichen, zur Bildung und Erhaltung seinesWerkes aufgestellten Regeln erhe-

ben.«33

Man könnte nach der Lektüre obigen Zitates annehmen, eine solche auf Ungleich-

heit und autoritärer Abhängigkeit aufbauende Sozialphilosophie kenne keine Rech-

te, die dem Menschen aufgrund seines bloßen Menschseins unentziehbar zukom-

men. Doch ähnlich wie bei Locke findet sich auch in den Schriften der Physiokra-

ten eine ganze Theorie gleicher formaler Rechte, mit der die wachsende materielle

Ungleichheit legitimiert wird. Für Quesnay ist die Ungleichheit der Menschen auf

unergründlicheWeise imNaturgesetz verankert. Daraus folgt, dass sie legitim und

für die Politik unantastbar ist. Aus dem unantastbaren Naturgesetz wird ein Frei-

heitsrecht begründet, das abhängig von den jeweiligen Interessengruppen gewährt

oder verweigert werden kann.

Mit dieser Differenz zwischen einem eher individualistischen Freiheitsbegriff

bei d’Argenson und einem eher funktionalistischen, ja etatistischen Freiheitsbegriff

bei Quesnay hängen die unterschiedlichen Laissez-faire-Positionen beider Autoren

zusammen.D’Argenson forderte Freihandel universell; er sollte das Recht aller Bür-

ger sein, gleich ob sie In- oder Ausländer sind.Quesnay hingegen befürwortete,und

zwar imNamen der Freiheit des Marktes, staatliche Eingriffe, die der Mehrheit der

Bürger ihreMarktfreiheit verwehren.Schon die systematische staatliche Privilegie-

rung der Landwirtschaft, wie sie in Quesnays Ruf zur Förderung von »großen, von

reichen Pächtern ausgebeuteten Pachthöfen«34 zum Ausdruck kommt, ist mit dem

Laissez-faire-Prinzip nicht vereinbar.Allerdings traten die Physiokraten dort,wo es

nicht um Landwirtschaft ging, durchaus für eine Politik des Staates zur Förderung

desWettbewerbs ein.

DenPhysiokratenwar – zumindest in Ansätzen – bewusst, dass die Freiheit auf

denMärkten benutztwerden kann,um sie aufzuheben.Deshalb traten sie zunächst

dafür ein, die Bildung von Monopolen durch den Staat zu verhindern. So sehr sie

für landwirtschaftliche Großbetriebe plädierten, so wenig waren sie anMonopolen

interessiert, weil diese die ökonomische Innovation auf Dauer lähmen, die ökono-

mische Produktivität auf Dauer senken würden. Pierre-Paul LeMercier de la Riviè-

re (1719–1801), Sohn eines bedeutenden französischen Finanzpolitikers, warnte vor

den Folgen der Konzentration ökonomischer Potentiale, die in den Staatsruin füh-

ren könnte:

33 François Quesnay, wie Anm. 11 Kap. 10, S. 32.

34 François Quesnay, wie Anm. 6 Kap. 10.
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»Mais faites attention [...]. L’utilité de l’industrie tient essentiellement à la liberté,

et que sans la liberté non-seulement cette même utilité s’évanouïroit, mais en-

core dégénéreroit enmonopoles, et serait ainsi remplacée par des désordres dont

la ruine de l’état seroit un effet nécessaire.«35

Naivität oder Unerfahrenheit gegenüber ökonomischerMacht waren also nicht das

Problemdes jungen Liberalismus in Frankreich,weder in seiner individualistischen

noch in seiner etatistischen Variante. Doch die schwachliberalen Physiokraten ver-

traten das Prinzipwirtschaftlicher Freiheit nur inkonsequent undwidersprüchlich.

Wirtschaftliche Freiheit wurde nur insoweit entwickelt, wie sie einerseits den hö-

herrangigen Staats- und Wirtschaftsinteressen, andererseits den über den sozia-

len Tatsachen schwebendenWissenschaftsidealen diente.Sowurdenbereits auf der

Ebene der Theorie der Wirtschaftspolitik die Weichen für einen Prozess der Ver-

machtung auf denMärkten gestellt.

Einerseits waren die Physiokraten Anhänger wettbewerbspolitischer Korrektu-

ren; doch ihr Konzept großer landwirtschaftlicher Großbetriebe hätte im Verbund

mit ihremKonzept einesmodernisierten Absolutismus unweigerlich eine in Frank-

reich bis dahin unbekannte Zusammenballung von Macht hervorgebracht. Wer

mit der Hilfe eines dezidierten Protektionismus das Kapital, bei den Physiokraten

primär der Besitz an Boden, konzentrieren möchte, und wer mit der Hilfe wissen-

schaftlicher Methoden einen modernen autoritären Staat etablieren möchte, der

sorgt dafür, dass ein zugleich ökonomischer und administrativer Machtkomplex

entsteht, der dieMärkte nach Bedarf abschottet, kontrolliert,monopolisiert – ganz

gleich,wie entschieden zuvor die Kritik an denMonopolen in der altenWirtschafts-

ordnunggeäußertworden seinmag.DieWettbewerbspolitik der Physiokratenwäre

nicht etwa durch eine angeblich zwingende Dynamik des Kapitalismus als solchen

gescheitert; gescheitert wäre sie durch das Modell genau desjenigen Kapitalismus,

den sie selbst entworfen und gefordert hatten.

10.7 Eine andere Politik des Laissez-faire:
Marktfreiheit und Dekonzentration von Wirtschaftsmacht
bei René-Louis d’Argenson

Während die Konzepte der Physiokraten in Bezug auf die Marktfreiheit ähnliche

Widersprüche in sich tragen wie wirtschaftspolitische Konzepte des zwanzigsten

und einundzwanzigsten. Jahrhunderts, strebte d’Argenson etwas anderes an. Auch

35 Pierre-Paul Le Mercier de la Rivière: L’ordre naturel et essentiel des sociétés politiques, 1767 (=

Collection des économistes et des réformateurs sociaux de la France, Bd. 3), Paris 1910, S. 316.
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er forderte eine Verhinderung von Monopolen und kämpfte gegen die Handelsge-

sellschaften,umdie Freiheit desHandels zu ermöglichen.Wie die Physiokraten for-

derte er eineReduktionderStaatsausgabenaufwenigeAufgaben.Dochd’Argensons

weit in die Zukunft weisende Forderungen zielten – ganz anders als bei den Physio-

kraten – darauf, jedemBürger dieMöglichkeit zu verschaffen, als freier, selbststän-

diger Unternehmer tätig zu werden. Er war es, der die ursprüngliche Laissez-faire-

Idee in dieWelt setzte, nicht zuletzt, ummit ihr wider die Konzentration des Kapi-

tals indenHändenwenigerPrivilegierter zu streiten.Marktfreiheit undEigentums-

bildung für alle Bürger sind für ihn untrennbarmiteinander verknüpft. Er forderte,

dass demjenigen der Boden gehören sollte, der ihn bebaut und dass die Größe des

privaten Bodenbesitzes beschränkt sein sollte. Er glaubte daran, dass die Ungleich-

heit politisch bekämpft werden könnte und hielt dies für eine der wichtigsten Auf-

gabenderPolitik.Die IdeedesLaissez-faire,heute als rechtsliberal eingeordnet, trat

also zuerst verbunden mit dem als links geltenden Ziel der Gleichheit auf und war

ursprünglich der Bildung von großenKapitalgesellschaften undEigentumskonzen-

trationen diametral entgegengesetzt.

Vorschläge und Ansätze in Richtung einer Liberalisierung der Wirtschaft hatte

es allerdings schon vor d’Argenson gegeben. Der Anwalt und Richter Pierre Le Pe-

sant de Boisguilbert (1646–1714) war 1695 mit seiner Schrift Le détail de la France sous

le règne de Louis XIV als Kritiker der von Jean-Baptiste Colbert geprägten merkanti-

listischen Doktrin an die Öffentlichkeit getreten.36 Le Pesant de Boisguilbert hat-

te Schritte zur Öffnung der Märkte verlangt; in seinen Äußerungen war auch der

Zusammenhang zwischen einer freierenWirtschaft auf der einen, einer Politik für

das kleinere Eigentum auf der anderen Seite deutlich geworden. Le Pesant de Bo-

isguilbert plädierte für eine Liberalisierung derWirtschaft, um die Lage der Armen

in der französischen Gesellschaft zu verbessern. Eine wirklich umfassende Reform

der Märkte aber hatte nicht in der Absicht des Anwalts und Richters gelegen.

Geboren fast fünfzig Jahre nach Le Pesant de Boisguilbert, lebte d’Argenson in

einem Land, dessenWirtschaft von der Agrikultur bestimmt wurde und dessen In-

dustrialisierung noch in den Kinderschuhen steckte. Doch schon zu diesem Zeit-

punkt gelang es demMarquis, denWiderspruch zwischen Kapital und Arbeit, mit-

hin den Grundwiderspruch des gesamten neunzehnten Jahrhunderts, als ein Pro-

blem derMarktmacht von Großunternehmen zu erkennen.Wie gesagt, d’Argenson

36 Das Buch erschien zuerst in Paris 1695 unter dem Titel Le détail de la France sous le règne de

Louis XIV, dann in Köln 1696 unter dem Titel La France ruinée sous le règne de Louis XIV, par

qui et comment, avec les moyens de la rétablir en peu de temps, dann in Rouen 1707 unter dem

Titel Factum de la France, ou moyens très faciles de faire recevoir au roy quatre millions par dessus la

capitation. Für erste Information über Pierre Le Pesant de Boisguilbert siehe Rainer Gömmel,

Rainer Klump, wie Anm. 6 Kap. 10, Abschnitt Pierre Le Pesant de Boisguilbert, S. 57f.
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blieb nicht bei dieser Erkenntnis stehen, formulierte vielmehr Gedanken zur Ent-

machtung großer Unternehmen und zur Begrenzung des Unterschieds bei Vermö-

gen.

D’Argenson konstatierte zunächst, aus der Unterschiedlichkeit der Menschen

resultiere ein gewissesMaß an sachlich bedingter ökonomischerUngleichheit.Die-

se Ungleichheit dürfe aber nicht dazu führen, dass unter den Menschen die einen

nur »animalische«, die anderen nur »intelligente Funktionen« ausführen.37 Im Ta-

gebuch desMarquis findet sich unter demDatumdes 22. Januar 1753 dieNotiz eines

Gesprächs mit André Haudry (1688–1769), dem Großpächter, Steuerbeamten und

Erbauer des Schlosses Segrez, das d’Argenson gemietet hatte. In demGespräch geht

es um den Preis für Getreide und wie man dafür sorgen kann, dass der Brotpreis

nicht steigt. Der Marquis kritisiert Haudry:

»Voilà les discours et les raisonnements philosophiques de la tyrannie, discours

des gros brochets qui mangent les carpes de l’étang. Car, ne considérant ainsi

que les intérêts des riches, on abandonne et on livre à la mendicité les petits,

et l’égalité qui soutient le royaume. Ce publicain répondait à mon objection sur

les petits que c’était nous autres riches qui faisions travailler les petits, et que,

pour cela, il fallait que nous fussions bien riches. Mais je lui répliquai qu’il fallait

bien mieux que les petits travaillassent pour leur compte. Sur quoi il haussa les

épaules, et je vis qu’il me traitait d’inepte, à tort.«38

Was d’Argenson hier kritisierte, ist die bis heute am häufigsten gebrauchte Recht-

fertigung für Reichtumundwirtschaftliche Abhängigkeit: dass die ReichenArbeits-

plätze schaffen.FürdenMarquishingegen folgte aus seiner Laissez-faire-Konzepti-

on nicht etwa die Bejahung großenReichtums und großer Betriebe, sondern umge-

kehrt die Abschaffungdes einenwie des anderen.Für die akzeptablemaximaleGrö-

ße vonUnternehmen formulierte er an anderer Stelle ein simples Kriterium.Sobald

eine Kapitalakkumulation so groß werde, dass dieses Kapital nur noch mit Zins-

gewinnen weiterarbeiten würde ohne dass die Handelstätigkeit fortgesetzt werde,

sollte das Vermögen »zerstückelt« werden:

»La règle que j’établirai pour connoître le point où il faudroit morceler, et où le

marchand est trop gros, c’est là où les fonds ne profitent plus que par l’usure.

Je dis qu’un marchand trafique, achète, vende, cela est bon; mais de ses autres

fonds, on lui en fait l’intérêt à gros deniers: voilà ce qui montre là où la sphère

devient trop vaste, où elle devroit être divisée.«39

37 René-Louis Marquis d’Argenson, wie Anm. 23 Kap. 10, S. 184.

38 E. J. B. Rathéry (Hg.), wie Anm. 7 Kap. 10.

39 René-Louis Marquis d’Argenson, wie Anm. 23 Kap. 10, S. 185.
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Trotz der erstaunlichen Modernität seines machtminimierenden Denkens ist d’Ar-

genson heute fast völlig vergessen.Werden seine ökonomischenThesen zur Kennt-

nis genommen,dannwerden sie falsch zugeordnet. Entweder,wie bei demSoziolo-

gen und Romancier André Lichtenberger (1870–1940), werden sie als Vorläufer des

sozialistischenDenkens verstanden,oder,wie bei Albert Soboul, als »archaisierende

Konzeption« verworfen.40

Anders als d’Argenson werden die Physiokraten heute von allen Seiten für mo-

dern gehalten, weil sie ein Höchstmaß an Wirtschaftswachstum durch die Kombi-

nation von Marktfreiheit und Eigentumskonzentration zu erreichen suchten. Die

Physiokraten vertraten zwar nicht den Status quo des im Frankreich des achtzehn-

ten Jahrhunderts noch immer von der noblesse d’épée und der noblesse de robe getrage-

nen Absolutismus. Denn sie wollten nicht allein die bürgerlichen, sondern auch die

adeligen Großgrundbesitzer, die ihren Grundbesitz oft vernachlässigten und ihren

Reichtum verschleuderten, zumodernen Agrarkapitalisten unter dem Schutz eines

nachwissenschaftlichenKriterien agierendenStaatesmachen. IndiesemSinnewa-

ren die Physiokraten tatsächlich zukunftsweisend.

Doch bei den Physiokraten handelt es sich, wie der Vergleich mit dem zeitlich

früheren und liberaleren Konzept d’Argensons zeigt, nur um einen bestimmten,

wenn auch bis heute mächtigen Typus von Moderne. Kennzeichnend für ihren

Wirtschaftsliberalismus ist die Verbindung von modernen, freiheitlichen Elemen-

ten mit vormodernen Strukturen zu einer neuen autoritären Einheit: Sie traten

für eine Zwangsmodernisierung der Landwirtschaft ein, indem sie an der aus dem

Feudalismus stammenden Trennung von Land-besitz und Land-bearbeitung unter

neuen ökonomischen Rahmenbedingungen festhielten. Modern ist ebenfalls die

Abschaffung der traditionellen Stände zugunsten ökonomischer Klassen. Die Phy-

siokraten waren Halb-Liberale und Halb-Autokraten. Nicht ein Zuviel, sondern ein

Zuwenig an Laissez-faire war das Problem. Die befreiende Wirkung des Laissez-

faire wurde nicht ausgeschöpft, sondern im Interesse des Machterhalts und der

Machtbildung begrenzt.

Auch d’Argenson wollte die vormodernen Strukturen zerschlagen: Wenn die

Physiokraten die Interessen der Großgrundbesitzer vertraten, so stand d’Argenson

für diejenigen der ärmeren Mehrheit der Bevölkerung. Derjenige sollte den Boden

besitzen, der ihn bebaut. Marktfreiheit und kleines Eigentum werden von ihm

konsequent zum politischen Programm gemacht.

40 André Lichtenberger: Le socialisme au XVIIIe siècle. Etude sur les idées socialistes dans les écrivains

français du XVIIIe siècle avant la révolution, Paris 1895, Reprint New York 1967, S. 93–103 – Albert

Soboul, wie Anm. 19 Kap. 10, S. 160–163, Zitat S. 162.
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10.8 Der Zusammenhang von ökonomischer und politischer Freiheit

Laissez-faire in derWirtschaft kann nach der heute herrschendenMeinungmit ei-

nem unterschiedlichen Grad an politischer Unfreiheit verbunden sein. Diese wirt-

schaftspolitischeGrundannahmehat imZeitalter derGlobalisierung eine großeBe-

deutung. Die Gleichzeitigkeit von ökonomischer Expansion auf der einen, politi-

scher Diktatur auf der anderen Seite – wie sie aus einer Reihe asiatischer Staaten,

vor allem China, bekannt ist – bestätigt diese Einschätzung. Ja mehr noch: Entde-

mokratisierung wird inzwischen selbst bei uns in den hoch entwickelten Demokra-

tien als ein akzeptabler Schritt zur Herstellung von Wettbewerbsfähigkeit angese-

hen.

Die Vorstellung, dass wirtschaftliche und politische Freiheit voneinander abge-

koppelt werden können, ja dass sie in Widerspruch zueinander geraten müssen,

scheint sich auch in der Geschichte der Nationalökonomie zunächst zu bestätigen.

Die Physiokraten als angeblich erste Vordenker des Laissez-faire waren, wie Alexis

der Tocqueville (1805–1859) schon früh feststellte, Gegner politischer Freiheit:

»Sie sind [...] dem Freihandel, dem Laisser-faire und Laisser-passer in Handel und

Gewerbe sehr günstig; an die eigentlichen politischen Freiheiten aber denken sie

gar nicht; schweben diese ihrem Geist zufällig doch einmal vor, so weisen sie sie

anfangs von sich ab. Die meisten zeigen sich zunächst als entschiedene Gegner

der beratenden Versammlungen, der lokalen und vermittelnden Gewalten und

überhaupt aller jenerGegengewichte, die zu verschiedenenZeiten bei allen freien

Völkern eingeführt worden sind, um der Zentralgewalt die Waage zu halten.«41

Im selben Kapitel des 1856 publizierten Buches Der alte Staat und die Revolution heißt

es bei Tocqueville:

»Man glaubt, die destruktiven Theorien, die man in unseren Tagen Sozialismus

genannt hat, seien neuen Ursprungs; das ist ein Irrtum: diese Theorien sind Zeit-

genossen der ersten Physiokraten. Während diese die allmächtige Regierung,

von der sie träumten,mit der Umgestaltung der Formen der Gesellschaft beschäf-

tigten, bemächtigten sich jene in der Phantasie der nämlichen Gewalt, um die

Grundlagen der Gesellschaft zu zerstören. [...] So wahr es ist, daß Zentralisation

und Sozialismus Produkte desselben Bodens sind; sie verhalten sich zueinander

wie der veredelte Obstbaum zumWildling.«42

Toqueville identifizierte die Physiokraten, diese angeblich ersten Wirtschaftslibe-

ralen, zu Recht als durch und durch antiliberal. Er übersah jedoch, was auch in der

41 Alexis de Tocqueville: Der alte Staat und die Revolution, 1856, München 1978, S. 160.

42 Alexis de Tocqueville, wie Anm. 41 Kap. 10, S. 164f.
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späteren Geschichte des politischen Liberalismus immer wieder übersehen werden

würde, die Tragweite des Zusammenhangs ökonomischer und politischer Freiheit.

Marktfreiheit für alle ist ohne politische Freiheit für alle nicht zu realisieren. Die

Physiokraten glaubten, die Marktfreiheit werde am besten von einem staatlichen

Regime verwaltet; wodurch aber dieMehrheit der Bevölkerung vomNutzen der Ge-

setze der Marktfreiheit ausgeschlossen wird. Denn jedes autoritäre Regime nutzt

das ihm zur Verfügung stehende soziale Wissen, wie universell es im Prinzip auch

immer gedacht sein mag, partikularistisch; das Wissen wird in den Dienst der das

Regime tragenden Gruppen gestellt.

In den westlichen Industriestaaten wird, im Unterschied etwa zu Diktaturen

wie China, nicht direkt einem Bündnis von Marktfreiheit und politischer Unfrei-

heit das Wort geredet. Stattdessen betont man dort gern die Autonomie des Mark-

tes. Auf dieseWeise wird die parlamentarische Demokratie zwar nicht abgeschafft,

aber sukzessive erheblich in ihren Gestaltungsmöglichkeiten eingeschränkt. Die-

ses Denken kann sich in wesentlicher Hinsicht auf die Physiokraten stützen. Die

Ökonomisten,wiediePhysiokraten imachtzehnten Jahrhundert allgemeingenannt

wurden, waren antidemokratisch nicht allein dadurch, dass sie den Absolutismus

propagierten, sondern auch dadurch, dass sie die Autonomie der Ökonomie als ein

Gesetz der Natur konzipierten. Diesem Gesetz sollte ihrer Meinung nach auch der

Staat unterworfen werden. Da aber die staatlichen Instanzen das Recht haben soll-

ten, das Gesetz der Natur selbst zu definieren, wäre es für die Bürger in einer sol-

chenGesellschaft unmöglich gewesen,durchBerufung auf dasGesetz derNatur der

Willkür des Staates Grenzen zu setzen.

Die Entscheidung für eine tatsächlich liberale Ökonomie führt zu der Erkennt-

nis,dass außer-ökonomischeRahmenbedingungengeschaffenwerdenmüssen,da-

mit die wirtschaftliche Gesetzmäßigkeit in einem liberalen Sinne überhaupt zur

Wirkung kommen kann. Marktfreiheit und Eigentumsbildung für alle zu ermögli-

chen, das lässt sich nicht per se als rein ökonomisches Ziel fassen; weder ideell noch

sozialtechnisch ist dies möglich.

Eine vermachtete Marktwirtschaft lässt sich mit einer Diktatur gut verbinden.

Soweit es denPhysiokratendarumging,eine symbiotischeBeziehungzwischenden

Vertretern des Großgrundbesitzes und der Handelskompanien auf der einen, den

Vertretern der monarchisch staatlichen Instanzen auf der anderen Seite zu bilden,

ist ihr System schlüssig. Sobald man aber, wie in der Tradition des nationalöko-

nomischen Denkens üblich, den Physiokratismus primär als ein Programm freier

Marktwirtschaft deutet, entstehenWidersprüche, die nicht gelöst werden können.

Das Konzept der Verbindung von freiem Markt und Diktatur, erst recht das Kon-

zept der Herstellung von freiem Markt durch Diktatur, ist höchst antiliberal; seine

Durchführung kann aufDauer nicht gelingen.Denn auch bei offenenMärkten kann

vonMarktfreiheit keine Rede sein, wenn nur wenige Privilegierte über jenes Quan-

tum Eigentum verfügen, das die Teilnahme amGeschehen auf den Handelsplätzen



230 Walter Oswalt: Starker Liberalismus

überhaupt erst möglich macht. Und Marktfreiheit selbst zwischen wenigen Privi-

legierten kann in einer Diktatur auf Dauer nicht funktionieren, weil es dort kein

Korrektiv gibt,mit dem verhindert werden könnte, dass dieMächtigen die ohnehin

beschränkte Offenheit der Märkte durch Protektionismus ersetzen.

QuesnayundseinesgleichenstehenzwischenschwachemLiberalismusundmo-

dernem Autoritarismus. Sie formulierten eine geradezu klassisch liberale Forde-

rung, als sie für die Trennung von Staat und Wirtschaft plädierten. Sie plädierten

für einen »schlankenStaat«.Es sollte sichkeineBürokratie bilden,die sich aufgrund

der Interessen einer Schicht von Empfängernmittlerer und höherer Staatsgehälter

im Lauf der Zeit verselbstständigen könnte.

Diese an und für sich liberalen Ideen und Konzepte führten bei den Physiokra-

ten, so paradox es scheinenmag, zu einem prononcierten Antiliberalismus.Mit ih-

rer Begeisterung für einen überausmächtigen Staat fielen sie aus allem heraus,was

noch als liberal bezeichnet werden kann. Trennung von Staat und Wirtschaft im-

plizierte für sie, Demokratisierung abzulehnen, da jeder Schritt in diese Richtung

einzelnen Personen oder Gruppen von Personen die Chance böte,mit ihren Interes-

sen auf den Staat einzuwirken, sodass er sich von einer Politik der Marktfreiheit in

ihrem Sinne entfernen würde.

Im letzten Kapitel seines Buches Despotisme de la Chine diskutiert Quesnay die

bedeutendsten staatlichen Verfassungen in Europa, die er alle zu Gunsten des chi-

nesischen »despotisme légitime« oder »despotisme légal« verwirft.43 Er schlägt vor,

dass, unter demDach derMonarchie, diepropriétaires staatliche Aufgabenwahrneh-

men,was eine präzise Aufhebung der Trennung von Staat undWirtschaft bedeutet.

Wenn dann noch die Adeligen und Grundbesitzer sämtliche höheren, sei es welt-

lichen, sei es kirchlichen Ämter übernehmen sollen und nur sie an politischen Ent-

scheidungen beteiligt werden, dann verschmelzen die Interessen der Träger ökono-

mischer und politischer Macht, dann verschmelzen legislative, judikative und exe-

kutive Gewalt: Am Horizont erscheint eine moderne Despotie mit teils planwirt-

schaftlichen Strukturen.

10.9 Physiokratismus und Rousseauismus im Vergleich 2

Die entscheidende Frage einer liberalen Wirtschaftspolitik lautet gestern wie heu-

te: Welches politische System ist am besten in der Lage, der Wirtschaft eine Ord-

nung zu geben, die allen, wirklich allen Bürgern ökonomische Freiheit sichert?We-

43 François Quesnay: Despotisme de la Chine. Chapitre VIII. Comparaison des lois chinoises avec les

principes naturels, constitutifs des gouvernements prospères, 1767, in: Institut National d’Etudes

Démographiques (Hg.): François Quesnay et la physiocratie, Bd. II Textes annotés, Paris 1958,

S. 917–934.



10. Strategien zur Minimierung von Macht vor der Französischen Revolution 231

derQuesnay nochRousseau haben es verstanden, diemit ihrenNamen assoziierten

wirtschaftlichen Ziele widerspruchsfrei in ein Modell von Gesellschaft als Ganzem

zu fügen. Bei Quesnay gibt es keinen Schutz vor der Abschaffung des Laissez-faire,

bei Rousseau keinen Schutz vor der Abschaffung des kleinen Eigentums.

Beide Positionen erweisen sich bei näherer Betrachtung als strukturell insta-

bil. Sicher, bei Quesnay wird die Marktfreiheit, bei Rousseau das kleine Eigentum

mit großer Emphase verlangt.BeideDenksysteme enthalten jedoch eine innereWi-

dersprüchlichkeit. Jedes dieser Systeme beschwört in quasi religiösem Ton seine

Grundidee – hier »Marktfreiheit« oder dort »kleines Eigentum« – beide begründen

ihre Grundidee als naturgesetzlich notwendig bzw. in der menschlichen Seele ver-

ankert.Doch beide Systeme kranken daran, ihre Grundidee nur allzu schnell hintan

zu stellen. So ist bei Quesnay das produit net von höherem Wert als die Marktfrei-

heit, bei Rousseau die volonté générale von höherem Wert als das kleine Eigentum.

Die Nichterfüllung vonMarktfreiheit und Eigentumsbegrenzung kann so jederzeit

legitimiert werden.

Widersprüchliches Denken kann fruchtbar sein. Tatsächlich ist sowohl die Phy-

siokratie wie auch der Rousseauismus – im liberalen Sinne – entwicklungsfähig,

wenn die Widersprüche tatsächlich erkannt werden. Hinter den Widersprüchen

verbergen sich zum größten Teil ideologischeWeichenstellungen, die vor allemmit

Wertvorstellungen aber auchmit realen Problemen zu tun haben.

Ein solches reales Problem sozialer Technik ist zum Beispiel der in jeder De-

mokratie bestehende Konflikt zwischen der Freiheit des Einzelnen und demWillen

der Mehrheit. Diese schlichte Sachfrage beschäftigt uns bis heute. Die Physiokra-

ten überdeckten dieses Problem planmäßig in den Fundamenten ihrer Sozialtheo-

rie, nahmen die Chancen einer Auseinandersetzung mit den Widersprüchen nicht

wahr, ihr schwacher Liberalismus ging in eine Autokratie über.

Auf erstaunliche Weise löste Rousseau im Rahmen seiner Theorie des Gesell-

schaftsvertrags denWiderspruch, einerseits individuelle Freiheit, andererseits de-

ren Aufgabe zu Gunsten eines kollektivenWillens zu fordern:

»Wie kann ein Mensch frei und dennoch gezwungen sein, sich anderem als sei-

nem eigenen Willen zu fügen? Wie können Opponenten frei und zugleich Geset-

zen unterworfen sein, denen sie nicht zugestimmt haben? Ich antworte darauf,

die Frage ist falsch gestellt. Der Bürger stimmt allen Gesetzen zu, selbst denen,

die gegen seinen Willen erlassen wurden, ja selbst denen, die ihn strafen, wenn

er eines von ihnen zu übertreten wagt. Der beständige Wille aller Mitglieder des

Staates ist der Gemeinwille; durch ihn sind sie erst Bürger und frei. Wird ein Ge-

setz in der Volksversammlung vorgeschlagen, dann werden die Bürger strengge-

nommen nicht gefragt, ob sie den Vorschlag annehmen oder verwerfen, sondern

ob er dem Gemeinwillen, also ihrem Willen, entspricht oder nicht. Jeder äußert

mit seiner Stimme seine Meinung darüber, und in der Stimmenzahl zeigt sich der
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Gemeinwille. Werde ich überstimmt, beweist das nur, daß ich mich geirrt habe

und daß der Gemeinwille nicht war, was ich für ihn hielt. Hätte meine besondere

Meinung sich durchgesetzt, hätte ich etwas anderes getan, als ich gewollt hatte;

gerade dann wäre ich nicht frei gewesen.«44

Rousseau negierte den Widerspruch zwischen dem individuellen oder Einzel-Wil-

len unddemkollektiven oderGemein-Willen, indemer den ersten hinter demzwei-

ten so gut wie vollends zum Verschwinden brachte. Wer sich gegen den Gemein-

Willen stellt, hat nur noch nicht begriffen, was er im tiefsten Innern seiner Person

will. Ebendiese Logik – später würde sie in die sowohl hegelianische wie marxisti-

scheRede vonderFreiheit alsEinsicht indieNotwendigkeit gefasstwerden – mach-

te Rousseau zu einemVordenker des Autoritarismus.Der israelische Politologe und

Historiker Jacob L. Talmon (1916–1980) ordnete ihn sogar denUrsprüngen des Tota-

litarismus zu, als er schrieb:

»Letzten Endes ist der Allgemeine Wille für Rousseau eine Art mathematischer

Wahrheit oder eine platonische Idee. Er habe eine eigene, objektive Existenz,

unabhängig davon, ob sie wahrgenommen wird oder nicht. Er müsse dennoch

vom menschlichen Verstand entdeckt werden. Aber nachdem der menschliche

Verstand ihn entdeckt habe, könne er sich ehrlicherweise nicht einfach weigern,

ihn zu akzeptieren. Auf diese Weise sei der Allgemeine Wille gleichzeitig außer-

halb unserer selbst und in uns. [...] Denn Freiheit ist die Fähigkeit, diejenigen

Rücksichten, Interessen, Vorlieben und Vorurteile sowohl persönlicher als auch

kollektiver Art abzuschütteln, die das objektiv Wahre und Gute verdunkeln, das

ich wollenmuß, wenn ichmeiner wahren Natur treu bin.Was auf das Individuum

zutrifft, findet ebenso auf das Volk Anwendung. Mensch und Volk müssen dazu

gebracht werden, die Freiheit zu wählen und nötigenfalls gezwungen werden,

frei zu sein.«45

10.10 Das Demokratieverständnis René-Louis d’Argensons

Während der Position des schwachen Liberalismus, die sich bei Quesnay und

Rousseau gleichermaßen findet, eine Tendenz zu autoritärer, ja diktatorischer

Herrschaft inhärent ist, resultiert aus der Position eines konsequenten ökonomi-

schen Laissez-faire eine Tendenz zu politischer Liberalisierung. Wenn alle Bürger

ein Recht auf wirtschaftliche Freiheit haben, haben sie dann nicht auch ein Recht

auf politische Freiheit? Frankreichs Rückständigkeit in den Jahrzehnten vor der

44 Jean-Jacques Rousseau, wie Anm. 20 Kap. 10, S. 474f.

45 Jacob L. Talmon: Die Ursprünge der totalitären Demokratie, 1952, Köln und Opladen 1961, Ab-

schnitt Totalitäre Demokratie, Rousseau, S. 34–45, Zitat S. 37f.
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Revolution ließ diesenZusammenhang in der französischenSozialtheorie derMitte

des achtzehnten Jahrhunderts weniger hervortreten als dies etwa hundert Jahre

früher bei den Levellern in England der Fall gewesen war und als dies etwa dreißig

Jahre später bei den Gründervätern der Vereinigten Staaten von Amerika der Fall

sein würde.

IndenSchriftend’Argensonsallerdings ist derAnsatz einer solchenAusdehnung

ökonomischer auf politische Freiheiten durchaus zu erkennen.Obwohl derMarquis

kein Revolutionär vom Typus der Leveller oder der Gründerväter der USA war, son-

dern stets imRahmendes aufgeklärtenAbsolutismus argumentierte, impliziert sei-

ne Laissez-faire-Idee einemachtkritische, zumTeilmachtfeindlicheHaltung.Denn

d’Argenson wollte nicht allein, dass die zentrale Lenkung der Wirtschaft aufgege-

ben würde, sondern auch, wie sein Verfassungsplan für Frankreich46 zeigt, dass in al-

len Kommunen »bürgerliche Magistrate« errichtet würden, folglich den Gemein-

den eine gewisse Selbstverwaltung gewährtwürde,damit die Bürger der Städte und

Dörfer wenigstens auf einen Teil der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen Ein-

fluss nehmen könnten. Bauern und Händler sollten den Preis für Getreide frei be-

stimmen.Laissez-faire bedeutete hier also demMenschen alswirtschaftendemund

als politischemWesen umfassende Freiheiten zu gewähren.Darüber hinaus bedeu-

tete Laissez-faire als Appell an denKönig auch, den Bürger in religiösen Angelegen-

heiten frei entscheiden zu lassen. D’Argenson, der liberale Avantgardist seiner Zeit,

stellte ausgehend von einem konsequenten Freiheitsbegriff in der Wirtschaft zu-

nehmend weitere Machtstrukturen im Staat in Frage.

Da eine verlässliche, historisch-kritische Edition der Werke d’Argensons auf-

grund des Verlustes vieler Handschriften bisher nichtmöglich war,müssen wir uns

nach wie vor primär auf die neunbändige Ausgabe der Tagebücher von 1859 bis 1867

verlassen, die hundert Jahre nach seinemTod herausgegebenwurde.Auf seine Zeit-

genossen konnten seine Ideendaher nur eingeschränktwirken.Fest steht aber,dass

d’Argenson schon in seiner 1737 verfasstenDenkschriftBetrachtungen über die alte und

die gegenwärtige Regierung Frankreichs. Inwieweit die Demokratie unter der monarchischen

Regierung zugelassen werden darf eine Modernisierung der absolutistischen Monar-

chie vorschlug. Ihm schwebte eine Entmachtung der Aristokratie zugunsten einer

Selbstverwaltung der Bürger in denRegionen vor. In derselbenDenkschrift äußerte

er Sympathie für das von ihm »rein demokratisch« genannte politische System der

Schweiz.47

Auch die Expansion des Königreiches lehnte der Marquis ab. Frankreich habe

»in der Tat jenen Punkt erreicht«, wo es »nicht mehr notwendig« sei, das Territori-

46 René-Louis Marquis d’Argenson, wie Anm. 29 Kap. 10, S. 126–143. Zum Inhalt des Verfassungs-

plans für Frankreich siehe Herbert Hömig, wie Anm. 21 Kap. 10, S. 21–25.

47 René-Louis Marquis d’Argenson, wie Anm. 29 Kap. 10, S. 51, Abschnitt Artikel IX. Die Schweiz,

S. 72f.
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umzu »vergrößern«.48 D’ArgensonwarGegner des Kolonialismus, hätte die franzö-

sischen Kolonien gern »für eine Stecknadel«49aufgegeben und sagte schon 1733 die

Unabhängigkeit der britischen Kolonien imNordosten Amerikas voraus:

»Je dis qu’un beau matin vous verrez ces dominations se séparer de l’Angleterre,

se soulever et s’ériger en république indépendante, comme fit la Hollande

à l’égard de l’Espagne. Déjà ces colons anglois refusent d’obéir, ils ont leurs

volontés à eux.«50

Ausd’ArgensonsVorschlägen inderDenkschrift von 1737 sowie aus seinenAnsichten

zum Expansionismus und Kolonialismus könnte man den Schluss ziehen, dass der

Marquis, der übrigens dem von 1724 bis 1731 aktiven, aufklärerischen Club de l’Ent-

resol angehörte, ein gefährdeterDissidentwar.Dies ist aber nicht der Fall.Vielmehr

bekleidete d’Argenson von Ende 1744 bis Anfang 1747 das Amt des französischen Au-

ßenministers.SeinenSturz führte er auf eine IntrigedesMarschalls AdrienMaurice

de Noailles (1678–1766) zurück; inWirklichkeit ging es umDifferenzen in Bezug auf

die Militärpolitik des Landes.51

Währendd’ArgensonsKonzepte einerDezentralisierungundDemokratisierung

Frankreichs heute kaum noch bekannt sind,52 gelten die von Anne Robert Jacques

Turgot (1727–1781) vertretenen, verwandten politischen Ideen als Vorstufe der im

Verlauf der Französischen Revolution durchgeführten Reformen. Turgot war von

1761 bis 1774 Intendant, das heißt Vertreter des Königs und Steuereintreiber, derGe-

neralität Limoges, zu der damals einige der ärmsten, jedoch amhöchsten besteuer-

ten Gegenden Frankreichs zählten. Mittels einer neuen Vermessung des Territori-

ums gelang es ihm, eine gerechtere, das heißt weit niedrigere steuerliche Belastung

der Region zu erreichen.

Dass die Reformen der Administration, die Turgot während seiner Tätigkeit als

Generalkontrolleur der Finanzen von 1774 bis 1776 forcierte, sich partiell auf d’Argen-

48 René-LouisMarquis d’Argenson,wieAnm. 23 Kap. 10, S. 300.DeutlicheAussagend’Argensons

zu Fragen der Eroberung und Verteidigung auch in seinen Betrachtungen über die alte und die

gegenwärtige Regierung Frankreichs. Inwieweit die Demokratie unter der monarchischen Regierung

zugelassen werden darf, wie Anm. 29 Kap. 10, S. 161.

49 René-Louis Marquis d’Argenson, zitiert bei August Oncken, wie Anm. 21 Kap. 10, S. 62.

50 René-Louis Marquis d’Argenson, wie Anm. 23 Kap. 10, S. 386.

51 Herbert Hömig, wie Anm. 21 Kap. 10, S. 38.

52 Gegen diese Tendenz wandte sich Jean-Denis d’Argenson: »D’Argenson est un précurseur, en

particulier dans sa vision de l’organisation administrative de la France, qui sera finalement,

dans ses grandes lignes, celle de la Constituante, puis de l’Empire, D’Argenson préfigurant

avec ses intendants et subdélégués les futurs préfets et sous-préfets.« Jean-Denis d’Argen-

son: Un projet de décentralisation cinquante ans avant la Révolution. Les considérations sur le gou-

vernement ancien et présent de la France du marquis d’Argenson, in: La Revue du trésor. Le Mensuel

des professionels du secteur public, Bd. 85, H. 11, 2005, S. 640.
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sons Überlegungen stützten, wird von Historikern zumeist ausgeblendet. Turgot

wird in der Regel als Anhänger des Physiokratismus beschrieben, obwohl er trotz

des unbestreitbaren Einflusses von Quesnay auf seine Reformen deutlich machte,

dass er sich nicht als Physiokraten sah, wohl weil er den Enthusiasmus für den des-

potisme légitime bei Quesnay und LeMercier de la Rivière nicht teilte.53

Es heißt, Turgot habe sich wie folgt geäußert: »On prétendra que je suis enyclo-

pédiste et économiste: je ne suis point encyclopédiste, car je crois en Dieu; je ne suis

point économiste, car je ne voudrais pas de roi.«54 Hier spielt der Einfluß d’Argen-

sons eine Rolle, der unter anderem über Turgot bis zur Französischen Revolution

weiter wirkte.

Wenn es beim Laissez-faire allein um die Ökonomie geht, also um die Freiheit

eines jeden Bürgers, auf den Märkten nach eigenem Gutdünken zu handeln, dann

ist d’Argensons Position plausibel, kohärent und widerspruchsfrei.Wennman aber

verfolgt, in welcher Weise der Marquis das Laissez-faire auf die Ebene des Politi-

schen übertrugmit demZiel einer allgemeinenDemokratisierung, dann stößtman

auf einen zentralen Grundwiderspruch. Denn es sollen die von ihm in seiner Ab-

handlung über die Regierung Frankreichs dringlich angestrebten politischenRefor-

men sämtlich im Rahmen der Monarchie verwirklicht werden. Er will eine »Demo-

kratie in der Monarchie«:

»Man wird ohne Zweifel gegen diesen Traktat einwenden, daß er allenthalben

einer Art von Republikanismus das Wort rede. Dieser schwere Vorwurf ist hier zu

entkräften. Ist etwa das Gute der Republik mit der Monarchie unvereinbar?Wenn

es unmöglich ist, sie zusammenzuführen, dann muß man seine Wünsche davon

abwenden. Wenn aber das Glück und der Wohlstand mit der Liebe oder mit dem

Gehorsam vereinbar sind, die den Königen gebühren, wenn die Könige selbst so

regieren können, als wenn ihre Untertanen nur den Gesetzen gehorchten und

53 Zu Turgots Reformen siehe Rainer Gömmel, Rainer Klump, wie Anm. 6 Kap. 10, Abschnitt An-

ne Robert Jacques Turgot, S. 72–74, und Folkert Hensmann: Staat und Absolutismus imDenken der

Physiokraten. Ein Beitrag zur physiokratischen Staatsauffassung von Quesnay bis Turgot, Frankfurt

a.M. 1976, Abschnitt 4.1 Turgots Reformprogramm, S. 223–238, Abschnitt 4.2 Der Verwaltungs-

staat Turgots, S. 239–274, und Marguerite Kuczynski: Vorbemerkung, in: Anne Robert Jacques

Turgot: Betrachtungen über die Bildung und Verteilung der Reichtümer, übersetzt und mit einer

Vorbemerkung und pertinentenMaterialien versehen vonMarguerite Kuczynski, Berlin 1981,

S. 8–10.

54 Anne Robert Jacques Turgot, zitiert bei Louis de Loménie: Les Mirabeau. Nouvelles études sur

la société française au XVIIIe siècle, Bd. 2, Paris 1879, S. 416. In einem Brief von Honoré Gabri-

el Marquis de Mirabeau (1749–1791) an den italienischen Aufklärer Alfonso Giovanni Andrea

Longo (1738–1804) – datiert auf den 14. Februar 1787, also Jahre nach Turgots Tod – heißt es,

dieser habe die Sätze gegenüber Pierre Samuel du Pont de Nemours (1739–1817) geäußert.

ImFrankreich des achtzehnten Jahrhundertswurdendie Physiokratendurchweg »Ökonomis-

ten« genannt.
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nicht den Menschen, warum übt man die wahren Kräfte nicht dort, wo sie sich

befinden?Mögeman sie doch suchen undmanwird gerade finden, daß alles, was

die Güte der Republiken ausmacht, das Ansehen des Monarchen erhöht, anstatt

es im geringsten zu beeinträchtigen.«55

Und er fügt zum Schluss der hier zitierten Denkschrift hinzu, die Freiheit sei die

»Stütze des Throns«.56 D’Argenson konnte oder wollte es nicht wagen, die Monar-

chie direkt und prinzipiell zu attackieren. Auf den Vorwurf seiner Gegner, er wol-

le letzten Endes den Adel zu Fall bringen, gab er jedoch eine bemerkenswert klare

Antwort. Ja,manmüsse sagen, »daß die Grundsätze der vorliegenden Abhandlung,

die die Demokratie fördern, auf die Zerstörung des Adels zielen.«57 Und etwas spä-

ter ungemein zugespitzt: »Geben wir zu, daß die Adligen dem sehr ähneln, was die

Hornissen für die Bienenvölker sind.«58

Das Unentschiedene, ja Zweideutige des Konzepts zur Demokratisierung

Frankreichs lässt sich auf den ersten Blick leicht als ein Phänomen des Übergangs

deuten. Demnach hätte d’Argenson im Lauf seines Lebens für sich persönlich

in Sachen Demokratie eine Position entwickelt, die er unter den Verhältnissen

des französischen Absolutismus nur verdeckt äußern konnte. Aus seinen Schriften

kann aber auch der Schluss gezogenwerden,dass er sich, imDenken seiner Zeit wie

gefangen, der politischen Konsequenzen seiner Ideen gar nicht bewusst, vielmehr

davon überzeugt war, Frankreich brauche keine parlamentarische Demokratie und

keine Republik, sondern eine demokratisch kontrollierte Monarchie. Während die

erste Interpretation dem Marquis konzediert, eigene Impulse zur Demokratisie-

rung seines Landes gegeben zu haben, betrachtet ihn die zweite Interpretation eher

als Produkt der vordemokratischen Verhältnisse seiner Zeit.

10.11 Widersprüchlichkeiten innerhalb des starken und innerhalb
des schwachen Liberalismus

Zu welchem Urteil man auch kommt, am Beispiel d’Argensons und Quesnays lässt

sich eine für die Logik des politischen Liberalismus wichtige Hierarchie derWider-

sprüche erkennen, die sich nicht, wie oft behauptet, aus einer Dialektik der Auf-

klärung, sondern aus einer Inkonsequenz der Aufklärung ergibt. Anhand der Dif-

ferenzen zwischen den Levellern und John Locke in England sowie zwischen den

Antiföderalisten und Föderalisten in denUSAwurde schon deutlich, dass der starke

55 René-Louis Marquis d’Argenson, wie Anm. 29 Kap. 10, S. 157f.

56 René-Louis Marquis d’Argenson, wie Anm. 29 Kap. 10, S. 166.

57 René-Louis Marquis d’Argenson, wie Anm. 29 Kap. 10, S. 159.

58 René-Louis Marquis d’Argenson, wie Anm. 29 Kap. 10, S. 160.
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Liberalismus aufgrund seiner Radikalität von hoher, wenn auch nicht völliger in-

nerer Konsistenz, der schwache Liberalismus aber schon in seiner Basis von hoher

innererWidersprüchlichkeit charakterisiert ist.Die Paradoxien des starken Libera-

lismus liegen imBereich seinerWeiterentwicklung,diedes schwachenLiberalismus

aber im Bereich seiner Fundamente.

Dieser Unterschied von progressiver und regressiver Widersprüchlichkeit be-

gegnet uns auch in der Vorgeschichte der Französischen Revolution. Wird Freiheit

wie bei den Physiokraten nur als die Freiheit der Entscheidung imBereich des Öko-

nomischen verstanden, so kann sie auch auf diesemBodennicht allgemein verwirk-

licht werden, weil isolierte Freiheitsrechte sich auf Dauer nicht selbst tragen.Wird

der freie Zugang zu den Märkten tatsächlich universell konzipiert, also als gleiches

Recht allerMenschen, so impliziert dieses Ziel notwendig auchdieHerstellungpoli-

tischer Freiheiten für jedermann, ganz gleich, ob diese Konsequenz ausgesprochen

wird oder nicht.

D’Argenson argumentierte auf der ersten, das heißt ökonomischen Ebene der

Freiheiten durchaus schlüssig. Aber auf der zweiten, das heißt politischen Ebene

der Freiheiten brach diese Kette ab. – Wie ist dieser Vorgang zu erklären? Wo die

Gedanken desMarquis unklar bleiben, habenwir es offenkundigmit einemBereich

zu tun, der im Frankreich der Mitte des achtzehnten Jahrhunderts zwar nur unter-

schwellig,dochumsoheftigerumkämpftwar. IndiesenBereich fällt dieArtikulation

solcher Positionen, die im Rahmen der Epoche gerade noch denkbar sind. Die Idee

der Republik etwawar zu Lebzeiten d’Argensons nurmit einemNoch-nicht oder ei-

nem Fast-schon aussprechbar.

Der liberale Avantgardismus besteht darin, das zu erweitern, was an freiheitli-

chemDenkenöffentlich artikulierbar ist, ohne zuRepression zu führen. Indemaber

die Erweiterung des politischen Bewusstseins um sich greift und die Starkliberalen

die isolierte Radikalität verlassen, geraten ebendiese Starkliberalen in einen wider-

sprüchlichen Diskurs. Einerseits fassen sie inWorte, was noch nicht gesellschafts-,

geschweigedennmehrheitsfähig ist; andererseitsmüssen siedasNeue,da esdie be-

stehende Ordnung zu sprengen droht, in die Logik des Alten einbauen, um es über-

haupt mitteilen zu können. Diese Widersprüchlichkeit im Konzept der Starklibe-

ralen ist von grundsätzlich andererQualität als die der Schwachliberalen.Während

das Widersprüchliche einer starkliberalen Position mit deren weiterer Entfaltung

aufgelöst werden kann, muss das Widersprüchliche einer schwachliberalen Positi-

on genährt werden, um die Stellung halten zu können.

Zum Beispiel: Ein kurzer Rückblick auf die Leveller kann diese Hypothese ve-

rifizieren. Die Leveller vermochten es mehr und mehr, sich von dem Paradox zu

befreien, das aus der Vermischung eines ahistorischen Vertragsmodells mit einer

mythischen Sehweise auf die Geschichte des eigenen Landes entstanden war. In-

dem sie ihren Traditionalismus abschüttelten und ihren rationalistischen Liberalis-

mus entfalteten, blieben sie sich als Repräsentanten der liberalen Avantgarde treu;
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ja, es war die Dynamik dieses Prozesses, die das weitere Bestehen der Bewegung

überhaupt sicherte. Locke hingegen konnte denWiderspruch zwischen seinemVer-

tragsmodell auf der einen, seinerAffirmationder bestehendenpolitischenOrdnung

des Königreiches England auf der anderen Seite nicht auflösen; er hätte sonst auf-

hören müssen, Locke zu sein. Ein großer Teil seiner Schriften besteht deshalb aus

teils vertrackten Versuchen, Widersprüchliches zu überbrücken und die Paradoxa

zu eliminieren.OhnedieseVerschleierung oderAbmilderunghätte Locke bestimm-

te ökonomische und politische Interessen nicht weiter theoretisch stützen können,

hätte kein Schwachliberaler bleiben können. Er hätte sich entweder in die Tradition

von Hobbes oder in die der Leveller stellen müssen.

Es geht folglich bei der Unterscheidung zwischen starkem und schwachem Li-

beralismusnicht umzwei StufenderEntfaltung vonMenschenrechten, sondernum

zwei – man möchte fast behaupten – entgegengesetzte Richtungen, die zu extrem

unterschiedlichenResultaten führen.Mankanndies beimStudiumaller großenRe-

volutionen der Moderne erkennen. Im Lauf der Amerikanischen Revolution etwa

trafen sich die Starkliberalen unddie Schwachliberalen in ihremKampf für die poli-

tische Selbstständigkeit der Kolonien, sodass ihr gemeinsames Handeln eineWeile

wie eine Art liberale »Volksfront« erscheinen mochte. Aber die Richtung ihrer Ak-

tivität war von Anfang an von Grund auf verschieden. Während die Starkliberalen

die Idee der Unabhängigkeit auch auf die Verhältnisse unter den Bürgern anwen-

denwollten,wollten die Schwachliberalen diesen Impuls nur auf die Loslösung vom

englischenMutterland beschränken.

Auch die Vorgeschichte der Französischen Revolution kennt diese Verschieden-

heitderEntwicklungsrichtungen.Wesentlich ist,dassdie radikalerePosition,wie in

England und Amerika, die frühere, ältere, ursprüngliche ist. D’Argensonwar Avant-

gardist, Quesnay Nachzügler. Dabei lagen ihre Anfänge durchaus beieinander. In

Bezug auf ihre gesellschaftliche Stellung ähnelten sich d’Argenson und Quesnay;

beide hatten eine große Nähe zum Versailler Hof. Ebenfalls trafen sie sich in der

Erkenntnis, dass Frankreich aufgrund der Unfreiheit seiner Wirtschaft unter Ar-

mut litt. Aber während d’Argenson neben den ökonomischen auch die politischen

Restriktionen zumThema machte, wünschten Quesnay und seinesgleichen die Li-

beralisierung auf wenigeWirtschaftssubjekte zu beschränken.

Allerdings darf der Unterschied zwischen starkliberaler und schwachliberaler

Dynamik nicht mit einer mehr oder weniger schnellen und entschlossenen Abkehr

vom Ancien Régime gleichgesetzt werden. Zwar fielen die Physiokraten mit ihrer

Förderung von Eigentumskonzentrationen in Bezug auf eine Liberalisierung der

Gesellschaft hinter d’Argensons Ideen zur Dekonzentration des Eigentums zurück.

Doch waren siemit ihrer Haltung nicht wenigermodern, da die von ihnen geplante

Umwälzung der alten Ordnung mindestens so weitreichend gewesen wäre wie

d’Argensons Vorschläge zur Schaffung kleineren Eigentums für alle Bürger.
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Beide, d’Argenson und Quesnay, kritisierten den Feudalismus, wollten markt-

orientierte Verfügungsrechte über Eigentum schaffen und so die Märkte beleben.

Die Richtung, die sie einschlugen, war entgegengesetzt. Übrigens ergaben sich in

beiden Fällen Konsequenzen, die mit den Intentionen der Autoren nicht überein-

stimmten.So versprach sichd’ArgensoneineVerbesserungderMonarchiedurchdie

Demokratie, konnte aber nicht verhindern, dass seine Argumente die Legitimität

derMonarchie untergruben.Und so hätte dieModernisierung,wie sie vonQuesnay

vorgeschlagen wurde, in einen Neo-Feudalismus geführt, was er vermutlich nicht

gewollt hätte.

10.12 Die Architektur des starken Liberalismus: Das Ganze und die Teile

Die Entwicklungsdynamik eines jeden liberalenDenksystems ist nicht allein an sei-

nemVerhältnis zu den jeweiligen Zeitumständen zu erkennen.Sie ist, zumTeil, un-

abhängig von den historischen Konditionen in der Dichte ihrer Konstruktion be-

gründet. Zum Beispiel ist in der Epoche der Französischen Revolution die gerechte

Verteilung des Eigentums an alle Bürger eine Idee, die von vielen Seiten geteilt und

verfolgt wird. Sie ist auch bei Reaktionären und Antimodernen zu finden. Für die

hier versuchte Rekonstruktion liberaler Strömungen kommt es daher darauf an zu

prüfen,obEigentumalsMittel zur SelbstbestimmungundSelbstständigkeit des In-

dividuums gedacht wird oder nicht.

Wenn sich die Analyse dessen, was für liberal gehalten wird, nicht gleich schon

auf die Frage beschränkt, ob man es mit einer Position für oder gegen privates Ei-

gentum zu tun hat, dann endet sie gewöhnlich bei der Feststellung, es gebe bloß

eine eher kleinbürgerliche und eine eher großbürgerliche Variante des Liberalis-

mus. Der Mythos eines »Einheitsliberalismus«, der sich seinen Weg durch die Ge-

schichte bahnt, bleibt bestehen. In Wahrheit aber existiert, das Eigentum betref-

fend, ein breites Spektrum liberaler Konzepte; es existieren einerseits Nuancen, die

vielleicht außer Acht gelassen werden dürfen, andererseits qualitative Sprünge, die

den Gegensatz zwischen starkliberalen und schwachliberalen Positionen kenntlich

machen.

So war Claude Adrien Helvétius (1715–1771), der heute als Philosoph des Sen-

sualismus undMaterialismus gilt, nicht weniger als d’Argenson von der Bedeutung

des kleinen Eigentums für die persönliche Freiheit überzeugt. Gleichwohl ist Hel-

vétius, zumindest was die Ökonomie betrifft, ein schwachliberaler Philosoph. Er

war Fatalist und glaubte nicht, dass die an sich so vernünftigen wie notwendigen

Maßnahmen zur Herstellung wirtschaftlicher Freiheit umsetzbar seien. Seine Idee

der besseren Verteilung des Eigentums wurde sogar von ihm selbst ins Abseits ge-
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rückt.59 Seine gedankliche Konstruktion erwies sich als nicht tragfähige Leichtbau-

weise. D’Argenson machte im Gegensatz zu Helvétius aus der Idee des kleinen Ei-

gentums ein solides Konzept, das verwirklicht werden sollte. Erst die Verknüpfung

des Konzepts von universalisiertem Privateigentum und allgemeiner Marktfreiheit

mit der Idee von der Planbarkeit und Veränderbarkeit der Eigentumsverteilung er-

gibt jene machtkritische Konstruktion, die eine starkliberale Entwicklung in Gang

setzen kann.

Diese Beobachtung lässt sich verallgemeinern. Bei der Antwort auf die Frage,

ob eine politische Philosophie stark- oder schwachliberal genannt werden muss,

kommt es gleichermaßen auf die Architektur desGanzenwie auf die der Teile an.So

ist etwa das Ziel der planvollen universellen Durchsetzung von Privateigentum und

Marktfreiheit ein Element, auf das eine starkliberale politische Philosophie unter

keinen Umständen verzichten darf. Diese Idee ist ein Grundbaustein, ein Pfeiler,

der die gesamte Konstruktionseinheit trägt, obwohl sie nicht das ganze Gebäude

des starken Liberalismus ausmacht.

10.13 René-Louis d’Argenson als Repräsentant
des ambivalenten Liberalismus

Wie kaum ein anderer Zeitgenosse des vorrevolutionären Frankreichs erkannte

d’Argenson die Probleme der Ökonomie seines Landes. Wären seine Vorschläge

für eine Öffnung der Märkte und für eine gerechtere Verteilung des Eigentums

verwirklicht worden, hätten der Zusammenballung ökonomischer Macht Grenzen

gesetzt werden können. Doch der Marquis vertraute viele seiner Ideen und Kon-

zepte allein seinen umfangreichen Tagebüchern an, die erstMitte des neunzehnten

Jahrhunderts publiziert wurden. Aus den zu seinen Lebzeiten veröffentlichten

Schriften spricht hingegen eine andere politische Position.Während im Journal die

Notwendigkeit der Einschränkung oder sogar Abschaffung wirtschaftlicher Macht

wortreich begründet wird, heißt es in der Denkschrift Betrachtungen über die alte und

die gegenwärtige Regierung Frankreichs. Inwieweit die Demokratie unter der monarchischen

Regierung zugelassen werden darf lediglich, aus der Grundherrschaft erwachse den

Grundherren die Pflicht, ihren Besitz in Ordnung zu halten, die Wohlfahrt zu

fördern und den Armen zu helfen.

Diese Position erinnert an den Gründungskonsens der »Sozialen Marktwirt-

schaft«, die sogenannte »Sozialpflichtigkeit des privaten Eigentums«, die Macht-

konzentrationen hinnimmt und nur deren Folgen zu kompensieren sucht. Der

59 Zu dieser Haltung siehe Elisabeth Botsch: Eigentum in der Französischen Revolution. Gesell-

schaftliche Konflikte und Wandel des sozialen Bewußtseins (= Rolf Reichardt, Eberhard Schmitt,

Hg.: Ancien Régime, Aufklärung und Revolution, Bd. 22), München 1992, S. 223.
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von d’Argenson oben vorgeschlagene Dämpfungseffekt lässt sich nicht allein durch

mangelnden Mut und berechtigte Furcht vor Repression durch das Ancien Régime

erklären. Eine genauere Betrachtung zeigt, dass die Vorstellung, man brauche das

Übel nicht abschaffen, müsse es bloß einhegen, zur Struktur des Denkens von

d’Argenson gehört.

Starkliberal ist d’Argensons Denken nur in einem seiner Stränge, nämlich da,

wo er über die armen Bauern und die armen Handwerker auf dem Lande schreibt.

Mit deren Leben aus eigener Anschauung vertraut, erkannte der Marquis die Not-

wendigkeit, Eigentum für alle zu schaffen und auf diese Weise die Märkte für alle

zu öffnen. Der Einzelne sollte nicht allein über seine eigene Arbeit, sondern auch

über deren gesellschaftliche Rahmenbedingungen entscheiden können. An dieser

Stelle seines Konzepts wurde die Grenze dessen erreicht, was in der damaligen Ge-

sellschaft denk- und aussprechbar war.

Dieser Perspektive aus Sicht der untersten Schichten des Volkes stellte d’Argen-

soneine anderePerspektive gegenüber,diedemErhalt desStaatesund seinerMacht

dient. Im ersten Fall stellt sich die Frage: Wie müssen die Institutionen umgebaut

werden, damit jeder Bürger in Freiheit und ohne Armut leben kann? Im zweiten Fall

stellt sich die Frage: Welche Art der Modernisierung des Absolutismus ist notwen-

dig, damit das System der Herrschaft weiter existieren kann?

Die Schriften des Marquis erwecken immer wieder den Eindruck, als könnten

beide Perspektiven, beide Interessen in Einklang gebracht werden. Einerseits plä-

dieren die Texte dafür, dass jeder Einzelne sein Leben in die Hand nimmt und sie

betonen zugleich, dies sei auch für die Monarchie nützlich. Da die Monarchie aber,

wie es in d’Argensons Schriften ebenfalls heißt, durch die Macht allein des Königs

und seines Hofes bestimmtwird, sind alle Übrigen von dieserMacht abhängig. Der

Widerspruch der Aussagen ist offenkundig.

In Bezug auf die Englische und die Amerikanische Revolution wurden bisher

das Denken und Handeln solcher Personen untersucht, bei denen trotz kleinerer

Abweichungen eindeutig der starkliberale oder eindeutig der schwachliberale Ide-

altypusdominierte.DieVorgeschichtederFranzösischenRevolutionmachtunsnun

mit d’ArgensonsWerk, seiner Person und seinemDenksystem bekannt, in dem sich

stark- und schwachliberale Positionen zu gleicher Zeit und mit gleicher Kraft äu-

ßern. Auf den ersten Blick entsteht der Eindruck von Stillstand; doch dass die star-

kliberale Dynamik bei d’Argenson wieder und wieder durch schwachliberale Ele-

mente gelähmt wird, liegt nicht daran, dass der Marquis noch mit einem Fuß in

der alten Ordnung stand, vielmehr daran, dass er, oft mit ein und demselben Text,

zwei konträre Arten der Moderne vertrat.

D’Argenson setzte sich dafür ein, dass der Einzelne ökonomisch wie politisch

selbstständig wird; was auf Dauer nur die Zerstörung der Monarchie bedeuten

konnte. Auch wird in den Schriften des Marquis die Notwendigkeit von Revolutio-

nen erwogen. Die von ihm beabsichtigte, ja vorhergesehene Umwälzung verfolgt
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aber zwei Ziele, die sich letzten Endes nicht miteinander vereinbaren lassen. Un-

ausgesprochen aber unübersehbar geht es um die Möglichkeit, das Ancien Régime

erst durch Reformen auszuhöhlen, dann durch eine Revolution abzuschaffen.

Ausgesprochen geht es um die Möglichkeit, die bestehende Ordnung zu moder-

nisieren, weil sie anders nicht lange überleben wird. So ist Revolution im ersten

Fall Befreiung, im zweiten Fall der Wechsel von einer Form der Unfreiheit in eine

andere.

Der Gedanke »Demokratisierung in der Monarchie«, ausgesprochen schon im

Untertitel des Traktats von 1737, ist also nicht bloß eine Art Tarnung, um das im po-

litischen RaumUnsagbare sagen zu können. Es gilt eben nicht allein, was zwischen

denZeilen, sondern auch,was indenZeilen steht. Ind’ArgensonsBetrachtungenwird

erklärt, dass Republiken prosperieren, Monarchien erstarren; wer sich gegen den

moralischen, kulturellen und ökonomischen Verfall entscheide,müsse denWeg der

allmählichen Demokratisierung beschreiten:

»Man müßte also versuchen, schlage ich vor, die Allgemeinheit mehr an der Re-

gierung zu beteiligen, und sehen, was dabei herauskäme. Diese besonderen und

verstärkten Bemühungenmüssen notwendigerweise die Finanzen auf dem recht-

mäßigsten und wünschenswertesten Wege ordnen, der in der Vermehrung des

Reichtums des Souveräns durch dasWachstum desjenigen seiner Untertanen be-

steht. Man möge alle die verschiedenen Bereiche der staatlichen Ämter und al-

le die inneren Aufgaben, mit denen das Ministerium in Frankreich beauftragt ist,

durchgehen, dann wird man finden, wie viel sie alle in diesem Bereich Erfolg ha-

ben und wie sehr sie einer Nachlässigkeit erliegen müssen, die mit einem allzu

großen Umfang der Aufgaben unlösbar verbunden ist.«60

Vieldeutig lässt dieser Passus im Raum stehen, was von dem alten Herrschaftssys-

tem nach einer solchen Reform noch übrig bleibt. Diese Unschärfe ist das Tor zu

radikalen liberalen Konsequenzen. Aber d’Argensons Traktat schlägt dieses Tor im-

merwieder zu, indem er eine Antwort auf die Frage sucht,wie das AncienRégime de-

mokratisiert werden könne, ohne dass es in diesem Prozess zu veritabler Demokra-

tie käme.Dies ist keine restaurative, keine reaktionäre Haltung, sondern eine Form

politischerModernisierung: Es ist die schwachliberale Option, die auf der Kenntnis

und Nutzung starkliberaler Energie beruht, diese Energie aber pervertiert.

D’Argenson erklärt in seinen in kleinster handschriftlicher Auflage erschiene-

nen Considerations,wie vorteilhaft die Demokratie sei. Dort, wo eine Republik an ei-

ne Monarchie grenze, könne man einen deutlichen Unterschied bei der »Güte der

öffentlichen Arbeiten und selbst des privaten Besitzes« erkennen; die Republiken

stünden in Blüte, die Monarchien nicht.61 Der kaum verhehlte Utilitarismus dieses

60 René-Louis Marquis d’Argenson, wie Anm. 29 Kap. 10, S. 145.

61 René-Louis Marquis d’Argenson, wie Anm. 29 Kap. 10, S. 70.



10. Strategien zur Minimierung von Macht vor der Französischen Revolution 243

Arguments pro Republik und kontra Monarchie erlaubt mindestens zwei Interpre-

tationen. Bei der ersten, das heißt starkliberalen Interpretation werden all jene Ar-

gumente, die traditionell zur Stützung der Monarchie beitragen, von einem Auf-

klärer wie d’Argenson hinweggefegt. Herrschaft besteht demnach nicht von Gottes

Gnaden und mit Gottes Segen. Vielmehr ist sie funktional in Bezug auf einen Nut-

zen.Es kann zumBeispiel darumgehen, inwelcherWeise die staatlichen Institutio-

nendieMenschenrechte sichern.Bei der zweiten,das heißt schwachliberalen Inter-

pretation stehen die Wirtschaft und ihr Wachstum sowie die Macht der Eliten des

Landes im Vordergrund. Die schwachliberale Verwendung des Arguments hat zur

Konsequenz, dass die demokratischen Bestrebungen institutionell kanalisiert wer-

denmüssen, sodass sie die Herrschaft des Königs nicht in Gefahr bringen.

Doch aufwelche Art soll diese Einhegung erfolgen?Wir haben gesehen, dass der

Marquis den Zustand der politischenWissenschaften beklagte und forderte, sozia-

le Technologien zu entwickeln, nicht um den Glanz des Monarchen zu verstärken,

sondern um Armut zu bekämpfen. Die Förderung von Sozialtechnologie hat aller-

dings noch eine andere, umnicht zu sagen entgegengesetzte Funktion.Sie soll auch

verhindern, dass sich durch die erfolgreiche Bekämpfung von Armut durch Freiheit

eine Vernichtung des auf Unfreiheit gründenden Herrschaftssystems resultiert. In

dem Traktat des Marquis heißt es, die »größte Schwäche der absoluten monarchi-

schen Regierung« liege darin, dass sie sich »um alles kümmern« wolle; wodurch

in Wahrheit spezifische Interessen favorisiert würden, die »Idee des öffentlichen

Wohls« aber leide.Gleich imnächsten Absatz derBetrachtungen verrät der Autor,wie

zu verhindern sei, dass der Kampf gegen Armut in einen Kampf für Freiheit um-

schlägt:

»In welchem Umfang, mit welchen Kunstgriffen könnte man eine Art von Unab-

hängigkeit innerhalb der Abhängigkeit zulassen? Bis wohin können die eine und

die andere vorgetrieben werden, ohne sich jeweils selbst wesentlich zu schädi-

gen? Manmuß zunächst dieses große Prinzip berücksichtigen, das in der Vereini-

gung der Teile besteht, die die Kraft eines Ganzen bilden. Infolgedessen verhin-

dert man, wenn man Aufruhr in einer Stadt fürchtet, daß sich die Bürger zu mehr

als zu dritt oder viert auf den öffentlichen Plätzen versammeln. Aus demselben

Prinzip folgt, daß die Versammlung der Generalstände gefährlich für die Monar-

chie ist. [...] Die Stände einer großenProvinz sindweniger gefährlich; aber sie blei-

ben gefährlich.«62

Zwar sollten die StraßenundPlätze durch denHandel zwischen freien, also von den

Feudallasten befreiten Bauern belebt werden; doch diese Selbstständigkeit der Vie-

len durfte sich nach Meinung des Autors auf keinen Fall zu einer aufständischen

62 René-Louis Marquis d’Argenson, wie Anm. 29 Kap. 10, S. 57.
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Öffentlichkeit entwickeln. Selbst die Versammlung der Generalstände, in der sich

der König, der Adel und der Dritte Stand berieten, war demMarquis suspekt.63

DerMarquis spricht sich aber nicht nur plump für eine Einschränkung der Ver-

sammlungsfreiheit aus, sondern entwickelt vielmehr ein System der Beteiligung

der Bürger, das den Staatsapparat effizienter und die Bürger zufriedener machen

soll. Die Bürger sollen nicht autoritär unterworfen, sondern durch ein begrenztes

Mitspracherecht eingebunden werden. Die Modernität d’Argensons wird deutlich,

wenn man für einen Moment von der Rolle des Historikers Abschied nimmt und

sich fragt, wie das Demokratisierungs- und vor allem das Dezentralisierungs-

konzept des Autors am Beginn des einundzwanzigsten Jahrhunderts fungieren

würden. D’Argenson wäre dann wohl der Verfechter modernster Methoden des

Managements und der Organisation von Großunternehmen. Denn angewandt auf

das Hier und Heute, impliziert sein Ansatz die Einsicht, dass Großbetriebe struk-

turell ineffizient, ihre Hierarchien dysfunktional sind. Der Marquis würde etwa

fragen: Lässt sich die Macht der großen Unternehmen festigen, indem die Vorteile

der kleinen Unternehmenmit ihrer »informellen Organisation«, ihrer »personellen

Diversität«, ihrer »flachen Hierarchie« integriert werden?

So wie d’Argenson erkannt hatte, dass der französische Absolutismus mit sei-

nem »L’etat, c’estmoi« nur dann überlebenwürde,wenn Autorität delegiert und de-

zentralisiert würde, so haben die Konzernherren unserer Tage längst erkannt, dass

Großbetriebe nur durch die Befreiung von ihrer internen Planwirtschaftsstruktur,

nur durch eine innereDezentralisierung vor demRuin bewahrtwerdenkönnen.Für

beide exemplarische Situationen, die politische im achtzehnten wie die ökonomi-

sche im einundzwanzigsten Jahrhundert, gilt: Die »bottom-up« genannte Dezen-

tralisierung vonEntscheidungsrechten auf niedererEbenegehtmit der »top-down«

genannten Bewahrung der Zentralisierung auf höherer Ebene einher.

Die ambivalente schwachliberale Modernisierung ist eine Strategie, um die

starkliberale Modernisierung und den Systemkollaps zu verhindern. D’Argensons

Schriften sind ein Beispiel dafür, wie beide Wege der Modernisierung in ein und

derselben Sozialtheorie konkurrieren. Ambivalent ist nicht allein das Nebenein-

ander und Gegeneinander beider Perspektiven. Es kommt vielmehr zu Moderni-

63 Die Generalstände wurden 1614, angeblich anlässlich der Volljährigkeit König Ludwigs XIII.,

zum vorletzten Mal einberufen. InWahrheit sahen die Repräsentanten des Adels ihre politi-

sche und ökonomische Position gefährdet und wollten daher den König durch die Versamm-

lung unter Druck setzen. Das Selbstverständnis der Herrscher Frankreichs in der neuen Ära

des Absolutismus ließ dann die Einberufung der Generalstände nicht mehr zu. Erst zum 5.

Mai 1789 wurden sie von König Ludwig XVI. wegen einer Finanzkrise erneut einberufen. Da-

bei kam es zwischen dem König, den Adligen und den Bürgern zum Streit um die Modalität

bei Abstimmungen. Die Zahl der Vertreter des Dritten Standes wurde auf sechshundert ver-

doppelt. Im Lichte dieser von ihm nicht mehr erlebten Entwicklung ist d’Argensons Reserve

gegenüber den Generalständen nachvollziehbar.
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sierungsprodukten, die unabhängig von den Intentionen der Modernisierer ihre

eigene soziale, ökonomische und politische Logik entfalten. Der Versuch, den Zen-

tralismus durch restringierte Dezentralisierung zu erhalten, kann das Gebäude der

Herrschaft schützen oder niederreißen. Gleich ob es sich um die von d’Argenson

gewünschten vielen Regionen Frankreichs oder um die vielen Profitcenter heutiger

Konzerne handelt, in all diesen Fällen wird unter einemHerrschaftsverbund durch

Dezentralisierung Selbstständigkeit gewährt und erprobt. Sie kann so bemessen

werden, dass sie den Kolossen neues Leben einhaucht; sie kann aber auch, wenn

nur der starkliberale Funke überspringt, zur Plattform des Ausstiegs werden.

10.14 Gegensätzliche Typen moderner Öffentlichkeit
vor der Französischen Revolution

Im Mittelalter waren die Beziehungen zwischen Herrschenden und Beherrschten

»entpolitisiert«, indem sie in eine für selbstverständlich gehaltene, religiös formali-

sierte und legitimierte Ordnung eingebettet waren. Diese Form der Herrschaftssi-

cherung erwies sich durch den Bedeutungsverlust der Religion und angesichts der

Entdeckung der Möglichkeiten der Naturwissenschaften als ökonomisch ineffizi-

ent und politisch unglaubwürdig. Die Physiokraten ersetzten nun die mittelalter-

liche Art der Legitimation von Herrschaft durch einen autokratischen Rationalis-

mus, der die Möglichkeit schaffen sollte, einerseits die Hierarchie der Gesellschaft

in modernisierter Form zu erhalten, andererseits Wirtschaftswachstum mit Hilfe

wissenschaftlicher Methoden zu erzeugen. Die Physiokraten vertraten somit einen

antiliberalenRationalismus.Sie verkörpertenmit dieserHaltung einenGrundtypus

der Moderne.

Dass die Physiokraten als Wegbereiter des Liberalismus gelten, der sich im

Lauf der Französischen Revolution durchgesetzt haben soll, ist allerdings ein Irr-

tum. Liberale Politik, in welchem Sinne auch immer, kann es erst geben, wenn

unterschiedliche, ja gegensätzliche Interessen und Ideale ohne Repression im

öffentlichen Raum artikuliert werden können. Die Physiokraten aber leugneten

die Existenz des Politischen als einer eigenständigen Sphäre gesellschaftlichen

Lebens. Sie vertraten vielmehr die These, gute Gesetze könnten im Grunde weder

von den Bürgern noch vom König verfasst und in Kraft gesetzt werden, da die

sozialen Gesetze, ähnlich wie die physikalischen, bereits »vorsozial« feststünden,

bevor sich überhaupt Gesellschaft bilde. Politik handele allein davon, diese Gesetze

zu erkennen, sie auszuführen und anzuwenden. Die Vorstellung von Rationalität

war bei den Physiokraten untrennbar mit der Legitimation ökonomischer und

politischer Macht verbunden; die Formulierung und Interpretation von Gesetzen

wünschten sie in die Hand derjenigen Herren zu legen, die über die ihrer Meinung
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nach wertvollste Form des Eigentums, das heißt über Großgrundbesitz verfügten.

Gemeint waren der König und die Großgrundbesitzer.

Zwarweniger autoritär,dochebenfalls antidemokratisch ist die Idee vonÖffent-

lichkeit,wie sie Voltaire und seinUmkreis vertraten.Obwohl siemit seinemEinsatz

für Glaubens- undMeinungsfreiheit einiges zur Entstehung liberalenDenkens und

Handelns beitrugen, war ihnen die Idee einer offenen Gesellschaft fremd. Die Vor-

stellung, dass alle Menschen in die Lage versetzt werden müssten, ihre Interessen

vernünftig zu benennen und über ihr Leben selber zu entscheiden – diesen Gedan-

ken suchtman in den Schriften Voltaires vergeblich. ImGegenteil, er verachtete die

Armen und dachte gar nicht daran, sie zu Bürgern einer freien Gesellschaft zu ma-

chen.

Im Frankreich des achtzehnten Jahrhunderts kontrastiert dieser Rationalismus

derWenigenmit dem Irrationalismus für alle,wie er von Rousseau propagiert wur-

de. Deutet man dessenWerk, so wie es seine Anhänger in der Französischen Revo-

lution taten, als das eines demokratisch gesonnenen Philosophen und Pädagogen,

so lässt sich vereinfacht sagen: Im Gegensatz zu den Physiokraten hatte Rousseau

nicht die Absicht, einer schmalen Elite rational denkender Personen die Macht zu

übergeben; vielmehrwollte erdasVolk alsGanzes zumSouveränmachen.DieseVer-

allgemeinerung der politischen Entscheidungsgewalt wird aber mit dem Verzicht

auf Vernunft erkauft. Denn politische Entscheidungen werden bei Rousseau nicht

aufgrund von Reflexion und Diskussion, sondern aufgrund kollektiver Stimmun-

gen getroffen. Derjenige, der sich das Recht nimmt, frei zu denken und die religiö-

senDogmen, die der Souverän festgelegt hat, verleugnet, sollmit demTode bestraft

werden.

Auf den ersten Blick scheinen Rationalismus und Ungleichheit genauso unheil-

voll wie Irrationalismus und Gleichheit verknüpft zu sein. In beiden Fällen sieht es

so aus, als sei die Hoffnung auf persönliche Freiheit für alle Bürger ein undenkba-

res, mindestens unerreichbares Ziel. Das Scheitern der Französischen Revolution

erst in der Schreckensherrschaft, dann im Bonapartismus scheint gedanklich vor-

gezeichnet.

In Wirklichkeit ist es umgekehrt: Rationalismus und Gleichheit bedingen ein-

ander. Wenn der Austausch rationaler Argumente auf eine elitäre Minderheit be-

schränktwird,dannversinktnichtnurdieübrigeGesellschaft in Irrationalität; nein,

der sozial restringierte Rationalismus ist selber irrational. Dies gilt für Locke, des-

sen schwacher Liberalismus mit einer Politik verbunden war, die die Mehrheit der

Bevölkerungdurch religiöse Propagandabindenwollte.Dies gilt ebenso für denhal-

bierten Liberalismus der Physiokraten. Quesnay wollte die von ihm erstrebte Ord-

nungderGesellschaft nicht allein rational begründen, sondern zugleich theologisch

legitimieren. Aber auch mit Rousseaus Irrationalismus lässt sich keine auf Gleich-

heit gründende Gesellschaft erreichen. Denn die Ablehnung alles Rationalen hatte

zur Folge, dass Rousseau, der Vorkämpfer der égalité, die geistigen und politischen



10. Strategien zur Minimierung von Macht vor der Französischen Revolution 247

Werkzeuge zur Herstellung von Gleichheit verwarf. Ebendies macht den Konserva-

tismus im Denken Rousseaus aus.

Gibt es einen drittenWeg, der dem Dilemma entkommt? ImWerk d’Argensons

bilden die Öffnung der Märkte und Demokratisierung keine Gegensätze, sondern

zwei Seiten ein und derselben aufklärerischen Intention. Leider entfaltete der Au-

tor diese Position auf sehr ambivalenteWeise, verfolgte er doch mit seiner Haltung

einerseits das starkliberale Ziel der Emanzipation und Partizipation der Bürger im

Staat, andererseits das schwachliberale Ziel derModernisierung und Stabilisierung

des Absolutismus unter sich wandelnden Bedingungen.

Diese Ambivalenz prägt auch d’Argensons Verhältnis zur Universalisierung von

Rationalität und Öffentlichkeit. Durch Anschauen und Begreifen war der Marquis

zu seiner Kritik des bestehenden ökonomischen und politischen Systems gekom-

men. Seine Betrachtungen aber kursierten ab den späten 1730er Jahren nur in we-

nigen Abschriften; ausdrücklich verbot der Autor weitere Kopien seines Traktats.64

Dass er auch dem ärmsten Bürger die Kraft zutraute, sein Leben vernünftig zu ge-

stalten,hebt ihnpositiv vonanderenAufklärern ab.Er erkannte,dass es nicht natur-

bedingteDummheitwar,diediemeistenMenschendavonabhielt, ihrLeben ineiner

als rational zu bezeichnenden Weise in die Hand zu nehmen. Grund waren die ge-

sellschaftlichen Rahmenbedingungen, die es zu verändern galt. Da es aber zur Zeit

seinerConsiderationsnochkein revolutionäres Subjekt gab – dieMehrheit desVolkes

wurde in ökonomischer Abhängigkeit und politischer Unwissenheit gehalten – wä-

re es wirklichkeitsfremd gewesen, schon damals eine Umwälzung der Verhältnisse

im Sinne der Entwicklung von Rationalität und Öffentlichkeit zu erwarten.

Erst mit Beginn der Französischen Revolution konnte sich das bei d’Argenson

noch gebremste aufklärerische Potential voll entfalten. Der Sturm auf die Bastille

hatte das revolutionäre Subjekt endlich hervorgebracht. Der Aufbruch erschöpfte

sich nicht darin, dass das Bürgertum, längst zu ökonomischer Macht gekommen,

nun auch politische Macht verlangte. Bürgerliche Öffentlichkeit konnte im umfas-

senden Sinne nur entstehen,weil sich eben nicht bloß einKlassenbewusstsein, son-

dern auch das Gegenteil davon gebildet hatte: die radikale liberale Idee einer klas-

senlosen Gesellschaft auf der Grundlage bürgerlicher Prinzipien. Diese galt es zu

etablieren und kosmopolitisch zu verallgemeinern.

64 Herbert Hömig, wie Anm. 21 Kap. 10, S. 10.





11. Strategien zur Minimierung von Macht

in der Französischen Revolution

11.1 Die Entstehung des Ideals einer universellen Öffentlichkeit

In Frankreich gab es zu Beginn der 1790er Jahre Hunderte verschiedener Zeitungen

sowie Tausende politischer Klubs und gesellschaftlicher Vereinigungen.1 Höchst

unterschiedliche politische und philosophische Positionen, die schon von den

Aufklärern des vorrevolutionären Frankreichs in kleinen Zirkeln debattiert worden

waren, konkurrierten nun in aller Deutlichkeit und Offenheit. Es wurden aber

nicht allein diese Positionen an ein breiteres Publikum gebracht. Vielmehr ent-

standen neue Haltungen, neue Meinungen; die enorme Verdichtung des öffentlich

geführten Diskurses war ein fruchtbarer Nährboden für das starkliberale Denken.

Der offene Austausch über die Grundlagen der zu schaffenden Gesellschaft

entfaltete rasch eine eigene Dynamik, die sich über die Absichten maßgeblicher

Akteure oft hinwegsetzte. So etwa verfolgten viele der gemäßigt Liberalen um

Marie-Joseph Marquis de Lafayette (1757–1834) mit dem Beschluss der »Erklärung

der Menschen- und Bürgerrechte« in der Verfassunggebenden Nationalversamm-

lung/Konstituante eigentlich nur das Interesse, die Ansprüche des besitzenden

Bürgertums zu sichern. Doch die Menschen- und Bürgerrechtserklärung wurde

ihnen, gleich nachdem sie am 26. August 1789 verkündet worden war, von der

öffentlichen Meinung quasi »aus der Hand genommen«, ihr Inhalt umgedeutet,

neu interpretiert. Überall in Frankreich begannen Bauern die Erklärung auf ihre

eigene, elende, vom Bürgertum kaum zur Kenntnis genommene Lage anzuwenden

und die Aufhebung der feudalistischenMachtverhältnisse zu verlangen.2

Der starke Liberalismus war eine politische Theorie, die anfänglich nur von ei-

ner sehr kleinen,avantgardistischenMinorität unter denPhilosophenundPublizis-

1 Patrice Gueniffey, Ran Halévi: Klubs und Volksgesellschaften, in: François Furet, Mona Ozouf

(Hg.), wie Anm. 2 Kap. 10, S. 769–791. Zahlen über die Menge der Zeitungen und Klubs S. 769.

2 Jürgen Sandweg: Rationales Naturrecht als revolutionäre Praxis. Untersuchungen zur »Erklärung

der Menschen- und Bürgerrechte« von 1789, Phil. Diss., Berlin 1972, Abschnitt 2.3 Cahiers de dolé-

ance, S. 121–156.
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ten vertreten wurde, die aber den revolutionären Prozess erst in Gang setzte. Diese

Gruppierungen,die bereits sehr früh fürdieDurchsetzung individuellerRechte ein-

traten, brachten ihrerseits durch ihr politisches Agieren ein Modell weitreichender

Öffentlichkeit hervor. Dieses Modell war, so muss man hinzufügen, nicht allein in

den Jahren nach 1789 revolutionär. Obwohl fast vergessen, könnte es noch heute ak-

tuell sein und im Zeitalter der Digitalisierung und der sozialen Medien helfen, ein

Leitbild demokratischer Kommunikation zu entwickeln.

IndenGeschichtswissenschaftenwurdeder engeZusammenhangzwischender

Entwicklung des starken Liberalismus auf der einen und einer revolutionären Öf-

fentlichkeit aufder anderenSeite langeübersehen.Dies gilt selbst für JürgenHaber-

mas, der 1962mit seinem Buch Strukturwandel der Öffentlichkeit wesentlich dazu bei-

trug, die Formen bürgerlicher Öffentlichkeit durch einen interdisziplinären Blick

zu erhellen. Selbst er neigte damals dazu, die mit den Revolutionen aufkommende

neueQualität vonGesellschaftlichkeit auf eine bloßeAddition vonPositionen zu be-

schränken, die zuvor die Klassiker des politischen Denkens zur Verfügung gestellt

hatten:

»Die Physiokraten befürworten den um eine kritisch wirksame Öffentlichkeit

ergänzten Absolutismus; Rousseau will Demokratie ohne öffentliche Diskussi-

on – und beide Seiten beanspruchen den gleichen Titel: opinion publique. Deren

Bedeutungwird darum im Frankreich vor der Revolution eigentümlich polarisiert.

Aber die Revolution selbst fügt die beiden auseinandergerissenen Funktionen

der öffentlichen Meinung, Kritik und Legislative, zusammen.«3

Hinter diesemZitat steht eine für die Philosophie beinahe typische Art der Betrach-

tung,bei derdieEntwicklungpolitischer Ideenauf eineKombinationoderKonfron-

tationder IdeensystemeeinerHandvoll prominenterDenker beschränktwird.Auch

mehr als ein halbes Jahrhundert nach dem Erscheinen der ersten Auflage des Bu-

ches Strukturwandel der Öffentlichkeit hat ein Großteil der Vertreter politischerTheo-

rien diese Sehweise, bei der zum Beispiel die starkliberale Avantgarde von den Le-

vellern bis zur London Corresponding Society völlig verschwiegenwird, nicht über-

wunden.4

Der Mangel an Aufmerksamkeit seitens der Philosophie für die Geschichte der

politischen Ideen, sobald sich diese auf Straßen und Plätzen, in Flugblättern und

Flugschriften, in aktuellen Kontroversen und Polemiken äußern, wird durch ein

ähnliches Vorgehen seitens der Historiker unterstützt. Die meisten unter ihnen

3 Jürgen Habermas, wie Anm. 9 Kap. 3, S. 112.

4 Als Beispiele dieser beschränkten Sehweise seien aus den 1990er Jahren genannt Wolfgang

Kersting: Die politische Philosophie des Gesellschaftsvertrags, Darmstadt 1994, und Karl Mitter-

maier, Meinhard Mair: Demokratie. Die Geschichte einer politischen Idee von Platon bis heute,

Darmstadt 1995.
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verstehen die Revolution als ein Spiel mächtiger Akteure, die zugleich als Träger

sozialerTheorien fungieren, deren konkrete Inhalte aber von den Historikern nicht

weiter untersuchtwerden.Raschwird einBegriffwieBourgeoisiemit einemBegriff

wie Liberalismus gleichgesetzt; rasch wird das Kleinbürgertummit regressiver, das

Großbürgertummit progressiver Mentalität verbunden. Aufgrund dessen ist, trotz

zahlloser Forschungsvorhaben, Symposien und Konferenzen, über den Charakter

der Französischen Revolution ein Mythos entstanden, der von Historikern ganz

unterschiedlicher Schulen genährt wird und der das breite Feld der damaligen

Öffentlichkeit kaum beachtet. Erst im Vorfeld der Zweihundert-Jahr-Feier des gro-

ßen Umbruchs wurden einzelne Schemata der Interpretation durch neue Analysen

stärker in Frage gestellt.5

11.2 Die Interpretation der französischen Revolution im Vorfeld
ihrer Zweihundert-Jahr Feier und die Wiederentdeckung
des Cercle Social

Das bis heute für viele Schulbücher und Nachschlagewerke geltende Narrativ des

Sturms auf die Bastille und aller seiner Folgen lautet etwa wie folgt: Die Jakobiner

um Robespierre und die Sansculotten bildeten die radikale Avantgarde des Prozes-

ses. Sie werden, je nach ideologischer Präferenz, als fanatisierte oder faszinieren-

deKämpfer für Freiheit,Gleichheit, Brüderlichkeit beschrieben und gedeutet,wäh-

rend die Girondisten um Jacques-Pierre Brissot sei es mit Verachtung als Bremser,

sei es mit Hochachtung als klassische bürgerliche Liberale im Sinne der Physiokra-

ten gelten.

DieseErzählungdesGeschehens – sie stammtausder Feder konservativer, libe-

raler und sozialistischerHistoriker6 – setzt unterschiedliche Akzentuierungen, un-

terschätzt jedoch durchgängig die Dynamik der damals neuen Formen politischer

Öffentlichkeit, verzerrt die realen Konflikte und blendet die Existenz des starken

Liberalismus weitestgehend aus. Das wichtigste Ergebnis des wieder und wieder

repetiertenNarrativs ist heute, dass »Revolution« als etwas gilt, das in einer offenen

Gesellschaft kein vernünftigerMenschwünschen kann.Fundamentale Änderungen

an der Grundlage der Gesellschaft, sie seien sachlich noch so geboten,werden nicht

einmal gedacht. Einer der vielen Gründe für dieses Tabu ist, dass die Französische

5 Ausführlich zu solchen neuen Analysen Erich Pelzer (Hg.): Revolution und Klio. Die Hauptwerke

zur Französischen Revolution, Göttingen 2004.

6 Eine Chronik der einflussreichsten Publikationen zur Rezeption der Französischen Revoluti-

on, beginnend mit dem Konservativen Edmund Burke 1790 und endend mit den Revisionis-

ten François Furet und Denis Richet 1966, findet sich bei Alice Gérard: La révolution française,

mythes et interprétations 1789–1970, Paris 1970, S. 5–7.
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Revolution vor allemmit der Terreur,mit dem Fallbeil der Guillotine assoziiert wird.

Wenn aber Terror das Synonym für Revolution ist, dann kann man nur mit Popper

den Schluss ziehen: Jeder Versuch, den Himmel auf Erden zu schaffen, muss in die

Hölle führen.7

Charakteristisch für das hier nur grob Skizzierte ist das Werk von Soboul. In

seinem 1962 publizierten Buch Die Große Französische Revolution. Ein Abriß ihrer Ge-

schichte 1789–1799 schrieb der marxistische Historiker:

»Rechts stand die Gironde, die Partei der Legalität, und stemmte sich gegen die re-

volutionärenMaßnahmen, die vonder Pariser Kommune, in derMontagnards und

kämpferische Sektionsmitglieder vertreten waren, initiiert waren. Sie repräsen-

tierte die Besitz-Bourgeoisie aus Kaufleuten und Industriellen, die das Eigentum

und die wirtschaftliche Freiheit gegen die von den Sansculotten geforderten Ein-

schränkungen verteidigen wollte. [...] Auf wirtschaftlichem Gebiet setzte sich die

an die Geschäfts-Bourgeoisie gebundene Gironde in ihremMißtrauen gegenüber

dem Volk leidenschaftlich für die Wirtschaftsfreiheit, für das freie Unternehmen

und den unbegrenzten Profit ein; sie war Feind der Preisregulierung, der taxation,

der Requisition und des Zwangskurses der Assignaten, also allerMaßnahmen, die

demgegenüber von den Sansculotten befürwortet wurden.«8

In seinem Aufsatz Die Utopie und die Französische Revolution, den Soboul anfangs der

1970er Jahre für den ersten der zahlreichen, von JacquesDroz (1909–1998) herausge-

gebenenBände unter demGesamttitelGeschichte des Sozialismus verfasst hatte, resü-

mierte der Autor seine Beschreibung der verschiedenen antikapitalistischen Bewe-

gungen innerhalb der Französischen Revolution wie folgt:

»Egalitarismus und Asketizismus entsprachen den Bedingungen jener Zeit, dem

Produktionsniveau und den Bedürfnissen der Massen. Es ging eben darum, den

Mangel gleichmäßig zu verteilen. In diesem Sinne waren diese Systememehr der

Vergangenheit verhaftet als der Zukunft zugewandt. Doch man kann ihnen hin-

sichtlich ihrer Gesellschaftskritik eine gewisse Kraft nicht absprechen, und durch

sie haben sie ihrerseits dazu beigetragen, die alte Ordnung zu erschüttern und die

historische Entwicklung voranzutreiben.«9

7 Ohne es zu sagen, bezieht sich Popper auf den 1797 und 1799 erschienenen Roman Hyperion

oder Der Eremit in Griechenland von Friedrich Hölderlin. Darin heißt es: »Immerhin hat das den

Staat zur Hölle gemacht, daß ihn der Mensch zu seinem Himmel machen wollte.« Friedrich

Hölderlin: Hyperion oder Der Eremit in Griechenland, in: Jochen Schmidt (Hg.): Friedrich Hölder-

lin. Sämtliche Werke und Briefe. In drei Bänden, Frankfurt a.M. 1994, 1. Band 1. Buch, S. 40.

8 Albert Soboul: Die Große Französische Revolution. Ein Abriß ihrer Geschichte 1789–1799, 1962,

Frankfurt a.M. 1988, S. 242.

9 Albert Soboul:Die Utopie und die Französische Revolution, in: Jean Chesneaux (u.a.A.), wie Anm.

19 Kap. 10, S. 304f
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Gleich nach diesem Passus widmet sich Sobouls Aufsatz auf mehreren Seiten dem

Cercle social als einer dieser antikapitalistischen Bewegungen. Von dessen »Ideo-

logie« behauptet der Autor des Textes, sie sei »nicht so exzeptionell, wie es biswei-

len betontworden« sei; vielmehr ähnele sie jenem»Gleichheitssozialismus,vondem

Lenin einmal gesagt hat, er sei die letzte bürgerliche Illusion vom Kleineigentümer

gewesen.«UndüberNicolas deBonneville, einenderGründerdesCercle social, lässt

Soboul seine Leser wissen, dieser habe das Aufkommen von Eigentum für die »Erb-

sünde« gehalten.10

Folgt man Sobouls Darstellung einerseits der Gironde, andererseits des Cercle

social, so kann man nur schließen, dass es sich wohl um zwei heftig rivalisierende

Gruppen innerhalb des großen Kreises der Revolutionsbefürworter handelte – was

inWahrheit nicht der Fallwar.ÜberdasVerhältnis der einen zur anderenGruppe er-

fährt man bei diesem Autor nichts. Dieser Mangel kennzeichnet übrigens auch das

von Sobouls jüngeren Kontrahenten François Furet und Denis Richet (1927–1989) in

den Jahren 1965 und 1966 publizierte Buch Die Französische Revolution. Die Beschrei-

bung der Beziehung zwischen Girondisten und Montagnards/Jakobinern als eines

antagonistischen Konflikts sowie die Beschreibung des Cercle social als eines eher

peripheren Phänomens unterstützen jenen Mythos, der unter Geschichtswissen-

schaftlern nach wie vor virulent ist. Er hat wenig mit der wirklichen Geschichte,

doch vielmit demGesellschaftsverständnis zu tun, von demdie Autoren ausgingen.

Es ist das Verdienst erst vonGary Kates, dann vonMarcel Dorigny, in den 1980er

Jahren erwiesen zu haben, dass der Cercle social keine belanglose Vereinigung von

rückwärtsgewandten oder frühsozialistischen Utopisten war, dass er vielmehr eine

zentrale Bedeutung in den Kämpfen zwischen den politischen Lagern der Franzö-

sischen Revolution innehatte.11 Kates zeigte, dass der Cercle social und die Giron-

disten nicht nur keine politischen Gegner waren, sondern dass sie Teil ein und der-

selben Strömung waren. Fast alle führenden Mitglieder des Cercle social wurden

während der Schreckensherrschaft von ihren Widersachern als Brissotisten12 oder

Girondisten bezeichnet, beschuldigt und inhaftiert; viele von ihnen wurden ermor-

det.

Die Frage, wer die Girondisten überhaupt waren und welche Interessen und

Ideen sie vertraten, muss also neu gestellt werden. Was die sozialen und ökono-

10 Albert Soboul, wie Anm. 9 Kap. 11, Abschnitt Der »Cercle social« oder der evangelische Egalitaris-

mus, S. 305–312, Zitate S. 308 unten, S. 309 mittig, S. 310 mittig.

11 Gary Kates: The Cercle Social, the Girondins, and the French Revolution, Princeton/New Jersey

1985 – Marcel Dorigny: Le cercle social ou les écrivains au cirque, in: Jean-Claude Bonnet (Hg.):

La carmagnole des muses. L’homme de lettres et l’artiste dans la révolution, Paris 1988, S. 49–66.

12 In der nur von Oktober 1791 bis September 1792 bestehenden Gesetzgebenden National-

versammlung/Legislative wurden die Anhänger Brissots als Brissotisten bezeichnet. Die Be-

zeichnung Girondisten setzte sich erst 1847 mit Alphonse de Lamartines (1790–1869) mehr-

bändiger Geschichte der Girondisten durch.
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mischen Forderungen der angeblich durch und durch kapitalistisch orientierten

Girondisten betrifft, so helfen die Forschungen von Michael J. Sydenham weiter.13

In den 1980er Jahren widerlegte Patrice Higonnet einen weiteren Revolutionsmy-

thos.14 Seine Untersuchung vergleicht die Positionen von Montagnards/Jakobinern

auf der einen und Brissotisten/Girondisten auf der anderen Seite des politischen

Spektrums. Er kommt zu dem Ergebnis, dass die Anhänger beider Richtungen in

gleicherWeise aus demKreis der Intellektuellen imKleinbürgertum stammten und

dass die girondistischenAnführer lediglichNuancenkapitalistischer, sozialmobiler

und urbaner als die jakobinischen Politiker um Robespierre und Saint-Just waren.

Die Analyse Higonnets lässt sich, wegen der personellen Überschneidung, sowohl

auf die Girondisten als auch den Cercle social anwenden. Daraus folgt, dass – an-

ders als es Soboul und weitere Historiker, unter ihnen Walter Markov (1909–1993),

immer wieder behaupteten – der Konflikt zwischen Montagnards/Jakobinern und

Brissotisten/Girondisten eben kein »Klassenkampf« war.

Bei aller Achtung vor der Korrektur dessen,was zuvor über die Französische Re-

volution bekannt war, führten Forschungen wie die von Sydenham aus den 1970er

und vonHigonnet aus den 1980er Jahren sowie der Rückzug des sozialistischen Ge-

schichtsdenkens in den folgenden beiden Jahrzehnten zu einer Tendenz, die Be-

deutung ökonomischer, sozialer und ideologischer Konflikte während der Jahre des

Umbruchs in Frankreich abzuwerten und stattdessen Zufälle der Geschichte oder

Schicksale einzelner Personen in den Mittelpunkt der Aufmerksamkeit zu rücken.

Mona Ozouf, nur zum Beispiel, teilte zwar die Kritik an der Behauptung, das Ver-

hältnis zwischenMontagneundGironde sei das einer intellektuellenOppositionge-

wesen, ergänzte aber:

»Wenn man die Geschichte der Girondisten in dieser Weise verfolgt, relativiert

man den Hauptkonflikt der Revolution. Was ihm seinen legendären Charakter

verliehen hat, ist nicht nur jenes Schafott vom November, das die Girondisten

singend besteigen. Der Zusammenstoß von Gironde undMontagne war vielmehr

einer von starken Persönlichkeiten.«15

13 Michael J. Sydenham: The Montagnards and Their Opponents. Some Considerations on a Recent

Reassessment of the Conflicts in the French National Convention 1792–93, in: The Journal of Modern

History, Bd. 43, H. 2, 1971, S. 287–293.

14 Patrice Higonnet: The Social and Cultural Antecedents of Revolutionary Discontinuity. Montag-

nards and Girondins, in: The English Historical Review, Bd. C, H. CCCXCVI, 1985, S. 513–544.

15 Mona Ozouf: Die Girondisten, in: François Furet, Mona Ozouf (Hg.): Kritisches Wörterbuch der

Französischen Revolution, Bd. 1 Ereignisse, Akteure, Frankfurt a.M. 1996, S. 597. Mit der Formulie-

rung »jenes Schafott vomNovember« spielt die Autorin auf dieHinrichtung führender Giron-

disten imNovember 1793 an, nicht zuletzt eine Folge des Aufstands der Sansculotten wenige

Monate zuvor.
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Über diese neuere Tendenz in der Geschichtsschreibung bemerkte Jörg Wieder im

Rückblick:

»Ihr Anliegen ist die stärkere Akzentuierung des Politischen gegenüber dem So-

zialen, der Person gegenüber dem Kollektiv, des Zufalls gegenüber der Determi-

nierung.«16

Die Folge ist eine eher entpolitisierte Geschichtsschreibung, die aber nicht weniger

ideologisch ist. Es steht außer Frage, dass Ideologien und ökonomisch wie sozial

definierte Interessen die Konflikte in der Grande Revolution prägten. Doch die Kon-

flikte lagen anders, als es diemeistenHistoriker – ob sie nun in »bürgerlicher« oder

»sozialistischer« oder »kulturalistischer« Perspektive gefangen sein mögen – dar-

gestellt haben.

11.3 Die Französische Revolution als Kampf zwischen starkem
und schwachem Liberalismus

Wenn wir die Ergebnisse der Forschungen von Kates, Higonnet und Dorigny mit

einer sozialphilosophischen Interpretation der bisher zu wenig beachteten Bücher,

Zeitschriften und politischen Aktionen des Cercle Social verbinden, ergibt sich fol-

gende Skizze von der Entwicklung der unterschiedlichen Formen von Liberalismus

und bürgerlicher Öffentlichkeit im Laufe der Französischen Revolution.17

Die konsequentesten Revolutionäre – radikale Demokraten und egalitäre Libe-

rale – fanden sich nicht unter den Jakobinern. Sie fanden sich unter jenen, die spä-

ter als Girondisten bezeichnet werden sollten und sie fanden sich vor allem unter

denMitgliedern des Cercle Social. Die Revolutionmündete nicht in die Terreur, weil

ihre Avantgarde mit den Montagnards an der Spitze rücksichtslos Freiheit, Gleich-

heit, Brüderlichkeit hatte durchsetzen wollen. Das Gegenteil ist richtig. Die Terreur

war eine Konterrevolution, die alle zuvor postulierten und realisierten Prinzipien

von Freiheit, Gleichheit und Demokratie außer Kraft setzte.Was »Schreckensherr-

schaft« genanntwird,war verbundenmit der Ermordung zahlloser Franzosen, dar-

unter viele Mitglieder und Anhänger des Cercle social. Sie wurden ermordet, weil

sie besonders engagiert für die ursprünglichen Ideale der FranzösischenRevolution

eingetretenwaren undweil sie sich den von derMehrheit der Jakobiner geforderten

16 JörgWieder: Simon Schama und KeithMichael Baker. 1989 zwischen Kollektiverinnerung und Post-

moderne, in: Erich Pelzer (Hg.), wie Anm. 5 Kap. 11, S. 377.

17 Wikipedia führt unter seinen Artikeln La Bouche de fer und Cercle social (club révolutionnaire)

keine neue Literatur zum Thema an. Leider mussman daraus schließen, dass seit den späten

achtziger Jahren in diese Richtung nicht weitergeforscht wurde.
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Kompromissen zugunsten einer neuen autoritären Staatsordnung und eines mer-

kantilistischenWirtschaftsregimes widersetzt hatten.

Die beiden zentralen Konflikte der Revolution – der um die Abschaffung

der konstitutionellen Monarchie und der um die Errichtung einer neuen Ord-

nung – sind nur verständlich als Auseinandersetzung zwischen den Befürwortern

des starken und denjenigen des schwachen Liberalismus. Die von ihnen jeweils

angestrebten Gesellschaftsmodelle schlossen sich gegenseitig aus. 1791 kämpften

der starkliberale Cercle social und der radikaldemokratische Club des cordeliers in

der Verfassunggebenden Nationalversammlung/Konstituante gemeinsam gegen

schwachliberale Tendenzen und für politische Freiheitsrechte. 1792 wandte sich

der Cercle social gegen die Diktatur eines Robespierre, der nie ein engagierter

Protagonist der »egalité« gewesen war, sondern sich vielmehr von einem maßvoll

Liberalen zu einemmaßlos Antiliberalen wandeln sollte.

Die revolutionäre Perspektive einer im liberalen und demokratischen Sinne

konsequenten Moderne wurde nicht im Verlauf und auch nicht am Ende der Revo-

lution entwickelt; sie entstand in ihrer Anfangsphase. Sie eröffnete das Geschehen.

Das Werkzeug dieses Denkens war nicht die Guillotine, sondern der öffentliche

Diskurs. Die Konsequenz dieses Denkens und Handelns, die bereits 1891 ihren

Höhepunkt erreichte, bedeutete eben nicht klassenkämpferische Gewalt, sondern

Klassen überwindende Machtmininierung. Der starke Liberalismus wurde von

zwei Faktoren bedroht und schließlich vernichtet: Zum einen hatten in den eige-

nen Reihen ein Teil der Mitkämpfer ihre ursprünglich auf Machtminimierung in

Staat und Wirtschaft ausgerichteten Ziele modifiziert, nachdem sie selbst Macht

in der Hand hielten. Zum anderen wurden die Starkliberalen natürlich von ihren

Kontrahenten verfolgt. Der »herrschaftsfreie Diskurs« wich machterhaltender

Propaganda. Doch sogar noch nach den Septembermorden 1792 waren von Claude

Fauchet bis zum Marquis de Condorcet die radikalsten Liberalen der Revolution

noch in der Lage, sich dem Aufbau der Jakobiner-Diktatur zu widersetzen. Des-

halb wurden die meisten von ihnen während der Schreckensherrschaft 1793–94

guillotiniert.

11.4 Geschichte und Position des Cercle Social –
Ein kosmopolitisches Projekt

Am 21. Februar 1790 veröffentlichte der in Frankreich lebende schweizerische Bo-

taniker, Agronom und Verleger Jean-Louis Reynier (1762–1824), wohl auf Anregung

seiner Freunde Nicolas de Bonneville und Claude Fauchet, in der Zeitschrift Le Mo-

niteur folgende Annonce, in der er die Gründung des Cercle social ankündigte:
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»Il vient de se former, sous le nom de Cercle social, un nouvel établissement

qui mérite d’être distingué de cette foule d’associations qui font imprimer des

feuilles. Une bouche de fer, placée au-dehors d’une boutique, rue du Théâtre-de-

la-Nation, reçoit tous les avis, lettres, mémoires ou réclamations qu’on y jette.

Par ce moyen, ceux qui veulent dévoiler des abus en gardant l’incognito en sont

assurés. La boîte s’ouvre une fois par jour en présence du Cercle social, et l’on fait

imprimer sous le titre de Bouche de fer, les morceaux les plus saillants et les plus

utiles. Cette espèce de censure publique, bien différente de la censure royale,

est un des plus sûrs garants de la liberté, puisqu’elle offre à chaque individu les

moyens de faire connaître les abus qu’il découvre, ses projets d’amélioration, et

en général l’opinion publique contre laquelle on voudrait en vain s’élever.«18

Etwa acht Monate nach dem Erscheinen dieser Annonce gründete der Cercle social

die Confédération universelle des amis de la vérité. An der Eröffnungsveranstal-

tung, die am 13. Oktober 1790 in der Arena des Palais Royal stattfand, nahmen

zwischen fünftausend und achttausendMenschen teil. Unter denGründern fanden

sich viele, die von ihren politischen Opponenten, bezugnehmend auf die Namen

dreier führender Abgeordneter, erst als Brissotisten oder Buzotisten oder Rolan-

disten, dann als Girondisten bezeichnet wurden. Zu denMitgliedern gehörten u.a.:

der Publizist François-Noël Babeuf (1760–1797), der Advokat und Publizist Jacques-

Pierre Brissot (1754–1793), der Advokat François Nicolas Léonard Buzot (1760–1794),

der Philosoph und Politiker Marie Jean Antoine Caritat, Marquis de Condorcet

(1743 – 1794), der Advokat und Journalist Camille-Benoît Desmoulins (1760–1794),

der Romancier und Dramatiker Louis-Sébastien Mercier (1740–1814), der Ökonom

Jean-Marie Roland de La Platière (1734–1793) und seine Gattin Manon Roland de La

Platière (1754–1793).19

Die ersten Veranstaltungen der Confédération universelle des amis de la vérité

standen für alle Bürger offen. Nach dem ersten Ansturm war für eine Zeitlang die

Vergabe einer Eintrittskarte an einAbonnement der Zeitung LaBouche de fer desCer-

cle social geknüpft.Doch nachdemder Verein im Frühjahr 1791 für die aktuellen po-

litischenKontroversen auf nationaler Ebene immerwichtiger gewordenwar,wurde

nicht allein die Teilnahme, sondern auch dasRederecht auf denVeranstaltungen für

jedermann frei.Welche Ansprachen und Beiträge dann in den Zeitungen und Zeit-

schriften des Cercle social gedruckt werden würden, darüber stimmten jeweils die

Versammelten ab:

»Ainsi nous invitons aujourd’hui tous les Clubs, toutes les Loges, toutes les So-

ciétés nationales et étrangères à s’unir à nous, pour délibérer, et pour réduire

18 Jean-Louis Reynier, zitiert bei Marcel Dorigny, wie Anm. 11 Kap. 11, S. 49.

19 Liste der Mitglieder der Confédération universelle des amis de la vérité bei Gary Kates, wie

Anm. 11 Kap. 11, S. 277–281.
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tous les systèmes politiques à leur juste valeur, par la force des principes com-

muns à chacun d’eux. Jusqu’à la confection de notre Pacte fédératif et des Loix

conventionelles pour établir dans toutes les Villes du Monde un Cercle social et

correspondances actives d’une Bouche de fer, qui en assurent l’exécution, nous

déclarons reconnoître, dès qu’ils se présenteront au Directoire du Cercle social,

pour Membres de la Confédération universelle, les Electeurs de 1789, dans tout

l’Empire, les Amis de la Liberté de la Presse, tous les Francs-Maçons de l’Univers,

quelque soit leur système particulier, les Amis de la constitution, Gardes Natio-

nales, et tous ceux qui ont été élus par le Peuple à quelque charge publique. Nous

les appellerons deux fois par semaine à un Rendez-vous général, pour qu’ils y dis-

cutent entr’eux les principes invariables d’un Pacte fédératif.«20

Diese früh ergangene Einladung an Klubs, Logen und Gesellschaften aller Herren

Länder zeigt, dass der Cercle social und die Confédération universelle des amis de

la vérité die Absicht hegten, sich zur Keimzelle einer kosmopolitischen Öffentlich-

keit zu machen. In der Tat gingen die Kontakte weit über Frankreich in das westli-

che und südliche Europa hinaus. Denn zum Cercle social gehörten, neben Thomas

Paine, der italienische Sänger und Schriftsteller Francesco Gianni (1750–1822), der

italienische Schriftsteller und Diplomat in französischem Dienst Giuseppe Gorani

(1740–1819), der schottische Philosoph John Oswald (1755/1760-1793), die niederlän-

dische Frauenrechtlerin Etta Lubina Johanna Palm-d’Aelders (1743–1799), der fran-

zösisch-irische Schriftsteller J. James Rutledge (1742–1794) und der walisische Phi-

losoph DavidWilliams (1738–1816). Gegner der Sklaverei, die Amis desNoirs, spielten

ebenfalls eine bedeutende Rolle.

Der Cercle social war zunächst ein wichtiger, vielleicht der wichtigste Verle-

ger von Zeitungen und Zeitschriften während der revolutionären Periode. Circa

200 Buchtitel wurden verlegt, darunter auch Theaterstücke und Gedichte. Zu den

erfolgreichen, allerdings nur kurzlebigen Blättern zählten, außer La Bouche de fer,

Zeitungen wie La Feuille villageoise und Révolutions de France et de Brabant und La

Sentinelle, ferner wissenschaftliche Zeitschriften zur Geschichte der Natur und

zur Agrikultur. Hinzu kamen zahlreiche Pamphlete und Traktate.21 Der Mitglie-

derzustrom war enorm. Während die Jakobinerclubs in Paris 1790 etwa tausend

Mitglieder hatten, verfügte die Conféderation universelle über mehr als viermal so

viele.

20 Déclaration patriotique du Cercle social, pour la Confédération universelle des amis de la vérité, in:

La Bouche de fer, Nr. 1, Oktober 1790, S. 15.

21 Liste der Zeitungen und Zeitschriften sowie der übrigen Publikationen des Cercle social bei

Gary Kates, wie Anm. 11 Kap. 11, S. 282–291. Zur Bedeutung der verlegerischen Tätigkeit des

Cercle social siehe Marcel Dorigny, wie Anm. 371, Abschnitt L’imprimerie du Cercle social, un

groupe de presse au service de la révolution, S. 60–63.
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Bei dieser revolutionären Öffnung der Aufklärungskultur ging es nicht einfach

um die Vermittlung vonWissen und Bildung durch eine intellektuelle Elite. Aufklä-

rung wurde von führenden Mitgliedern des Cercle social vielmehr als Element der

Revolution verstanden. Präziser formuliert: Es ging Fauchet und Bonneville um die

Schaffung von Bedingungen, die es den Abhängigen und Entrechtetenmöglichma-

chen würden, ihre eigene Stärke als vernünftig handelnde Wesen zu erkennen und

zu gebrauchen:

»Quand on veut ajouter à ses desseins quelque autre autorité que celle de la rai-

son, c’est-là du despotisme; ce n’est point servir le Peuple en vrai Tribun. L’art

d’éclairer le Peuple n’est pas de lui apporter de la lumière dans une lanterne, qui

le laisse dans les ténèbres quand on l’éteint ou qu’elle s’éloigne: c’est toujours

bon; cette clarté l’amuse, et souvent même lui est utile; mais ce n’est point as-

sez. Enseignez au Peuple la manière la plus prompte de s’enrichir d’une faculté

créatrice, qui lui procure, à volonté, un trésor de lumière.«22

Materielle Ungleichheit sollte nicht durch »Chancengleichheit« im Bildungswesen

kompensiert werden. Nein, es ging Fauchet und Bonneville und ihren Mitstreitern

um ein sozialrevolutionäres Ziel. Es war nicht ihr Anliegen, dem Bürgertum zur

Macht zu verhelfen, weil es aufgrund seiner stärker werdenden ökonomischen Po-

sition darauf Anspruch gehabt hätte. Beide wollten weitmehr, griffen ökonomische

Macht alsBasis politischerMachtüberhaupt an,weshalb sich ihrpublizistischesEn-

gagement nicht allein gegen die alte feudale Elite, sondern auch gegen die aufstre-

bende Bourgeoisie, die zu neuem Reichtum gelangt war, richtete.

In der Ablehnung des großen Reichtums, vor allem des Luxus, hatten die kri-

tischen Denker des vorrevolutionären Frankreichs – von Gabriel Bonnot de Mably

(1709–1785) über Rousseau zu Helvétius – so gut wie alle übereingestimmt.23 Doch

regelmäßig war die Sympathie für das kleine Eigentum mit kulturell wie politisch

pessimistischen und autoritären Ideen verknüpft worden, vor allem, wenn es um

das Staatsrecht ging. AmBeispiel d’Argensons konnte im vorigen Kapitel dieses Bu-

ches gezeigt werden, dass es auch eine wenngleich überwiegend schwachliberale

Strömung gab, die zugleich eine Entmachtung der Wirtschaft, eine Öffnung der

22 Anonym (=Nicolas de Bonneville, Claude Fauchet):Cercle social. Lettre I-LXVI, Bd. 1, Paris 1790,

Lettre XXXIII. A MM. du Cercle social, S. 187. Zu einerWertung dieses Zitats siehe Susanne Klei-

nert: Nicolas de Bonneville. Studien zur ideengeschichtlichen und literaturtheoretischen Position ei-

nes Schriftstellers der Französischen Revolution, Heidelberg 1981, S. 84.

23 Hans Girsberger: Der utopische Sozialismus des 18. Jahrhunderts in Frankreich und seine philoso-

phischen und materiellen Grundlagen, Phil. Diss., Zürich 1924, Reprint Wiesbaden 1973, Kapitel

III Der utopische Sozialismus des 18. Jahrhunderts, S. 108–235 – André Lichtenberger, wie Anm.

40 Kap. 10, Kapitel XIII Le socialisme et la littérature, S. 383–411, Kapitel XV Le socialisme dans

la littérature prérévolutionnaire, S. 425–450.
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Märkte und eine Demokratisierung staatlicher Institutionen vorschlug. Der Cercle

social stand in dieser Tradition, ging aber mit seinen Forderungen weit über d’Ar-

gensonundanderehinaus.Erwollte,wasvorher inFrankreichzudenkenunmöglich

gewesenwar,MarktundStaat auseiner alleBürgerumfassendenÖffentlichkeither-

vorgehen lassen. In dieser Ordnung sollte jeder nicht nur Staatsbürger undMarkt-

subjekt sein können; nein, es ist umgekehrt: Freie Marktbeziehungen und demo-

kratische Beteiligung sollen nach dieser Vorstellung notwendige Instrumente eines

bürgerlichen Selbstbewusstseins sein, das sowohl privat als auch öffentlich, sowohl

intellektuell als auch künstlerisch, sowohlmateriell als auch spirituell gelebtwerden

kann.

Die von den Protagonisten der Debatten des Cercle social gegebenen Begrün-

dungen für ihre Ideen und Konzepte waren denkbar verschieden.Mitunter führten

sie zu scharfen Auseinandersetzungen, die öffentlich geführt wurden. So strittman

etwa über die Bedeutung Voltaires für die Revolution. Fauchet griff den Philoso-

phen an; er sei einMannmit besten Beziehungen zu Aristokraten und einMann des

Reichtums gewesen, der die Armen verachtet habe. Charles-Michel Marquis de Vil-

lette (1736–1793) hingegen, einer der treuesten Anhänger Voltaires, verteidigte den

Philosophen; dieserhabedieFreiheit desDenkensbeschworen; ohne seineSchriften

wäre die Revolution nie ausgebrochen. Bonneville wiederummeinte, der Elitismus

Voltairesmüsse als FolgederUnfreiheit der gesellschaftlichenVerhältnisse bewertet

werden.Übrigens kam es später, in einem Streit um die Zukunft des Christentums,

beinahe zum Zerwürfnis zwischen Fauchet und Bonneville.24

11.5 Claude Fauchet und Nicolas de Bonneville: Das Verhältnis
von Politik und Ökonomie, von Demokratie und Öffentlichkeit

Die Beschreibung solcher Kontroversen innerhalb des Cercle social hilft bei dem

Versuch, die politischen Positionen dieser Gesellschaft näher zu bestimmen. Da

Fauchet und Bonneville den Cercle social nicht nur gegründet hatten, sondern auch

in jederHinsicht prägten, scheint es sinnvoll, im Folgenden die Ideen undKonzepte

dieser beidenMänner zu untersuchen.

Fauchet war katholischer Priester, couragierter Prediger amHof König Ludwigs

XVI., Generalvikar von Bourges, Abgeordneter erst der Gesetzgebenden National-

versammlung/Legislative, dann des Nationalkonvents, ab 1791 konstitutioneller Bi-

schof der Französischen Katholischen Kirche im Département Calvados. Fauchet

war, wie Paine, Gegner der Hinrichtung des Königs. Er wurde im Zuge der Terreur

1793 guillotiniert.

24 Gary Kates, wie Anm. 11 Kap. 11, zur Bedeutung Voltaires S. 104–106, zum Streit zwischen Fau-

chet und Bonneville um die Zukunft des Christentums S. 131–133.
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Bonneville war zunächst als Philologe und Übersetzer tätig. Seine politischen

Überzeugungen speisten sich, höchst idiosynkratisch, aus dem Christentum, dem

Freimaurertum und dem Rousseauismus. In der Französischen Revolution war er

publizistisch äußerst aktiv.Seit der Schreckensherrschaftwar er, ein FreundPaines,

politischweitgehend isoliert, nicht zuletzt wegen seiner antinapoleonischenGesin-

nung. Er starb 1828.25

Fauchet und Bonneville waren beide Revolutionäre der ersten Stunde, hatten

beide am Sturm auf die Bastille teilgenommen. Was diese Aktivisten trotz des Al-

tersunterschieds von immerhin sechzehn Jahren und trotz mancher Meinungsver-

schiedenheit verband,war ihr gemeinsames theoretisches wie praktisches Engage-

ment im Cercle social.

Die Demokratisierung des Staates und die der Märkte wurden bei den Vorden-

kern des Cercle social, ähnlich wie fast anderthalb Jahrhunderte zuvor bei den Le-

vellern, als Einheit betrachtet; keine der beiden Forderungen habe für sich allein

schonbefreiendeWirkungen.Doch imUnterschied zu JohnLilburne,RichardOver-

ton undWilliamWalwyn, bei denen das Ideal eines unabhängig von der Geschichte

zu schließenden Gesellschaftsvertrages imMittelpunkt gestanden hatte, argumen-

tierte Bonneville, wenn er vom Ziel der Freiheit und Gleichheit sprach, immer wie-

dermitHilfe einerUm-undNeudeutungderGeschichte.Die achtzehn Jahrhunder-

te währende Entfaltung des christlichen Europa hielt er, in seinem 1791 publizier-

ten BuchDe l’esprit des religions, für eine fortschreitende Entfernung von denmorali-

schen und politischen Möglichkeiten des Judentums wie des frühen Christentums,

die auf Gleichheit gesetzt hatten, durch ein Erbgesetz Vermögen reduziert und pro-

pagierthatten,dassdieLuftunddieFrüchtederErdeallengleichermaßengehörten:

»La loi sacrée des juifs ordonnoit, tous les cinquante ans, le partage égal des do-

maines de la nation. Un nouveau législateur sorti du sanctuaire de la liberté, ve-

noit perfectionner cette loi, et convaincre les nations que la terre, ainsi que l’air,

n’appartient à personne en propre, et que les fruits sont a tout le monde.«26

25 Zu den Lebensläufen Fauchets und Bonnevilles als Intellektuelle siehe Marcel Dorignys zwei

Artikel Claude Fauchet und Nicolas de Bonneville, in: Albert Soboul (Hg.): Dictionnaire historique

de la révolution française, Paris 1989, S. 436–437 bzw. S. 136–137. Zur Biographie von Fauchet

siehe Joseph F. Byrnes: Priests of the French Revolution. Saints and Renegades in a New Politi-

cal Era, University Park/Pennsylvania 2014, Kapitel 3 Claude Fauchet at the Bastille, S. 47–59,

S. 268–270. Zur Biographie von Bonneville, vor allem zu dessen Schriften, siehe Henry Sta-

van: Nicolas de Bonneville (1760–1828), in: Dictionnaire des journalistes (1600–1789), https://dic-

tionnaire-journalistes.gazettes18e.fr/journaliste/090-nicolas-de-bonneville.

26 Nicolas de Bonneville: De l’esprit des religions. Ouvrage promis et nécessaire à la confédération

universelle des amis de la vérité, Paris 1791, S. 65. Zu einerWertung dieses Zitats siehe Susanne

Kleinert, wie Anm. 22 Kap. 11, S. 134.
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Obwohl der katholische Sozialrevolutionär Fauchet in dieser Sache eine ähnliche

Vorstellung hatte wie der an die Vielfalt der Kulturen denkende Bonneville, berief

er sich stärker als sein Gefährte auf ökonomische Argumente. So betonte er, freie

Märkte und die Verhinderung der Konzentration von Eigentum seien eine unab-

dingbare Voraussetzung für eine ökonomische Prosperität, die allen Bürgern zugu-

tekommt.Während die Idee einer kleinteiligen Ökonomie heute oft als rückwärts-

gewandt kritisiertwird, griff Fauchet in seinemBuchDe la religionnationaledenphy-

siokratischen Vorschlag einer Förderung des großen Grundbesitzes zur Steigerung

derWertschöpfung an.Es sei eine »unbegreifliche Illusion« zu glauben,größereBe-

triebe könntenmit besseren Erträgen rechnen.27

Fauchet und Bonneville strebten eine gewaltfreie Revolution zurHerstellung ei-

ner gerechten Verteilung des Eigentums an. Ihnen war klar, dass es einfacher sein

würde, das allgemeineWahlrecht einzuführen als die Konzentration von Eigentum

abzuschaffen. Dennoch hielten sie eine neue, das heißt freiheitliche Ordnung der

Besitzverhältnisse für durchausmöglich. Fauchet sah dafür zweiMittel vor. Erstens

forderte er die Bestimmung einer Obergrenze für das Eigentum an Grund und Bo-

den. Zwar wollte er niemanden enteignen; aber alle, deren Grund und Boden einen

Wert vonmehr als fünfzigtausend Livres habe, sollten amMarkt keine Handlungen

vornehmen dürfen, die den Besitz noch größer machen würden als er schon war.

Zweitens forderte er die Aufspaltung eines Besitzes nach dem Tod seines Eigners.

Unter den Erben sollte niemand über mehr als das gesetzlich fixierte Höchstmaß

an Grund und Boden verfügen.28

27 Claude Fauchet:De la religion nationale, Paris 1789, S. 226–229, Zitat S. 226. Kates kritisiert die

Vorstellung vom Cercle social als einem Vorläufer sozialistischer oder einem Anhänger phy-

siokratischer Ideen. Er fasst zusammen: »In fact, the Cercle Social was far from a socialist

club. Its proposals for land reform were meant to protect the private property of the small

farmer and to redistribute wealth along more democratic lines. Socialism, a term that did

not become common until after the French Revolution, means more than compassion for

the poor; it ›amounts to a belief that all producers ought to share equally in the fruits of

combined labor.‹ Fauchet did not see the problem in this light and never questioned the

principle of private property; he only objected to its abuse by the wealthy. Luxury, not prop-

erty, was theft. Indeed, Fauchet and his followers believed that wages and prices should

operate according to a free market system. In their view, only an economy based upon ›the

maximum of liberty‹ and ›theminimum of government‹ could bring about a society in which

no one was impoverished. If the Cercle Social had few socialist tendencies beyond a sincere

concern for the poor, neither did it imitate the Physiocrats, the group of eighteenth-century

French economic thinkers who advocated an early form of libertarian capitalism. [...] The

Cercle Social believed that libertarian capitalism would result in a corrupt and aristocratic

society, similar in its exploitation of the poor to the one destroyed by the Revolution.« Gary

Kates, wie Anm. 11 Kap. 11, S. 116f.

28 Zu Fauchets Gesetzesvorschlägen betreffend Erbschaften und Erben siehe Gary Kates, wie

Anm. 11 Kap. 11, S. 111f. Livre, französisch für Pfund, war vom neunten bis achtzehnten Jahr-
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DieAufhebungderPrimogenitur,die demErstgeborenen einer Familie das gan-

ze Erbe seiner Eltern sicherte, war unter den Liberalen des achtzehnten Jahrhun-

derts eine verbreitete Forderung. Fauchet und andere Starkliberale dachten diesen

Ansatz zur Aufhebung der aristokratischenOrdnung des Eigentumsweiter und ka-

men zu einem Konzept, das selbst heute noch ein wichtiges Element einer Politik

der Entmachtung sein könnte. Bonneville unterstrich, es gehe bei solchenMaßnah-

menumeine gewaltfreie Reform; imLauf der Zeitmüsse die gesamte, letztenEndes

aufGewalt gründende Eigentumsordnung des Ancien régime überwundenwerden.

Sein Leitbild war eine Gesellschaft, in der die Bürger, ungebunden durch die Eigen-

tumsordnung vergangener Generationen, die Prinzipien der Verteilung von Eigen-

tum demokratisch festlegen. Dieser Gedanke korrespondiert mit der Idee Condor-

cets, dass alle zwanzig Jahre und erst recht bei einer Krise, die Verfassung einer Ge-

sellschaft neu zur Debatte und zur Abstimmung gestellt werdenmüsse.29

WährendFauchet in seinen vonTausendenPariser Bürgern verfolgtenReden im

Jahr 1791 allgemein für ökonomische Prosperität plädierte, war Bonneville weit we-

niger an rein materieller Expansion interessiert als daran, durch freie Märkte das

soziale und politische Bewusstsein der Bürger zu stärken. Technische Innovation

auf denMärktenmüsse vor allem indenDienst einer die ganzeWelt umspannenden

Öffentlichkeit und Demokratie gestellt werden.Montesquieu und Rousseau hatten

mit ihrer Skepsis die Möglichkeit der Schaffung funktionierender Republiken auf

Kleinstaaten beschränkt.30 Bonneville hingegen ließ ihre Argumente nicht gelten,

weil er, nach dem Aufkommen maschineller Methoden der Verbreitung von Infor-

mation, der Entstehung und Entfaltung einer demokratischen Öffentlichkeit kei-

ne Grenze mehr gesetzt sah. Wenn erst einmal die Zensur gefallen sei, dann wer-

de die Druckerpresse das Ihre zu Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit beitragen.31

Freie Wissens- und Meinungsmärkte gehörten für Bonneville zum Fundament der

opinion publique als der vierten Gewalt im Staat. Er hielt die Gewaltenteilung für

notwendig, aber nicht ausreichend. Sie muss durch die Öffentlichkeit kontrolliert

werden:

»La distinction des trois pouvoirs commence enfin à bien s’établir dans toutes

les têtes: mais de quoi nous servirait-elle, si vous ne parvenez à créer un autre

hundert eine französische Einheit der Silberwährung. Die livre wurde 1795 durch den Franc

ersetzt.

29 Marie Jean Antoine Nicolas Caritat Marquis de Condorcet: Discours sur les conventions natio-

nales, dont l’ass. féd. des amis de la vérité a voté l’impression, in: La Bouche de fer, Nr. 48, 28. April

1791, S. 237–240 und Nr. 51, 7. Mai 1791, S. 287–291 und Nr. 52, 10. Mai 1791, S. 311–314.

30 Zu diesem Thema siehe Dirk Jörke, wie Anm. 21 Kap. 5, Abschnitt Montesquieu und Rousseau

über Größe und Demokratie, S. 51–66.

31 Nicolas de Bonneville, wie Anm. 26 Kap. 11, Paragraph 65 De la liberté de la pensée, S. 193–195.
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pouvoir, supérieur, qui, ne tenant à aucun d’eux, ait assez de force pour les garder

en équilibre, et les empêcher de se confondre?«32

Die Frage, wie diese »höhere vierte Gewalt«, die ein Gleichgewicht herstellen soll-

te, zu institutionalisieren sei, wurde im Cercle social unterschiedlich beantwortet.

Es gab zwei Perspektiven: zum einen die Vorstellung der Entstaatlichung und mit

ihr die Utopie, die öffentliche Meinung könne, wenn sie nur weit genug entwickelt

sei, staatliche Institutionen überflüssig machen; zum anderen die Vorstellung, die

öffentlicheMeinungbraucheals nichtstaatlicheStruktur genausowiediedrei ande-

renGewalten institutionelle Rahmenbedingungen.Die Konkretisierung dieser Idee

bei Bonneville ging sowohl in eine liberale, als auch in eine paternalistische und da-

mit antiliberale Richtung.

Auf der einen Seite wurden Bedingungen gefordert, welche die Kommunikati-

on eines jeden mit einem jeden verbessern sollten. Das Grundrecht auf Meinungs-

freiheit wurde von seinen Protagonisten imCercle social als zwar notwendige, doch

nicht hinreichendeBedingungder freienopinionpubliquebetrachtet.Was indieser

Hinsicht verlangt wurde, reichte von der beschriebenen Reform der Verteilung des

Eigentums bis zu kleinerenMaßnahmen wie die Subventionierung aufklärerischer

Schriften und die Senkung der Gebühren für den Versand solcher Schriften durch

die Post.33 Auf der anderen Seite versuchte Bonneville, die öffentliche Meinung ge-

genüber dem Staat und der Regierung in Stellung zu bringen, sie in der Richtung

einerKritik zukanalisieren.Natürlich sollte dies alles imInteressederBenachteilig-

tenundUnterdrücktengeschehen.Aber eswäremitdiesemVorgeheneineFilterung

derMeinungen verbundenworden; denn ein von den Bürgern gewähltes Gremium,

an dessen Spitze ein »Tribun des Volkes« stehen sollte, hätte darüber entschieden,

welche Begehren der Regierung vorgelegt worden wären und welche nicht.34

Hinter diesem Prozedere verbirgt sich nicht bloß die Unaufgeklärtheit eines

Aufklärers. Es geht vielmehr um ein grundsätzliches Problem jeder politischen

Avantgarde. Bonneville wollte erreichen, dass nicht die führenden Persönlichkei-

ten der Revolution dem Volk die Wahrheit verordnen, sondern dass sich das Volk

selbst und selbstbewusst auf die Suche nach seinen eigenen Wahrheiten macht.

Dieses höchst liberale Anliegen hat aber eine höchst antiliberale Nebenwirkung,

die unter Umständen zur Hauptwirkung wird. Denn je mehr Befreiung die Avant-

garde anstrebt, umso mehr wächst ihre Bedeutung und damit ihre informelle

Machtposition. Bei Bonneville trat dieses Problem besonders stark in Erscheinung,

32 Nicolas de Bonneville, wie Anm. 26 Kap. 11, S. 146.

33 Gary Kates, wie Anm. 11 Kap. 11, S. 183f.

34 Anonym (= Nicolas de Bonneville): Le vieux tribun du peuple. Année 1789. Année 1790, Paris 1795,

Teil Année 1790, Abschnitt § III Au quatre-vingt-trois départements de l’Empire François, S. 12–24,

Abschnitt § IV Au Cercle social, S. 24–26.
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weil seine Idee von Aufklärung nicht, wie etwa bei Condorcet, technokratisch und

rationalistisch begrenzt ist, sondern alle Dimensionen des Menschlichen erfassen

will.

Bonnevilles politische Theorie ist mit ihrem Anspruch, der Aufklärung überall

den Weg zu bahnen, dermaßen überspannt, dass sie schließlich der Gegenaufklä-

rung Tür und Tor öffnet. Er wollte den sozialrevolutionären Kern aller Religionen

und Kulturen aufdecken und diesen in jedem Menschen zur spirituellen Blüte

bringen. Wie Susanne Kleinert in ihrer Dissertation Nicolas de Bonneville. Studien

zur ideengeschichtlichen und literaturtheoretischen Position eines Schriftstellers der Franzö-

sischen Revolution eingehend nachweisen konnte, wird in dessen Texten die Religion

desakralisiert, der Mensch sakralisiert. Mit der Verfolgung dieses auf den ersten

Blick starkliberalen Ziels ging jedoch die Vorstellung einher, die Aufklärer müssten

noch ein wenig göttlicher als die Masse der Menschen sein. So kommt es zu dem

Paradox, dass Bonneville einerseits jeden Anspruch der Avantgarde auf formelle

Macht verneinte, sie andererseits aber in bedrohlicher Weise ermächtigte. Der

dreiunddreißigste Lettre des BuchesCercle social bringt diesenWiderspruch und den

Versuch seiner Lösung wie folgt zum Ausdruck:

»L’Officier du Peuple ne doit avoir ni auspice ni jurisdiction; pour peu qu’il ait de

force exécutive, il cesse de ressembler au Tout-puissant, dont la force est irré-

sistible, parce qu’elle est celle de la nature entière, qui se charge d’exécuter ses

loix, imprimées au coeur de l’homme. Le Tribun du Peuple doit demeurer invisible

comme l’Eternel, pour ne point ajouter à ses desseins une séduction imposante;

car il ne doit jamais oublier qu’il est homme, qu’il est composé de matériaux forts

imparfaits.«35

DieVitaBonnevillesmageinBeispiel dafür sein,dassdiepolitischen IdeenundKon-

zepte einer Person in der Praxis viel weiter als in derTheorie, in ihremHandeln viel

weiter als in ihren Schriften entwickelt sein können. Bonneville betrieb im Lauf der

Französischen Revolution mit Instinkt und Engagement, mit Realismus und Prag-

matismus eine starkliberale Politik und kämpfte für eine umfassende Meinungs-

freiheit. Seine Theorie dagegen enthält neben zentralen machtminimierenden Er-

findungen auch freiheitsfeindliche Implikationen.

35 Anonym (= Nicolas de Bonneville, Claude Fauchet), wie Anm. 382, S. 186. Zu einer Wertung

dieses Zitats siehe Susanne Kleinert, wie Anm. 22 Kap. 11, S. 87.
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11.6 Claude Fauchets Kritik an Jean-Jacques Rousseau

Für die Historiker der Philosophie und der politischen Theorie sind Fauchet und

Bonneville so gut wie inexistent. Bonneville wurde schon von Zeitgenossen »bizarr«

genannt, wobei der Begriff teils positiv, teils negativ konnotiert war.36 In der Tat

war er, wie erwähnt, vom Christentum, vom Freimaurertum und vom Rousseauis-

mus beeinflusst. Ähnliches gilt für Fauchet. Dennoch sollte man weder Fauchet als

Epigonen Rousseaus noch Bonneville als Repräsentanten eines christlichen Revo-

lutionskultes stigmatisieren. Beide sind vielmehr ein Beispiel dafür, wie politische

Aktivisten sichderWerkevonAutoritätenderVergangenheit – durchUm-undNeu-

deutung, das heißt durch Aneignung bis zur Verfälschung – bedienten, um in einer

revolutionären Öffentlichkeit eine starkliberale Politik formulieren und etablieren

zu können.

In einer Rede vor der Versammlung der Confédération universelle des amis de

la vérité, gehalten Anfang des Jahres 1791, setzte sich Fauchet mit einzelnen Aspek-

ten von Rousseaus seinerzeit stark rezipierter Schrift Vom Gesellschaftsvertrag. Oder

Prinzipien des Staatsrechts auseinander.37 Dabei wandte der Priester verschiedene ar-

gumentative und rhetorische Mittel an, um den Antiliberalismus des Philosophen

zu überwinden, ohne die Möglichkeit zu verspielen, jene Autorität in Anspruch zu

nehmen, die Rousseau damals hatte, als sich Freunde und Feinde der Revolution

gleichermaßen auf seine Lehren beriefen. Fauchet hob in seiner Rede ein paar Ein-

zelsätze hervor, die in Rousseaus Schrift über den Sozialkontrakt eher geringe Be-

deutung haben. So stützte sich Fauchet bei einer seiner wichtigsten Aussagen zur

Notwendigkeit der Veränderungder Besitzordnung auf ein Textstück,das bei Rous-

seau nur eine Fußnote im neunten Kapitel des ersten Buches bildet:

»Unter schlechten Regierungen ist diese Gleichheit nur scheinbar und trügerisch;

sie dient nur dazu, den Armen in seinem Elend und den Reichen in seinemwider-

rechtlich erlangten Besitz zu erhalten. InWirklichkeit sind die Gesetze immer nur

für die Besitzenden nützlich und für die Besitzlosen schädlich. Daraus folgt, daß

den Menschen der gesellschaftliche Zustand nur so lange vorteilhaft ist, als alle

etwas haben und keiner zuviel hat.«38

Trotz seines uns heute fremden, zum Teil exzessiven Pathos ist Fauchet ein klarer

Denker mit klarer Kritik an Rousseau:

36 Patrick Brasart: Bonneville et le cercle social, ou le bizarre en révolution, in: Littérature, H. 169,

2013, S. 67–86.

37 Claude Fauchet: Dix-huitième discours à la confédération universelle des amis de la vérité. Sur le

chapitre du Contrat social, qui traîte des divers systèmes de législation, in: La Bouche de fer, Nr. 19,

19. Februar 1791, S. 296–300 und Nr. 20, 19. Februar 1791, S. 305–315.

38 Jean-Jacques Rousseau, wie Anm. 20 Kap. 10, S. 399.
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»›Les objets généraux de toute bonne institution‹, dit Rousseau, ›doivent être mo-

difiés en chaque pays par les rapports qui naissent, tant de la situation locale, que

du caractère des habitans; et c’est sur ces rapports qu’il faut assigner à chaque

peuple un système particulier d’institution qui soit le meilleur, non peut-être en

lui-même, mais pour l’état auquel il est destiné‹. Ici, notre auteur commence à

quitter la droite ligne de ses principes. Si le système particulier d’un peuple n’est

pas le meilleur en lui-même, il laissera une porte ouverte à l’iniquité publique;

dès lors, on peut briller un instant, comme il dit, par des moyens de prospérité

passagère; mais la ruine, le malheur et la servitude sont au bout de cette législa-

tion fautive, et le but social est manqué. Il ne faut admettre aucune modification

au pacte qui assure la bonne existence, et avec elle l’indépendance inviolable à

chaque citoyen. Si tout homme en tout lieu n’est pas assuré par la constitution

de vivre d’une suffisante vie, il n’y a point de constitution, la nature est violée, la

liberté n’est pas. Tournez tant qu’il vous plaira autour de ce principe, si vous n’y

entrez point, si vous ne le saisissez pas dans son integrité, vous n’avez rien que la

certitude de devenir vicieux, esclaves et misérables.«39

Fauchet lehnte Rousseaus Relativismus und Pessimismus ab, weil auf dieser Basis

keine freie Gesellschaft zu errichten sei.Gegen denHistorizismus des Philosophen,

der zu Passivität gegen Unfreiheit und Ungleichheit führe, betonte Fauchet die all-

gemeinen gültigen Prinzipien gleicher Freiheit. Erwollte die Revolution fortführen,

da sie für ihn zu Beginn des Jahres 1791 noch längst nicht vollendet war, und »gute

und sichere Lebensverhältnisse für alle« schaffen.Also rief er denVersammelten zu:

»Non, Messieurs, nous n’avons pas encore une constitution finie, nous n’en avons

que les bases; elle ne sera achevée et solide que quand tous les indigens de la

nation seront assurés des moyens de bien vivre; et dans la France qui se régénère

comme chez tous les peuples qui voudront être libres, il faut ce point essentiel

d’où tout dépend, ou l’on n’a rien du tout en fait de liberté. Le principe est donc

immodifiable en lui-même.«40

MitdiesenWortenbestimmteFauchet seinePosition in zweiRichtungen.Einerseits

wandte er sich gegen Rousseau, der von Gleichheit als Bedingung der Freiheit zwar

sprach, eine konkrete Politik gleicher Freiheit aufgrund seines Konservatismus ver-

hinderte. Andererseits bezog er Stellung gegen die Majorität der Verfassunggeben-

denNationalversammlung/Konstituante, die 1791 unter Führung vonAbgeordneten

wie Lafayette eine Verfassung vorbereitete, welche formale Freiheit ohne Rahmen-

bedingungenmaterieller Gleichheit anstrebte.

39 Claude Fauchet, wie Anm. 37 Kap. 11, S. 305f.

40 Claude Fauchet, wie Anm. 37 Kap. 11, S. 306f.
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Es sei ergänzt und betont, dass Fauchets revolutionäre Hoffnung auf Verände-

rung der Grundlagen der Gesellschaft durch eine auf gleiche Freiheit ausgerichtete

Verfassung gepaart war mit dem Bestreben, den staatlichen Interventionismus zu

minimieren.Auch hier distanzierte sich Fauchet vonRousseau; letzterer hatte ja die

Möglichkeit einer konstruktiven revolutionären Politik verneint und eben deshalb

dem stattlichen Interventionismus, ob er nun monarchistisch, aristokratisch oder

republikanisch begründet war, keine wirksamen Grenzen setzen können.

Typisch für den starkenLiberalismus ist,dass Fauchet in seinerRede einePolitik

der Neuordnung der Eigentumsverhältnisse mit einer Politik der Zurückdrängung

des Staates aus den Marktbeziehungen verknüpfte. Dies war konsequent gedacht,

da die Ungleichheit, die derMerkantilismus hervorgebracht hatte, vor allem daraus

resultierte, dass der Staat denmeisten Bürgern ökonomische Freiheiten verweigert

und immer wieder zu Gunsten der Konzentration von Kapital das Geschehen auf

denMärkten gesteuert hatte:

»Quand la suffisante existence est donnée à chacun par les loix, tout est fini. Lais-

sez aller l’industrie aussi loin qu’elle peut s’étendre; elle arrivera, sans doute, à un

grand bien être, et jamais à une richesse insolente qui crée toujours la misère à

ses côtés. Cette misère étant impossible, l’excès de l’opulence l’est aussi.«41

So weit sich Fauchet hier von Rousseau gedanklich entfernte, es scheint, als habe

er die zentralen Ideen des Philosophen nicht ganz und gar verwerfen wollen. Auch

wenn sich das Verhältnis des Cercle social und der Confédération universelle des

amis de la verité zu Rousseau mit dem Begriff des taktischen Kalküls nicht zurei-

chend beschreiben lässt, spielte, wenn es um die Stimmung und um das Pro und

Kontra in der französischenÖffentlichkeit ging, der klugeHinweis auf Zeichen und

Namen doch eine wichtige Rolle. Rousseau stand nach 1789 wie kein anderer für

die revolutionäre Idee eines Gesellschaftsvertrages. Wer sich offen gegen Rousse-

au stellte, der musste, der Diskurslogik der damaligen Öffentlichkeit folgend, da-

mit rechnen, dass man ihn für einen Anti- oder Konterrevolutionär halten würde.

Aufgrund dessen war es für Fauchet sinnvoller, die Schriften Rousseaus einseitig

zu deuten und nur in Bezug auf solche Passagen, wo diese Art der Interpretation

nicht genügte,Kritik zu üben.Obwohl einDenkerwie René-LouisMarquis d’Argen-

son demCercle social inhaltlich wesentlich näher stand, hätte dieser die Rolle einer

legitimierenden Autorität nicht übernehmen können, da er viel zu wenig bekannt

war.

Ähnlich wie zuvor englische Radikale mit Locke, verfuhren französische Radi-

kale mit Rousseau. In beiden Fällen sollten aus Gedankengebäuden des schwachen

41 Claude Fauchet, wie Anm. 37 Kap. 11, S. 308.
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LiberalismusElemente fürden starkenLiberalismusgewonnenwerden.DiesesVor-

gehen hatte jedoch einen hohen Preis. Rousseau in Anspruch zu nehmen trug auch

im Cercle social dazu bei, dass die Sphäre des Staatlichen und die des Religiösen

nicht konsequent separiert wurden. Die Gefährdungen der individuellen Freiheit

durchdie demokratischeMehrheitwurden inFrankreich,anders als inEnglandund

den Vereinigten Staaten von Amerika, eher unterschätzt.

11.7 Claude Fauchet und Nicolas de Bonneville über die Reformierung
der Religion

Einen geschichtsunabhängigen starken Liberalismus durch Rückgriff auf eher

schwachliberale Autoritäten zu fundieren – dieses Vorgehen führt zu Problemen,

die sich nicht allein beim Rekurs auf das Werk Rousseaus einstellen. Teile des

Cercle social gingen, unter dem Einfluss Bonnevilles, in dieser Sache wesentlich

weiter und versuchten, vorliberale Strömungen des religiösen Fühlens, Denkens

und Handelns der gesamten Menschheitsgeschichte für die Revolution fruchtbar

zumachen. Bonneville wollte die Religion nicht etwa, wie sein Freund Paine, unab-

hängig und gegen die Geschichtlichkeit des Sozialen neu gründen, sondern in einer

gigantischen Revision allen Denkens wieder zu ihren Ursprüngen zurückfinden.42

Dieses Programm hatte zur Folge, dass zahlreiche wichtige Publikationen des

Cercle social von einer merkwürdigen Mischung aus Atheismus und Mystizismus

bestimmt sind, die trotz der kosmopolitischen Ambition einen Nährboden für

nationalistische und kollektivistische Ideologien bot.

Ähnliches zeigte sich auch bei dem älteren, mitunter nüchterner argumentie-

renden Fauchet. Als traute der Geistliche weder denMenschen noch sich selbst den

Übergang in eine freie Gesellschaft ohne die Stütze der Religion zu, versagte an die-

sem Punkt sein Liberalismus. Fauchet verwarf die bestehende römisch-katholische

Kirche und wollte zu einem egalitären Urchristentum zurückkehren. Eine Politik

der Freiheit, someinte Fauchet, könnte ohne religiösenHumusnichtwachsen.Des-

halb war für ihn eine Trennung von Staat und Kirche undenkbar.43

Der eigenständige und radikale Katholizismus Fauchets blieb im Cercle so-

cial nicht ohne Kritik, widersprach er doch dem naturwissenschaftlichen Denken

Condorcets und auch den Auffassungen Bonnevilles. Aber dieser kämpfte nicht

42 Ausführlich zu Bonnevilles Religionsphilosophie Susanne Kleinert, wie Anm. 22 Kap. 11, Ka-

pitel 2 Das Verhältnis von Religion und Politik, S. 95–122, Kapitel 3 Religionsbegriff und religiöse

Vorstellungen Bonnevilles, S. 123–170.

43 Zu Fauchets Religionsphilosophie siehe folgende drei Autoren: Joseph F. Byrnes, wie Anm.

25 Kap. 11, Abschnitt On National Religion, S. 50–52 – Susanne Kleinert, wie Anm. 22 Kap. 11,

S. 107–109 – Norman Ravitch: The Abbé Fauchet. Romantic Religion during the French Revolution,

in: Journal of the American Academy of Religion, Bd. 42, H. 2, 1974, S. 247–262
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für eine Trennung von Staat und Religion. Vielmehr hatte er eine andere Art

sozialer Säkularisierung im Sinn. Die verschiedenen Religionen der Geschichte

Europas, schrieb Bonneville, hätten sämtlich einen sozialen Kern, der wieder zum

Leben erweckt werdenmüsse. So sollten bei Bonneville die Religionen pluralistisch

zusammengeführt werden und als sozialrevolutionäre Bewegungen eine neue Be-

deutung bekommen. Die Tradition der Verehrung von Göttern sollte abgewertet,

der Aspekt der sozialen Bewegung aufgewertet werden. Zugleich wird die Spiri-

tualität politisiert, die Politik spiritualisiert. Am Ende steht eine Weltgesellschaft,

deren einziges Credo die Göttlichkeit des Menschen ist.

11.8 Bürgerliche Öffentlichkeit und starkliberale Politik:
Der Cercle social und sein Verhältnis zu Jakobinern und Cordeliers

DerZusammenhangzwischenderFormderöffentlichenOrganisationunddemZiel

der Revolutionäre lässt sich am Beispiel des Verhältnisses zwischen dem Cercle so-

cial beziehungsweise der mit ihm eng verbundenen Confédération universelle des

amisde la véritéunddenanderen revolutionärenKlubs,Gesellschaften,Vereinigun-

gen et cetera gut studieren.

Die Confédération universelle hatte sich von Beginn an den unterschiedlichsten

revolutionärenGruppierungen geöffnet. Sowurden zumBeispiel dieMitglieder der

Société des amis de la constitution/Club des jacobins eingeladen, an den Treffen der

Confédérationuniverselle teilzunehmen, ja dieserOrganisationbeizutreten.Die Ja-

kobiner aber hielten die Confédération universelle für zu radikal. Einer der führen-

den jakobinischenKöpfe,der Romancier Pierre Ambroise François Choderlos de La-

clos (1741–1803), warnte seine Mitstreiter davor, sich der Confédération universelle

anzunähern. Zu Beginn des Jahres 1791 bezichtigten die Jakobiner den Verein der

politischen Subversion. Die Mitglieder der Confédération universelle, so hieß es in

der Zeitung der Jakobiner, seien »gefährliche Leute«; sie würden einer völlig neuen

Verteilung von Grund und Boden in Frankreich das Wort reden, um eine Egalisie-

rung des Besitzes durchzusetzen.44 Der Cercle social wiederum bekannte sich zu

diesem Egalitarismus; er lehnte alle hergebrachten Formen der Landverteilung ab,

da sie mit Gewalt durchgesetzt worden seien.

44 »Ils impriment dans le journal des Jacobins, que les Amis de la Vérité sont des hommes dan-

gereux; que nous voulons un partage égal des terres; que les sociétés, amies de la consti-

tution, ne doivent point correspondre avec la nôtre.« Claude Fauchet: A Jean-Baptiste Ana-

charsis Cloots, in: La Bouche de fer, Nr. 42, 14. April 1791, S. 112f. Jean-Baptiste Baron de Cloots

du Val-de-Grâce, genannt Anacharsis Cloots (1755–1794), war Publizist deutscher Herkunft,

Anhänger der Französischen Revolution und Verfechter der weltweiten Gültigkeit der Men-

schenrechte.
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Als der Cercle social 1790 ins Leben gerufen wurde, war die Société des amis de

la constitution/Club des jacobins eine durch unddurch elitäre und geschlosseneOr-

ganisation, in der auf das Einhalten der Linientreue stark geachtet wurde. In einer

Stadt oder Gemeinde einen Jacobinerclub zu gründen war keine Sache freier Ver-

einigung von Bürgern. Sie bedurfte vielmehr der Zustimmung von höchster Stelle.

Notwendig war die Empfehlung sei es eines Abgeordneten der Verfassungsgeben-

den Nationalversammlung/Konstituante, später der Gesetzgebenden Nationalver-

sammlung/Legislative, sei es eines aktiven Pariser Jakobiners. Noch 1791 verlangten

die Jakobiner einen hohen Mitgliedsbeitrag, der Menschen mit geringem Einkom-

men quasi ausschloss; erst nach dem Sturz der Monarchie wurde diese Hürde ab-

geschafft.45

Mit dem Cercle social und seiner viel offeneren Organisationsstruktur und der

Société des amis de la constitution/Club des jacobins prallten zwei unterschiedliche

politische Kulturen aufeinander.Nachdemdie Jakobiner das Angebot des Cercle so-

cial zu einer Kooperation ausgeschlagen hatten, reagierte LaBouche de fermit schar-

fer Kritik an der hierarchischen Struktur des Club des jacobins. Diese Vorwürfe le-

sen sich imNachhinein wie eine Vorahnung der 1793 errichteten Jakobinerdiktatur.

Während die Annäherung Fauchets, Bonnevilles und ihrer politischenMitstrei-

ter an die Jakobiner scheiterte, konnte ein anderes Bündnis schon früh größere Er-

folge verzeichnen. Im Sommer 1790 kam es erstmals zu direkten Kontakten zwi-

schen dem Cercle social und der Société des droits de l’homme et du citoyen/Club

des cordeliers,die beide ebenerst gegründetwordenwaren.DieKooperationbei Pe-

titionen, Deklarationen und Demonstrationen intensivierte sich ab dem Frühjahr

1791 in solcher Weise, dass die zwei Vereinigungen oftmals wie mit einer Stimme

sprachen.46 Es ist kein Zufall, dass ein Mann wie Bonneville in beiden Organisatio-

nenMitglied war.

GemeinsammitdemCercle social bildetedieSociétédesdroits de l’hommeetdu

citoyen/Club des cordeliers die Avantgarde, wenn es um die Durchsetzung republi-

kanischer Prinzipien im neuen Frankreich ging. Heimat und Hochburg der Corde-

lierswarderDistrict des cordeliers,einStadtteil vonParis,woEndedes achtzehnten

Jahrhunderts vor allem Arbeiter und Kleinbürger, aber auch Künstler, Publizisten

und andere Intellektuelle wohnten.Diese sozialeMischungwar nicht ohne Brisanz;

45 Zum autoritären Gebaren der Société des amis de la constitution/Club des jacobins als Orga-

nisation siehe Patrice Gueniffey, Ran Halévi, wie Anm. 1 Kap. 11, S. 771–784.

46 Für erste Information über den Club des cordeliers siehe den Artikel Club des Cordeliers, htt-

ps://de.wikipedia.org/wiki/Club_des_Cordeliers. Ferner Jacques Guilhaumou: Club des Corde-

liers, in: Albert Soboul (Hg.), wie Anm. 25 Kap. 11, S. 293f. Für eine genaue Darstellung siehe

Jacques De Cock: Les cordeliers dans la révolution française, Bd. 1 Linéaments. Le lieu, le district, le

club, Paris 2001, Bd. 2 Textes et documents, Paris 2002. Für Information über das Verhältnis

zwischen Cercle social und Club des cordeliers siehe Gary Kates, wie Anm. 11 Kap. 11, S. 142

unten – 145.
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jedenfalls war der Club des cordeliers, zu dessen wohl prominentesten Mitgliedern

Jean-Paul Marat (1743–1793) und Georges Danton (1759 – 1794) gehörten, eine poli-

tisch besonders avancierte Gruppe unter den Sansculotten. Historiker beschrieben

die Cordeliers in aller Regel als die ärgsten Feinde der Girondisten, die wiederum

im Cercle social stark vertreten waren.

Der wesentliche Unterschied zwischen den Protagonisten des Cercle social und

denen der Cordeliers lässt sich unschwer benennen: Als Starkliberale wünschten je-

ne eine parlamentarische Demokratie mit Elementen direkter Demokratie; als Ra-

dikaldemokratenwünschten diese eine direkteDemokratiemit einer rätedemokra-

tischen Struktur. Starkliberale standen also Radikaldemokraten gegenüber. Sie wa-

renzunächstBundesgenossen imKampfgegendenschwachenLiberalismus,später

kam es zu schweren Konflikten.

Wie schon am Beispiel erst der Leveller in England, dann der Antiföderalisten

in den USA gezeigt werden konnte, ging die Vorstellung von Demokratie seitens

der Starkliberalen weit über dasModell der parlamentarischenDemokratie hinaus,

wie es in heutigen Rechtsstaaten Realität ist. Für die Leveller, die Antiföderalisten

und den Cercle social war repräsentative Demokratie notwendig, damit die Dele-

gierten der Bürger möglichst rational und pluralistisch Gesetze würden entwerfen,

diskutieren und beschließen können. In einer rein plebiszitären oder einer Rätede-

mokratie wäre solches Vorgehen nicht möglich gewesen. Entscheidend war für die

Starkliberalen, dass die politische Macht durch die Verfassung streng kontrolliert

und zeitlich begrenzt würde.

Die starkliberalenGruppendergroßenbürgerlichenRevolutionenverbindetder

Konsens, dass repräsentative Demokratie und Gewaltenteilung nur zusammenmit

direkter und dezentraler Demokratie funktionieren. Nur wenn die Repräsentanten

sowohl der Judikative als auch der Exekutive unmittelbar durch das Volk bestimmt

werden,sind sie vonderLegislativewirklichunabhängig.UndnurwenndieMitglie-

der des Parlaments stets mit der Möglichkeit rechnen müssen, dass die von ihnen

verabschiedeten Gesetze durch das Volk verworfen werden, ist sichergestellt, dass

die Abgeordneten nicht zu einer geschlossenen Gesellschaft werden, die sich zum

verlängerten Arm administrativer Apparate oder ökonomischer Interessen entwi-

ckelt.

Im Detail haben die starkliberalen Gruppen Englands, der Vereinigten Staaten

von Amerika und Frankreichs die Verbindung von indirekter/repräsentativer De-

mokratieunddirekter/plebiszitärerDemokratie verschiedendefiniert und imLaufe

der politischen Auseinandersetzungenmodifiziert. Auch imCercle social gab es für

dieseProblematik keine einheitlicheLösung.DochplädiertenSozialtheoretiker und

Politiker wie Condorcet und Bonneville, deren Meinungen sonst stark differierten,

beide für die Einführung von Plebisziten; die Bürger müssten die Möglichkeit ha-
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ben, Gesetze des Parlaments zu Fall zu bringen und selber Gesetzesinitiativen vor-

zuschlagen.47

Die wesentlichen Konflikte, bei denen der Cercle social und der Club des cor-

deliers Seite an Seite kämpften, wurden im Zeitraum von April bis Juni 1791 in der

VerfassunggebendenNationalversammlung/Konstituante ausgetragen.Dabei ging

es vor allem umdasWahlrecht und das Petitionsrecht. Die erste Nationalversamm-

lung des neuen Frankreich wurde von schwachliberalen Politikern wie Lafayette

beherrscht. Einerseits beschlossen sie die »Erklärung der Menschen- und Bürger-

rechte«, andererseits versuchten sie immer wieder, deren politische Implikationen

abzuwenden, also jene Schlüsse zu negieren, die ärmere Bürger und Bauern aus

der Erklärung gezogen hatten. Die Schwachliberalen leiteten die Beschränkung

der Macht des Königs und die Öffnung der Märkte ein. Doch unter keinen Um-

ständen wollten sie über das wenig später mit der Verfassung vom September 1791

erreichte Ziel einer konstitutionellen Monarchie hinausgehen oder gar eine auf ein

allgemeines Wahlrecht gründende Demokratie errichten. Sie verfochten vielmehr

einen Kompromiss zwischen den Interessen der alten Elite und denen der zu Besitz

gekommenen Bourgeoisie.

Der halbierte Liberalismus führte,wie zuvor bei Locke undHamilton, zu unauf-

löslichenWidersprüchen.Zwar solltendieMenschenrechte für alle gelten; doch soll-

te das Wahlrecht nur von denen in Anspruch genommen werden können, die über

ein gewisses Maß an Besitz verfügten. Meinungs- und Pressefreiheit sollten gel-

ten, aber möglichst ohne direkte politische Wirkung bleiben. Versammlungs- und

Organisationsfreiheit wurden von den Schwachliberalen der Verfassunggebenden

Nationalversammlung/Konstituante argwöhnischbetrachtetundhalbherziggedul-

det, aber aufgehoben, sobald es der Herrschaft dienlich schien. Dann und wann

wurden dazu auchMittel der Gewalt, das heißt Totschlag undMord eingesetzt.

Die Starkliberalen des Cercle social hatten in ihrem Kampf gegen den schwa-

chen Liberalismus der VerfassunggebendenNationalversammlung/Konstituante in

den »stark-demokratischen« Cordeliers ihren wichtigsten Bündnispartner.48Wäh-

rend dieser Phase standen die Jakobiner zwischen den Fronten. Bis zum Sommer

1791 waren sie mehrheitlich Anhänger der konstitutionellen Monarchie. Nur eine

Minderheit, zu der übrigens auch Robespierre gehörte, sprach sich für eine wei-

tergehende Demokratisierung aus, freilich ohne den Mut, in dieser Sache mit den

»Radikalen« vom Cercle social oder vom Club des cordeliers zu kooperieren.

Da nach dem Gesetz an einer Wahl zur Nationalversammlung nur teilnehmen

konnte, wer »Aktivbürger« war, also über Eigentum verfügte, war das Recht, kol-

47 Zu Bonnevilles Meinung über Plebiszit und imperatives Mandat siehe Susanne Kleinert, wie

Anm. 22 Kap. 11, S. 29.

48 Der Begriff stark-demokratisch wird hier verwendet wie bei Benjamin R. Barber: Starke De-

mokratie. Über die Teilhabe am Politischen, 1984, Hamburg 1994.
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lektiv Petitionen einzureichen, für große Teile des Volkes die alleinige Möglichkeit,

an der politischen Willensbildung zu partizipieren. Dieses Recht wurde aber von

der Verfassunggebenden Nationalversammlung/Konstituante auf Betreiben der

schwachliberalen Deputierten um Adrien Duport (1759–1798), Alexandre de Lameth

(1760–1829), Charles de Lameth (1757–1832) und Lafayette abgeschafft. Künftig

durften nur Einzelpersonen Petitionen einreichen. Der Cercle social sah in diesem

Erlass einen Verstoß gegen das Recht auf freie Meinung und freie Presse, das in

der »Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte« von 1789 verankert worden war.

Es waren Bonneville und andere Parlamentarier, die den hinter dieser Repressi-

on lauernden Freiheitsbegriff heftig attackierten. Der Versuch, die Menschen zu

vereinzeln, sei nichts weiter als der Versuch, die Bürger so rasch wie möglich zu

unterwerfen.49

Die Schwachliberalen standen dem Recht auf kollektive Organisation feindlich

gegenüber, weil sie es für einen Rest des Ständewesens hielten; sie forderten dage-

gen individuelle Freiheiten, die von ihnen als rein private, nicht als soziale Rech-

te verstanden wurden. Im Cercle social hingegen war man sich bewusst, dass eine

so passivistische Interpretation vonMenschenrechten nicht reichen würde, um der

sich neu konstituierendenHerrschaft klare Grenzen zu setzen, da sie unter solchen

Umständen ihre entmachtendenundMachtbegrenzendenFunktionennicht entfal-

ten können. Individuelle Rechte, so die Auffassung Fauchets, Bonnevilles und ande-

rer, müssten immer zugleich als soziale Rechte begriffen und verwirklicht werden.

11.9 Die Entwicklung des Cercle social nach dem Massaker
auf dem Marsfeld

Die Konflikte der Starkliberalen mit der Verfassunggebenden Nationalversamm-

lung/Konstituante eskalierten mehr und mehr. Am 17. Juli 1791 fand auf demMars-

feld eine Demonstration statt; auf dem »Altar des Vaterlandes« lag eine Petition zur

Unterschrift aus. In dieser Bittschrift wurde die Abschaffung der Monarchie gefor-

dert. Der Bürgermeister der Hauptstadt, Jean-Sylvain Bailly (1736–1793), und der

Oberbefehlshaber der Nationalgarde Lafayette hielten den Aufruhr für dermaßen

gefährlich, dass sie den Befehl gaben, auf die Menge zu schießen: Die Revolution

sollte durch Terror zum Stillstand gebracht werden; Dutzende Demonstranten fan-

den den Tod.

49 Zum parlamentarischen Kampf gegen die Einschränkung des Rechts auf Petition siehe Gary

Kates, wie Anm. 11 Kap. 11, S. 141–144. Ferner Berichte, Beiträge und Ansprachen in La Bouche

de fer, Nr. 53, 11. Mai 1791, S. 346 und Nr. 54, 11. Mai 1791, S. 262. und Nr. 55, 11. Mai 1791, S. 277f

und Nr. 57, 24. Mai 1791, S. 317–323 und Nr. 62, 1. Juni 1791, S. 6–9 und Nr. 63, 4. Juni 1791, S. 1–9

undNr. 65, 9. Juni 1791, S. 6–12 undNr. 69, 19. Juni 1791, S. 7–14 undNr. 70, 21. Juni 1791, S. 1–16.
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Deprimierend für die Mitglieder des Cercle social und des Club des cordeliers

war nicht allein, dass die Schwachliberalen zu militärischer Gewalt und zum Tö-

ten von Vertretern starkliberaler und radikaldemokratischer Positionen bereit ge-

wesen waren. Sie schockierte auch, dass die Jakobiner vor demMassaker nicht wil-

lens gewesen waren, eindeutig gegen die Monarchie Stellung zu beziehen. Im dem

zunächst auch den Jakobinern vorgelegten Petitionsentwurf zur Abschaffung der

Monarchiehatte esgeheißen,dassdieUnterzeichnerLudwigXVI.niemals alsKönig

anerkennen würden. In der Veröffentlichung in La bouche de Fer war nicht mehr nur

von Ludwig XVI. die Rede. Hier hieß es vielmehr, die Unterzeichner würden auch

»keinen anderen König« jemals anerkennen.50 An diesem Punkt zogen sich die Ja-

kobiner zurück. Robespierre war nicht in der Lage, klar gegen die Monarchie Farbe

zu bekennen.

Die Schüsse und die Toten auf demMarsfeld waren für die demokratische und

liberale Öffentlichkeit nicht nur in der Hauptstadt ein tiefgreifender Einschnitt.

Aufgrund der einsetzenden politischen Repression sah sich der Cercle social bald

nichtmehr in der Lage, weiter wie bisher zu agieren.Diemit ihm verbundene Con-

fédération universelle des amis de la véritéwurde aufgelöst; die Zeitung LaBouche de

fer stellte ihr Erscheinen ein.Der Cercle social blieb aber weiterhin eine Anlaufstelle

für Petitionen und ein Zentrum für politische Information und Diskussion. Der

Verlag bestand weiter.

AngesichtsdesVersuchsLafayette’s und seinerAnhänger,dieRevolutiongewalt-

sam zu beenden, beschlossen die führenden Köpfe des Cercle social einen Strate-

giewechsel. Von nun an versuchten sie, Einfluss auf den Club des jacobins zu ge-

winnen. In der Tat konnte die später als Gironde bezeichnete Gruppe von Politikern

und Publizisten aus dem Cercle social die Politik der Jakobiner und des Staates ei-

ne Zeitlang maßgeblich mitbestimmen. Der Club des jacobins öffnete im Sommer

1791 seine Treffen für ein größeres Publikum; seine Politik wurde radikaler.Histori-

ker haben diese so grundlegendewie weitreichende Veränderung des Jakobinismus

in der Regel mit der Abspaltung der Feuillants erklärt.51 Letztere waren Anhänger

einer konstitutionellen Monarchie und hatten bis Juli 1791 die Mehrheit bei den Ja-

kobinern gebildet. Dass diese Abspaltung die Chance bot, den Club des jacobins zu

reformieren, liegt auf der Hand; dass diese Chance auch genutzt wurde, liegt zu ei-

nem Großteil am Wirken von Mitgliedern des Cercle social. Allerdings war deren

Einfluss nicht von Dauer. Schon dass ein Mann wie Brissot im Oktober 1792 aus

dem Klub ausgeschlossen wurde, war Zeichen für eine neuerliche Wende in der Ja-

kobinerbewegung. Ihre Liberalität verschwand; ihr ursprünglicher Autoritarismus

50 Zu den Ereignissen in den Tagen kurz vor und kurz nach dem Massaker auf dem Marsfeld

siehe Gary Kates, wie Anm. 11 Kap. 11, S. 164–171.

51 RanHalévi:Die Feuillants, in: François Furet,MonaOzouf (Hg.), wie Anm. 15 Kap. 11, S. 573–584.
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kehrte wieder. All diese Vorgänge hingen eng mit der Entfaltung der Staatsmacht

zusammen.

Auch wenn nur ein kleiner Teil der Girondisten mit dem Cercle social persön-

lich in Verbindung stand, so unterstützte dieser doch die mit dem Namen Gironde

assoziierte Opposition gegen Robespierre und seinesgleichen. Die Politik des Cer-

cle social änderte ihren Charakter, da einige seiner Anführer nun wichtige Positio-

nen auf nationaler Ebene innehatten. Jean-Marie Roland de La Platière zum Bei-

spiel wurde im März 1792 Innenminister. Aufgrund dessen war er mit der für den

Fortgang der Revolution äußerst wichtigen Sicherung der Lebensmittelversorgung

befasst. In seiner neuen Funktion sorgte er auch für die Gründung der Zeitschrift

La Sentinelle und gewährte diesem wie anderen Blättern des Cercle social teils hohe

Subventionen.52

Bis Mitte 1791 war die Form der starkliberalen Öffentlichkeit des Cercle social

durch die Gleichzeitigkeit von tagespolitischer Aktion und sozialphilosophischer

Reflexion bestimmt worden; ihre Aufklärungsarbeit »von unten« diente vor allem

dazu, die Bürger zu ermutigen, selbst politisch aktiv zu werden. Dieses Ziel wurde

zwar nicht aufgegeben, aber durch ein gegenläufiges Ziel überlagert. Für die Politik

der führenden Mitglieder des Cercle Social, die nun höhere Ämter bekleideten,

machte man Propaganda. Es gab nun unterschiedliche, ja voneinander getrennte

Ebenen des Eingreifens in den Lauf der Revolution. Auf der einen Ebene diente die

von dem Romancier Jean-Baptiste Louvet de Couvrey (1760–1797) herausgegebene

Zeitschrift La Sentinelle dazu, bei den Sansculotten durch eine einfache, propa-

gandistische Sprache um Unterstützung der liberalen Sache zu werben. Auf der

anderen Ebene sollten die zahlreichen übrigen Publikationen aus der Druckerei des

Cercle social den Kreis von intellektuell Interessierten mit der Absicht ansprechen,

die philosophischen, staats- und verfassungsrechtlichen Grundlagen der zu bau-

enden Gesellschaft durch kontroverse Diskussion zu klären.53Mit der Zeit wich die

Aktualität der Perspektive; es trat die erste Ebene in denHintergrund, die zweite in

den Vordergrund.

52 Gary Kates, wie Anm. 11 Kap. 11, S. 189, S. 228, S. 235, S. 240f.

53 Verlegt wurden zwischen 1790 und 1793, unter vielen anderen Werken, Schriften des Päd-

agogen, Hellenisten und Übersetzers Athanase Auger (1734–1792), des Ökonomen und Ad-

vokaten Jacques-Antoine Creuzé-Latouche (1749–1800), des Dramatikers und Schauspie-

lers Philippe François Nazaire Fabre d’Eglantine (1750–1794), des Arztes François-Xavier

Lanthenas (1754–1799), des Plantagenbesitzers undVerfechters der Rechte der Schwarzen Ju-

lien Raimond (1744–1801) und des Postangestellten Jean-François Varlet (1764–1837). Siehe

Gary Kates bzw. Marcel Dorigny, wie Anm. 21 Kap. 11.
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11.10 Der Cercle social und sein Verhältnis zu den Girondisten

Ein relevanter Teil der führendenGirondisten hatte sich in die Politik begeben nicht

mit demInteresse anderVertretungbesitzbürgerlicherAnsprüche, sondernmit der

Intention, eine dieMacht begrenzendeVerfassung zu verabschieden.Wennwir die-

ses Faktum zur Kenntnis nehmen, dann stellen sich neue Fragen über Schlüssel-

entscheidungen der Revolutionäre. Bekannt ist, dass sich Brissot und seine Freun-

de im April 1792 in der Gesetzgebenden Nationalversammlung/Legislative gegen-

über Robespierre durchsetzen konnten, als es um den Krieg ging. Sie wollten, dass

Frankreich in diemilitärische Offensive gegenÖsterreich und all jeneNachbarstaa-

ten ginge, die das Land durch ihre monarchistische und aristokratische Ordnung

bedrohten. Die Brissotisten strebten offenbar eine Art bürgerlicher Revolution in

halb Europa an. War dieses Anliegen die Konsequenz starkliberaler Ideen? War es

die Hybris, die stets mit der reinen Lehre im Bunde steht? Oder war es so, dass die

Revolutionäre des Cercle social ihre starkliberale Position aufgaben? Schlossen sie

sich mit der Kriegserklärung etwa jenem Kalkül an, eine von ihnen getragene, im

Grunde gescheiterte Innenpolitik ließe sich mittels einer Aggression nach außen

fortsetzen?

Keine dieser Fragen findet eine rasche Antwort. Denn die Beschreibung der Gi-

rondistenals einergeschlossenenpolitischenFormation ist inhohemMaßedasPro-

dukt der Imagination von Historikern. Sydenhams Analyse des Abstimmungsver-

haltens der Deputierten imNationalkonvent der Jahre 1792 und 1793 läuft jedenfalls

auf dieThese hinaus, eine Gironde habe überhaupt nicht existiert.54 In der Tat kann

weder bei der Entscheidung über die Hinrichtung des Königs noch bei der über die

VerurteilungMarats von einem einheitlichen girondistischen Abstimmungsverhal-

ten gesprochen werden.55

Wer also von »Gironde« oder von »Girondisten« spricht, nutzt unscharfe Begrif-

fe.Der Cercle Social ist hingegen ideologisch, organisatorisch und sozial betrachtet

besser bestimmbar, auch wenn er nach wie vor von den Geschichtswissenschaften

vergessen oder unterschätzt wird, siehtman einmal, wie bereits gezeigt, von Kates’

exzellenter, bis heute nicht übertroffener StudieThe Cercle Social, the Girondins, and

the French Revolution ab.

AuchwenndieMitglieder desCercle social bei einerAbstimmung imParlament,

im Unterschied zu den Jakobinern, nicht einem »Fraktionszwang« unterlagen, gab

es dennoch einen politischen Konsens, der sich auf drei Themen bezog: erstens die

Marktfreiheit, zweitens die Dezentralisation, drittens die Rechtsstaatlichkeit. Auf

allen drei Feldern hatte der Cercle social Einfluss auf die sogenannten Girondisten.

54 Michael J. Sydenham, wie Anm. 13 Kap. 11.

55 Mona Ozouf, wie Anm. 15 Kap. 11, S. 586 unten – 590 oben.
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Marktfreiheit: Die Anführer und Anhänger des Cercle social sowie die meisten

Girondisten ließen sich durch die gravierende Krise der Lebensmittelversorgung

weit weniger als andere Gruppen zu einem Rückfall in merkantilistische Wirt-

schaftsweisen drängen. Auch die meisten Montagnards waren Anfang des Jahres

1793 nochGegner einer Politik desMaximumsund folglichGegner der beidenMaxi-

mumgesetze,mit denen später die Preise für Lebensmittel und Güter des täglichen

Bedarfs staatlich fixiert wurden.56 Aus Angst vor einer Revolte der Massen und aus

dem Interesse an einer Kontrolle der Wirtschaft sprachen sich die Montagnards

schließlich doch für eine plan- und zwangswirtschaftliche Intervention zu Gunsten

fester Preise aus.

Die auf freiem Tausch beruhenden Mechanismen der Märkte, ohnehin längst

durch Vermachtung gefährdet, wurdenmit der Anwendung der neuen Gesetze völ-

lig blockiert; die Wirtschaft wurde künftig in weiten Teilen staatlich gelenkt. Die

wirtschaftspolitische Krise verstärkte sich und bereitete dadurch der Politik derTer-

reur den Weg. Viele Bürger, die verdächtigt wurden, die Regeln der Zwangswirt-

schaft übertreten zu haben, fielen der Terreur zum Opfer. Nicht allein aus diesem

GrundemussderRückgriff aufmerkantilistischeMaßnahmenalsElementderKon-

terrevolutionbetrachtetwerden.Eswar zwar keineKopie des altenMerkantilismus,

doch ein Rückfall in seinewirtschaftliche Logik unter neuen gesellschaftlichenRah-

menbedingungen. Es ist das Verdienst der Mehrheit der sogenannten Girondisten,

diese Entwicklung früh erkannt und vor den Konsequenzen gewarnt zu haben.

Dezentralisation: So verschieden die einzelnen Girondisten selbst bei Grund-

satzfragen votierten, so geschlossen stimmten sie gegen die von den Jakobinern fa-

vorisierte zentralistische Ordnung des Staates. Diese Einstellung hatte zwei Wur-

zeln. Zum einen drückte sich im Wunsch nach Dezentralisation das Interesse der

ProvinzenundDepartements aus,die sich vonParis unterdrückt fühlten.Wie schon

am Beispiel der Antiföderalisten und Föderalisten in der Amerikanischen Revolu-

tion erläutert, kann diese Haltung gleichermaßen mit liberalen wie antiliberalen,

mit demokratischen wie antidemokratischen Positionen verbunden sein; so erklärt

sich, warum im ganzen Land auch eher aristokratische und besitzbürgerliche Krei-

se den girondistischen Föderalismus unterstützten. Zum anderen drückte sich im

Wunsch nachDezentralisation der Einfluss der Starkliberalen des Cercle social aus.

Denn zur Entfaltung der Gesellschaft gehörte für Fauchet und Bonneville die Be-

schränkung politischer genauso wie die Beschränkung ökonomischer Macht. Die

zentralistische Politik der Montagnards hatte für sie eine konterrevolutionäre Ten-

denz.

56 Siehe den Artikel Maximumgesetz, https://de.wikipedia.org/wiki/Maximumgesetz. Von dort

auch Zugriff auch wichtige historische Dokumente. Zum Thema Zwangswirtschaft in der

Französischen Revolution siehe Florin Aftalion: L’économie de la révolution française, Paris 1987,

Kapitel VIII La dictature économique, S. 187–215.
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Rechtsstaatlichkeit: Zum Bruch zwischen Girondisten auf der einen und Mon-

tagnards/Jakobinern auf der anderen Seite kam es 1792 aufgrund des September-

massakers, bei dem in ganz Frankreich über eintausendzweihundert Personen er-

mordet wurden, die meisten, weil die aufgebrachte Menge sie für »Feinde des Vol-

kes« hielt. Während die Montagnards Verständnis für diese Art Lynchjustiz zeig-

ten, waren die Männer des Cercle social schockiert. Bonneville glaubte nicht, dass

es sich umdie spontane Aktionwütender Citoyens gehandelt habe. Er war vielmehr

überzeugt, dass mit dem Blutbad ein Staatsstreich eingeleitet werden sollte.57 Aus

Protest stellte er seine Berichte über die Tätigkeit der GesetzgebendenNationalver-

sammlung/Legislative ein.

DieAktivistendesCercle social hattendenSturmaufdieTuilerienam10.August

1792 unterstützt, ja an dessen Vorbereitung teilgenommen, um König Ludwig XVI.

unter Druck zu setzen und die Sache der Republik wie der Demokratie ein Stück

weiter zu bringen.58 Das Septembermassaker einigeWochen später aber verfolgten

sie mit Entsetzen; sie hielten es für einen Bruch mit den Prinzipien von Freiheit,

Gleichheit, Brüderlichkeit. In der Folge wurde den Anhängern des Cercle social wie

denenderGirondistenderZutritt zudenVersammlungendesClubdes jacobins ver-

wehrt. Im Juni 1793 schließlichwurden diemeisten führendenMitglieder des Cercle

Social und der Gironde gefangengesetzt. Viele von ihnen wurden guillotiniert, wie

Brissot und Fauchet. Condorcet vergiftete sich am Tag nach seiner Inhaftierung in

der Gefängniszelle, um dem Fallbeil zu entgehen. Bonneville und Paine entkamen

dem Tod nur zufällig durch den Sturz Robespierres.

Bei den politischen Prozessen, die den Girondisten gemacht wurden, stieg die

Zahl der Anklagen fast Tag für Tag.Manwarf ihnen »Föderalismus« vor,weil sie sich

dem Zentralismus widersetzt, und man warf ihnen »Moderantismus« vor, weil sie

gegendie LynchjustizPositionbezogenhatten.Wenigbekannt ist aber,dass eshieß,

die Girondisten seien »zu früh« Demokraten gewesen. Man nahm ihnen übel, dass

sie für ein allgemeines Wahlrecht und die Abschaffung der Monarchie gekämpft,

als sich die Jakobiner noch für eine konstitutionelle Monarchie ausgesprochen hat-

ten.59

Unter den Verhältnissen des Ersten Koalitionskrieges und der wirtschaftlichen

Katastrophe wurden die persönlichen und politischen Fähigkeiten der Revolutio-

näre ungemeinen Belastungen ausgesetzt. Aus moderat Liberalen, wie denen um

Robespierre, wurden extrem Antiliberale; aus Starkliberalen, wie denen im Cercle

social, wurden ambivalente oder gar schwache Liberale.Die Starkliberalen um Fau-

chet undBonnevillewarenangetreten,eineRepublik zu errichten, indernicht allein

57 Susanne Kleinert, wie Anm. 22 Kap. 11, S. 34.

58 Mona Ozouf, wie Anm. 15 Kap. 11, S. 594.

59 Mona Ozouf, wie Anm. 15 Kap. 11, S. 590.



280 Walter Oswalt: Starker Liberalismus

Gleichheit vor dem Gesetz, sondern auch Gleichheit bei den Möglichkeiten ökono-

mischen und politischen Handelns herrschen würde. Obwohl sie ihre eigenen An-

sprüche undMaßstäbe, etwa durch taktische Bündnissemit Schwachliberalen oder

durch die Mobilisierung zum Krieg, immer wieder verletzten, haben die schließ-

lich gebrochenen Revolutionäre dennochmit demEinsatz ihres Lebens stets für die

elementaren Prinzipien von Rechtsstaatlichkeit und Demokratie gekämpft.

11.11 Gegen die Terreur: Der Beitrag Nicolas de Condorcets
zum »Girondistischen Verfassungsentwurf« von 1793

Trotz der ungeheuren Erschütterung durch das Septembermassaker und der Re-

gression im revolutionären Geschehen, die sich spätestens jetzt durchsetzte, war

diePolitikder französischen starkenLiberalenauch inden folgendenMonatennicht

auf die bloße Verteidigung des Minimums an Freiheit beschränkt. Vielmehr gab es

auf die Krise der Revolution auch starkliberale Antworten, die allerdings, wie die

Arbeiten von Elisabeth und Robert Badinter sowie von Stephan Lüchinger60 zeigen,

inweiten Teilen derGeschichtsschreibungundder Sozialphilosophie nicht entspre-

chend ihrer Bedeutung zur Kenntnis genommen wurden.

Bekannt ist, dass der Nationalkonvent am 24. Juni 1793 eine Verfassung be-

schloss, die von drei engen Freunden Robespierres konzipiert worden war: Georges

Couthon (1755–1794), Marie-Jean Hérault de Séchelles (1759–1794), Louis-Antoine

de Saint-Just (1767–1794). Die Verfassung wurde im Sommer 1793 bei einem Re-

ferendum, an dem freilich nur ein kleiner Teil der zur Abstimmung Berechtigten

teilnahm, mit großer Mehrheit angenommen; wegen des Krieges aber weigerte

sich der Nationalkonvent, sie auch in Kraft zu setzen.61 Historiker gaben diesem

Dokument schon früh das Prädikat radikaldemokratisch. Karl Mittermaier und

MeinhardMair schrieben noch 1995:

»Wie wir gesehen haben, kann als politischer Kernpunkt der zweiten, ›radikalde-

mokratischen‹ Revolution die Verfassung vom 24. Juni 1793 gelten. Diese Verfas-

sung, bestehend aus der Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte und der Ver-

60 Elisabeth Badinter, Robert Badinter: Condorcet (1743–1794). Un intellectuell en politique, Paris

1988, Kapitel IXUnhomme seul (1792–1793), S. 483–579 – Stephan Lüchinger:DaspolitischeDen-

ken vonCondorcet (1743–1794) (= Institut für Politikwissenschaft derUniversität St. Gallen,Hg.:

St. Galler Studien zur Politikwissenschaft, Bd. 27), Bern (u.a.O.) 2002.

61 Die Verfassung der Französischen Republik, 24. Juni 1793, in: Günther Franz (Hg.): Staatsverfassun-

gen. Eine Sammlung wichtiger Verfassungen der Vergangenheit und Gegenwart in Urtext und Über-

setzung, München undWien 1975, S. 373–397. Für eine Bewertung siehe Jacques Godechot: Les

constitutions de la France depuis 1789, Paris 1995, S. 69–77, undMichel Pertué: Constitution de l’an

III, in: Albert Soboul (Hg.), wie Anm. 25 Kap. 11, S. 284–286.
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fassungsurkunde, ist eines der wichtigsten Dokumente der Geschichte der Demo-

kratie, obwohl sie, die den Namen der demokratischsten aller bisher niederge-

legten Verfassungen verdient, niemals in Kraft getreten ist. Artikel 25 der Erklä-

rung der Menschen- und Bürgerrechte besagt, daß die Souveränität dem Volke

zusteht.«62

Diese Würdigung malt ein völlig falsches Bild. Denn der Entwurf einer Verfas-

sung, den fünf Monate zuvor Abgeordnete des Cercle social und der Gironde unter

Federführung Condorcets vorgelegt hatten, war wesentlich demokratischer als

der Vorschlag Couthons, Hérault de Séchelles’ und Saint-Justs. Das jakobinische

Dokument hingegen war nicht etwa Teil einerWeiterführung der Revolution; nein,

es warWerkzeug zur Kaschierung einer kommenden Diktatur.

Die Jakobiner, unter ihnen vor allem die Montagnards, wehrten sich mit ihrem

Entwurf einer Verfassung wortreich gegen den in der Öffentlichkeit immer lauter

erhobenenVorwurf, sie wollten ein autoritäres Regime etablieren. In Abwehr dieser

Kritik griffen die Jakobiner zu einem Mittel, das für den schwachen Liberalismus

typisch ist: Sie übernahmen einzelne Verfassungsvorschläge der starken Liberalen

des Cercle social, brachen die »demokratischen Spitzen« und formulierten sie aber

entsprechend ihrem politischen Interesse um. Dass die Jakobiner die Möglichkeit

des Volksentscheids in die Verfassung aufnehmen wollten, gilt als Beweis ihrer ra-

dikaldemokratischen Positionen. In Wirklichkeit handelte es sich lediglich um die

mediokre Kopie einer Passage aus dem Original, das heißt aus jenem Entwurf, der

in der Geschichtsschreibung allgemein der girondistische genannt wird.

Zum Vergleich des beschlossenen jakobinischen und des abgelehnten girondis-

tischen Entwurfs heißt es bei Badinter und Badinter, der jakobinische Entwurf sei

»zu einem Gutteil« durch den girondistischen Entwurf »inspiriert« worden, aber

wesentlich weniger »demokratisch«:

»Comme lui, elle donne à la démocratie directe, à l’exercice immédiat de la sou-

veraineté par le peuple une place essentielle. Mais elle se révèle moins démo-

cratique. Elle réduit les possibilités de référendum populaire et fait désigner le

Conseil exécutif de vingt-quatre membres par l’Assemblée, alors que Condorcet

faisait élire directement les sept ministres par le peuple. Surtout, elle abandonne

le principe, essentiel à ses yeux, des révisions périodiques de la Constitution, sou-

mise à l’approbation populaire. Mais, dans leur Déclaration des Droits les Mon-

tagnards ont eu la volonté politique d’aller plus loin que le projet antérieur. [...]

Pour repousser le soupçon de vouloir instaurer un triumvirat ou une dictature,

la Déclaration montagnarde invite au meurtre du tyran. Allant au-delà du droit

62 Karl Mittermaier, Meinhard Mair, wie Anm. 4 Kap. 11, S. 104f.
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de résistance à l’oppression dans les limites des moyens légaux, déjà admis par

Condorcet, elle consacre le droit et même le devoir d’insurrection du peuple.«63

Die vonCondorcet undMitstreitern gemachten, sehr insEinzelne gehendenVerfas-

sungsvorschläge sahen vor, dass nur zwei Urwählerversammlungen mit je vier- bis

neunhundert Bürgern genügen würden, um ein Referendum über jedes Gesetz, je-

des Dekret zu erwirken. Die Montagnards hingegen, getrieben von der Furcht, das

Volk könne ihrer Macht Grenzen setzen, schränkten in der von ihnen gewünsch-

tenVerfassungReferenden überGesetze ein und schlossen solche überDekrete aus.

Badinter und Badinter schrieben zurecht, die Montagnards hätten sich eifrig und

hitzig als die wahren Revolutionäre geriert; doch ihr Projekt, von »einer Art wüster

Größe« bestimmt, sei inWahrheit nicht mehr als eine »Proklamation« gewesen.64

Condorcet aber wollte keine Als-ob-Politik. Vielmehr unternahm er den Ver-

such,dieFreiheit konstitutionell und institutionell zu sichernundsodendrohenden

Zusammenbruch der Revolution zu verhindern. Er fand eine Lösung für das im

Jahr 1793 politisch dominant gewordene Problem: Die Menschenrechte wurden

immer stärker verletzt; einerseits durch den immer repressiver agierenden staatli-

chen Apparat, andererseits durch die immer irrationaler reagierenden Massen des

Volkes.

Wasman als genuin liberale Politik bezeichnet, also die bloße Abwehr desMiss-

brauchs von Macht durch defensive Institutionen – genau das lag nicht in der Ab-

sicht Condorcets. Ihm ging es nicht allein darum, die Privatsphäre des Bürgers vor

Willkür undGewalt seitens des Staates zu schützen, sondern auch, ja vor allem dar-

um, die Menschenrechte so weit wie möglich zu entfalten. Das Protestieren, ja Re-

voltieren des Volkes, selbst die gewaltfreie permanente Revolution sollte erlaubt,

aber gesetzlich klar geregelt werden. Die Bürger sollten jederzeit die Möglichkeit

haben, die Verfassung und die Gesetze zu revidieren, um sie den Erfordernissen

63 Für eine Beschreibung der Vorgänge um die Entstehung der Verfassung und das Engage-

ment Condorcets siehe Elisabeth Badinter, Robert Badinter, wie Anm. 60 Kap. 11, Abschnitt

Le projet de constitution, S. 533–561 und Abschnitt L’élimination, S. 561–579, Zitat S. 571f. Für ei-

nen Versuch, den Anteil Condorcets am girondistischen Entwurf der Verfassung im Detail

zu bestimmen siehe Alfred Stern: Condorcet und der girondistische Verfassungsentwurf von 1793,

in: Historische Zeitschrift, Bd. 141, H. 3, 1930, S. 479–496. Für eine Gegenüberstellung der bei-

den Entwürfe siehe Stephan Lüchinger, wie Anm. 60 Kap. 11, Abschnitt 7.7 Die girondistische

Menschenrechtserklärung, S. 88–90 und Abschnitt 7.8 Die montagnardistische Menschenrechtser-

klärung, S. 91.

64 Elisabeth Badinter, Robert Badinter, wie Anm. 60 Kap. 11, S. 572f.Wenn auch aus anderenMo-

tiven, das heißt geprägt von den ideologischen Kontroversen des Kalten Krieges, kam Jacob

L. Talmon über dreieinhalb Jahrzehnte vor Badinter und Badinter zu einer ähnlichen Ein-

schätzung des jakobinischen Entwurfs der Verfassung. Talmon sprach von dessen »demo-

kratischem Perfektionismus«, der »in Wirklichkeit invertierter Totalitarismus« gewesen sei.

Jacob L. Talmon, wie Anm. 45 Kap. 10, S. 94f.
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neuer Zeiten anzupassen. Entscheidend war für Condorcet, das Prozedere der Re-

vision dermaßen zu gestalten, dass weder gezählte Mehrheiten noch legislative, ju-

dikative oder exekutive Organe eine Diktatur würden installieren können.65

Unterstützt von seinen Freunden aus dem Cercle Social schlug Condorcet vor,

dass die Bürger direkt vom einzelnen Distrikt aus in einem stufenweisen und refle-

xivenVerfahrendieMöglichkeit haben sollten,überGesetzesinitiativenzuentschei-

den und Exekutive sowie Legislative zu kontrollieren. Durch diese institutionelle

Verkoppelung von repräsentativer und direkter Demokratie war der Verfassungs-

entwurf der Girondistenwesentlich egalitärer und demokratischer als der der Jako-

biner, welcher nur in Ausnahmefällen Volksabstimmungen vorsah und durch einen

zentralistischen Staatsaufbau ausschloss, was der girondistische Entwurf außer-

dem noch beinhaltete: Regionale Urwählerversammlungen sollten nach dem Kon-

zept Condorcets sowohl über die Ablehnung als auch die Annahme von Gesetzesin-

itiativen sowie über die Zusammensetzung des Ministerrates entscheiden und die

Einberufung eines Verfassungskonvents erzwingen können.

Diese demokratischeOffensive als Antwort auf die Krise der Revolution ist auch

deshalb eindrucksvoll, weil sie Ausdruck einer politischen Reifung ist. Als die Re-

volution ausbrach, gehörte der sechsundvierzig Jahre alte Condorcet zur geistigen

Elite seines Landes. Er war Mathematiker von Reputation, Freund Voltaires und

d’Alemberts, Sekretär der Akademie derWissenschaften undMitglied der Académie

française.Damals vertrat er ein positivistisches,umnicht zu sagenmechanistisches

Konzept von Aufklärung; die Bürger sollten über die sei es schon feststehende, sei

es noch zu berechnendeWahrheit von oben herab in Kenntnis gesetzt werden. Da-

mals dachte er auch nicht, der Bürger könne in einem permanenten Prozess des

Lernens seine persönliche Art von Rationalität entdecken und entfalten. Die Mög-

lichkeit undNotwendigkeit, ein Geflecht voneinander unabhängiger politischer In-

stitutionen für eine Republik von Citoyens zu schaffen, erfuhr und begriff der Mar-

quis erst imLauf derRevolution, vor allem imLauf ihrerKrisen.Seine starkliberalen

65 Für eine zwar knappe, doch genaue Darstellung der Prinzipien, von denen sich Condorcet bei

seinem Bemühen um eine Verfassung leiten ließ, siehe Keith Michael Baker: Condorcet, in:

François Furet, Mona Ozouf (Hg.), wie Anm. 15 Kap. 11, Abschnitt Dritter Mißerfolg. Die Revolu-

tion vom 2. Juni 1793, S. 387–389. Ausführlich dagegen Nadia Urbinati: Condorcet’s Democratic

Theory of Representative Government, in: European Journal of Political Theory, Bd. 3, H. 1, 2004,

S. 53–75. »Condorcet’s Plan de constitution, written between 1792 and 1793, was the first and

most sophisticated example of a political architecture that astutely combined different par-

ticipatory practices and made the entire nation into what was in fact a ›people of repre-

sentatives‹. In what follows I shall focus primarily on the foundations of Condorcet’s idea of

representative democracy. My main goal is to highlight the theoretical and institutional im-

pact of the transition from the identification of sovereignty with an act of will and decision

to the view of sovereignty as a permanent work of criticism, surveillance and consent recon-

struction within which judgement and deliberation play a central role.« (S. 56)
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Vorstellungen wurden im Kampf gegen die drohende Diktatur der Jakobiner gebo-

ren – kurz bevor sein Leben und die Freiheit aller zerstört wurden.66

11.12 Die ideologische Basis der Terreur

Der von girondistischen Abgeordneten unter Führung Condorcets formulierte Ent-

wurf einer Verfassung von 1793 entwarf Institutionen der Konfliktlösung und Kon-

sensfindung, wodurch eine Politisierung des öffentlichen Lebens erreicht werden

sollte, um die unpolitische Existenz des Individuums zu schützen. Die Politik je-

doch, für die Robespierre 1793 eintrat, folgte der genau entgegengesetzten Logik.67

In seiner Tugend-Diktatur wurde dem einzelnen Bürger das Recht auf eine indivi-

duelle Existenz entzogen. Gleichzeitig wurde das öffentliche Leben durch eine sys-

tematische Entpolitisierung zum Zusammenbruch gebracht. Es ging nicht mehr

darum, die Freiheit des Bürgers durch diverse Institutionen und die Balance dieser

Institutionen möglich zu machen und zu sichern, sondern darum – mit der Hilfe

von Begriffen wie »Volkswohl« und mit der Unterscheidung zwischen »guten« und

»schlechten« Bürgern – die Sphäre des Politischen vollständig zu vernichten.

Diese Ideologie wird besonders klar in zwei Reden illustriert, die Robespierre

am25.Dezember 1793undam5.Februar 1794 imNationalkonventhielt. Inder ersten

dieser Reden heißt es:

»Die revolutionäre Regierung braucht eine außerordentliche Aktivität, weil sie

sich im Kriege befindet. Sie ist keinen stabilen Gesetzen unterworfen, weil die

Umstände, unter denen sie herrscht, stürmisch sind, und sich jeden Augenblick

verändern. Sie ist genötigt, ohne Unterbrechung neue Quellen der Kraft gegen-

über den sich schnell verändernden Gefahren zu entdecken. Unter dem Regime

der Verfassung genügt es, die Individuen vor den Übergriffen der öffentlichen

Macht zu beschützen. Unter dem revolutionären Regimemuß sich die öffentliche

Macht selbst gegen alle, die sie angreifen, verteidigen. Die revolutionäre Regie-

rung schuldet den guten Bürgern den nationalen Schutz; sie schuldet den Feinden

nur den Tod. Wenn die revolutionäre Regierung aktiver in ihrem Gang und freier

in ihren Bewegungen als eine gewöhnliche Regierung ist, ist sie deshalb weniger

66 Für die Vita Condorcets siehe Stephan Lüchinger, wie Anm. 60 Kap. 11, Erster Teil. Biographische

Eckpfeiler, S. 11–64.

67 Die folgenden Gedanken stützen sich auf Iring Fetscher: Rousseaus politische Philosophie. Zur

Geschichte des demokratischen Freiheitsbegriffs, Frankfurt a.M. 1975, Abschnitt 7Der Jakobinismus

und Rousseau, S. 276–292, S. 347–350.
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gerecht und weniger legitim? Nein, sie stützt sich auf das heiligste aller Gesetze,

auf die Volkswohlfahrt und auf das eiserne Gesetz der Notwendigkeit.«68

In der zweitenRede stellte Robespierre klar,worin seinerMeinungnach das Ziel der

Revolution bestehenmüsse:

»In Frieden die Rechte der Freiheit und der Gleichheit zu genießen; jene ewige

Gerechtigkeit zur Herrschaft zu führen, deren Gesetze zwar nicht in Marmor oder

Stein gehauen, aber dafür in die Herzen aller Menschen eingesenkt sind, selbst in

das des Sklaven, der sie nicht beachtet, und in das des Tyrannen, der sie bestreitet.

Eine Ordnung der Dinge wollen wir, wo alle niederen, grausamen Leidenschaften

an Ketten liegen, wo alle wohltätigen, edlen Leidenschaften vom Gesetz wach-

gerufen werden; wo der Ehrgeiz gleich dem Wunsche ist, sich des Ruhms wür-

dig zu zeigen und dem Vaterlande zu dienen; wo die Unterschiede sich nur aus

der Gleichheit selber ergeben; wo der Bürger der Behörde untersteht, die Behör-

de dem Volk, und das Volk der Gerechtigkeit; wo das Vaterland das Wohl jedes

einzelnen garantiert und wo jeder einzelne sich stolz des Wohlstandes und des

Ansehens des Vaterlandes erfreut; wo die Herzen sich erheben im ständigen Aus-

tausch der republikanischen Gesinnung und in dem Bedürfnis, sich der Achtung

eines großen Volkes würdig zu zeigen.«69

Der Politikwissenschaftler Iring Fetscher (1922–2014) hat in seiner Analyse der po-

litischen Philosophie Rousseaus in Bezug auf die hier zitierte Passage Robespierres

betont, dieser habemit der Vorstellung, das Volkmüsse der Herrschaft der Gerech-

tigkeit unterworfenwerden,dieNormderGerechtigkeit noch über die der Souverä-

nität des Volkes gestellt.70 Da aber bei dieser Norm völlig unklar bleibt,wer undwas

sie bestimmt, wird sie zum Einfallstor erst der Willkür, dann der Terreur. Gleiches

geschieht bei Robespierre mit den Normen der Tugend und der Gleichheit:

»Da die Seele der Republik die Tugend, die Gleichheit ist, und euer Ziel, die Repu-

blik zu begründen, zu befestigen, resultiert daraus, daß eure oberste politische

Richtschnur sein muß, alle eure Verrichtungen auf die Erhaltung der Gleichheit

und auf die breite Entfaltung der Tugend abzustimmen; denn der Gesetzgeber

68 Maximilian Robespierre: Bericht über die Prinzipien einer revolutionären Regierung erstattet im II.

Jahr der Republik am 5. nivoîre, in: Maximilian Robespierre. Reden (= Redner der Revolution, Bd. I),

Berlin 1925, S. 59.

69 Maximilien Robespierre: Über die Prinzipien der politischen Moral. Rede am 5. Februar 1794 vor

dem Konvent, mit einem Essay von Uwe Schultz (= Sabine Groenewold, Hg.: EVA Reden, Bd.

28), Hamburg 2000, S. 9f.

70 Iring Fetscher, wie Anm. 67 Kap. 11, S. 279.
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muß vor allem darauf bedacht sein, das Prinzip der Staatslenkung zu unterbau-

en.«71

Dass die Republik Robespierres,wie oft behauptet wurde, zu einer totalen Politisie-

rung des Alltags geführt habe, ist ein Trugschluss. Das Gegenteil war der Fall: Indi-

viduelle Rechte wurden liquidiert, kollektive Pflichten proklamiert, politische Kon-

troversen vomTugenddiskurs undTugendappell stranguliert.Als »letztesMittel zur

Herstellung eines einheitlichenpolitischenWillens«72 galt eine spezifischeReligion,

bei Rousseau »religion civile«, bei Robespierre »culte de l’être suprême« genannt.

Eswarwohl EdmundBurke,der 1790 in seinemEssayBetrachtungenüber die Fran-

zösische Revolution als erster die Terreur voraussah. Und es war Friedrich Hölderlin

(1770–1843), der 1797/1799 in seinem Roman Hyperion oder Der Eremit in Griechenland

als erster die Destruktivität der Verbindung eines extremenMoralismusmit einem

extremen Etatismus literarisch inWorte fasste:

»Du räumst dem Staate denn doch zu viel Gewalt ein. Er darf nicht fordern, was er

nicht erzwingen kann. Was aber die Liebe gibt und der Geist, das läßt sich nicht

erzwingen. Das lass’ er unangetastet, oder man nehme sein Gesetz und schlag’ es

an den Pranger! Beim Himmel! der weiß nicht, was er sündigt, der den Staat zur

Sittenschulemachenwill. Immerhin hat das den Staat zur Hölle gemacht, daß ihn

der Mensch zu seinem Himmel machen wollte.«73

Was viele heutige Liberale nicht wahrhaben wollen, ist der ungeheure Wandel

der Persönlichkeit Robespierres. Er begann seine politische Karriere als mode-

rater, trotz allem Opportunismus dennoch engagierter Liberaler, setzte sich für

den Schutz des privaten Eigentums und wirtschaftliche Freiheit ein. Doch erwies

sich diese Haltung bald als schwacher Liberalismus, wie wir ihn von Cromwell,

von Locke, von Hamilton kennen. Diese Haltung diente der Eroberung der Macht

und ging mit einer militanten Regression der Revolution einher. Die Rede von

»Volkswohl« und »Gleichheit« und »Tugend« tönte genau da,wo einerseits der freie

Markt durch Plan und Zwang, andererseits die freie Meinungmit ihrer Suche nach

rationalen Lösungen durch Dekret und Diktat ersetzt wurde. Der Irrationalismus

und Despotismus der republikanischenMoral traten auf den Plan.

Eswar also nicht die konsequente Bekämpfung des Reichtums, die in die Terreur

führte, sondern, ganz imGegenteil, das Vergessen undNegieren sozialer Tatsachen

und überindividueller Prinzipien der Machtbegrenzung. Nicht die Radikalisierung

der Revolution im Sinne ihrer Grundprinzipien führte in die Schreckensherrschaft,

71 Maximilien Robespierre, wie Anm. 69 Kap. 11, S. 14f.

72 Iring Fetscher, wie Anm. 67 Kap. 11, S. 287.

73 Friedrich Hölderlin, wie Anm. 7 Kap. 11, S. 39f.
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sondern eine militante Regression und Abwandlung ihrer Ziele. Die Tugenddikta-

tur ist die konsequenteste Vernichtung der Idee der Menschenrechte und der aus

ihr resultierenden Konzeption der Entmachtung. Denn die Tugenddiktatur macht

die Existenzberechtigung des Einzelnen abhängig von seinemWert für die Gesell-

schaft. Sie verfolgte und töteteMenschen aufgrund ihrer angeblichen oder tatsäch-

lichen Gesinnung. – Die Menschenrechtsidee bedeutet dagegen, dass jedem in der

Gesellschaft unabhängig von seinem Wirken für die Gemeinschaft unzerstörbare

Rechte zustehen.

11.13 Starkliberale Politik in der französischen Revolution:
Gesetze und Dekrete zur Verteidigung des Egalitarismus

Zu den Gemeinplätzen des politischen Diskurses gehört heute die Behauptung,

konsequenter Egalitarismus und Schutz persönlicher Freiheiten seien nicht in

Einklang zu bringen.Dass das einemit dem anderen nicht zu vereinbaren sei, wird

durch die Unterstellung genährt, in der Französischen Revolution habe letztlich

der Wille zur Gleichheit zur Terreur geführt. Unterstellt wird ebenfalls, der Zusam-

menbruch der sozialistischen Staaten des östlichen Europas sei unter anderem das

Resultat einer Politik, bei der das Verhältnis von Gleichheit und Freiheit stets zu

Gunsten der Gleichheit bestimmtworden sei. InWahrheit kann von konsequentem

Egalitarismus weder im Fall Frankreichs noch im Fall des östlichen Europas die

Rede sein. Vielmehr schufen die jakobinische wie die kommunistische Herrschaft,

bei allen historischen Differenzen, über die hier nicht zu schreiben ist, mit ihrer

Unfreiheit auch ein hohes Maß Ungleichheit: Die Masse der Bürger wurde einer

Diktatur unterworfen.

Die liberale Avantgarde der Revolutionszeit kannte den vom heutigen Neolibe-

ralismus vertretenen Gegensatz von Freiheit und Gleichheit nicht. Ihr war selbst-

verständlich, dass Menschenrechte nicht nur im Staat, sondern auch in der Wirt-

schaft realisiert werdenmüssen. Ihre Forderung nach individueller Freiheit warwi-

derspruchslos verquicktmit der Forderung nachGleichheit aller Bürger.Auchwenn

sie mit der Konsequenz, mit der sie dachten und kämpften, eine Minderheit dar-

stellten, so war doch die Einheit von Freiheit und Gleichheit eine Grundvorstellung

der damaligen Zeit, die – wie diffus auch immer – im Denken der revolutionären

Gruppen und der bürgerlichen Öffentlichkeit verankert war. Daraus resultierte die

Konsequenz, dass der Schutz des Eigentums und die Verwirklichung sozialer Ge-

rechtigkeit voneinander nicht zu trennen sind.

Dass zum Beispiel viele arme Bauern die Deklaration der Menschen- und Bür-

gerrechte bald nach ihrer Verkündung auf die eigene Lage anwandten, ist eines der

Indizien für diese Möglichkeit. Es entstand ein öffentlicher Druck, das Recht der

Bauern auf privates Eigentum zu stärken. Am 14. Mai 1790 beschloss die Verfas-
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sunggebende Nationalversammlung/Konstituante ein Gesetz, kraft dessen die Be-

hörden der Gemeinden verpflichtet wurden, die Güter der katholischen Kirche sei

es als Ganze, sei es in Teilen zu versteigern. AnmanchenOrten, heißt es bei Soboul,

hätten sichdieBauern zusammengeschlossen,umdie in ihremDorf liegendenLän-

dereienzuerwerben; ananderenOrtenhätten siediepotentiellenKäufer gewaltsam

vertrieben.Der Bodenbesitz der Bauern sei im Lauf der Jahre erweitert worden, ob-

wohl nicht zu leugnen sei, dass die schon besitzenden Landwirte und die reicheren

städtischen Bourgeois den größtenNutzen aus demGesetz vom 14.Mai 1790 hätten

ziehen können.74

Am 2. und 17. März 1791 wurde auf Anregung des Abgeordneten Pierre-Gilbert

Le Roy Baron d’Allarde (1748–1809) einDekret beschlossen, aufgrund dessen erstens

alle Zünfte und alle Privilegien vonManufakturen undHandelskammern aufgelöst,

zweitens die Gewerbe- und die Berufsfreiheit eingeführt wurden. Dieser liberali-

sierende Schub förderte die Initiative von Unternehmern und weckte das Selbstbe-

wusstsein von Handwerkern und Arbeitern. Auch sie machten von den neuen Frei-

heiten Gebrauch.75

Allerdings widersprach diese Entwicklung den Interessen derer, die in der Ver-

fassunggebenden Nationalversammlung/Konstituante von den schwachen Libera-

len repräsentiert wurden. Daher wurde, diesmal auf Anregung des Abgeordneten

Isaac René Guy Le Chapelier (1754–1794), schon ein Vierteljahr später, am 14. Juni

1791, ein Gesetz verabschiedet, das jede gewerkschaftliche Organisation, erst recht

jeden Streik verbot.76

Ähnlich ambivalent wie das d’Allarde-Dekret und ähnlich reaktionär wie das

Le-Chapelier-Gesetz war eineweitere wichtige Entscheidung, die der Nationalkon-

vent am 24. August 1793 fällte. Sämtliche Aktiengesellschaften wurden aufgelöst.

Dieses Dekret war eine Reaktion auf den Unmut vieler Kleinunternehmer über die

Macht der immer noch einflussreichen Großunternehmer. Allerdings verfolgten

74 Albert Soboul, wie Anm. 8 Kap. 11, S. 179f. Ausführlich zu diesem Thema Louis Bergeron: Na-

tionalgüter, in: François Furet, Mona Ozouf (Hg.), wie Anm. 2 Kap. 10, S. 804–816.

75 Décret d’Allarde, in: Alain Plessis (Hg.): Naissance des libertés économiques. Liberté du travail et

liberté d’entreprendre. Le décret d’Allarde et la loi Le Chapelier, leurs conséquences, 1791 – fin XIXe

siècle, Paris 1993, S. 333–340. Zu einer Wertung des Dekrets siehe Jean Imbert: Le »décret«

d’Allarde et ses suites immédiates, in: Alain Plessis (Hg.), wie oben, S. 103–110.

76 Loi Le Chapelier, in: Alain Plessis (Hg.), wie Anm. 75 Kap. 11, S. 341f. Zu einer Wertung des

Le-Chapelier-Gesetzes siehe die Aufsätze von Haïm Burstin: La loi Le Chapelier et la conjoncture

révolutionnaire und von Jésus Ibarrola: Mouvement ouvrier français, loi Le Chapelier et luttes de

classes, 1791–1869, in: Alain Plessis (Hg.), wie Anm. 75 Kap. 11, S. 63–75 bzw. S. 253–276. Burstin

spricht vom »Ausgangspunkt« und »Meisterwerk« einer gegen Streiks und Gewerkschaften

gerichteten Gesetzgebung (S. 63), Ibarrola von einer »repressiven juristischen Kondition« zur

»Ausbeutung der Arbeiter« (S. 273).
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viele der Abgeordneten, die diesem Dekret zustimmten, auch rein private Interes-

sen.Sie unterstützten diemachtfeindlichenEinstellungenderÖffentlichkeit, um in

aller Stille ihre eigene wirtschaftliche Macht zu vergrößern. Im Schutz des Dekrets

spekulierten jakobinische Politiker wie Philippe François Nazaire Fabre d’Eglantine

auf einen allgemeinen Fall des Kurswerts von Aktien. Auch sorgten diese Herren

dafür, dass aufgrund einer Fälschung des Erlasses zur Liquidation der mächtigen

Compagnie française pour le commerce des Indes orientales diese Auflösung nicht

durch den Staat, sondern durch das Unternehmen selbst organisiert wurde. Für die

Bestechung Fabre d’Eglantines und anderer Personen hatte die Französische Ost-

Indien-Kompanie zuvor etwa eine halbe Million Livres gezahlt.77

Am 22. November 1793 votierte die Volksgesellschaft der Sektion Lepeletier von

Paris für eine legislative Initiative,nachderzumSchutzderDemokratiedieprivaten

Vermögen einanderweitgehendangeglichenwerden sollten.Manmüsse, so die ver-

sammelten Sansculotten, den »partikularen Reichtum vernichten, den allgemeinen

Wohlstand sicherstellen und die schimpfliche Armut verbannen«. Ein Dekret möge

dafür sorgen, »dass nur die Menschen, nicht die Vermögen sich zusammenschlie-

ßen können«.Mit Bezug auf diese Forderung der Sektion Lepeletier sprach Fetscher

zu Recht von der »Vorform einer Anti-Kartell- oder Anti-Fusions-Gesetzgebung«.78

Als letztes Beispiel dieser auf Vermögensgleichheit zielenden Politik sei auf Jac-

ques-Nicolas Billaud-Varenne (1756–1819) verwiesen, der sich, bevor er sich später

für die Jakobinerdiktatur einspannen ließ, in seinem 1793 publizierten Traktat Les

elémens du républicanisme für eine »Balance der Vermögen« aussprach:

»Puisque la propriété est le pivot des associations civiles, non-seulement le sys-

tème politque doit assurer à chacun la paisible jouissance de ses possessions,

mais ce sytème doit être combiné de manière à établir, autant que possible, une

répartition de biens, si non absolument égale, au moins proportionnelle entre

tous les citoyens. On sait bien que, dans un grand empire surtout, la balance des

fortunes ne peut pas être juste et immobile, et que l’impulsion d’un commerce

immense, alimenté par une vaste industrie et par les riches produits de l’agricul-

ture, la maintient forcément dans une vacillation continuelle: aussi est-ce là son

véritable état. Or, pour qu’il se perpétue, il est nécessaire que cette balance ne

gravite jamais trop décidément; car c’est alors que la vacillation est définitive-

ment rompue par le poids supérieure qui l’emporte.«79

77 Albert Soboul, wie Anm. 8 Kap. 11, Abschnitt 1 Die »Verschwörung des Auslandes« und die Affäre

um die Ostindien-Compagnie Oktober – Dezember 1793, S. 325–328.

78 Iring Fetscher, wie Anm. 67 Kap. 11, S. 299.

79 Jacques-Nicolas Billaud-Varenne: Les élémens du républicanisme. Première partie, Paris 1793,

S. 57.
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Ob Billaud-Varenne, Robespierre oder Saint-Juste – sie alle forderten Gleichheit

und Marktwirtschaft. Aber sie waren keine starken Liberalen, sondern teils mit-

laufende, teils vorauseilende Opportunisten, die in der Maschinerie der Terreur

auf das engste zusammenwirkten. Während sie in ihren rhetorisch oft brillanten

politischen Erklärungen undEinlassungenwichtige Stimmungen und Strömungen

des Volkes aufgriffen, betrieben sie eine Politik der extremen Konzentration von

politischer und wirtschaftlicher Macht. In der Praxis war ihr Prinzip nicht ein

idealistischer Extremismus von »liberté« und »egalitè«, was immer die Propaganda

behaupten mochte, sondern der erbarmungslose Mittelweg der Machterhaltung.

Diejenigen, die mit Überzeugung für Marktfreiheit kämpften, für die Enteignung

des großen Eigentums eintraten und die Rechtsstaatlichkeit etablieren woll-

ten – sie alle wurden von der Jakobinerdiktatur verfolgt, im schlimmsten Fall sogar

ermordet. Die Konzentration wirtschaftlicher Macht blieb trotz einer gewissen

Umverteilung erhalten.

Jener Mittelweg, der von den Jakobinern begonnen und später unter anderen

Vorzeichen fortgesetzt wurde, führte konsequent in die bis heute fortwirkende

Hoffnungslosigkeit, die untrennbar mit einer Politik des halbierten Liberalismus

verbunden ist.



12. Rückblicke und Ausblicke

12.1 Die verengte Perspektive: Kritische Theorie
und Kritischer Rationalismus

Was in den 1940er Jahren erst Max Horkheimer (1895–1973) und Theodor W. Ador-

no (1903–1969) unter dem Titel Dialektik der Aufklärung und dann Horkheimer un-

ter dem Titel Zur Kritik der instrumentellen Vernunft zur Diskussion stellten, ist im

Wesentlichen die Behauptung, die Menschen seien durch die Aufklärung nicht be-

freit worden, blieben vielmehr in alte und neue Mythen verstrickt. Dadurch wer-

de eine universelle Selbstzerstörung in Gang gesetzt, da die Massen in den moder-

nen technologischen Gesellschaften dazu tendierten, sich totalitären Herrschafts-

formen auszuliefern. Bürgerliche Zivilisation breche zusammen, eine neue Barba-

rei setze ein. Horkheimer und Adorno waren beide von der Vergeblichkeit der auf

Rationalität und Individualität gerichteten Befreiung überzeugt.Gleich auf dieVor-

rede ihres längst kanonisierten Buches folgt die immer wieder zitierte denkwürdige

Behauptung:

»Seit je hat Aufklärung im umfassendsten Sinn fortschreitendenDenkens das Ziel

verfolgt, von denMenschen die Furcht zu nehmen und sie als Herren einzusetzen.

Aber die vollends aufgeklärte Erde strahlt im Zeichen triumphalen Unheils.«

Sie identifizierten die Tragödie der Rationalität mit dem Wirken von Francis Ba-

con (1561–1626), der als Staatsanwalt und Lordkanzler einemehr als nur zweifelhaf-

te Rolle gespielt, in der Philosophie, hier vor allem der Theorie der Naturwissen-

schaften, aber Bleibendes verfasst hatte. Je mehr die Welt im Sinne Bacons ratio-

nalisiert wird, je mehr treten tatsächlich jene Konsequenzen ein, die Horkheimer

undAdorno alsWidersprüchederAufklärungbeschrieben.Die auf die Stärkungder

Macht einer kleinen Gruppe beschränkte Rationalität war und ist eine Rationalität

der Un-Vernunft und der Un-Freiheit. Auf diesem rein instrumentellen Gebrauch

der Ratio gründeten und gründen nach außen hin der Kolonialismus und der Impe-

rialismus, nach innen hin die Ausbeutung der Arbeiter im frühen Industrialismus.
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Was aber nach Meinung Horkheimers und Adornos eine Entwicklung von

höchster Komplexität war, löst sich bei näherer Betrachtung in ein simples Problem

auf: Der von ihnen beobachtete Niedergang in der Moderne ist das Resultat nur

von einer bestimmten Form von Aufklärung. Wenn es tatsächlich nur ein einziges

»Projekt der Moderne« geben würde oder gegeben hätte, dann wäre es folgerichtig,

von einer unüberwindbaren »Dialektik der Aufklärung« zu sprechen. Die Leveller

und ihre Nachfolger in den USA oder in Frankreich zeigten aber, dass es beim Zu-

sammenbruch der alten Ordnungen verschiedene Projekte der Moderne gegeben

hat. Wenn wir diese entscheidende Tatsache berücksichtigen, dann sehen wir,

dass das Problem nicht die Dialektik der Aufklärung an und für sich sich ist; das

Problem sind die Folgen einer bestimmten Aufklärungstradition. Sie dominierte

zwar von Anfang an machtpolitisch und konnte sich, trotz erheblicher Opposition,

schließlich durchsetzen. Diese Aufklärungstradition war aber nicht die erste und

auch nicht die einzige in der demokratischenModerne.

Die irrationale und unfreie Realität der modernenWelt ist zum großen Teil das

Resultat eines ebensounfreienundwenig rationalenpolitischenundökonomischen

Denkens. Das heutigeModell einer offenen Gesellschaft steht trotz allerWeiterent-

wicklungzumgrößtenTeil inderTraditiondes schwachenLiberalismus.Dieserhal-

bierte Liberalismus scheitert nicht an einer tragischen Verstrickung von Vernunft

und Freiheit, denn er hatte ja niemals im Sinn, allenMenschen individuelle Freiheit

zu ermöglichen und eine Weltgesellschaft auf rationalen Verträgen unabhängiger

Bürger zu gründen.

Nur der starke Liberalismus hat ein politisches Programm für die Universali-

sierung von Freiheit und Rationalität hervorgebracht. Hier liegt ein bis heute nicht

ausgeschöpftes und nicht erprobtes Potential an Rationalismus und Individualis-

mus,dasgegendiedestruktiven,desaströsenKonsequenzeneiner angeblichzuweit

getriebenen Rationalität und Individualität gefeit ist.

So gilt zumBeispiel die Konzentration ökonomischerMacht regelmäßig als un-

vermeidbare Folge der Eigenlogik einerseits desMarktes, andererseits der Technik.

Werden aber,wie bei den Levellern, bei TomPaine oder demCercle Social, Vernunft

undFreiheit inhöchstemMaße inAnspruchgenommen, tritt dasGegenteil vondem

ein, was die Kritische Theorie behauptet. Die Gefahr eines Totalitarismus schwin-

det. Der starkliberal verstandene Rationalismus und Individualismus wendet und

wandte sich immer und in jeder Form gegen die Konzentration vonMacht, sei es in

der Wirtschaft, sei es in der Justiz, sei es in der Religion. Richard Overtons Kritik

zum Beispiel zielte auf das ganze »Monopol im Geistigen«.1

Weniger pessimistische Kritiker der Moderne als Horkheimer und Adorno

meinten lange, durch die Überwindung des Liberalismus im Sozialismus lasse

sich eine universelle Rationalität und eine gerechte Gesellschaft realisieren. Es

1 Martin Mar-Priest (= Richard Overton), wie Anm. 31 Kap. 2.
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entstand das Modell der »Zentralverwaltungswirtschaft«. Doch beim Blick auf die

Sowjetunion ahnte schon die erste Generation der Kritischen Theorie, ein solcher

Weg werde in eine Sackgasse führen. Die Einschätzung von der Ausweglosigkeit

zwischen immer bestehender Irrationalität und niemals erreichbarer Rationa-

lität wird bis heute von einem Großteil der sogenannten kritischen Intelligenz

geteilt. Ihr erscheint die Hoffnung auf Fortschritt durch eine zugleich vernünftige

und freiheitliche Organisation ökonomischer und politischer Beziehungen als ein

Mythos.

Aus einer am schwachen Liberalismus entweder kritisch oder affirmativ orien-

tierten Sichtweise bleibt die Vision der Leveller und ihrer Nachfolger ausgeblendet.

Siewird entweder gar nichtwahrgenommenoder als ein historisch überholtesDen-

ken abqualifiziert. Doch die Leveller schlugen trotz vieler zeitbedingter Unklarhei-

ten konkrete Institutionen der politischen Ökonomie vor, mit denen das Ziel einer

auf individueller Freiheit beruhenden gesellschaftlichen Rationalität erreicht wer-

den könnte.

Erinnernwiruns,dassdie Leveller eineWirtschaftsordnungverlangthatten,die

vom freien Tausch bestimmt sein sollte. Freier Tausch war für sie ein unverzichtba-

res Medium gesellschaftlicher Rationalität, ohne das es keine individuelle Freiheit

geben könnte; unfreier Tausch ermöglicht in ihren Augen nicht nur die Konzentra-

tion ökonomischer und politischerMacht; er ist außerdem irrational, weil er er ver-

hindert, dass die Konsumenten amMarkt tatsächlich darüber abstimmen können,

welchenWert die Produkte haben.

Doch die levellistischen Instrumente zur Überwindung der Irrationalität des

KapitalismuswurdenvonRechtenwie vonLinkenstets abgelehnt.Adornoetwahielt

die Idee vom freien Tausch für quasi mittelalterlichen Spuk:

»Der Tauschwert, gegenüber dem Gebrauchswert ein bloß Gedachtes, herrscht

über das menschliche Bedürfnis und an seiner Stelle; der Schein über die Wirk-

lichkeit. [...] Zugleich aber ist jener Schein das Allerwirklichste, die Formel, nach

der die Welt verhext ward.«2

Mit dieser rigiden Positionwird die Universalisierung der Rationalität auf demFeld

wirtschaftlicher Beziehungen per se ausgeschlossen, Aufklärung per se zum Schei-

tern verdammt.Wie diemeistenKritiker des Kapitalismus verwechselte Adorno die

miserable Realität des unfreien Tausches, wie sie aus der Politik des schwachen Li-

beralismus rührt,mit der konkretenUtopie des freienTausches,wie sie vomstarken

Liberalismus erstrebt wurde. Overtons Ideal von Aufklärung folgte nicht der Bacon

2 Theodor W. Adorno: Soziologie und empirische Forschung, in: Ders. (u.a.Hg.): Der Positivismus-

streit in der deutschen Soziologie, Neuwied und Berlin 1969, S. 94.
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zugeschriebenen Formel »Wissen ist Macht«, sondern eher der Formel, die »Wis-

sen ist Entmachtung« hätte lauten können. Es versteht sich, dass mit diesem Ideal

die Probleme nicht verschwinden; doch können sie gelöst werden.Horkheimer und

Adorno abermeinten, die Problemlöser seien in eine Logik desHandelns verstrickt,

die notwendig das Gegenteil von dem hervorbringe, was ursprünglich beabsichtigt

war.

Der wohl entschiedenste Gegner der oft hermetischen, ja fatalistischen Denk-

welt Adornos war der Kritische Rationalismus. Nicht zuletzt als Reaktion auf die

Erfahrung des Wirkens faschistischer und kommunistischer Parteien verdammte

Karl R. Popper mit philosophischen Schriften wieDie offene Gesellschaft und ihre Fein-

de aus dem Jahr 1945 undDas Elend desHistorizismus aus dem Jahr 1965 jeden noch so

leisenVersuch, die gesamteGesellschaft auf das eine große politische Programmzu

bauen.

Popper hielt dies für einen gefährlichen »Holismus«, ja »Chiliasmus«, der un-

weigerlich totalitäre, ja barbarische Züge annehmen würde. An die Stelle desWun-

sches und der Suche nach erlösender Ganzheitlichkeit trat bei den Kritischen Ra-

tionalisten die Devise: »Leben ist Problemlösen«,3 die fortschrittstreue Maxime ei-

nes punktuellen Interventionismus, der stets nach dem Prinzip des trial and error

agiert.

Zu fragenbleibt jedoch,ob sich – inBezug auf die politischeÖkonomiedes star-

ken Liberalismus – der Kritische Rationalismus von der KritischenTheorie wirklich

deutlich unterscheidet. Die Antwort: Er tut es nicht. Denn die Fähigkeit zu rationa-

len Lösungen von Problemenwird in der Tradition starkliberaler politischerDenker

nicht durch Einzelkorrekturen, sondern nur auf Grundlage ganzheitlicher Gesell-

schaftsentwürfe erlangt.

12.2 Der Ordoliberalismus in der frühen Nachkriegszeit–
Machtminimierung durch eine Wettbewerbsordnung

Etwa zur selben Zeit wie mit Horkheimer und Adorno die Kritische Theorie und

mit Popper der Kritische Rationalismus entstand, schufen Walter Eucken und

Franz Böhm die Grundlagen der Freiburger Schule des Ordoliberalismus. Die

Untersuchung der ökonomischen Realität des Nazi-Regimes führte die beiden

Wissenschaftler zu folgender Forderung: Das System der vermachteten Privat-

wirtschaft muss durch ein System einer freien Marktwirtschaft ersetzt werden,

in der der freie Marktzutritt durch eine Wettbewerbsordnung gewährleistet und

3 Karl R. Popper, Franz Kreuzer: Offene Gesellschaft – offenes Universum. Ein Gespräch über das Le-

benswerk des Philosophen, München und Zürich 1986, Abschnitt Leben ist Problemlösen, S. 71f.
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Machtkonzentration verhindert wird. In den Jahren nach dem Ende des Natio-

nalsozialismus, als manchem die Zukunft Deutschlands noch offen schien, als die

Hoffnung auf einen echten Neuanfang noch nicht betrogen worden war und als die

westlichen Alliierten über eine Entflechtung der Konzerne und eine Auflösung der

Kartelle nachdachten,4 konnten auch Eucken und Böhm glauben, nun sei die Stun-

de für die Umsetzung der von ihnen formulierten ordoliberalen Ideen gekommen.

In der zweiten, erweiterten und 1947 publizierten Auflage von Euckens kleiner, sehr

fasslicher SchriftNationalökonomie wozu? heißt es:

»Den großen Vorzügen der Wettbewerbsordnung stehen gewisse Schwierigkei-

ten gegenüber, auf welche ihre Verwirklichung stößt. Vor allem ist es dermoderne

Konzentrationsprozeß, diese zentrale Tatsache der neueren wirtschaftlichen Ent-

wicklung, die sich ihrer Durchsetzung entgegenstellt. (Freilich sind die meisten

Konzerne, Trusts, Pools, Kartelle usw. nicht etwa zwangsläufig entstanden, auch

nicht als notwendiges Ergebnis der technischen Entwicklung, sondern sie waren

entscheidend durch die Wirtschafts- und Rechtspolitik verursacht.) Der Konzen-

tration gegenüber genügen erfahrungsgemäß Antimonopolgesetze nicht. Die

ganze Wirtschaftspolitik und wichtige Teile der Rechtspolitik – von der Handels-

politik bis zum Aktienrecht und vom Patentrecht bis zur Steuerpolitik – sind in

den Dienst der Entmachtung und der Zersplitterung der Machtgebilde zu stellen,

wenn die Wettbewerbsordnung verwirklicht werden soll.«5

Niemand wird leugnen, dass die Euckenschen Konzepte für den Um- und Neubau

der Wirtschaft im Nachkriegsdeutschland einen Einfluss auf das Handeln der po-

litisch Verantwortlichen hatten. Immerhin enthielt die unter demNamen »Ahlener

Programm« bekannte Erklärung der Christlich Demokratischen Union (CDU) aus

dem Jahr 1947 die Forderung nach einer »Wirtschafts- und Sozialverfassung«; im-

merhin griff Ludwig Erhard (1897–1977), damals Direktor der Verwaltung fürWirt-

schaft des Vereinigten Wirtschaftsgebietes, den von Ordoliberalen unterstützten

Vorschlag einer Freigabe der Preise auf und gab sie im Jahr 1948 in der Tat frei.Doch

für den Kern des Programms von Eucken – das heißt für Konzernentflechtung und

4 Der Staats- und Verfassungsrechtler Rupert Scholz bestreitet jedwede ordnungs- und gesell-

schaftspolitische Verbindung zwischen der Dekartellisierungspolitik der westlichen Alliier-

ten und dem Artikel 15 Grundgesetz. Die Vorschläge der Alliierten scheinen dem Autor nicht

zu behagen; dochmeidet er direkte Kritik an ordoliberalen Ideen. Rupert Scholz: Entflechtung

und Verfassung (= Ernst-Joachim Mestmäcker, Hg.:Wirtschaftsrecht und Wirtschaftspolitik, Bd.

68), Baden-Baden 1981, S. 25 unten bis 27 oben.

5 Walter Eucken:Nationalökonomie wozu?, zweite, erweiterte Auflage, Godesberg 1947, S. 78. In

der dritten, durchgearbeiteten Auflage finden sich diese Gedanken, etwas genauer ausge-

führt, auf S. 82–84.



296 Walter Oswalt: Starker Liberalismus

Kartellauflösung, für Wettbewerbsordnung und Wirtschaftsverfassung6 – zeigte

Erhard kein Interesse. Im Gegenteil, Schlüsselposten des von ihm seit 1949 geleite-

ten Ministeriums für Wirtschaft der Bundesrepublik Deutschland besetzte er mit

Repräsentanten großer Unternehmen.7 Eucken, Böhm und ihr Umkreis mussten

bald erkennen, dass sie von der Bonner Regierung keine Politik erwarten konnten,

die die alten Zusammenballungen ökonomischer Macht entflechten und der neu

entstehendenMachtkonzentration Einhalt gebieten würde.

12.3 Westdeutsche Verfassungsgerichtsurteile in der Tradition
der Entmachtung

Die Verfassungen selbst der am höchsten entwickelten Demokratien haben ein De-

fizit. In ihrenFormelnundKlauseln steckt eineTendenz zurZerstörungdessen,was

sie proklamieren: Freiheit. Einerseits sichern sie die Grundrechte der Bürger gegen

direkt illegitime Formen der Gewalt von Seiten staatlicher Instanzen; andererseits

schützen sie nicht vor einer Verletzung der Grundrechte, wenn diese von staatli-

chen Instanzen ausgeht, etwa indem Gesetze zum Erhalt oder Ausbau wirtschaft-

licher Macht in Kraft treten. Würden die Grundrechte, zum Beispiel das auf kör-

perliche Unversehrtheit oder das auf Eigentum, konsequent als Rechte eines jeden

einzelnen Bürgers interpretiert und alles staatliche Handeln an dieser Interpreta-

tion gemessen, dann wären staatliche Instanzen sogar verpflichtet, eine Politik der

Entmachtung zu betreiben. Heute aber genießen Großunternehmen Grundrechts-

schutz, da juristische Personen natürlichen Personen gleichgestellt werden. ImÜb-

rigen widerspricht heute das Verfassungsverständnis der meisten Juristen der Vor-

stellung, die Größe privaten Eigentums müsse beschränkt werden, um die Entfal-

tung der Grundrechte aller Bürger zu schützen.

Eine Reform der Verfassung mit dem Ziel der Minimierung ökonomischer und

politischerMacht könnte vieles aus denQuellen des starken Liberalismus der Level-

6 Für eine genaue Darstellung des Begriffs Wirtschaftsverfassung sowie der zu dieser Sache

in den 1940er und 1950er Jahren vertretenen, sehr verschiedenen Positionen von Kurt Bal-

lerstedt, Franz Böhm, Walter Eucken, Ernst Forsthoff, Ernst Rudolf Huber, Herbert Krüger,

Thomas Nipperdey, Ludwig Raiser, Ulrich Scheuner und Walter Strauß siehe Horst Ehmke:

Wirtschaft und Verfassung. Die Verfassungsrechtsprechung des Supreme Court zurWirtschaftsregu-

lierung (= Rechtswissenschaftliche Fakultäten der Universität von Kalifornien in Berkeley und

der Universität zu Köln, Hg.: Berkeley-Kölner Rechtsstudien, Kölner Reihe Bd. 2), Karlsruhe 1961,

Abschnitt »Wirtschaftsverfassung«, S. 7–56.

7 Zur Rolle Ludwig Erhards siehe Walter Oswalt: Die falschen Freunde der offenen Gesellschaft.

Nachwort, in:Walter-Eucken-Archiv (Hg.):Walter Eucken.Wirtschaftsmacht undWirtschaftsord-

nung. Londoner Vorträge zurWirtschaftspolitik und zwei Beiträge zur Antimonopolpolitik, Münster

(u.a.O.) 2001, S. 89f, S. 116, S. 124–129, S. 132–143.
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ler,derAntiföderalisten,desCercle social undderOrdoliberalen schöpfen.Siekönn-

te sich sogar auf gewisse Tendenzen westdeutscher Rechtsetzung berufen. Einer-

seits hat das Bundesverfassungsgericht, etwa im sogenannten Feldmühleurteil von

1962,8 die Existenz von Konzernen legitimiert; andererseits hat es, im sogenannten

Mitbestimmungsurteil von 1979, vorsichtig Kritik an der Geltung des Grundrechts

auf Vereinigungsfreiheit für größereKapitalgesellschaften zumAusdruck gebracht:

»Ob das Schutzgut und der Inhalt des Art. 9 Abs. 1 GG eine Anwendung der Ge-

währleistung auch auf größere Kapitalgesellschaften zulassen, kann zweifelhaft

erscheinen. ImUnterschied zu demTypus der Vereinigungen, den das Grundrecht

der Vereinigungsfreiheit seiner Geschichte und seiner heutigen Geltung nach pri-

mär schützen will, tritt bei diesen das personale Element bis zur Bedeutungslo-

sigkeit zurück. Das von den Gesellschaften betriebene Unternehmen umfaßt so-

wohl Gesellschaftsmitglieder als auch Nicht-Mitglieder; erst das freiwillige Zu-

sammenwirken beider gewährleistet das Erreichen des Gesellschaftszweckes. Be-

denken gegen die Anwendbarkeit des Art. 9 Abs. 1 GG ergeben sich insbesondere

in Fällen juristischer Personen als Anteilseigner und, im Zusammenhang damit,

der Konzernverflechtung; ebenso kann der Einfluß großer Anteilseigner in zahl-

reichen Gesellschaften zu einer Lage führen, in der von freier Organbestellung

undWillensbildung durch gleichberechtigte Gesellschafter oder deren Repräsen-

tanten, d.h. aber von dem in der Vereinigungsfreiheit enthaltenen Gedanken sich

in freier Assoziation selbstbestimmender Mitglieder, nichts oder nur wenig übrig

bleibt.«9

Was folgt,wennmandie hier zitierten Zweifel der Richter ernst nimmt, lässt sich so

beschreiben: Um den Grundrechten mit aller Konsequenz als Menschen- und Bür-

gerrechten Geltung zu verschaffen, müssten die von der Verfassung vorgesehenen

Institutionen gestärkt werden. Dabei müsste machtfreie Marktwirtschaft als neue

Einrichtung der Verfassung imDienst der gesamten Gesellschaft begriffen werden.

Sie müsste in der Verfassung der Bundesrepublik Deutschland und in einer mög-

lichen Verfassung der Europäischen Union verankert werden, nicht anders als die

traditionellen Institutionen der Legislative, Judikative, Exekutive und deren Balan-

ce respektive Trennung.10

8 Bundesverfassungsgericht: Urteil des Ersten Senats vom 7. August 1962, in: Mitglieder des Bun-

desverfassungsgerichts (Hg.): Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts, Bd. 14, Tübingen

1963, S. 263–288.

9 Bundesverfassungsgericht: Urteil des Ersten Senats vom 1. März 1979, in: Mitglieder des Bun-

desverfassungsgerichts (Hg.): Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts, Bd. 50, Tübingen

1979, S. 355f.

10 Zaghafte Ansätze zur Entwicklung der Verfassung der Bundesrepublik Deutschland bei Die-

ter Grimm: Die Zukunft der Verfassung, Frankfurt a.M. 1991, und zur Entwicklung von Verfas-

sungen im Allgemeinen bei Ulrich K. Preuß: Revolution, Fortschritt und Verfassung. Zu einem
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Am Ende des zuerst von dem ungarischen Historiker Iván Tibor Berend so ge-

nannten »kurzen zwanzigsten Jahrhunderts«, schien es, wie in den frühen Jahren

nach 1945, für eine Spanne von wenigen Monaten die Chance zu geben, eines der

Kernstücke jeder liberalen Wirtschaftsverfassung zum Gesetz zu machen. Artikel

30 des Entwurfs der Arbeitsgruppe »NeueVerfassungderDDR«desRundenTisches

von 1989/1990 für eine andere, bessere Deutsche Demokratische Republik lautet:

»Die Bildung von Kartellen und marktbeherrschenden Unternehmen ist unzuläs-

sig. Ausnahmen sind nur auf gesetzlicher Grundlage im Interesse der Sicherung

gefährdeter Arbeitsplätze, der Förderung strukturschwacher Regionen und der Er-

haltung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit möglich.«11

Die weitere Geschichte ist bekannt. Der Entwurf des Runden Tisches kam zu spät.

Auf demWeg vom »Wir sind das Volk!« zum »Wir sind ein Volk!« blieb er am Rande

liegen. So ist die Wirtschaftsverfassung und mit ihr die Minimierung nicht allein

ökonomischer, sondern auch politischerMacht noch immer eine Forderung,die auf

ihre Einlösung wartet.

12.4 Kritik am Liberalismus: Ein Streiflicht

Wie viel Irrationalität in partieller Rationalität steckt und wie viel Antiliberalismus

sich aus einem halbierten Liberalismus ergibt, das haben liberale Sozialphiloso-

phen, unter ihnen nicht zuletzt die Anhänger des Kritischen Rationalismus, in den

zwei bis drei Jahrzehnten des deutschenWirtschaftswachstums nach dem Zweiten

Weltkrieg verkannt. Kritiker des Kapitalismus dagegen, etwa die Anhänger der

Kritischen Theorie, haben sich hauptsächlich auf die Hypothese einer »Dialektik

der Aufklärung« gestützt und so ihre katastrophale Diagnose der Gegenwart be-

gründet. Unter dem Druck der seit Beginn der 1990er Jahre wachsenden globalen

Probleme begannen auch Vertreter des schwachen Liberalismus wie zum Beispiel

Ralf Dahrendorf (1929–2009) zu zweifeln, ob die Aufklärung, das »Projekt der

Moderne«, je in der Lage sein würde, die innerenWidersprüche zu überwinden.12

Doch auch hier gilt: Wenn es nur das eine und einzige Projekt der Moderne ge-

geben hätte, dann wäre es nur folgerichtig, von einer nie überwindbaren Dialek-

neuen Verfassungsverständnis, Berlin 1990. Genaue Vorschläge in Bezug auf die Europäische

Union hingegen beiWalter Oswalt:Gründet Europa neu.Zwölf Vorschläge für eine demokratische,

postnationale Verfassung, in: Ders., wie Anm. 52 Kap. 8, S. 155–205.

11 Arbeitsgruppe »Neue Verfassung der DDR« des Runden Tisches (Hg.): Entwurf Verfassung der

Deutschen Demokratischen Republik, Berlin 1990, S. 22. Für eine Einschätzung der Bedeutung

des Verfassungsentwurfes siehe Ulrich K. Preuß, wie Anm. 10 Kap. 12, S. 88f, S. 100.

12 Vgl. dazu Ralf Dahrendorf: Die Krisen der Demokratie. Ein Gespräch, München 2002.
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tik der Aufklärung zu sprechen. Die reale Historie aber – beginnend mit den Le-

vellern – dokumentiert, dass es beim Kollaps der alten Ordnung mindestens zwei

durchaus differente Projekte der Moderne gab. Wer diese Tatsache berücksichtigt,

wird sehen, dass das Problem – wie bereits gezeigt – weniger in einer allgemeinen

Dialektik der Aufklärung als vielmehr in jener besonderen Tradition der Aufklärung

zu suchen ist, die zwar politisch dominierte, doch weder die erste noch die einzige

Strömung der auf Menschenrechte sowie aufWohlstand zielendenModerne war.

Auch Dahrendorfs Analyse, wie diejenige zahlreicher Soziologen und Polito-

logen in der zweiten Hälfte des letzten Jahrhunderts, resultiert aus diesem Kurz-

schluss; sie rührt aus der Vermischung von starkem und schwachem Liberalismus

zu einem homogenen, »einzig möglichen« Projekt der Moderne. Programme zur

Universalisierung von Vernunft und Freiheit hat jedoch nur der starke Liberalismus

propagiert, wie er zum ersten Mal mit der Bewegung der Leveller in Erschei-

nung trat. Und wie er zum Beispiel in der ersten Verfassung des Bundesstaates

Pennsylvania für einige Jahre Wirklichkeit geworden war. Oder wie er in dem von

Condorcet entscheidend mitgeprägten girondistischen Verfassungsvorschlag in

der französischen Revolution ausformuliert worden war.

Es ist gewiss ein Verdienst, dass Dahrendorf und andere Tendenzen voraussa-

hen,die später, von vielen PolitologenundSoziologen für gegeben gehaltenwerden:

allen voran die Aushöhlung der politischen Macht der Nationalstaaten durch die

Konzentration wirtschaftlicher Macht. Hatte sich Dahrendorf in den 1990er Jahren

noch darauf beschränkt, an der Möglichkeit zu zweifeln, das Projekt der Moderne

im Lauf der kommenden Jahrzehnte weltweit zu verwirklichen, so wurden zu Be-

ginn des einundzwanzigsten Jahrhunderts solche Stimmen lauter, die dem Libera-

lismus einVersagen vorwarfen,dasweit überDahrendorfs Resignationhinausging.

In einem schonmit dem TitelDasUnbehagen amLiberalismus auf Fundamentalkritik

gerichteten Essay schrieb RaymondGeuss, englischer Philosoph und der Kritischen

Theorie nahestehend, der Liberalismus sei »nicht in der Lage, politische und öko-

nomischeMissstände zu beseitigen«. Er habe »keine Antwort auf die Fragen der Ar-

mut, der Ungleichheit der Lebensbedingungen und -chancen, der Zerstörung der

Umwelt und soweiter«.Da der Liberalismus auf die »Prinzipien der Privatinitiative

und der Verteidigung des Privateigentums« baue, stelle er sogar »eher eine Behin-

derung als einen Beitrag zur Lösung dieser Probleme« dar.13

Ein letztes Beispiel für den stets verengten Blick auf den Liberalismus: In dem

von dem amerikanischen Politologen Patrick J. Deneen verfassten, 2018 in den USA

publiziertenBuchWarumder Liberalismus gescheitert ist werdenGedanken,wie sie bei

Dahrendorf, Geuss und anderen Autoren erwogen wurden, teils verschärft, teils in

eine Richtung gelenkt, die gefährlich ist. Deneen attestiert dem Liberalismus, er

13 Raymond Geuss: Das Unbehagen am Liberalismus, in: Deutsche Zeitschrift für Philosophie,

Zweimonatsschrift der internationalen philosophischen Forschung, Bd.49, H.4, 2001, S. 499.
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habe einerseits, dank seiner Forderung nach Herrschaft über die Natur, für grö-

ßerenWohlstand auch der breiten Masse gesorgt, andererseits, dank seiner Forde-

rung nach Autonomie des Individuums, dem Kommunismus wie dem Faschismus

gewehrt und zu politischer Stabilität geführt. Diese Würdigung hindert den Autor

jedoch nicht an einer frontalen Attacke:

»Der Liberalismus ist gescheitert – nicht, weil er zu kurz griff, sondern weil er sich

selbst treu geblieben ist. Er ist gescheitert, weil er erfolgreich war. In dem Ma-

ße, wie der Liberalismus Realität wurde, traten seine innerenWidersprüche zuta-

ge. Eine politische Philosophie, die entstand, um Gerechtigkeit zu fördern und ei-

ne pluralistische Gesellschaft als Flickenteppich aus verschiedenen Kulturen und

Überzeugungen zu verteidigen, die Menschenwürde zu schützen und, natürlich,

die Freiheit zu vergrößern, sorgt in der Praxis für gigantische Ungleichheit, er-

zwingt Uniformität und Homogenität, fördert denmateriellen und geistigen Zer-

fall und untergräbt schließlich sogar die Freiheit.«14

Ebenso führe der Liberalismus zur Bildung einer neuen Aristokratie, deren Agie-

ren alte durch neue, zugleich elastische und expansive, zugleich ökonomische und

soziale Ungleichheiten ersetze.15

Deneen,dessenBuch ein großer publizistischer Erfolg in denUSAwar, hat zwar

Hamilton, aber nicht Paine, zwar die Föderalisten, aber nicht die Antiföderalisten,

zwardieSchwachliberalen,abernichtdieStarkliberalen rezipiert.DieFolge ist,dass

er sich bei seiner Kritik also ganz im Korridor des Denkens von Locke bis Hayek be-

wegt. Auf diese Weise wird auch hier der Liberalismus verkürzt, verdreht, verzerrt

und eine Zukunftsperspektive verhindert.

WoDeneen von den Prinzipien der parlamentarischen Demokratie schreibt, da

ist seine Position höchst ambivalent. Unter Verweis auf die mehrfach behauptete

Notwendigkeit, durch Religion und Tradition getragene Gemeinschaften zu schaf-

fen, wird beträchtlichen Einschränkungen von Freiheit das Wort geredet.16 Gegen

Ende seiner Streitschrift plädiert ihr Autor für ein Angebot »echter menschlicher

Freiheit« und empfiehlt die Lebensweise der Amischen – einer der wohl geschlos-

sensten religiösen Gemeinschaften in Amerika.17 Diese Beschwörung eines quasi

rückwärtsgewandten agrarischen Tugendrepublikanismus,18 so illusionär er auch

den meisten heute erscheinen mag, zeigt doch, in was für eine freiheitsfeindliche

und gefährliche Richtung die aktuelle Frustration umschlagen könnte.

14 Patrick J. Deneen:Warum der Liberalismus gescheitert ist, 2018, Salzburg undWien 2019, S. 19f.

15 Patrick J. Deneen, wie Anm. 14 Kap. 12, S. 191 unten – 195 oben.

16 Patrick J. Deneen, wie Anm. 14 Kap. 12, S. 180–183.

17 Patrick J. Deneen, wie Anm. 14 Kap. 12, S. 257, S. 259.

18 Patrick J. Deneen, wie Anm. 14 Kap. 12, S. 267 unten – 268 oben.
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12.5 Plädoyer für eine neue liberale Revolution

Der starke Liberalismus bildete die politische Avantgarde in der Englischen, der

Amerikanischen, der Französischen Revolution. Eine Untersuchung seiner weite-

ren Entwicklung würde zu dem Ergebnis kommen, dass starkliberale Ideen und

Konzepte auch die bürgerlichen Revolutionen des neunzehnten Jahrhunderts oder

zum Beispiel die Ökologie-Bewegung des zwanzigsten Jahrhunderts und viele

heutige Initiativen mitprägten und prägen. Das Potential des starken Liberalismus

ist von solcher Aktualität, dass es zur Lösung der globalen Probleme Wichtiges

beitragen kann.

Thilo Bode stellt am Ende seines Buches Die Diktatur der Konzerne von 2018 eine

Diagnose, die die destruktiven Folgen des schwachen Liberalismus auf den Punkt

bringt:

»Die Politik hat ihre Handlungsfähigkeit verkauft. Lediglich nach Gesetzen zu

rufen ist naiv, weil das bestehende System nicht darauf ausgerichtet ist, die im-

menseMachtfülle der Konzerne zu regulieren. Nur zurWahl zu gehen reicht nicht

mehr aus. Die Ausübung unseresWahlrechts, ein Fundament der Demokratie, re-

lativiert sich unter diesen Umständen. Wir delegieren Macht an Repräsentanten,

die keine Macht mehr haben, die Konzerne zu kontrollieren.«19

Eine neue liberale Revolution ist dringend geboten, um die »Macht der Repräsen-

tanten«wieder herzustellen unddie in den früheren bürgerlichenRevolutionen ver-

sprochene Freiheit für alle Bürger tatsächlichWirklichkeit werden zu lassen. Unse-

re Gesellschaften, unsereMärkte sind nur »halbfrei« und ohne eine höhere Qualität

der Freiheit kann das Überleben der Menschen nicht auf Dauer gesichert werden.

In denVerfassungen, denGesetzen undVerwaltungen stehen sich der schwach-

liberale und starkliberale Freiheitsbegriff gegenseitig imWeg, denn unsere Gesell-

schaftsordnung ist hybrid: Es gibt sie ja,moderne Umweltgesetze, Produktionshaf-

tungsgesetze undRegularien zumSchutz unseres Lebensraums,die auf dasWirken

des starken Liberalismus zurück gehen. Aber sie werden blockiert, umgangen, aus-

gehebelt, wenn sie auf die Durchsetzungskraft monopolistischer und oligopolisti-

scherWirtschaftsmacht treffen. Sie können so ihreWirkung nicht entfalten.

Die notwendige liberale Revolutionmuss eine Transformation auf allen Ebenen

sein: Ein erster Schritt wäre, wie bereits gezeigt, die Herstellung unserer demo-

kratischen Rechte durch Entscheidungen über die Verfassungen der Staaten. Mit

fundamentalenVerfassungsänderungenkönnendieWeichendafürgestelltwerden,

ob Machtzusammenballung entstehen oder ob sie durch die konsequente Univer-

salisierung der Menschenrechte entflochten und verhindert werden kann. Diesem

19 Thilo Bode: Die Diktatur der Konzerne, Frankfurt a.M. 2018, S. 185.
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Schritt müssen weitere auf allen Ebenen der Gesellschaft folgen und so die liberale

Revolution in Gang setzen.

Doch für viele gelten politische Revolutionen – wenn sie nicht der Ablösung von

Regimen wie in Venezuela, im Iran, in Nordkorea dienen – seit langem als durch

und durch utopisch. Sie laufen, so heißt es, stets Gefahr, in die Brutalität eines

Bürgerkrieges zu führen. – Dieses Buch sollte aber deutlich gemacht haben, dass

die starken Liberalen in England, in den USA, in Frankreich zu den Fraktionen

gehörten, die Gewalt ablehnten. Vielmehr bauten sie auf einen friedlichen Weg

der schrittweisen Zerlegung von Macht innerhalb freiheitlich verfasster Staaten.

Sie legten dafür Vorschläge vor und entwickelten Strategien. Und setzten diese

zeitweise sogar um.

Das oligopolistische Wirtschaftssystem unserer Tage kann leichter schachmatt

gesetzt werden als die absolutistischen Regime der Vergangenheit. Es braucht kei-

nenSturmaufdieBastille.Die Legislativemüsste als erstes jeneGesetze außerKraft

setzen, die es ermöglichen, Haftung zu umgehen, Steuern zu vermeiden, Patent-

und Markenmonopole zu sichern und Unternehmen zu mächtigen Konzernen zu

verschmelzen. Diese Gesetzesänderungen könnten die Basis für den Umbau der

Gesellschaft nach Kriterien der Nachhaltigkeit und Gerechtigkeit sein. Dazu ist ein

enormer Druck seitens der Öffentlichkeit notwendig. Seit 2018/2019 konnte »Fri-

days for Future« immerhin erreichen, dass breitere öffentliche Diskussionen als je

zuvor über die Klimapolitik entfacht wurden. Auch wenn die Aktivisten mit dem,

was sie erreicht haben, noch lange nicht zufrieden sind, sie haben dennoch eine

neue und große Welle der Bewusstwerdung in Gang gesetzt. Hier müsste man an-

setzen.

Seit der Jahrtausendwende formieren sich zahlreiche Denkschulen und Initia-

tiven, für die die Konzepte des starken Liberalismus als Ideenpool dienen, wenn

nicht sogardasFundamentbilden:ZumBeispiel dasKonzeptder »GroßenTransfor-

mation«, vorangetrieben vor allem von denjenigen Gesellschafts- und Transforma-

tionswissenschaftlern, die die Bedrohung des Planeten durch ungebremste Wirt-

schaftsmacht sowie die dadurch fortschreitende Verarmung in den Fokus stellen.20

Die von ihnen angestrebte allumfassende Reform politischen, ethischen, kulturel-

len und wirtschaftlichen Handelns hat das Ziel, durch Nachhaltigkeit und größere

soziale Gerechtigkeit den Kollaps unseres Planeten zu verhindern.

DieArbeitderThinktankszumBeispiel desWuppertal InstitutsmitUweSchnei-

dewind als Präsidenten oder desTheNew Institute inHamburgmitMajaGöpel21 als

20 Uwe Schneidewind: Die Große Transformation. Eine Einführung in die Kunst gesellschaftlichen

Wandels, Frankfurt a.M. 2018 – Der Begriff der »Großen Transformation« geht auf Karl Polany-

is Analyse der »Great Transformation« von 1944 zurück. s. Karl Polanyi: The Great Transforma-

tion: The Political and Economic Origins of Our Time, Boston, 1944.

21 Maja Göpel: Unsere Welt neu denken, Eine Einladung. Berlin, 2020.
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Direktorin, verbindet die Fädender zahlreichenbereits vorhandenenundneuenLö-

sungsansätze, die nichtmehr nur auf eine ökologische »Reparatur«, sondern auf ei-

nen gesamtgesellschaftlichen Umbau, die »große Transformation« eben, abzielen.

Schneidewind und Göpel sind beide unter anderem Mitglieder des Club of Rome

und des wissenschaftlichen Beirats der Bundesregierung Globale Umweltverände-

rungen (WBGU). Auch sie denken ökonomische Freiheit und politische Freiheit als

Einheit, auch wenn von ihnen die Forderung nach einer »Auseinandersetzung mit

denaktuellen ökonomischenDynamiken« sehr vorsichtig,wennnicht zu vorsichtig,

formuliert wird.22Auch sie sind davon überzeugt, dass nur eine Balance zwischen

ökologisch und nachhaltig ausgerichtetemWirtschaften und größerer sozialer Ge-

rechtigkeit unsere Lebenswelt retten kann.

Die kritischenWissenschaftenhaben ihreArbeit getan.DieErgebnisse über den

erschütternden Zustand des Planeten liegen seit langem auf dem Tisch.23 Dort lie-

gen auch schon zahlreiche kreative und intelligente politische, technologische bzw.

agrarische Erfindungen und Lösungsansätze bereit. Damit sie umgesetzt werden

können,muss durch eine liberale RevolutionWirtschaftsmacht minimiert und De-

mokratie gestärkt werden.

Einige wichtige Ideen dazu stammen, wie dieses Buch zeigen konnte, aus den

großenRevolutionen inderVergangenheit,wurden vor langerZeit erdacht und sind

in unsere Geschichte verwoben. Sie haben in den letzten drei Jahrhunderten zu ge-

waltigenKorrekturen zuerst derMonarchienunddanndes schwachenLiberalismus

geführt. So führten sie zum Beispiel zur ersten Erklärung der Menschenrechte ei-

nes Richard Overton von 1646, zur nachträglichen Einfügung der Bill of Rights in

die amerikanische Verfassung, zu starkliberalen Verfassungsentwürfen in den USA

und in Frankreich und zu einer über JahrzehntewirksamenPolitik gegenKapitalge-

sellschaften in den USA der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts. – Alle diese Errun-

genschaften haben Macht minimiert und unser heutiges Leben stark geprägt. Auf

diese Tradition können wir bauen.

12.6 Verantwortung als Prinzip

»Wir leben nicht über unsere Verhältnisse, sondern über die Verhältnisse der ande-

ren – und zugleich unter unseren Möglichkeiten, nämlich unseren Möglichkeiten

zur Änderung der Verhältnisse.«24 konstatiert Stephan Lessenich in seinem Buch

22 Uwe Schneidewind, Die Große Transformation. Eine Einführung in die Kunst gesellschaftlichen

Wandels, Frankfurt, 2018, S. 66 f.

23 vgl. dazu zumBeispiel die letzten Berichte desWeltklimarates (IPCC) von 2022 und 2023 oder

die Arbeit des weltweit vernetzten Potsdam-Instituts für Klimafolgenforschung.

24 Stefan Lessenich:Neben uns die Sintflut.Wie wir auf Kosten anderer leben, München 2018, S. 203.
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Neben uns die Sintflut. Lessenich zeigt, wie in unserer globalisierten Welt Gewinne

durch Externalisierung von Schäden in andereWeltregionen, vor allem in die soge-

nannte »Dritte Welt«, erzielt werden. Doch schädigen wir nicht allein uns und die

heutigen Mitbewohner des Planeten. Am schlimmsten betroffen sind die zukünfti-

genMenschen.

Für die Leveller John Lilburne und Richard Overton, für William Findley und

Thomas Paine, für Nicolas Marquis de Condorcet und Claude Fauchet dienten die

Menschenrechte auch zum Schutz der kommenden Generationen. Keiner herr-

schenden Generation sollte gestattet sein, durch ihr Handeln der Freiheit und der

Zukunft ihrer Kinder und Enkel zu schaden. Demnach hätte heute keine noch so

große Stimmenmehrheit das Recht, im technologischen, im ökonomischen und im

ökologischen Bereich so zu agieren, dass künftigen Generationen bei der Wahr-

nehmung ihrer Menschen- und Bürgerrechte Schranken gesetzt oder Schaden

zugefügt würde.

Mehr denn je gilt,was der PhilosophHans Jonas (1903–1993) in seinemBuchDas

PrinzipVerantwortung.Versuch einerEthik für die technologischeZivilisation schrieb:Dass

dieMenschheit durch die aufgrundmenschlicher Handlungen vereinten Kräfte des

TechnologischenundÖkonomischen »vertilgt«werdenkönne, rufe nach einerEthik

widerden »endgültig entfesseltenPrometheus«, rufenach einemkategorischen Im-

perativ:

»Ein Imperativ, der auf den neuen Typ menschlichen Handelns paßt und an den

neuen Typ von Handlungssubjekt gerichtet ist, würde etwa so lauten: ›Handle so,

daß die Wirkungen deiner Handlung verträglich sind mit der Permanenz echten

menschlichen Lebens auf Erden‹; oder negativ ausgedrückt: ›Handle so, daß die

Wirkungen deiner Handlung nicht zerstörerisch sind für die künftige Möglich-

keit solchen Lebens‹; oder einfach: ›Gefährde nicht die Bedingungen für den in-

definiten Fortbestand der Menschheit auf Erden‹; oder, wieder positiv gewendet:

›Schließe in deine gegenwärtigeWahl die zukünftige Integrität des Menschen als

Mit-Gegenstand deines Wollens ein‹.«25

25 Hans Jonas: Das Prinzip Verantwortung. Versuch einer Ethik für die technologische Zivilisation,

Frankfurt a.M. 1979, S. 7, S. 36.
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